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Vorwort  
 
Ein jeder mag seine Intention haben, warum er eine Dissertation verfassen möchte. Im Rahmen 
der Literaturrecherche bin ich auf eine Passage gestoßen, welche ich für meine Motivation als 
sehr treffend empfunden habe:  
 
„Wer Wissenschaft betreiben will, der hat eo ipso auch das für die Tätigkeit sinnkonstitutive Ziel anerkannt: er hat 
Kenntnisfortschritt positiv bewertet und sich implizit bereit erklärt, diejenigen Mittel einzusetzen, von denen er hofft, 
dass sie ihn zu einem Erkenntnisfortschritt führen werden. Erkenntnis ist gewiss nur ein möglicher Gegenstand der 
Wertschätzung unter vielen. Setzt man sie aber als einen Wert, dann folgt daraus Respekt für den Wahrheitsbegriff 
und damit auch für die Sein-Sollen-Unterscheidung und außerdem für gewisse instrumentelle Wertungen.“ 1 
 
Die vorliegende Abhandlung hatte ursprünglich das Thema „Wirtschaftlichkeit von Public-Pri-
vate-Partnership-Projekten2 im Sicherheitsgewerbe“ und wurde Ende 2006 von dem damaligen 
geschäftsführenden Direktor Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Rolf Stober der Forschungsstelle Sicher-
heitsgewerbe (FORSI)3 an der Universität Hamburg als Dissertationsthema vorgegeben. Bei 
gleichbleibender Überschrift hatte die Vorgabe ursprünglich die Richtung, dass der Autor fest-
                                                 
1  Gerard Radnitzky und Helmut Seiffert, Wert, in: Handlexikon der Wissenschaftstheorie, 1992, 
S. 383. 
2  Abkürzung für Public Private Partnership. In dieser Abhandlung wird durchgehend das engli-
sche Kürzel verwendet. Der nationale Gesetzgeber hat sich für den Begriff Öffentlich-Private-
Partnerschaft (ÖPP) entschieden (vgl. Art. 1 des Gesetzes zur Beschleunigung der Umsetzung 
von Öffentlich-Privaten Partnerschaften und zur Verbesserung gesetzlicher Rahmenbedingun-
gen für Öffentlich-Private Partnerschaften v. 01.09.2005 in BGBl I, 2676 bzw. BT-Dr. 15/5668 
vom 14.06.2005, S. 11).  
3  In der Folge wurde die FORSI Bestandteil (Forschungsinstitut für Compliance, Sicherheits-
wirtschaft und Unternehmenssicherheit) der Deutschen Universität für Weiterbildung GmbH 
(DUW) in Berlin. Die DUW ist eine im April 2008 gegründete private Hochschule mit Sitz in 
Berlin. An ihrer Trägergesellschaft waren die Freie Universität Berlin und die Stuttgarter Klett-
Gruppe/ Deutsche Weiterbildungsgesellschaft mbH als Gründungsgesellschafter bis April 2013 
je zur Hälfte in Höhe von je € 5 Mio beteiligt. Dabei wurden insbesondere der Charakter der 
Einrichtung als Public Private Partnership sowie die paritätische Anschubfinanzierung des Pro-
jekts durch die Freie Universität Berlin und die Stuttgarter Klett-Gruppe hervorgehoben. Der 
geschäftsführende Direktor der FORSI war Gründungsprofessor. Wegen anhaltender Unwirt-
schaftlichkeit beschlossen die beiden Gründungsgesellschafter, ihre Anteile für einen Euro an 
die Steinbeis-Hochschule Berlin zu verkaufen Seit Mai 2013 gehört die DUW zur Steinbeis-
Hochschule. Seit Januar 2015 ist die FORSI an der Europa-Universität Viadrina als Abteilung 
des Viadrina Compliance Centers (VCC) angesiedelt. 
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stellen sollte, ob es wirtschaftlicher wäre, wenn der hoheitliche Personenschutz durch Angehörige 
des Sicherheitsgewerbes erfolgt.4  
 
Mitte 2007 referierte der Autor einen entsprechenden Lösungsvorschlag im Doktorandenseminar. 
In diesem Referat hat der Autor im Wesentlichen den Begriff der Wirtschaftlichkeit mit dem 
Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichgesetzt, darauf hingewiesen, dass der Begriff PPP-Projekte zum 
damaligen Zeitpunkt nicht definiert werden könne und dass die Wirtschaftlichkeit dieser Projekte 
durch eine Kosten- und Leistungsrechnung festzustellen sei. Dieses Referat führte dazu, dass sich 
der Autor als Doktorand an der Universität Hamburg immatrikulieren konnte. Im Übrigen fand 
eine Betreuungsleistung durch dem damaligen geschäftsführenden Direktor FORSI nicht statt. 
 
Nach Ablauf des ersten halben Jahres musste der Autor konstatieren, dass es unmöglich war, 
auch nur ansatzweise an entsprechende Daten zum hoheitlichen Personenschutz zu eruieren. 
Trotz des entsprechenden Vortrages im Doktorandenseminar (Note: vollbefriedigend) ließ der 
damalige geschäftsführende Direktor der FORSI daraufhin über seine Mitarbeiterin ausrichten, 
dass der Autor die Themenvorgabe wohl nicht verstanden hätte, denn er sollte doch die Wirt-
schaftlichkeit von bestehenden Public Private Partnership-Projekten mit dem Sicherheitsgewerbe 
feststellen.  
 
Die Realisierung von Public-Private-Partnership-Projekten (PPP-Projekten)5 wurde von den poli-
tischen Entscheidungsträgern mit einer theoretischen Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation 
begründet. Die theoretische Wirtschaftlichkeit stellt forschungslogisch lediglich eine erste vor-
wissenschaftliche Annahme dar. Diese Annahme beinhaltet den Gedanken, dass der Staat eine 
Staatsaufgabe zwar in Eigenregie ausüben kann, die alleinige Durchführung einer Staatsaufgabe 
kann aber auch in der Art und Weise auf den Prüfstand gestellt werden, ob es für die Durchfüh-
rung einer Staatsaufgabe gegebenenfalls wirtschaftlicher wäre, wenn ausschließlich ein privater 
Akteur die Durchführung dieser Staatsaufgabe übernimmt oder die Durchführung dieser Staats-
aufgabe durch eine intensive Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Hand und einem priva-
privaten Akteur erfolgt.  
 
Übernimmt ein privater Akteur die Durchführung dieser Staatsaufgabe gänzlich oder führt die   
öffentliche Hand diese Staatsaufgabe nunmehr durch eine intensive Zusammenarbeit mit der Pri-
vatwirtschaft durch ein PPP-Projekt aus, dann weist diese Staatsaufgabe durch die Privatisierung 
eine Neuausrichtung aus. Diese Neuausrichtung wird innerhalb der Privatisierungsdiskussion 
auch als Privatisierungstatbestand bezeichnet. Freilich soll es nur dann zu einer Neuausrichtung 
                                                 
4  Die ursprüngliche Richtung des Dissertationsprojektes (hoheitlicher Personenschutz) hat somit 
nicht die Realisierung eines PPP-Projektes, sondern eine Aufgabenprivatisierung (!) zum Inahlt 
gehabt.  
5  Englische Abkürzung für Public Private Partnership. In dieser Abhandlung wird durchgehend 
das englische Kürzel verwendet.Der nationale Gesetzgeber hat sich für den Begriff Öffentlich-
Private-Partnerschaft (ÖPP) entschieden (vgl. Art. 1 des Gesetzes zur Beschleunigung der Um-
setzung von Öffentlich-Privaten Partnerschaften und zur Verbesserung gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen für Öffentlich-Private Partnerschaften v. 01.09.2005 in BGBl I, 2676 bzw. BT-Dr. 
15/5668 vom 14.06.2005, S. 11).  
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einer Staatsaufgabe kommen, wenn durch die öffentliche Hand vor der Privatisierung ein ent-
sprechender Wirtschaftlichkeitsvergleich durchgeführt wurde, welcher die Wirtschaftlichkeit der 
Neuausrichtung bzw. eines PPP-Projektes eindeutig ausweist. 
 
Die Autoren des Sicherheitsgewerbes postulieren über die FORSI in der rechtswissenschaftlichen 
Literatur einige PPP-Projekte zwischen Sicherheitsbehörden und Sicherheitsgewerbe (sog. Police 
Private Partnerships). Nach den bisherigen Ausführungen müsste folglich die Staatsaufgabe der 
Inneren Sicherheit in der Vergangenheit eine entsprechende Neuausrichtung erfahren haben. 
Weiterhin müsste vor Umsetzung dieser PPP-Projekte entsprechend den öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften die Wirtschaftlichkeit dieser Projekte durch einen entsprechenden Wirtschaft-
lichkeitsvergleich ausgewiesen worden sein.  
 
Es war für den Autor abermals unmöglich, konkrete Daten zur Wirtschaftlichkeit von PPP-
Projekten im Sicherheitsgewerbe zu eruieren. Wenn ein Professor der Rechtswissenschaft den-
noch jahrelang über PPP-Projekte im Sicherheitsgewerbe schreibt, sich für den Begriff Police 
Private Partnership als Synonym für Public Private Partnership rühmt, entsprechende Veröffent-
lichungen vornimmt, andere Professoren durch ihre Veröffentlichungen mittelbar die Existenz 
von PPP-Projekten mit dem Sicherheitsgewerbe bestätigen, zahlreiche Dissertationen zu diesem 
Thema abgenommen wurden sowie einen weiteren Doktoranden mit der Bewältigung dieser 
„Forschungsfrage“ beauftragt,6 dann konnte es ja nicht sein, dass sich für den Autor keine Daten 
über PPP-Projekte im Sicherheitsgewerbe ermitteln lassen.  
 
Oder? 
 
Damals hat der Autor die aufkommende Schwierigkeit noch darauf zurückgeführt, dass der Inhalt 
des Begriffs PPP-Projekte in der Rechtswissenschaft nicht präzise erfasst wurde, so dass für den 
weiteren Dissertationsverlauf eher im Vordergrund stand, diese PPP-Projekte und insbesondere 
ihren wirtschaftlichen Kern möglichst präzise herauszuarbeiten, damit im Anschluss mit den ent-
sprechenden Instrumenten die Wirtschaftlichkeit der PPP-Projekte im Sicherheitsgewerbe festge-
stellt werden kann. 
  
Da PPP-Projekte als ein spezielles kooperatives Arrangement eingeordnet werden, wurde vom 
Autor daher in Anlehnung an die Kooperationsforschung eine Kooperationstypologie entwickelt 
und sodann auf PPP-Projekte übertragen. Als Ergebnis entstand eine PPP-Typologie, mit der 
PPP-Projekte und insbesondere deren Wirtschaftlichkeit handfest eingeordnet werden können. 
Zur Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes wird von der Kooperationsforschung unter anderem 
                                                 
6  Alexander de Blois war ebenfalls Doktorand an der FORSI und wurde bereits Jahre vor dem 
Autor mit diesem Thema beauftragt (vgl. Alexander de Blois, Ökonomische Aspekte von Poli-
ce Private Partnership, in: Recht der Sicherheit – Private, Public & Corporate Security, 2011, 
S. 1 ff). 
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vorgetragen, dass die Partner eines PPP-Projektes aus einem 1 + 1 das ominöse 3 machen möch-
ten. 
 
Das ominöse 3 soll dabei auch die Wechselwirkungen beschreiben, welche die Partner innerhalb 
ihrer intensiven partnerschaftlichen Zusammenarbeit entfalten wollen. Den Partnern ist die Exis-
tenz dieser Wechselwirkungen bekannt. Sie setzen auch ganz gezielt auf die Entfaltung von 
Wechselwirkungen. Welche Wechselwirkungen dann letztendlich für die Wirtschaftlichkeit ihres 
PPP-Projektes konkret zum Tragen kommen, lässt sich jedoch für die Partner nur bedingt vorher-
sagen.  
 
Diesem qualitativen Kern der Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes stand nunmehr für den Au-
tor entgegen, dass die Rechtswissenschaft den Begriff der Wirtschaftlichkeit durchweg mit dem 
Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichsetzt. Das Wirtschaftlichkeitsprinzip beinhaltet, dass eine Ent-
scheidung hinsichtlich des Verhältnisses zwischen dem Ergebnis der angestrebten Bedarfs-
deckung und dem Einsatz knapper Mittel nach der Maßgabe von Handlungskriterien optimal aus-
fallen soll. Dies ist in der Sprache der Mathematik dann der Fall, wenn mit den jeweils 
verfügbaren Mitteln der maximalste Nutzen (Nmax) erzielt ODER die Erzielung eines bestimmten 
Ergebnisses mit den minimalsten Kosten (Kmin) verwirklicht werden kann.  
 
Wenn der rechtswissenschaftliche Begriff der Wirtschaftlichkeit sich im Wirtschaftlichkeitsprin-
zip erschöpft, dann müssten folglich die maßgeblichen Entscheidungsträger hinsichtlich des 
ominösen 3 den Nachweis erbringen, dass Nmax oder Kmin realisiert wurde und ebenso müsste das 
ominöse 3 durch eine Kosten- und Leistungsrechnung analysiert werden. Beides ist für einen de-
mokratisch legitimierten Entscheidungsträger zurzeit aber nicht möglich.  
 
Die Wirtschaftswissenschaften nehmen auch die Perspektive ein, dass ein Staat als System und 
seine Staatsaufgaben (z. B. die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit) als Subsysteme angesehen 
werden kann. Die Wirtschaftlichkeit eines Systems oder Subsystems (z. B. ein PPP-Projekt zwi-
schen einer Sicherheitsbehörde und dem Sicherheitsgewerbe) wird bedeutend von den 
Wechselwirkungen ihrer Subsysteme geprägt. Für den Autor war bei dieser Perspektive von Vor-
teil, dass für die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit amtliche Kriminalitätsstatistiken vorhanden 
und dazu geeignet waren, wenigstens einen übergeordneten Rückschluss über die Wirtschaftlich-
keit des Systems der Inneren Sicherheit zu liefern.  
 
Aber auch hier stand einer direkten Anwendung entgegen, dass die Wirtschaftlichkeit aus der 
Perspektive eines Systems in der Rechtswissenschaft bei der Auslegung des Begriffs der Wirt-
schaftlichkeit gänzlich unbekannt ist. Folgt man der bisherigen Auslegungspraxis, dann müsste 
die Wirtschaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems mithilfe der dogmatischen Kanons in-
terpretiert werden, ob der Verfassungsgeber/Gesetzgeber mal die Wirtschaftlichkeit aus der 
Perspektive eines Systems verrechtlicht hat.  Einer solchen Interpretation stand aber gegenüber, 
dass die öffentliche Hand bereits PPP-Projekte (zumindest in der Produktionswirtschaft) umge-
setzt hat. 
 
Aus diesen Überlegungen ergab sich für den Autor, dass der Vortrag im Seminar aus dem Jahr 
2007 obsolet geworden ist. Ferner zeigte die forschungsmethodische Auseinandersetzung, dass 
sich die ursprüngliche Themenvorgabe nicht in der Absolvierung einer einzelnen Forschungsfra-
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ge erschöpfte, sondern forschungsmethodisch ein Programm beinhaltete: Aus der Präzisierung 
der Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit 
folgte, dass die intendierte Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes in Instrumente zu transformie-
ren ist, mit denen die einhergehende Wirtschaftlichkeit entsprechend den öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften analysiert und letztendlich empirisch festgestellt werden kann. 
 
Als Doktorand kann man letztendlich nur den Nachweis erbringen, dass man sich redlich bemüht 
hat, für ein wissenschaftliches Problem einen glaubhaften Lösungsansatz anzubieten. Folgend der 
Themenvorgabe und des forschungsmethodischen Dreiklanges wurde Ende 2009/ Anfang 2010 
dem damaligen geschäftsführenden Direktor der FORSI ein entsprechendes interdisziplinäres 
Forschungskonzept vorgelegt (1. Erkenntnisfortschritt), die Grundlagen für eine Rechtsfigur der 
Kooperation geschaffen (2. Erkenntnisfortschritt) die entwickelte PPP-Typologie vorgestellt     
(3. Erkenntnisfortschritt), amtliche Kriminalitätsstatistiken als mittelbares Instrument zur Analyse 
der Wirtschaftlichkeit der Staatsaufgabe bzw. des Systems der Inneren Sicherheit verwendet     
(4. Erkenntnisfortschritt)7 sowie eine rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Be-
griff der Wirtschaftlichkeit (5. Erkenntnisfortschritt) vorgewiesen. Für die übrigen beiden 
„Klänge“ des Forschungsprogramms wurde eine entsprechende Gestaltungsempfehlung formu-
liert. 
 
Die Abnahme der Dissertation wurde gleichwohl von ihm abgelehnt und auf die Realisierung der 
Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten im Sicherheitsgewerbe bestanden. Es war folglich davon 
auszugehen, dass es dem damaligen geschäftsführenden Direktor der FORSI gerade auf das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip, auf einen nebulösen PPP-Begriff in der Rechtswissenschaft ankam sowie 
ein interdisziplinärer Lösungsansatz für ihn unerwünscht war. Schließlich beendete Anfang 2010 
der damalige geschäftsführende Direktor der FORSI das Betreuungsverhältnis in der Art und 
Weise, dass er dem Autor eine Abschrift zusandte, aus der hervorging, dass er dem Promotions-
ausschuss der Universität Hamburg mitgeteilt hat, dass er das Dissertationsprojekt aus fachlichen 
Gründen nicht mehr fortführen könne. 
 
Es wird aufgefallen sein, dass der Autor die Formulierung PPP-Projekte innerhalb der Staatsauf-
gabe der Inneren Sicherheit und nicht die Formulierung PPP-Projekte im Sicherheitsgewerbe 
verwendet. Das Sicherheitsgewerbe stellt keine Staatsaufgabe dar. Die Realisierung eines PPP-
Projektes beinhaltet jedoch denklogisch, dass es innerhalb irgendeiner Staatsaufgabe zu einer 
Neuausrichtung bzw. Privatisierung gekommen ist. Wenn man die Privatisierungsdiskussion 
nicht ins Lächerliche führen möchte, dann ist auch kein bestechendes Argument vorstellbar, dass 
zugunsten des Sicherheitsgewerbes ein anderer Musterverlauf bei PPP-Projekten zu erfolgen hät-
te. 
 
                                                 
7  Im Frühjahr 2010 betonte Prof. Dr. phil. Peter Wetzels als Vorsitzender des Promotionsaus-
schusses der Universität Hamburg diesen kriminologischen Erkenntnisfortschritt.  
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Daher zur Erinnerung: Vor der Realisierung eines PPP-Projektes muss ein Wirtschaftlichkeits-
vergleich gegenüber dem Steuerzahler handfest ausweisen, dass die Neuausrichtung einer 
Staatsaufgabe durch ein PPP-Projekt wirtschaftlicher ist. Es geht folglich nicht darum, dass der 
Begriff der Wirtschaftlichkeit etwas enger oder etwas weiter bzw. durch einzelne „Ökonomische 
Aspekte“ 8 ausgelegt wird. Es kam verfassungsrechtlich hinzu, dass die Durchführung von öffent-
lich-rechtlichen Aufgaben innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit hauptsächlich 
durch einen intensiven Eingriffscharakter geprägt ist und somit im Kernbereich der staatlichen 
Verantwortung liegt. Mithin enthält die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit erhebliche verfas-
sungsrechtliche Hürden für die Realisierung von PPP-Projekten zwischen den Sicherheitsbe-
hörden und dem Sicherheitsgewerbe.  
 
Diese Barrieren für ein PPP-Projekt innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit müssen 
auch die anderen Doktoranden der FORSI und die Autoren des Sicherheitsgewerbes erkannt ha-
ben! Indes wurde von den Autoren des Sicherheitsgewerbes eine andere Vorgehensweise 
eingeschlagen: Als beispielsweise die Deutsche Bundesbahn in die Deutsche Bahn AG umge-
wandelt wurde, hat sich durch diese Organisationsprivatisierung der Rechtscharakter des 
Hausrechtes bei der Deutschen Bahn verändert. Wenn in der Folge die Deutsche Bahn AG pri-
vate Sicherheitskräfte zur Absicherung ihres privaten Betriebsablaufes einsetzt, dann stellt das 
nunmehrige private Hausrecht innerhalb der Räumlichkeiten der Deutschen Bahn AG keine Neu-
ausrichtung der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit dar.  
 
Vielleicht hat diese Organisationsprivatisierung für die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit mit-
telbar zur Folge gehabt, dass bei der Bundespolizei Personal freigesetzt wurde. Die Erhöhung 
oder Verringerung der Personalstärke bei der Bundespolizei gehört jedoch zum dienstlichen All-
tag einer Behörde (Personalbedarfsplanung) und kann ebenfalls nicht als eine Neuausrichtung der 
Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit bewertet werden. 
 
Die Autoren des Sicherheitsgewerbes möchten gleichwohl solche „Ausflüsse“ einer Organisati-
onsprivatisierung auf die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit als „Neuausrichtung“ für die 
Begründung von PPP-Projekten mit dem Sicherheitsgewerbe genügen lassen. Dabei waren sich 
einzelne Autoren des Sicherheitsgewerbes und auch externe Autoren sich nicht zu schade, ihre 
eigenen wissenschaftlichen Arbeiten durch nachfolgende Veröffentlichungen zugunsten des Si-
cherheitsgewerbes ad absurdum zu führen. 
 
Es stellt alles andere als eine Selbstverständlichkeit dar, dass ein anderer Professor es auf sich 
nimmt, ein fremdes Dissertationsprojekt fortzuführen. Mithin waren Jahre der Arbeit für den Au-
                                                 
8  Vgl. Alexander de Blois, Ökonomische Aspekte von Police Private Partnership, in: Recht der 
Sicherheit – Private, Public & Corporate Security, 2011, S. 1 ff. Die Reduzierung auf „Öko-
nomische Aspekte“ stellt eine erhebliche inhaltliche Abschwächung gegenüber der ursprüng-
lichen Themenvorgabe dar. Diese Anpassung an den Erkenntnissen des Autors aus dem Jahr 
2009/ 2010 vermag jedoch nicht, den wirtschafts- und rechtswissenschaftlichen Anforderungen 
an einem PPP-Projekt innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit gerecht zu werden. 
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tor sehr wahrscheinlich umsonst. Letztlich hat es Herr Professor Dr. jur. Martin Schwab9 auf sich 
genommen, die Fortführung der Dissertation zu übernehmen. Der Menschlichkeit und dem Ver-
trauensvorschuss, die mir Herr Professor Schwab damit entgegenbrachte, kann ich lediglich mit 
einer tief empfundenen Dankbarkeit begegnen. 
 
Als der Autor die Negation PPP-Projekte innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit 
sodann verfasste, fand erstmals auch eine Auseinandersetzung mit der Dissertation von Björn 
Höftmann statt. Diese Dissertation kann von Seiten des Autors nur positiv erwähnt werden. Nicht 
nur, weil diese Arbeit die vom Autor entwickelte PPP-Typologie inhaltlich bestätigte. Bemer-
kenswert war insbesondere, dass der damalige geschäftsführende Direktor der FORSI Prüfungs-
vorsitzender dieser wirtschaftswissenschaftlichen Prüfung war.10 
 
Zum Ende wies die Negation PPP-Projekten innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit 
einschließlich einer empirischen Erhebung einen Umfang von mehreren hundert Seiten auf. Die 
Ausarbeitung bedeutete für Herrn Professor Schwab als „fachfremden“ Begutachter einen un-
glaublichen Aufwand. Der Autor hat es sodann mit einer gewissen Genugtuung zur Kenntnis 
genommen, dass Herr Professor Schwab die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
dem Begriff der Wirtschaftlichkeit aus dem Jahr 2009/ 2010 bereits als Erkenntnisfortschritt be-
fand. 
 
Damit die Komplexität des Themas PPP-Projekte innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Si-
cherheit konzentriert der Wissenschaft, der Fachwelt und interessierten Lesern präsentiert werden 
kann, bin ich der Bitte von Herrn Professor Schwab sehr gerne nachgekommen und habe anfäng-
lich die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Begriff der Wirtschaftlichkeit in 
der Rechtswissenschaft als isolierte Dissertation abgehandelt. Der vorliegende Forschungsansatz 
widmet sich daher der Explikation und Ausgestaltung des Begriffs der Wirtschaftlichkeit in der 
Rechtswissenschaft.  
 
Hierbei bestand für den Autor die Notwendigkeit, bei der Auslegung der normierten Wirtschaft-
lichkeit zu den Anfängen zurückzukehren und die Ursprünge der normierten Wirtschaftlichkeit 
zu erforschen. Denn der Wissenschaftler, der Neuland der Erkenntnis betritt, bezieht bestimmte 
Positionen, die der späteren Forschung ihre Richtung weisen. Mitunter entstehen „Selbstverständ-
lichkeiten“ in Theorie und Praxis, die sich fortführen, ohne dass ihre Berechtigung gründlich ge-
prüft wird. Erst die Besinnung auf die Anfänge eines Denksystems lässt aber erkennen, wo 
                                                 
9  Professor Martin Schwab hat den Ruf auf die Professur Bürgerliches Recht, Verfahrensrecht 
und Unternehmensrecht von der Freien Universität Berlin an der Universität Bielefeld zum 
Wintersemester 2015/16 angenommen. 
10  Björn Höftmann, Public Private Partnership als Instrument der kooperativen und sektorenüber-
greifenden Leistungsbereitstellung – dargestellt an der neu strukturierten kommunalen Abfall-
wirtschaft, 2001, Prüfungsdeckblatt. 
Vorwort 
 
 
 
Seite VIII 
 
möglicherweise die bisherige Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit unsachgemäß und 
damit wider dem Willen des Verfassungsgebers/Gesetzgebers ist. 
 
Dessen ungeachtet sollen nach wie vor die übrigen Teile der ursprünglichen Themenvorgabe der 
Wissenschaft, der Fachwelt und interessierten Lesern zugänglich gemacht werden. Dies schon 
deshalb, weil der Autor im Rahmen der empirischen Erhebung gegenüber zahlreichen öffent-
lichen Institutionen (Innenministerien, Rechnungshöfe etc.) das Versprechen abgegeben hat, dass 
diese für ihre Mitarbeit an der empirischen Erhebung ein Exemplar der Ausarbeitung PPP-
Projekte innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit erhalten werden. 
 
Alle Wissenschaften haben ihren eigenen Geltungsbereich mit bestimmten Gesetzmäßigkeiten. In 
der Rechtswissenschaft gibt es kein richtig oder falsch. Die Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten 
hängt dagegen von Fakten ab, welche zunächst von den Wirtschaftswissenschaften geliefert wer-
den. Demzufolge kann es bei der Auslegung des Begriffs der Wirtschaftlichkeit durchaus ein 
richtig oder falsch geben. Es war letztendlich Herr Professor Schwab, welcher in einem unserer 
zahlreichen Gespräche das Erfordernis eines Kanons der interdisziplinären Auslegung bei der 
Auslegung des dynamischen Begriffs der Wirtschaftlichkeit für die Rechtswissenschaft erkannt 
hat. Ich sehe mit großem Interesse entgegen, wie sich diese Auslegungsregel in der Rechtswis-
senschaft entwickeln wird. 
   
Die Übernahme des Zweitgutachtens hat Herr Prof. Dr. Andreas Fisahn übernommen. Auch hier-
für möchte ich meinen Dank aussprechen.  
 
Das Gelingen einer Dissertation hängt auch immer von kooperativen Akteuren im privaten Um-
feld ab. Es sind daher einige Personen zu würdigen, welche durch ihr Verhalten wesentlich zum 
Gelingen dieser Arbeit beigetragen haben:   
 
Meinen Pflegeeltern Magdalene und Wilhelm Hölscher widme ich diese Ausarbeitung. Sie haben 
mein Leben entscheidend beeinflusst. Wäre ihre Fürsorge nicht gewesen, so hätte ich wohl nie 
die Möglichkeit gehabt, eine wissenschaftliche Ausarbeitung verfassen zu dürfen. Mit großem 
Bedauern ist für mich zu konstatieren, dass die widrigen Umstände des Dissertationsverlaufes da-
zu geführt haben, dass mein Pflegevater die Beendigung dieses Dissertationsprojektes leider nicht 
mehr miterleben konnte. 
 
Auf der Ebene des Arbeitsumfeldes sind für ihr stets freundliches und hilfsbereites Verhalten die 
Mitarbeiter der Bibliotheken des Fachbereiches Wirtschafts- und Rechtswissenschaften an der 
Freien Universität Berlin anzuführen. Wenn in dieser Arbeit Herr Gerald Scharf und Herr Gerold 
Streif genannt werden, so mögen sich bitte alle Mitarbeiter von der Danksagung angesprochen 
fühlen.  
 
Dem Korrektorat von Herrn Bernhard Löwenberg aus dem Jahr 2009 und von Herrn Herbert 
Kötter aus dem Jahr 2012 und 2017 ist es zu verdanken, dass diese Arbeit möglichst keine ortho-
grafischen oder grammatikalischen Fehler aufweist. 
 
Vorwort 
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Ich kann die Unterstützung von Philipp Meyer nicht genug betonen. Ebenso ist der Beistand von 
Liane Gärtner, Boris Glowacki und Uwe Elsholz aufzuführen. Ihnen allen sei mein besonderer 
Dank ausgesprochen.   
 
Schließlich lebt der Fortschritt der Wissenschaft von der permanenten Kritik. Es bleibt daher zu 
hoffen, dass mit dieser Untersuchung die fachliche Auseinandersetzung der Wirtschaftlichkeit in-
nerhalb der Staatsorganisation weitergeführt wird und dass sie in der Wissenschaft als auch in der 
Praxis eine rege Diskussion entfaltet.  
 
 
 
Mai 2018                                                                                               Frank Brecht
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§ 1 Der Begriff der Wirtschaftlichkeit als Rechtsproblem 
 
 
A. Relevanz des Forschungsansatzes 
Die Ermittlung der Wirtschaftlichkeit ist vornehmlich ein Gegenstand der Wirtschaftswissen-
schaften.11 Spezifisches Erkenntnisobjekt der Wirtschaftswissenschaften ist das wirtschaftliche 
Handeln des Menschen, wobei sie ihre normative Basis aus den Maximen des Wirtschaftens ab-
leitet.12 Dessen ungeachtet besitzt die Wirtschaftlichkeit für alle Wirtschaftssubjekte13 unabhängig 
von den jeweiligen Zielen der Betätigung gleichermaßen Gültigkeit.14 Der Begriff der Wirtschaft-
lichkeit hat in zahlreichen Rechtsnormen Verwendung gefunden. Demzufolge besitzt die Wirt-
schaftlichkeit auch für die Rechtswissenschaften Relevanz15 und auch die rechtlichen Institutionen 
müssen sich mit der Wirtschaftlichkeit befassen.16 Dies zeigt sich beispielsweise dann, wenn nach 
dem öffentlichen Haushalts- (§ 6 HGrG i. V. m. § 7 BHO) bzw. Vergaberecht (§ 97 V GWB) die 
Verpflichtung besteht, gemäß § 7 II BHO Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen.17 
                                                 
11  Peter Eichhorn, Öffentliche Haushalte und Betriebswirtschaftslehre, in: Schriften zur öffent-
lichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, 1997, S. 13 und 14; Thomas Engels, Wirt-
schaftlichkeitsprinzip und Rationalisierung in der öffentlichen Verwaltung, in: Theorie und 
Forschung 1994, S. 33. 
12  Arnold Heertje und Heinz Dieter Wenzel, Grundlagen der Volkswirtschaftslehre, 2002, S. 5; 
Henner Schierenbeck, Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre, 2000, S. 5. 
13  Eine gängige und an den typischen Wahlhandlungen orientierte Systematik unterteilt vier 
Gruppen von Wirtschaftsakteuren in verschiedene Sektoren: Die Unternehmen, die Güter zur 
Bedürfnisbefriedigung bereitstellen, die Haushalte, die durch Güterverzehr Bedürfnisse befrie-
digen und als Anbieter der Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital und Boden auftreten, den Staat, 
der hoheitliche Gewalt ausüben kann, um Wahlhandlungen zu beeinflussen und Güter oder die 
Verfügung darüber umzuverteilen, und das Ausland als Summe der ökonomischen Akteure au-
ßerhalb der betreffenden Volkswirtschaft (vgl. Arnold Heertje und Heinz Dieter Wenzel, 
Grundlagen der Volkswirtschaftslehre, 2002, Seite 5). 
14  Peter Eichhorn, Das Prinzip Wirtschaftlichkeit, 2005, S. 153 (jedoch ohne Quellennachweis); 
Dietmar Bräunig, Öffentliche Verwaltung und Ressourcenbewirtschaftung, in: Schriften zur 
öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, 2000, S. 31. 
15  Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 13. 
16  Jürgen Schmidt, Wirtschaftlichkeit in der öffentlichen Verwaltung, 2006, S. 21 ff; Andreas 
Musil, Wettbewerb in der staatlichen Verwaltung, in: Jus Publicum, 2005, S. 80 ff; Peter Eich-
horn, Öffentliche Dienstleistungen, 2001, S. 11; Wolfgang Hoffmann-Riem, Effizienz als 
Herausforderung an das Verwaltungsrecht, in: Schriften zur Reform des Verwaltungsrechts 
1998, S. 56 und 57; Berndt Rückwardt, Wirtschaftlichkeit durch Privatisierung?, in: Speyer 
Forschungsberichte, 1983, S. 44 ff. 
17  Vgl. Martin Müller, Vergaberechtliche Grundlagen für öffentliche Bewachungsaufträge, in: 
Handbuch des Sicherheitsgewerberechts, 2004, Rn. 53 ff;  Mark Eggers, Public Private Part-
nership ˗ Eine strukturierte Analyse auf der Grundlage von ökonomischen und politischen 
Potentialen, in: Europäische Hochschulschriften, 2004, S. 99. 
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Nach der gegenwärtigen Auslegungspraxis soll die Verrechtlichung der Wirtschaftlichkeit dazu 
geführt haben, dass die Wirtschaftlichkeit als Begriff und Ausdruck der Gesetzessprache entspre-
chen muss, um in ihrem Inhalt eindeutig bestimmbar zu sein.18 Diese verrechtlichte Wirtschaft-
lichkeit wird in dieser Untersuchung als normierte Wirtschaftlichkeit bezeichnet. Folgt man der 
bisherigen Auslegungspraxis, dann soll die normierte Wirtschaftlichkeit zunächst ausschließlich 
nach rechtswissenschaftlichen Kriterien zu beurteilen sein.19 Im Hinblick auf die Integration von 
zetetischen Erkenntnissen anderer Wissenschaften soll für die Jurisprudenz gelten, dass diese al-
lenfalls hilfsweise zur Auslegung herangezogen werden und die rechtswissenschaftliche Begriffs-
bestimmung nicht ersetzen kann.  
 
Als Begründung für diese Auslegungspraxis wird vorgetragen, dass mit einer einfachen Verwei-
sung auf eine andere Wissenschaft ein Auslegungskriterium bevorzugt werden würde, ohne dass 
dafür eine anständige Begründung vorläge.20 Nach dieser Auffassung ist die normierte Wirtschaft-
lichkeit mittels einer der möglichen Kanons dogmatisch auszulegen, wobei als Ergebnis durchaus 
die Möglichkeit bestehen soll, dass in der Rechtswissenschaft der Terminus Wirtschaftlichkeit 
abweichend von anderen Wissenschaften (z. B. Wirtschaftswissenschaften) verwendet und/oder 
in den verschiedenen Rechtsgebieten eine unterschiedliche rechtliche Bedeutung erfährt.21  
 
Weiterhin wird die normierte Wirtschaftlichkeit in der Rechtswissenschaft durchweg mit dem 
Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichgesetzt.22 Entsprechend dem Wirtschaftlichkeitsprinzip soll die 
Entscheidung hinsichtlich des Verhältnisses zwischen dem Ergebnis der angestrebten Bedarfsde-
ckung und dem Einsatz knapper Mittel nach der Maßgabe von Handlungskriterien optimal 
ausfallen. Dies ist mathematisch dann der Fall, wenn mit den jeweils verfügbaren Mitteln der 
maximalste Nutzen (Nmax) ODER die Erzielung eines bestimmten Ergebnisses mit den minimals-
ten Kosten (Kmin) verwirklicht werden kann.23 Die Konjunktion ODER drückt dabei aus, dass 
zwischen zwei Möglichkeiten ein absoluter Gegensatz besteht, da von beiden Relationen nicht 
gleichzeitig der mathematische Extremwert Nmax UND Kmin realisiert werden kann.24 
 
  
                                                 
18  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 21. 
19  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 21. 
20  Vgl. Hubertus Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie- 
und Wirtschaftlichkeitsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht - Band 821, 2000, S. 410. 
21  Vgl. Ernst A. Kramer, Juristische Methodenlehre, 1998, S. 49. 
22  Exemplarisch: Hermann Butzer in  Beck᾽scher Online-Kommentar Grundgesetz, 31. Edition, 
Stand 01.12.2016, Art. 144 Rn 6; Marc Opitz in Dreher/ Motzke, Beck᾽scher Vergaberechts-
kommentar, 2. Aufl., 2013, § 97 Abs. 5 GWB Rn 16; OLG Düsseldorf: Vergabe, Produkt, 
Vergabe, Wirtschaftlichkeitsprinzip, Beschluss vom 09.01.2013 – VII ˗ Verg 33/12; Martin 
Burgi, Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe, in: Jus Publicum ˗ Band 37, 1999, 
Seite 240 ff; Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, in: Schriften zum 
öffentlichen Recht, 1988, S. 13. 
23  Stephan Zelewski, Grundlagen, in: Betriebswirtschaftslehre – Band 1, 2008, S. 11 und 12. 
24  Peter Eichhorn, Das Prinzip Wirtschaftlichkeit, 2005, S. 159. 
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Diese Auslegungspraxis führte bezogen auf die ursprüngliche Themenvorgabe „Wirtschaftlich-
keit von PPP-Projekten im Sicherheitsgewerbe“25 zu erheblichen Schwierigkeiten: In den 
Wirtschaftswissenschaften ist beispielsweise die Perspektive existent, dass ein Staat als System 
und seine Staatsaufgaben als Subsysteme angesehen werden können. Auch Systeme verfolgen 
das Ziel, wirtschaftlich zu agieren. Die Wirtschaftlichkeit eines Systems wird bedeutend von den 
Wechselwirkungen ihrer Subsysteme geprägt.26 Die Existenz dieser Wechselwirkungen ist be-
kannt. Es wird bei dieser Perspektive auch ganz gezielt auf diese Wechselwirkungen gesetzt. 
Welche Wechselwirkungen dann aber letztendlich für das System zum Tragen kommen, lässt 
sich allenfalls bedingt vorhersagen.27  
 
Wenn diese Wechselwirkungen aber nicht konkret benannt werden können, dann ist es tatsäch-
lich auch nicht möglich, den maximalen Nutzen (Nmax) ODER die minimalsten Kosten (Kmin) in 
einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu beziffern. 
 
Einer direkten Anwendung der systemischen Perspektive in der Rechtswissenschaft steht entge-
gen, dass in der Rechtswissenschaft die Wirtschaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems 
bisher gänzlich unbekannt ist. Folgt man demzufolge der derzeitigen Auslegungspraxis, dann 
müsste die Wirtschaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems mithilfe der dogmatischen Ka-
nons dahingehend interpretiert werden, ob der Verfassungsgeber/Gesetzgeber die Wirtschaftlich-
Wirtschaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems verrechtlicht hat.  
 
Einer solchen Interpretation steht aber gegenüber, dass die öffentliche Hand zumindest in der 
Produktionswirtschaft PPP-Projekte umgesetzt hat.28 Mit der Umsetzung wurde auch eine syste-
mische Wirtschaftlichkeit verfolgt.29 Für die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit wird dies 
beispielsweise durch die amtlichen Krimininalitätsstatistiken belegt.  
 
                                                 
25  Vgl. Vorwort. 
26  Vgl. § 3. 
27  Niklas Luhmann, Zweckbegriff und Systemrationalität, 1973, S. 109, Maik Ebersoll, Die Al-
ternative Wirtschaftstheorie, 2006, S. 180; Bärbel Reuter, Flexible Kooperationen steuern, 
2004, S. 28; Siegfried Georg Häberle (Hrsg.), Das neue Lexikon der Betriebswirtschaftslehre – 
Band F bis M, 2008, S. 708; Teresia Theurl und Andrea Schweinsberg, Neue Kooperative 
Ökonomie, Ökonomik der Kooperationen – Band 2, 2004, S. 8; Dirk Werth, Kollaborative Ge-
schäftsprozesse, in Wirtschaftsinformatik – Theorie und Anwendung – Band 2, 2006, S. 22, 
Heinz K. Stahl, Vernetzung – eine Tour d᾽horizon, in: Vernetzte Unternehmen, 2005, S. 12; 
Christopher Lohmann, Organisation dauerhafter Kooperationen, in: Beiträge zur Personal- und 
Organisationsökonomik – Band 4, 2000, S. 28; Michael Kutscher, Prozessmanagement von 
Kooperationen, Diskussionsbeiträge der Wirtschaftswissenschaft-lichen Fakultät Ingolstadt – 
Nr. 165, 2003, S. 33. 
28  Vgl. Vorwort. 
29  Vgl. Béla St. Bernhardt, Neuorganisation der staatlichen Aufgabenerfüllung, in: Nomos Uni-
versitätsschriften - Wirtschaft - Band 53, 2000, Seite 7 ff. 
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Ein ähnliches Bild zeigt sich, wenn man die Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes betrachtet: 
Das Wesen eines PPP-Projektes besteht darin, dass der Staat zuvor eine Staatsaufgabe alleine 
ausgeführt hat. Gegebenenfalls kommt er zu dem Schluss, dass es für die Staatsorganisation wirt-
schaftlicher wäre, wenn er die Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit in Zukunft nicht mehr alleine 
ausführt, sondern durch eine intensive partnerschaftliche Zusammenarbeit mit einem privaten 
Akteur realisiert.30  
 
Die Wirtschaftlichkeit einer intensiven partnerschaftlichen Zusammenarbeit innerhalb eines PPP-
Projektes besteht unter anderen darin, Synergieeffekte zwischen den PPP-Partnern zu realisieren. 
Aus 1 + 1 soll das ominöse 3 gemacht werden, wobei das ominöse 3 die Wechselwirkungen wi-
derspiegelt, welche Kooperationspartner innerhalb ihrer intensiven partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit entfalten wollen.31 Auch hier ist den Partnern eines PPP-Projektes die Existenz dieser 
Wechselwirkungen bekannt. Auch hier wird gezielt auf diese Wechselwirkungen gesetzt. Viel-
leicht erhoffen sich die Partner eines PPP-Projektes ganz bestimmte Wechselwirkungen. Welche 
Wechselwirkungen dann letztlich für die Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes zum Tragen 
kommen, lässt sich aber auch hier nicht konkret vorhersagen.32  
 
Somit ist es auch bei einem PPP-Projekt zurzeit nicht möglich, den maximalen Nutzen (Nmax) 
ODER die minimalsten Kosten (Kmin) zu realisieren. Die Schwierigkeiten erhöhen sich auch hier, 
wenn man die Wechselwirkungen in einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nachweisen möchte. 
 
Wenn maßgebliche Entscheidungsträger sich nun dazu entschließen, eine Staatsaufgabe durch ein 
PPP-Projekt neu auszurichten, dann stehen diese in der Pflicht, vor (!) der Neuausrichtung der 
Staatsaufgabe einen entsprechenden Wirtschaftlichkeitsvergleich durchführen.33 In diesem Wirt-
schaftlichkeitsvergleich müssten die Entscheidungsträger nach der bisherigen Auslegungspraxis 
beispielsweise Nmax ODER Kmin von gewollten, aber gegebenenfalls völlig unbekannten Wech-
selwirkungen eines Systems bzw. einer PPP-Partnerschaft nachweisen.  
                                                 
30  Kuno Schedler und Isabella Proeller, New Public Management, 2000, S. 204 und 204; Sybille 
Roggencamp, Public Private Partnership, in: Europäische Hochschulschriften – Band 2410, 
1999, S. 28, 35 und 36; Björn Höftmann, Public Private Partnership als Instrument der koope-
rativen und sektorenübergreifenden Leistungserstellung – dargestellt an der neu strukturierten 
kommunalen Abfallwirtschaft, 2001, S. 16 und 17.  
31  Vgl. Manfred Schulte-Zurhausen, Organisation, 2005, S. 263. 
32  Maik Ebersoll, Die Alternative Wirtschaftstheorie, 2006, S. 180; Bärbel Reuter, Flexible Ko-
operationen steuern, 2004, S. 28; Siegfried Georg Häberle (Hrsg.), Das neue Lexikon der 
Betriebswirtschaftslehre – Band F bis M, 2008, S. 708; Teresia Theurl und Andrea Schweins-
berg, Neue Kooperative Ökonomie, Ökonomik der Kooperationen – Band 2, 2004, S. 8; Dirk 
Werth, Kollaborative Geschäftsprozesse, in Wirtschaftsinformatik – Theorie und Anwendung 
– Band 2, 2006, S. 22, Heinz K. Stahl, Vernetzung – eine Tour d᾽horizon, in: Vernetzte Unter-
nehmen, 2005, S. 12; Christopher Lohmann, Organisation dauerhafter Kooperationen, in: 
Beiträge zur Personal- und Organisationsökonomik – Band 4, 2000, S. 28; Michael Kutscher, 
Prozessmanagement von Kooperationen, Diskussionsbeiträge der Wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät Ingolstadt – Nr. 165, 2003, S. 33. 
33  Mark Eggers, Public Private Partnership – Eine strukturierte Analyse auf der Grundlage von 
ökonomischen und politischen Potentialen, in: Europäische Hochschulschriften, 2004, S. 64. 
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Weiterhin ist bekannt, dass die Beschäftigten des Sicherheitsgewerbes in der Regel deutlich 
schlechter entlohnt werden, als die Angehörigen der Sicherheitsbehörden.34 Wenn die Rechtswis-
senschaft den Begriff der Wirtschaftlichkeit mit dem Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichsetzt, dann 
wäre aufgrund der mathematischen Konjunktion ODER das Sicherheitsgewerbe bereits aufgrund 
der deutlich geringen Personalkosten (Kmin) „wirtschaftlicher“ als Angehörige der Sicherheitsbe-
hörden.35  
 
Einer solchen Betrachtung steht jedoch entgegen, dass die Erfüllung der Staatsaufgabe der Inne-
ren Sicherheit in der Regel mit hochkomplexen Dienstleitungen der Sicherheitsbehörden 
verbunden ist, welche die Beschäftigten des Sicherheitsgewerbes mit ihrer eher geringeren Quali-
fikation nicht bewältigen können.36 
 
Es kommt schließlich hinzu, dass zu Beginn der Privatisierungsdiskussion PPP-Projekte von den 
Wissenschaften nur unzureichend erfasst wurden.37 Wenn die Wirtschaftswissenschaften im 
Nachgang hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten Präzisierungen vorgenommen 
haben, dann würde auch hier aufgrund der bisherigen Interpretation der normierten Wirtschaft-
lichkeit für die Rechtswissenschaften gelten, dass diese Erkenntnisse für die Rechtswissen-
schaften zunächst einmal keine Geltung hätten. Folgt man auch hier wieder der momentanen 
Auslegungspraxis, dann müsste mithilfe der dogmatischen Kanons ausgelegt werden, ob es über-
haupt dem Willen des Verfassungsgebers/Gesetzgebers entspricht, dass der Erkenntnisgewinn der 
Wirtschaftswissenschaften berücksichtigt werden kann. 
 
 
                                                 
34  Clemens Schömann-Finck, „Team Wallraff in der Security-Branche“ – Bewaffnet und frus-
triert: Sind Wachleute ein Risiko für unsere Sicherheit?, Focus-Online, Zugriff vom 1.3.2017 
(vgl. http://www.focus.de/finanzen/news/team-wallraff-in-der-security-branche-sicherheit-darf 
-nichts-kosten-fuer-7-25-euro-riskieren-wachleute-ihr-leben_id_3838694.html). 
35  Als Doktorand der FORSI stellt A. de Blois ausschließlich auf die geringeren Personalkosten 
ab und setzt zudem die geringwertigen Tätigkeiten des Sicherheitsgewerbes in Relation zu hö-
heren Laufbahngruppen (vgl. Alexander de Blois, Ökonomische Aspekte von Police Private 
Partnership, in: Recht der Sicherheit – Private, Public & Corporate Security, 2011, S. 34). 
36  Guido Fickenscher, Polizeilicher Streifendienst mit Hoheitsbefugnissen, 2006, Seite 138 und 
139; Gerhard Nitz, Private und öffentliche Sicherheit, 2000, S. 142 ff, (145). 
37  Dies gilt sowohl national (vgl. Jörg Christen, Fortentwicklung der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen für PPP in Deutschland, Ulrich Immenga/Natalie Lübben/Hans-Peter Schwintowski 
(Hrsg.) ˗Internationale Berliner Wirtschaftsrechtsgespräche, 2007, S. 42) als auch supranatio-
nal (vgl. Kommission der europäischen Gemeinschaften, Grünbuch zu öffentlich-privaten 
Partnerschaften und den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für öffentliche Aufträge und 
Konzessionen, vom 30.04.2004); Birgit Grüb, Sozialkapital als Erfolgsfaktor von Public Pri-
vate Partnership, Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, 2007,      
S. 18; Jan Ziekow, Verankerung verwaltungsrechtlicher Kooperationsverhältnisse (Public Pri-
vate Partnership) im Verwaltungsverfahrensgesetz, 2001, S. 76 – 80.  
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Ein Rechtsproblem liegt dann vor, wenn eine Rechtsfrage bisher überhaupt nicht, unbefriedigend 
oder uneinheitlich gelöst ist.38 In der Rechtswissenschaft wird die normierte Wirtschaftlichkeit 
fast ausnahmslos mit dem Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichgesetzt und ein statisches Begriffsver-
ständnis zugrunde gelegt. Spätestens mit der Einführung des Neuen Steuerungsmodells wurde 
auch ein systemischer Ansatz für die Staatsorganisation verfolgt. Weiterhin hat der Verfassungs-
geber/ Gesetzgeber es nie für erforderlich gehalten, den Wortlaut der normierten Wirtschaftlich-
keit zu ändern. Demzufolge führt die augenblickliche Auslegungspraxis zur normierten Wirt-
schaftlichkeit wenigstens zu unbefriedigenden Lösungen. Mithin liegt ein Rechtsproblem vor. 
 
B. Forschungsmethodik 
Aufgabe der Rechtswissenschaften ist die Ermittlung der wirklichen Rechtslage.39 Hierzu stehen 
mehrere klassische Auslegungsmethoden zur Verfügung:40 Normen bedienen sich der Sprache, 
um ihre Aussagen zu vermitteln.41 Was die Sprachwissenschaftler als Wort- und Satzsemantik 
bezeichnen,42 stellt in der juristischen Hermeneutik die Wortauslegung und grammatische Ausle-
gung dar.43 Der Wortsinn ergibt sich zunächst aus der Umgangssprache.44 Ist der allgemeine 
Sprachgebrauch unzureichend, wird die juristische Fachsprache hinzugezogen, soweit die Fas-
sung des Gesetzes auf ihr beruht. Beruht die Fassung des auszulegenden Gesetzes auf einem be-
sonderen Sprachgebrauch, so ist dieser heranzuziehen, damit der Sinn einer Rechtsnorm mög-
lichst nahe an ihrem Wortsinn ermittelt wird.45  
                                                 
38  Ferdinand Kerschner, Wissenschaftliche Arbeitstechnik und -methodik für Juristen, 1993,       
S. 15. 
39  Eike von Savigny, Recht und Gerechtigkeit als wissenschaftstheoretisches Problem der 
Rechtswissenschaft, in: Neue Aspekte der Wissenschaftstheorie, 1971, S. 239. 
40  Bernd Rüthers, Rechtstheorie, 2008, S. 427; Ausgangspunkt für die heutige Methodenlehre ist 
die Grundlegung der Rechtswissenschaft durch Friedrich Carl von Savigny (vgl. Hans-Martin 
Pawlowski, Einführung in die Juristische Methodenlehre, 2000, S. 78). 
41  Eleonora Kohler-Gehrig, Einführung in das Recht, 1997, S. 64. 
42  Carl G. Hempel, Grundzüge der Begriffsbildung in der empirischen Wissenschaft, in: Wissen-
schaftstheorie der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ˗ Band 5, 1974, S. 28; Klaus 
Chmielewicz, Wissenschaftsziele und Forschungskonzeption der Wirtschaftswissenschaft, in: 
Wege der Forschung - Band 502, 1978, S. 421; Helmut Seiffert, Einführung in die Wissen-
schaftstheorie ˗ Band 1, 1983, S. 55 und 56; Gerhard Schurz, Einführung in die Wissen-
schaftstheorie, 2006, S. 66 ff; Ulrike Notarp, Einführung in die analytische Philosophie und 
Wissenschaftsgeschichte, in: Veröffentlichungen des Willy Brandt Zentrums für Deutschland- 
und Europastudien der Universität Wroctaw, 2006, S. 20. 
43  Soweit die Auslegung sich nicht auf isolierte Prädikatoren beschränkt, sondern ganze Sätze als 
Bedeutungsträger betrachtet, heißt sie grammatikalische Auslegung. Der Ausdruck ist aller-
dings zu eng, denn es geht nicht um Grammatik, sondern um den sprachlichen Kontext (Klaus 
F. Röhl und Hans Christian Röhl, Allgemeine Rechtslehre, 2008, S. 613). 
44  Vgl. Ferdinand Kerschner, Wissenschaftliche Arbeitstechnik und -methodik für Juristen, 1993, 
S. 25. 
45  Vgl. Ernst A. Kramer, Juristische Methodenlehre, 1998, S. 49. 
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Die systematisch-logische Interpretation stellt auf die Systematik der Norm innerhalb des jewei-
ligen Gesetzes und im Gesamtgefüge des Rechts ab.46 Diese Auslegung wird von dem Gedanken 
getragen, dass die Rechtsordnung als Ganzes grundsätzlich widerspruchsfrei aufgebaut ist und 
deshalb keine Norm in ihr einer anderen Norm widerspricht.47 Bei der systematisch-logischen 
Auslegung ist darauf abzustellen, dass einzelne Rechtssätze, die der Gesetzgeber in einen sachli-
chen Zusammenhang gestellt hat, grundsätzlich so zu interpretieren sind, dass sie logisch 
miteinander vereinbar sind. Die deutsche Rechtsordnung besteht aus Rechtssätzen unter-
schiedlichen Ranges, wobei eine Vorschrift niedrigeren Ranges mit allen höherrangigen in Ein-
klang stehen muss. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber sachlich 
Zusammenhängendes so geregelt hat, dass die gesamte Regelung einen durchgehenden, verbind-
lichen Sinn ergibt.48  
 
Die subjektiv-historische Interpretation stellt auf den historischen Zusammenhang bei Norment-
stehung und den historischen Willen des Gesetzgebers ab.49 Sie dient zur Ermittlung des vom 
Gesetzgeber Gesagten oder Gewollten.50 Die Bedeutung dieses Kriteriums tritt grundsätzlich im-
mer mehr in den Hintergrund, je weiter der ursprüngliche Gesetzgebungsakt zurückliegt.51 
Insofern ist durch eine objektiv-teleologische Interpretation der objektivierte Wille des Gesetz-
gebers zu ermitteln.52 
 
C.  Forschungshypothesen 
Die normierte Wirtschaftlichkeit ist auf allen Stufen der Normenpyramide zu finden. Der Verfas-
sungsgeber/Gesetzgeber hat in den Gesetzestexten wörtlich die Wirtschaftlichkeit normiert. Eine 
Änderung des Wortlautes hat der Verfassungsgeber/Gesetzgeber nicht vorgenommen. Dies führt 
zu folgenden rechtswissenschaftlichen Hypothesen53: 
                                                 
46  Vgl. Rolf Wank, Die Auslegung von Gesetzen, 2005, S. 79 ff. 
47  Vgl. Ernst A. Kramer, Juristische Methodenlehre, 1998, S. 65. 
48  BVerfGE 48, S. 257. 
49  Christian Meier, Der Denkweg der Juristen, 2000, S. 95. 
50  Dieter Schmalz, Methodenlehre für das juristische Studium, 1998, S. 94 und 95. 
51  Vgl. Johann Braun, Einführung in die Rechtswissenschaft, 2001, S. 335 ff. 
52  BVerfGE 79, S. 121; BVerwGE 74, S. 125.  
53  Es ist in der Rechtswissenschaft nicht üblich, dass Forschungshypothesen bei der Auslegung 
von Texten vorangestellt werden. Die abweichende Vorgehensweise ergab sich aus der ur-
sprünglichen Themenvorgabe. In ihr wurde ein interdisziplinärer Lösungsansatz verfolgt. 
Forschungsmethodisch waren somit die Formalien der Wirtschaftswissenschaften als auch der 
Rechtswissenschaften zu berücksichtigen. Auch wenn diese Dissertation nur noch einen iso-
lierten rechtswissenschaftlichen Teil von der ursprünglichen Themenvorgabe beinhaltet, so 
wurde gleichwohl an ihrer Darstellung festgehalten, denn sie sind im wesentlichen anhand der 
Aufsätze von Klaus Grupp und Bianca Fischer entwickelt worden (vgl. Klaus Grupp, Die 
"Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haushaltsrecht, in: Juristische Zeitung 
(JZ), 1982, S. 231 ff; Bianca Fischer, Abschied von der "Sparsamkeit"?, in: Juristische Zeitung 
(JZ), 1982, Seite 6 ff). 
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1. Aufgrund der sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen hat der Gesetzgeber der 
Reichshaushaltsordnung (RHO) die Sparsamkeit als besonderen Haushaltsgrund-
satz normiert. Dieser beinhaltet eine absolute und eine relative Sparsamkeit. 
 
2. Die absolute Sparsamkeit beinhaltet die Entscheidung, kein Geld ausgeben zu wol-
len. Der RHO-Gesetzgeber hat den besonderen Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit 
mit der normierten Wirtschaftlichkeit sprachlich kombiniert. Diese Kombination 
wird in dieser Untersuchung als relative Sparsamkeit bezeichnet. Der (relativen) 
Sparsamkeit kam die Funktion zu, das Ob und/oder Wie einer Geldausgabe bzw. 
einer Staatsaufgabe zu konkretisieren. 
 
3. Der besondere Rechtsgrundsatz der (absoluten) Sparsamkeit bzw. die Entschei-
dung kein Geld auszugeben sollte nach der RHO von den Entscheidungsträgern 
vorrangig berücksichtigt werden. Die (absolute) Sparsamkeit war somit der (relati-
ven) Sparsamkeit vorgeschaltet. 
 
4. § 17 i. V. m. § 26 RHO wären nach heutigem Verständnis für die Staatsgewalten 
als Generalklausel zu interpretieren. 
 
5. Der RHO-Gesetzgeber hat mit § 17 i. V. m. § 26  RHO sowie § 96  RHO eine Ab-
stimmung der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation und der Feststellung bzw. 
Prüfung durch den Reichsrechnungshof in seinen haushaltsrechtlichen Bestim-
mungen vorgenommen. 
 
6. Der Rechtsgrundsatz der (absoluten) Sparsamkeit der RHO war für die Finanz- und 
Haushaltsreform in den 1960er Jahren nur bedingt geeignet. 
 
7. Entsprechend der parlamentarischen Zielvorgabe wurde während der Finanz- und 
Haushaltsreform in den 1960er Jahren die normierte Wirtschaftlichkeit aus § 26 
RHO auf die Verfassungsebene transformiert. 
 
8. Mit Fixierung der Wirtschaftlichkeit aus § 26 RHO in Art. 114 II 1 GG als Prü-
fungsmaßstab des Bundesrechnungshofes, hat der Verfassungsgeber automatisch 
zur Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation Stellung bezogen. 
 
9. Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II GG normiert die Wirtschaftlichkeit für die 
Staatsorganisation. 
 
10. Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG ist als ein verfassungsrechtliches Gebot zu 
interpretieren.  
 
11. Die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit erhält ihren Bedeutungsinhalt allein 
aus dem Grundgesetz.  
 
12. Die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit ist als unbestimmter Rechtsbegriff zu 
interpretieren.  
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13. Die normierte Wirtschaftlichkeit ist am Gemeinwohl anhand der verschiedenen 
Perspektiven der Wirtschaftlichkeit zu interpretieren.  
 
14. Die normierte Wirtschaftlichkeit ist für die Staatsgewalten als Generalklausel zu 
interpretieren. 
 
15. Der Verfassungs-/ Gesetzgeber hat die Wirtschaftlichkeit und nicht das Wirtschaft-
lichkeitsprinzip normiert. 
 
16. Der Verfassungs-/ Gesetzgeber hat während der Finanz- und Haushaltsreform die 
Wirtschaftlichkeit und die Sparsamkeit als dynamische Begriffe verrechtlicht. Hin-
sichtlich der Ausgestaltung und Weiterentwicklung der normierten Wirtschaft-
lichkeit vertraut der Verfassungs-/ Gesetzgeber auch auf die Finanz- und Wirt-
schaftswissenschaften. 
 
17. Damit die Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation angemessen festgestellt werden 
kann (vgl. § 7 II BHO), ist die normierte Wirtschaftlichkeit als mehrdimensionales 
Kriterium zu interpretieren. 
 
18. Zwischen der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit und dem einfach-gesetz-
lich normierten Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit bzw. der vergaberecht-
lichen Wirtschaftlichkeit bestehen keine Divergenzen. 
 
19. Die (absolute) Sparsamkeit des § 17 RHO i. V. m. § 26 sowie § 96 I Nr. 4 RHO 
wurde vom Verfassungsgeber während der Finanz- und Haushaltsreform für die 
Verfassungsebene bewusst außer Acht gelassen. 
 
20. Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG sowie der einfach-gesetzlich normierte 
Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit sind vorrangig zu berücksichtigen bzw. 
dem einfach-gesetzlich normierten Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit vorge-
schaltet. 
 
21. Diese Vorschaltung findet ihre grammatikalische Bestätigung, indem der Reform-
gesetzgeber den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit auf die Verfassungsebene trans-
formiert hat und in den einfach-gesetzlichen Gesetzestexten zuerst den Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit und dann den Grundsatz der Sparsamkeit aufführt. 
 
22. Bei der einfach-gesetzlichen (absoluten) Sparsamkeit ist umsichtig zu verfahren. 
Anders formuliert: Der Reformgesetzgeber wollte keine falsche Sparsamkeit ha-
ben. 
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D. Forschungsverlauf 
In § 1 Punkt A. bis D. wurde die Relevanz des Forschungsansatzes, die Forschungsmethodik und 
die Forschungshypothesen dargelegt. Nachdem die wissenschaftstheoretische Orientierung dieses 
Forschungsansatzes dargelegt wurde, kann nun dazu übergegangen werden, den Gang des For-
schungsansatzes zu schildern: In Anlehnung an die dargestellte Forschungsmethodik wird in § 2 
vorgestellt, was umgangssprachlich unter dem Begriff der Wirtschaftlichkeit zu verstehen ist. Die 
umgangssprachliche Auseinandersetzung erhält in § 3 sodann eine wirtschaftswissenschaftliche 
Vertiefung. Rechtswissenschaftlich ist dann in § 4 der Frage nachzugehen, ob die gängige Ausle-
gungspraxis zur normierten Wirtschaftlichkeit erschöpfend den Willen des parlamentarischen 
Gesetzgebers wiedergibt.  
  
Nimmt der parlamentarische Gesetzgeber Maßnahmen zur Verbesserung der Staatsorganisation 
vor, so hat er sich bei seiner gesetzgeberischen Tätigkeit an den übergeordneten Regelungen des 
GG zu orientieren. Beginnend findet daher eine Auseinandersetzung mit Art. 114 II 1 GG statt.54 
Einleitend wird Art. 114 II 1 GG nach dem Wortlaut interpretiert.55 Eine subjektiv-historische 
Auslegung zeigt,56 dass seit der Finanz- und Haushaltsreform im Jahre 1969 der Begriff der Wirt-
schaftlichkeit in der Verfassung ausschließlich in Art. 114 II 1 GG sowie in den einfach-gesetz-
lichen Regelungen des Haushaltsrechts (§ 6 HGrG und § 7 BHO) erwähnt wird.  
 
Bei der verfassungsrechtlichen Fixierung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG hat der Re-
formgesetzgeber die Vorgabe geäußert, dass „… die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des 
öffentlichen Haushaltsrechts, die überwiegend der Weimarer Zeit entstammen, dem inzwischen 
eingetretenen Wandel der politischen, wirtschaftlichen und technischen Verhältnisse anzupassen 
und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwickeln …“ sind.57 
  
Es sei vorweggenommen, dass der umgangssprachliche Sprachgebrauch des Begriffs der Wirt-
schaftlichkeit durch die Fachsprache der Wirtschaftswissenschaft weiterentwickelt wurde.58 Im 
weiteren Verlauf wird sich stringent an die Vorgabe des Verfassungsgebers gehalten. Beginnend 
werden daher die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des Haushaltsrechts der Weimarer Zeit eru-
iert.59 Da diese „… überwiegend der Weimarer Zeit entstammen…“, findet eine wörtliche und 
systematisch-logische Auseinandersetzung mit der Reichshaushaltsordnung (RHO) und den 
Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden (RWB) statt. Es sei auch hier vorweggenom-
men, dass die Sparsamkeit als „bisher geltende(r) Rechtsgrundsatz des öffentlichen Haushalts-
rechts (…) der Weimarer Zeit“ diagnostiziert wird. Im weiteren Forschungsverlauf wird daher 
die normierte Wirtschaftlichkeit der RHO mittelbar über den RHO-Grundsatz der Sparsamkeit 
durch eine wörtliche und systematisch-logische Auslegung bestimmt. 
 
                                                 
54  Vgl. § 4 lit. A.  
55  Vgl. § 4 lit. A Punkt I. 
56  Vgl. § 4 lit. A Punkt II. 
57  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
58  Vgl. § 4 lit. A., Punkt II., Unterpunkt 1. 
59  Vgl. § 4 lit. A., Punkt II., Unterpunkt 2.  
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Im Anschluss findet eine Auseinandersetzung mit der parlamentarischen Vorgabe statt, dass der 
bisher geltende Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit der RHO „… anzupassen und im Sinne neuzeit-
licher Anforderungen weiterzuentwickeln…“ ist. Zur Rekonstruierung des Transformations-
prozesses werden die zentralen Normen des Haushaltsrechts der Weimarer Zeit (§ 17 i. V. m.       
§ 26 RHO sowie § 96 RHO) sowie das Transformationsergebnis als wesentliche Orientierungs-
punkte herangezogen. Entsprechend dem Transformationsergebnis wird nachfolgend die 
normierte Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG rechtssystematisch eingeordnet und präzisiert. 
Die einfach-gesetzlichen Regelungen des Haushaltsrechts (§ 6 HGrG i. V. m. § 7 BHO) sowie 
die bundesrechtliche Verwaltungsvorschrift zu § 7 BHO (Nr. 1) bzw. des Vergaberechts (vgl.      
§ 97 V GWB) können Erkenntnisse für den Inhalt der verfassungsrechtlich normierten Wirt-
schaftlichkeit des 114 GG liefern. Infolgedessen erfolgt eine systematisch-logische Interpretation 
des Art. 114 GG mit den genannten Normen bzw. mit der Verwaltungsvorschrift.60 Diese Er-
kenntnisse werden sogleich auf die Staatsorganisation transferiert.61 Abschließend wird Art. 114 
GG objektiv-teleologisch62 ausgelegt. 
 
Die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Begriff der Wirtschaftlichkeit findet 
ihren Ausklang, indem in § 5 das rechtswissenschaftliche Forschungsergebnis verfasst wird. 
 
In § 6 wird abschließend das Forschungsergebnis zur Erarbeitung einer Gestaltungsempfehlung 
transformiert. 
 
§ 2 Der Terminus Wirtschaftlichkeit in der Umgangssprache 
In der Umgangssprache drückt Wirtschaftlichkeit die Vorteilhaftigkeit einer Handlung bereits an 
sich aus. Da ferner von Interesse ist, welche Möglichkeit innerhalb einer Handlungsalternative 
wirtschaftlicher ist, muss die Wirtschaftlichkeit außerdem eine Vorzugsrelation aufzeigen. Hierzu 
wird die Vorzugsrelation einer Handlungsalternative beschrieben und/oder soweit wie möglich 
gemessen. Es wird also erwartet, dass die Wirtschaftlichkeit einer Handlung zugleich ein Indika-
tor ihrer Vorteilhaftigkeit an sich und ein Auswahl- und Beurteilungskriterium sein kann. 
Schließlich – so will es der allgemeine Sprachgebrauch – soll der Wirtschaftlichkeitsbegriff auch 
noch die Messung der Wirtschaftlichkeit einer Handlung zulassen. Dieser Anforderung wird der 
Wirtschaftlichkeitsbegriff bereits gerecht, sobald er imstande ist, Vorzugsrelationen offenzule-
gen. Ein höherer Grad an Messbarkeit ist nicht vonnöten. 
 
Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, dass die Vorteilhaftigkeit sowie die Messung bzw. 
Ermittlung der Wirtschaftlichkeit als zwei gleichsam evidente Seiten einer Medaille aufzufassen 
sind. Insofern hat die Medaille der Wirtschaftlichkeit zwei Seiten: Stellt die Vorteilhaftigkeit die 
eine Seite dar, so ist die Messung bzw. Ermittlung der Wirtschaftlichkeit als die andere Seite auf-
zufassen. Zur Illustration sei folgendes Beispiel gewählt: Wenn jemand die Höhe seines Ein-
                                                 
60  Vgl. § 4 lit. B. 
61  Vgl. § 4 lit. C. 
62  Vgl. § 4 lit. D. 
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kommens mitteilt, dann ist die genannte Höhe bzw. die Vorteilhaftigkeit des Einkommens für 
sich genommen bedeutungslos. Die Vorderseite der Wirtschaftlichkeitsmedaille erfährt erst dann 
ihre Entfaltung, wenn die Höhe des mitgeteilten Einkommens eingeordnet bzw. mit anderen Ein-
kommen verglichen werden kann. Auf der anderen Seite ist das Wissen von verschiedenen 
Einkommensgruppen unergiebig, wenn die Kenntnis von einem bestimmten und unbekannten 
Einkommen gewollt ist.63 
 
Eine Begriffsfestlegung soll zu eindeutigen und zuverlässigen Auskünften führen,64 so dass nach-
folgend eine wirtschaftswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Begriff der Wirtschaft-
lichkeit vorgenommen wird. 
 
§ 3 Der Terminus Wirtschaftlichkeit in der Wirtschaftswissenschaft 
Aufbauend auf diesem Verständnis hat die Wirtschaftswissenschaft in ihrer besonderen Fach-
sprache verschiedene Perspektiven der Wirtschaftlichkeit und zur Feststellung der Wirtschaftlich-
keit verschiedene Dimensionen entwickelt: Wirtschaftliches Handeln hat zum Ziel, einen Bedarf 
mit knappen Mitteln zu decken. Eine Bedarfsdeckung erfährt durch eine einfache Zweck-Mittel-
Relation eine erste Präzisierung.65 Sodann erfolgt eine weitere Präzisierung durch die Opportuni-
tätskosten. Danach liegt eine wirtschaftliche Handlung erst dann vor, wenn mindestens zwischen 
zwei Möglichkeiten eine Entscheidung getroffen werden kann, wie die knappen Mittel zur Be-
darfsdeckung verwendet werden sollen.66  
 
Die Opportunitätskosten erfahren durch das Wirtschaftlichkeitsprinzip formal eine weitergehende 
Präzisierung. Entsprechend dem Wirtschaftlichkeitsprinzip soll die Entscheidung hinsichtlich des 
Verhältnisses zwischen dem Ergebnis der angestrebten Bedarfsdeckung und dem Einsatz knapper 
Mittel nach der Maßgabe von Handlungskriterien optimal ausfallen. Dies ist mathematisch dann 
der Fall, wenn mit den jeweils verfügbaren Mitteln das beste Ergebnis erzielt bzw. die Erzielung 
eines bestimmten Ergebnisses mit dem geringsten Einsatz von Mitteln verwirklicht werden 
kann.67 Indes gilt für sämtliche Perspektiven, dass die Umsetzung des Wirtschaftlichkeitsprinzips 
                                                 
63  Vgl. Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsentscheidungen in der 
Unternehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 30, 1968, S. 33 ff. 
64  Vgl. § 1 lit. B. 
65  Vgl. Günter Wöhe, Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 2005, S. 1 und 2; 
Stephan Zelewski, Betriebswirtschaftslehre, 1999, S. 14 und 15. 
66  Hans Jung, Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 2002, S. 4; Karl Homann und Andreas Such-
anek, Ökonomik, in: Neue ökonomische Grundrisse 2005, S. 60 ff; Heinz-Josef Bontrup, 
Volkswirtschaftslehre, 1998, S. 46; Dagmar von Bargen, Neue Mikroökonomie, 2005, S. 16 ff; 
Artur Woll, Volkswirtschaftslehre, 2007, S. 1. 
67  Armin Goldbach, Der Begriff der Wirtschaftlichkeit in öffentlicher Perspektive und im Wandel 
der Zeit, in: Entwicklungslinien und Problemschwerpunkte der Öffentlichen Betriebswirt-
schaftslehre, 2005, S. 12; Günter Wöhe, Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschafts-
lehre, 2005, S. 1; Peter O. Oberender und Jochen Fleischmann, Einführung in die Mikroöko-
nomik, 2005, S. 28; Klaus-Peter Kistner und Marion Steven, Betriebswirtschaftslehre im 
Grundstudium, Band 1 - Produktion, Absatz, Finanzierung, 2002, Seite 9. 
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auf Grenzen stoßen muss, wenn es mit der Realität konfrontiert wird.68 Infolgedessen impliziert 
das Wirtschaftlichkeitsprinzip einen objektiven und absoluten Anspruch, der in der Realität der-
zeit nicht erfüllt werden kann. 
 
Die Begründung ergibt sich aus den Grenzen der Axiomatisierung. Die Realisierung des Wirt-
schaftlichkeitsprinzips ist nur dann möglich, wenn das Ziel mit der Vorstellung einer Kausalbe-
ziehung zum Mittel konkret in Beziehung gesetzt werden kann. Dies setzt beispielsweise voraus, 
dass einem Wirtschaftssubjekt umfassende Information zur Verfügung stehen oder die Wechsel-
wirkungen einer intensiven partnerschaftlichen Zusammenarbeit durch Addition und/oder 
Multiplikation und/oder Potenzierung konkretisiert werden können.69 Stattdessen wird durch eine 
modelltheoretische Betrachtung die Annahme unterstellt, dass diese Erfordernisse gegeben sind. 
 
Durch die verwendeten Erklärungsansätze und die vorgenommene Axiomatisierung versucht die 
Wirtschaftswissenschaft, die wirtschaftliche Realität möglichst einfach darzustellen.70 Diese Vor-
gehensweise ist mit gewissen Vorteilen verbunden und vermag die mathematische Umsetzung zu 
erleichtern. Die Wirtschaft ist allerdings als ein kompliziertes System anzusehen. Durch eine 
Vereinfachung kann die Realität zu sehr elementarisiert und damit verzerrt oder gar verfälscht 
werden. Insofern ist eine Vereinfachung auch mit erheblichen Nachteilen verbunden.71 
 
Bezogen auf das Wirtschaftlichkeitsprinzip wird daher der absolute Aussagegehalt der Mathema-
tik sprachlich aufgeweicht, dass nach dem Maximalprinzip Entscheidungen immer so zu treffen 
sind, dass mit einem fest vorgegebenen Mitteleinsatz ein größtmögliches Ergebnis erlangt wird 
bzw. dass nach dem Minimalprinzip ein fest vorgegebenes Ergebnis mit dem geringstmöglichen 
Mitteleinsatz erreicht wird. Die sprachliche Ersetzung der formalen Sprache der Mathematik ver-
deutlicht dabei, dass bei Vorgängen, welche sich an der Wirklichkeit ausrichtet, lediglich eine 
relative Wirtschaftlichkeit realisiert werden kann. Abweichend vom Axiom der Wirtschaftlich-
keit muss sich ein Wirtschaftssubjekt folglich damit begnügen, innerhalb eines bestimmten Zeit-
punktes mit den zur Verfügung stehenden Möglichkeiten eine Wirtschaftlichkeit zu realisieren, 
welche den Rückschluss erlaubt, dass man das maximale Ergebnis bzw. den minimalsten Mittel-
einsatz sehr wahrscheinlich realisiert hat. Wenn in der Realität lediglich eine Wirtschaftlichkeit 
umgesetzt werden kann, welche wahrscheinlich das beste Ergebnis bzw. den geringsten Einsatz 
von Mitteln enthält, so ist es für die Wirtschaftlichkeitsmedaille gegenwärtig folgerichtiger, bei-
                                                 
68  Dietmar Bräunig, Öffentliche Verwaltung und Ressourcenbewirtschaftung, in: Schriften zur 
öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, 2000, S. 63. 
69  Stephan Zelewski, Betriebswirtschaftslehre, 1999, S. 14 und 15. 
70  Vgl. Franz Xaver Bea, Birgit Friedl, et al., Allgemeine Betriebswirtschaftslehre ˗ Band 1: 
Grundfragen, 2004, S. 75 und 76. 
71  Dietmar Bräunig, Öffentliche Verwaltung und Ressourcenbewirtschaftung, in: Schriften zur 
öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft, 2000, S. 63. 
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spielsweise auf das Instrumentarium der Wahrscheinlichkeitsrechnung (z. B. Likelihood-
Methode)72 zurückzugreifen.  
  
Aus der Problematik der Grenzen der Axiomatisierung ist in Ergänzung zur einzel- und gesamt-
wirtschaftlichen Wirtschaftlichkeit aus der entscheidungsorientierten Perspektive73 bzw. aus der 
prozessorientierten Perspektive74 die systemorientierte Betrachtung der Wirtschaftlichkeit ent-
standen.75 Um die theoretischen Überlegungen der entscheidungs- und prozessorientierten 
Wirtschaftlichkeit für die Wirtschaftlichkeit eines Systems nutzbar zu machen, muss die system-
orientierte Wirtschaftlichkeit um die Systembeziehungen erweitert werden, indem auch die 
Wirkfaktoren berücksichtigt werden, welche die besondere Eignung eines Systems bzw. seiner 
Subsysteme für die definierte Zielsetzung eines Systems beschreiben. Zwischen den Subsyste-
men als Teilen des Systems bzw. Supersystems bestehen immer auch wechselseitige, ketten- oder 
netzartige Kausalbeziehungen. Eine Vernachlässigung von externen Effekten und Synergie-
effekten würde folglich zu Fehlentscheidungen und somit zu Fehlentwicklungen führen.76 
 
Infolgedessen wird nach dieser Perspektive von einem Wirtschaftssubjekt erwartet, dass es ganz-
heitlich und entsprechend differenziert denkt und handelt. Aus dieser Überlegung resultiert, dass 
der Begriff der Wirtschaftlichkeit variabel verstanden werden muss, damit alle Bedürfnisvarian- 
ten und Wirtschaftsgüter berücksichtigt werden können. Ferner muss der Begriff der Wirtschaft- 
lichkeit dynamisch interpretiert werden, damit entsprechende zeitliche Veränderungen und Aus-
wirkungen von ihm adäquat erfasst werden können. Aufgrund der sehr komplexen Eigenschaften 
und Beziehungen zwischen den Elementen eines PPP-Projektes im Dienstleistungsbereich ist da-
her auch die systemorientierte Wirtschaftlichkeit als eine mögliche sachgerechte Perspektive zu 
qualifizieren, welche mit den anderen Perspektiven der Wirtschaftlichkeit kombiniert werden 
kann. 
                                                 
72  Die Likelihood-Methode bezeichnet in der Statistik ein parametrisches Schätzverfahren. Dabei 
wird – vereinfacht ausgedrückt – derjenige Parameter als Schätzung ausgewählt, gemäß dessen 
Verteilung die Realisierung der beobachteten Daten am plausibelsten erscheint. 
73  Johannes Natrop, Grundzüge der angewandten Mikroökonomie, 2006, S. 20; Jörg Beutel, 
Mikroökonomie, 2006, S. 22; Horst Demmler, Einführung in die Volkswirtschaftslehre, 2001, 
S. 2; Lutz Kredel, Wirtschaftlichkeit von Bürokommunikationssystemen, 1988, S. 23. 
74  Stefan Helber, Dienstleistungsproduktion, 2007, S. 302 und 303; Günter Fandel, Produktion, 
2007, S. 1461; Klaus-Peter Kistner und Marion Steven, Betriebswirtschaftslehre im Grundstu-
dium, Band 1 ˗ Produktion, Absatz, Finanzierung, 2002, S. 8 ff (10); Klaus Dellmann und Karl 
Ludwig Pedell (Hrsg.), Controlling von Produktivität, Wirtschaftlichkeit und Ergebnis, 1994, 
S. 1; Axel Haller, in: Wirtschaftslexikon ˗ Das Wissen der Betriebswirtschaftslehre 2006, S. 
6263. 
75  Armin Goldbach, Der Begriff der Wirtschaftlichkeit in öffentlicher Perspektive und im Wandel 
der Zeit, in: Entwicklungslinien und Problemschwerpunkte der Öffentlichen Betriebswirt-
schaftslehre, 2005, S. 13. 
76  Franz Xaver Bea und Elisabeth Göbel, Organisation, 2006, S. 16; Armin Goldbach, Der Be-
griff der Wirtschaftlichkeit in öffentlicher Perspektive und im Wandel der Zeit, in: 
Entwicklungslinien und Problemschwerpunkte der Öffentlichen Betriebswirtschaftslehre, 
2005, S. 13; Tobias Braun, Jenseits der Zielsteuerung, 2004, S. 215; Niklas Luhmann, Zweck-
begriff und Systemrationalität, 1973, S. 260 und 261. 
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§ 4 Der Terminus Wirtschaftlichkeit in der Rechtswissenschaft 
Die Wirtschaftlichkeit soll als Topos77 in einer Vielzahl von Regelungen auf allen Ebenen der 
Normenpyramide des föderalistischen Staates mit kommunaler Selbstverwaltung fixiert worden 
sein.78 Die thematische Vorgabe dieses Forschungsansatzes legt dabei die zu untersuchenden 
Rechtsgebiete fest: 79 Nimmt der parlamentarische Gesetzgeber Maßnahmen zur Verbesserung der 
Inneren Sicherheit vor, so hat er sich bei seiner gesetzgeberischen Tätigkeit an den übergeordne-
ten Regelungen des Grundgesetzes (GG) zu orientieren. Das verfassungsrechtliche Fundament ist 
nur schwer oder gar nicht abänderbar (vgl. Art. 79 II, III GG). Daraus resultiert, dass mit einer 
verfassungsrechtlichen Auseinandersetzung möglicherweise eine grundlegende und anhaltende 
Bestimmung des Begriffs der Wirtschaftlichkeit gewährleistet ist. 
 
Seit der Haushaltsreform aus dem Jahre 1969 wird der Begriff der Wirtschaftlichkeit in der Ver-
fassung ausschließlich in Art. 114 II 1 GG erwähnt.80 Weiterhin wurde der Begriff Wirtschaftlich-
keit in den Regelungen des Gesetzes über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und 
der Länder (§ 6 I HGrG) und der Bundeshaushaltsordnung (§ 7 I BHO) beschlossen.81 Als weite-
res Rechtsgebiet ist das Vergaberecht zu berücksichtigen: PPP-Projekte stellen für den Staat eine 
alternative Beschaffungsform gegenüber der konventionellen Auftragsvergabe dar (vgl. § 99 
GWB), so dass die normierte Wirtschaftlichkeit des § 97 V GWB ebenfalls zu berücksichtigen 
ist. 
 
 
 
 
 
 
                                                 
77  Topoi sind vielseitig verwendbare, überall annehmbare Gesichtspunkte, die im Für und Wider 
des Meinungsmäßigen gebraucht werden und zum Wahren hinführen können. Derartige Ar-
gumentationsgesichtspunkte sind auch sog. Rechtsprinzipien, und zwar zum Teil geschriebene, 
zum Teil nur dogmatisch entwickelte. Ihre Eigenart besteht darin, dass unter sie nicht subsu-
miert werden kann, weil sie zu unbestimmt sind, sich untereinander widersprechen können 
(vgl. Franz Reimer, Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 
2001, S. 278). 
78  Vgl. In § 6 1 und § 12 III HGrG bzw. § 7 I und § 15 II BHO; § 19 II HGrG bzw. § 34 II BHO; 
§ 31 I HGrG bzw. 58 I BHO; § 65 I BHO, § 43 II HGrG bzw. § 90 BHO wird vom wirtschaft-
lichen und/oder sparsamen Handeln bzw. Kontrolle der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
gesprochen. Daneben wird die Wirtschaftlichkeit in den Landeshaushaltsordnungen, Rechts-
verordnungen (z. B. kommunale Haushaltsverordnungen der Bundesländer), im Kommunal-
recht und in den Vorschriften für Sonderbereiche (Rundfunk) genannt.    
79  Vgl. § 1 lit B. 
80  Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache V/3040, vom 21.06.1968, S. 1. 
81  Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 1. 
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A. Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 II 1 Grundgesetz 
Im Grundgesetz wird die Wirtschaftlichkeit allein in Art. 114 II 1 erwähnt:  
 
„Der Bundesrechnungshof prüft die Rechnung sowie Wirtschaftlichkeit und Ord-
nungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung.“  
 
I. Wörtliche Auslegung  
Es wurde dargelegt, welchen Wortsinn die Wirtschaftlichkeit im allgemeinen Sprachgebrauch 
hat.82 Die wirtschaftswissenschaftliche Auseinandersetzung hat zudem verdeutlicht, dass der Ter-
minus Wirtschaftlichkeit durch den besonderen Sprachgebrauch der Wirtschaftswissenschaft eine 
Präzisierung erfahren hat.83 Die Wirtschaftlichkeit ist zunächst als Prüfungsmaßstab des Bundes-
rechnungshofs (BRH) reguliert. Für die in Art. 114 II 1 GG normierte Wirtschaftlichkeit existiert 
keine Legaldefinition.84 Mithin ist durch weitere Kanons der Auslegung festzustellen, auf welcher 
Fachsprache die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG beruht und mit welchem Inhalt sie zu be-
stimmen ist. 
 
II. Subjektiv-historische Auslegung  
Im Rahmen der subjektiv-historischen Auslegung erfolgt eine Auseinandersetzung mit der Fi-
nanz- und Haushaltsreform gegen Ende der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts. Aufgrund 
dieser Reformen wurde der Begriff Wirtschaftlichkeit erstmalig verfassungsrechtlich im Grund-
gesetz aufgenommen; die entsprechende Regelung trat mit Wirkung vom 01.01.1970 in Kraft.  
 
1. Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 II 1 GG beruht auf dem Sprachgebrauch der Wirt-
schaftswissenschaft 
In der Mitte der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts geriet die soziale Marktwirtschaft so-
wohl in der Praxis als auch als Konzept in eine tiefe Krise. Rezessive Erscheinungen und Infla-
tion konnten nicht mit wirtschaftspolitischen Instrumenten begegnet werden, da die soziale 
Marktwirtschaft sowohl wachstums- wie konjunkturneutral konzipiert war.85 Durch den 1967 ein-
gefügten Art. 109 II 1 GG sind Bund und Länder verpflichtet worden, bei ihrer Haushaltswirt-
schaft den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen.86 
Durch das Stabilitätsgesetz von 1967 wurden Bund und Länder auf eine antizyklische Konjunk-
turpolitik verpflichtet87 und zur besseren Koordinierung ihrer Maßnahmen angehalten.88 Im 
                                                 
82  Vgl. § 2. 
83  Vgl. § 3. 
84  Dies gilt in gleicher Weise für sämtliche einfach-gesetzliche Regelungen (vgl. Kyrill-A. 
Schwarz, Art. 114 ˗ Aufgaben des Bundesrechnungshofs, in: v. Mangoldt/Klein/Stark ˗ Kom-
mentar zum Grundgesetz ˗ Band III, 2005, Rn. 86). 
85  Wolfgang Fikentscher, Wirtschaftsrecht - Band II, 1983, S. 34. 
86  15. Gesetz zur Änderung des GG vom 08.06.1967, BGBl. I S. 581. 
87  Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 08.06.1967,   
BGBl. I S. 582. 
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Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung sind der Bund und die Länder gemäß § 1 Stabilitäts-
gesetz dazu verpflichtet, bei ihren wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erforder-
nisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten.89  
 
Darauf aufbauend war sich am 28.06.1968 das Parlament im Bundestag über die Notwendigkeit 
einer Haushaltsreform einig,90 so dass der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des GG an den 
Rechtsausschuss91 und die Entwürfe eines HGrG und einer BHO an den Haushaltsausschuss über-
sendet wurden.92 In der Regierungsvorlage war eine Änderung des Art. 114 nicht vorgesehen. 
Indes hielten die Ausschüsse eine Einfügung des Art. 114 II 1 GG für erforderlich.93 Hinsichtlich 
der 20. Änderung des GG verlangte der Bundesrat am 7.2.1969 die Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses.94 Auswirkungen auf die Fassung des Art. 114 II 1 GG hatte dies allerdings 
nicht.95 Die von den Ausschüssen vorgeschlagene Neugestaltung des Art. 114 II 1 GG wurde im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren weder vom Bundestag noch vom Bundesrat geändert, so dass 
die Fassung des Art. 114 II 1 GG bis heute gültig ist.96 
 
                                                                                                                                                              
88  Ulrich Teichmann, Stabilitätsgesetz ˗ S 940, in: Lexikon des Rechts der Wirtschaft ˗ Band R ˗ 
Z, 1996, S. 1. 
89  Damit wurde das von John M. Keynes begründete wirtschaftswissenschaftliche uneasy triangle 
˗ Preisstabilität, ausgeglichene Zahlungsbilanz und Vollbeschäftigung ˗ umgesetzt (vgl. Wolf-
gang Fikentscher, Wirtschaftsrecht ˗ Band II, 1983, S. 35) und dieses Dreieck durch den 
Gesichtspunkt des Wirtschaftswachstums zu einem Viereck ausgebaut (vgl. Jörg-Dieter Ober-
rath, Öffentliches Wirtschaftsrecht, 1999, S. 39). 
90  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 9996 ff. 
91  Vgl. Deutscher Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ Drucksache V/3605, 
1968, S. 13 und 14; der zur Mitberatung aufgerufene Haushaltsausschuss befürwortete den Be-
schluss des Rechtsausschusses (Deutscher Bundestag, Drucksache V/3608, vom 05.12.1968,  
S. 1 
92  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10011. 
93  Diese Ausführungen wurden von den Abgeordneten Bayerl und Arndt vorgebracht (Deutscher 
Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache V/3605, 1968, S. 13). 
94  Deutscher Bundestag (Hrsg.), Drucksache V/3826, vom 07.02.1969, S. 1. 
95  Deutscher Bundestag (Hrsg.), Drucksache V/3896, vom 26.02.1969, S. 11. 
96  Der Bundestag fasst die Vorlage über die GG˗Änderung zur Haushaltsreform in der Fassung 
des Antrags des Rechtsausschusses zunächst mit dem Entwurf des Finanzreformgesetzes (Art. 
104 a bis 108 GG) und weiteren Entwürfen zur Änderung des Grundgesetzes in einem „Zwan-
zigsten Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes“ zusammen, das am 11.12.1968 in zweiter 
und dritter Beratung beschlossen wurde (Deutscher Bundestag, 5. Wahlperiode ˗ Stenographi-
sche Berichte ˗ Band 68 ˗ 204. Sitzung, 11.12.1968, S. 11025 ff). 
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Zu den Begriffen Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmäßigkeit des Art. 114 II 1 führte der Rechts-
ausschuss aus: 97 
 
„Darüber hinaus ist eine Novellierung des Art. 114 auch erforderlich, um Zweifel 
auszuräumen, ob bestimmte Tätigkeiten des Rechnungshofes verfassungsrechtlich 
überhaupt zulässig sind. Hierher gehört vor allem das Recht auf Prüfung der Wirt-
schaftlichkeit und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung.“  
 
Der Haushaltsausschuss kommentierte dazu:98 
 
„… Prüfungsfreie Räume wird es künftig im Haushaltsplan nicht mehr geben. Die 
bisher auf die Person des Präsidenten beschränkte beratende Funktion des Bundes-
rechnungshofes gegenüber Parlament und Regierung erfährt ihre volle gesetzliche 
Legitimation …“ 
 
Damit ist ein direkter Rückschluss auf die in Art. 114 II 1 anzuwendende Fachsprache nicht mög-
lich. Eine Festlegung der Fachsprache ergibt sich jedoch aus den Gestaltungszielen der Refor-
men, indem zur Finanzreform aufgeführt wurde:99 
 
„Aus dem Wandel der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse erge-
ben sich zwangsläufig auch Auswirkungen auf die bundesstaatliche Ordnung. Der 
föderative Staatsaufbau wird sich in unserer schnell verändernden Welt nur dann 
bewähren und von der Überzeugung des Volkes getragen sein, wenn er seine Formen 
den Lebensnotwendigkeiten beweglich anzupassen vermag und die Lösung der gro-
ßen Aufgaben nicht hemmt, sondern fördert.“ (…) „Dabei ist die Finanzverfassung 
so zu gestalten, daß sie (…) den Anforderungen der Wirtschafts- und Finanzpolitik in 
einem hochindustrialisierten Sozialstaat (…) gerecht werden kann. Sie muß die Vo-
raussetzungen schaffen, daß die von den Steuerzahlern aufgebrachten und der 
öffentlichen Hand anvertrauten Mittel mit einem Höchstmaß an Wirksamkeit einge-
setzt werden kann.“  
 
Zur Haushaltsreform wurde unter anderem als Gestaltungsziel genannt: 100 
 
„Die wirtschaftliche, technische und gesellschaftliche Entwicklung der letzten Jahr-
zehnte hat an die Haushaltswirtschaft Anforderungen gestellt, die bei der Regelung 
des überkommenen Reichshaushaltsrechts noch nicht erkennbar waren. … Die kol-
lektiv zu befriedigenden Bedürfnisse sind gewachsen und mit ihnen der Anteil, den 
die öffentliche Hand vom Sozialprodukt fordern mußte. Damit übten die öffentlichen 
Haushalte im steigenden Maße sowohl von der Einnahmen- als auch von der Aus-
                                                 
97  Deutscher Bundestag (Hrsg.), Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache 
V/3605, 1968, S. 13. 
98  Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 3. 
99  Deutscher Bundestag (Hrsg.), Drucksache V/2861, vom 30.04.1968, S. 10 und 11. 
100  Deutscher Bundestag (Hrsg.), Drucksache V/3040, vom 21.06.1968, S. 31. 
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gabenseite her eine beträchtliche Wirkung auf den allgemeinen Wirtschaftsablauf 
aus. Mit dieser Erkenntnis wuchs das Bestreben, die Finanzpolitik mit den Zielen der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in Einklang zu bringen. … Sie finden in erster Linie ih-
ren Ausdruck in einer Abkehr von der rein fiskalischen Betrachtungsweise des 
öffentlichen Haushalts und werden im Ergebnis zu neuen politischen Gestaltungs-
möglichkeiten führen, mit denen den Konjunktur- und Strukturschwankungen in der 
Wirtschaft mit den wachsenden Anforderungen des technischen Fortschritts begegnet 
werden kann.“ 
 
Fasst man die damaligen Reformen zusammen, so folgte der wirtschaftspolitischen Instrumenta-
lisierung der Finanzpolitik die wirtschaftspolitische Instrumentalisierung des Haushaltsrechts.101 
Der Berichterstatter des 13. Haushaltsausschusses, Dr. Althammer, fasste dies wie folgt zusam-
men: „Es wird heute ganz einfach verlangt, daß auch eine Haushaltsordnung ein taugliches 
Instrument der staatlichen Konjunktur-, Wirtschafts- und Finanzpolitik darstellt. Es ist ja kein 
Zufall, daß ein wesentlicher Teil der prinzipiellen Änderungen schon im Stabilitätsgesetz vor-
weggenommen ist, weil einfach das Bedürfnis dafür bestand, sehr rasch neue Möglichkeiten 
auch dem Staate (…) zu geben.“ Der damalige Bundesfinanzminister, Franz Josef Strauß, führte 
hierzu aus: „Grundlage der neuen Haushaltssystematik, die für die Vergleichbarkeit ent-
scheidend ist, ist die Gliederung des Staatskontos im Rahmen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung. Die Gruppierung der Einnahmen und Ausgaben berücksichtigt damit weitaus 
stärker als bisher ökonomische Gesichtspunkte.“102  
 
Dies kann verkürzt als eine Ökonomisierung der öffentlichen Wirtschaft bezeichnet werden. 
Mithin beruht die normierte Wirtschaftlichkeit auf dem besonderen Sprachgebrauch der Wirt-
schaftswissenschaft. Zudem ist es politischen Gestaltungsmaßnahmen immanent, dass diese 
nicht sofort durch ein abstraktes Rechtsdenken vollständig erfasst werden können. Der Re-
formgesetzgeber hat daher auch die Zielvorgabe geäußert, dass „… die bisher geltenden 
Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts, die überwiegend der Weimarer Zeit ent-
stammen, dem inzwischen eingetretenen Wandel der politischen, wirtschaftlichen und 
technischen Verhältnisse anzupassen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzu-
entwickeln …“ sind.103 
 
                                                 
101  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10009. 
102  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10002. 
103  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
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2. Präzisierung der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 II 1 GG 
Entsprechend dieser parlamentarischen Vorgabe ist die Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG 
durch ein systematisches Zusammenwirken der rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen Dis-
ziplinen inhaltlich zu präzisieren. 
 
2.1 Ermittlung der „bisher geltenden Rechtsgrundsätze“  
Zunächst sind „ … die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts …“ 
zu ermitteln. Da diese „… überwiegend der Weimarer Zeit entstammen…“, findet im Folgenden 
eine Auseinandersetzung mit der Reichshaushaltsordnung (RHO)104 und den Wirtschaftsbestim-
mungen für die Reichsbehörden (RWB)105 statt.106 
 
a) … durch eine wörtliche Auslegung 
Zur wörtlichen Auslegung der Rechtsgrundsätze wird auf § 17 i. V. m. § 26 sowie § 96 der RHO 
eingegangen: § 17 RHO statuiert: „In den Haushaltsplan dürfen nur solche Ausgaben aufge-
nommen werden, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder zu Erfüllung der Aufgaben 
und der rechtlichen Verpflichtungen des Staates usw. notwendig sind.“ § 17 RHO korrespondiert 
mit § 26 RHO wie folgt:107 „Die Haushaltsmittel sind wirtschaftlich und sparsam zu verwalten; 
sie dürfen bei den einzelnen Zweckbestimmungen nur so weit und nicht eher in Anspruch ge-
nommen werden, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Reichsverwaltung erforderlich ist.“ 
Im Hinblick auf die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes normiert § 96 I Nr. 3 RHO: „Die Prü-
fung der Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich darauf zu erstrecken, ob bei der 
Gewinnung und Erhebung von Einnahmen sowie bei der Verwendung und Verausgabung von 
Reichsmitteln, ferner bei der Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von Reichseigentum nach 
den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der maßgebenden Verwaltungs-
grundsätze und unter Beobachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren wird.“  
 
Aus dem Wortlaut des § 17 i. V. m. § 26 sowie des § 18 RHO lässt sich nicht feststellen, ob die 
Wirtschaftlichkeit bzw. die Sparsamkeit als Rechtsgrundsätze des Haushaltsrechts zu qualifizie-
                                                 
104  Verwendete Fassung: Die RHO vom 31.12.1922 ist in der seit dem 14.04.1938 geltenden Fas-
sung unmittelbares Bundesrecht geworden (vgl. W. Wawerla und L. Ambrosius, Das 
Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungsrechts 1950, S. 20 ff; Friedrich Karl  
Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 109).   
105  Verwendete Fassung: Aufgrund des Artikels 77 der Reichsverfassung vom 11.08.1919 be-
stimmte die Reichsregierung zur Ausführung der RHO vom 31.12.1922 in der Fassung der 
Bekanntgabe vom 14.04.1930 des Gesetzes über die zweite Änderung der RHO und die zehnte 
Änderung des Besoldungsgesetzes vom 13.12.1933 und des § 3 Artikel 7 des Gesetzes zur Än-
derung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete des Finanzwesens v. 23.03.1934 (W. 
Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungsrechts 
1950, S. 164). 
106  Zu weitergehenden Vorschriften: Vgl. Adolf Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine 
einführende Darstellung, 1965, S. 286 und 287. 
107  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
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ren sind. In § 26 RHO werden lediglich die Worte „wirtschaftlich“ und „sparsam“ aufgeführt. 
Auch findet sich in den Begriffsbestimmungen des § 2 RWB keine Legaldefiniton der Wirt-
schaftlichkeit und der Sparsamkeit. Allerdings differenziert § 96 I Nr. 3 RHO zwischen „… Ver-
waltungsgrundsätzen und … der gebotenen Wirtschaftlichkeit …“ Da die „gebotene Wirtschaft-
lichkeit“ von den „Verwaltungsgrundsätzen“ sprachlich abgegrenzt wurde, spricht eine wörtliche 
Auslegung des § 96 I Nr. 3 RHO eher dafür, dass die „gebotene Wirtschaftlichkeit“ vom damali-
gen Gesetzgeber nicht als „Verwaltungsgrundsatz“ und somit als selbstständiger Rechtsgrund-
satz des öffentlichen Haushaltsrechts angesehen wurde. 
 
b) … durch eine subjektiv-historische Auslegung 
Zu den historischen sozio-ökonomischen Eckdaten der Weimarer Republik ist voranzustellen, 
dass nach dem verlorenen Weltkrieg die Weimarer Verfassung in ihrer Grundkonzeption zentra-
listisch organisiert war,108 damit die enormen Aufgaben bewältigt werden konnten. Allein die 
Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Versailler Friedensvertrag zwang zu einer Konzentration 
aller Kräfte.109  
 
Als der Berichterstatter des Haushaltsausschusses seinen Bericht über das neue Gesetz geendet 
hatte, schloss er seine Ausführung daher mit der Hoffnung:110 „… daß strenge Sparsamkeit und 
sorgfältige Haushaltsführung im Reichstag obwaltet, und daß der ernste Wille des Volkes zum 
Ausdruck kommt, in allem eine geregelte möglichst sparsame und auch wirtschaftliche Staats-
wirtschaft zu führen. Der hier hervorgehobene Grundsatz der Sparsamkeit, der für die früheren 
Reichshaushaltspläne nicht von der überragenden Bedeutung ist wie für die heutigen, durchzieht 
wie ein roter Faden das ganze Gesetz.“ Im Kontext des § 1 RHO i. V. m.  § 1 RWB führen       
W. Wawerla/ L. Ambrosius folgende Haushaltsgrundsätze als besondere Rechtsgrundsätze des   
öffentlichen Haushaltsrechtes daher auf:111 
 
„C. Haushaltsgrundsätze 
Im Haushaltsrecht haben sich im Laufe der Zeit aus der Praxis Grundsätze entwi-
ckelt, deren Beachtung für die Aufstellung und Durchführung eines vollständigen 
und in Einnahmen und Ausgaben aufeinander abgestimmten Haushaltsplans unent-
behrlich geworden ist. Von diesen sind die nachstehend aufgeführten in der 
Reichshaushaltsordnung verankert: 
 
                                                 
108  Vgl. H. Härtig, Entwicklung und Grundfragen der Haushaltskontrolle, in: Deutsches Verwal-
tungsblatt (DVBl), 1951, S. 393. 
109  Vgl. Günter Jürgens, Erwin Adolf Piduch, et al., Finanzverfassung, Steuern und öffentlicher 
Haushalt ˗ Band 11, 1986, S. 19. 
110  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 25. 
111  Vgl. W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwal-
tungsrechts 1950, S. 22 und 23; Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959,   
S. 22 ff und 74 ff. 
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Jährlichkeit 
Einheit und Vollständigkeit 
Verbot der Zweckbindung 
Bruttoprinzip 
Genauigkeit bzw. Wahrheit 
Spezialisierung bzw. Klarheit 
Sparsamkeit 
Ausgeglichenheit 
Öffentlichkeit und vorhergehende Ermächtigung.“  
 
In diesem Sinn bestand die gesetzgeberische Intention darin, dass der Grundsatz der Sparsamkeit 
in der gesamten RHO als „roter Faden“ erkennbar sein sollte. „Den stärksten Knoten weist die-
ser Faden auf in § 26 RHO. Die Vorschrift entspricht den Grundlagen einer ordentlichen 
Wirtschaft mit öffentlichen Geldern. Angesichts der (angespannten) Finanzlage des Reiches ist 
ihre genaue Innehaltung von besonderer Wichtigkeit.“112 Die geltenden Rechtsgrundsätze des    
öffentlichen Haushaltsrechts beinhalten lediglich die Sparsamkeit und nicht die Wirtschaftlichkeit 
als besonderen Haushaltsgrundsatz der RHO.113 
 
W. Heintz betont allerdings auch: „Unter dieser Sparsamkeit (gemeint ist die Sparsamkeit des     
§ 26 RHO) soll allerdings die Wirtschaftlichkeit nicht leiden.“114 Da die Staatswirtschaft „mög-
lichst sparsam und auch wirtschaftlich“ geführt werden sollte, könnte die Wirtschaftlichkeit vom 
RHO-Gesetzgeber als allgemeiner Rechtsgrundsatz der RHO verstanden worden sein.115 F. K.   
Vialon schreibt zu § 26 RHO: „Eine Vorschrift, die die wirtschaftliche und sparsame Verwaltung 
der Haushaltsmittel zur Pflicht macht, befindet sich in den wenigsten Haushaltsgesetzen, sie wird 
allgemein für selbstverständlich gehalten.“116 Insofern ist es denkbar, dass die in § 96 und § 17    
i. V. m. § 26 RHO aufgeführte Wirtschaftlichkeit als allgemeiner Rechtsgrundsatz zu qualifizie-
ren ist.117  
 
R. Schulze/ E. Wagner führen allerdings zu § 96 I Nr. 3 RHO aus: „1. § 96 umschreibt des nähe-
ren Umfang und Inhalt der dem Rechnungshofe nach § 87 … übertragenen Prüfung und ist 
deshalb von grundlegender Bedeutung. Er lehnt sich in seiner Fassung an § 12 ORKG118 an, er-
                                                 
112  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
113  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 66 ff bzw. Friedrich 
Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestimmungen des 
Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 98 und 99; Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushalts-
recht, 1959, S. 22 ff und 74 ff. 
114  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
115  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestim-
mungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 508. 
116  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209. 
117  Vgl. Rudolf Salmen, Das Wirtschaftlichkeitsprinzip in der kommunalen Finanz- und Haus-
haltsplanung, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 373, 1980, S. 34. 
118  Instruktion für die Preußische Ober-Rechnungskammer vom 18. Dezember 1824. 
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weitert aber die darin dem Rechnungshof bisher gestellte Aufgabe durch den Zusatz der Worte 
„und unter Beobachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit“ in Ziffer 3 und die Hinzufügung der 
Ziffer 4.“119 Die Formulierung „Zusatz der Worte“ spricht zunächst dagegen, dass die gebotene 
Wirtschaftlichkeit als allgemeiner Rechtsgrundsatz interpretiert wurde.  
 
R. Schulze/ E. Wagner ergänzen aber auch: „Er nimmt damit ausdrücklich wieder auf, was schon 
die ORKG 1824 in § 10 vorgeschrieben hatte: Bei allen Ausgaben, insofern deren Betrag nicht 
durch die Etats unveränderlich und unwiderruflich feststeht, muß die größte mit dem Zweck der 
Bewilligung nur irgend vereinbare Sparsamkeit beobachtet, und jede Unwirtschaftlichkeit bei 
Vermeidung eigener Vertretung vermieden werden.“120  
 
Auf dieser Linie legt § 20 I RWB für den Sachbearbeiter des Haushalts121 dann auch die Oblie-
genheit fest, „… insbesondere dahin zu wirken, daß … die zugewiesenen Ausgabemittel nicht 
überschritten und keine Auszahlungen geleistet oder Maßnahmen, die zu Auszahlungen führen 
können, getroffen werden, die nicht auch bei strenger Prüfung unter Berücksichtigung der       
Finanzlage des Reichs als notwendig anerkannt werden müssen. Gegenüber den besonderen Be-
dürfnissen des einzelnen Verwaltungszweigs hat er die Notwendigkeit einer sparsamen und wirt-
schaftlichen Verwendung der gesamten Reichsmittel zur Geltung zu bringen.“ 
 
Da „Unwirtschaftlichkeit“ als Negation zur Wirtschaftlichkeit122 „wieder“ in der RHO aufge-
nommen wurde, könnte hieraus der Rückschluss gezogen werden, dass aufgrund einer langen 
Tradition die normierte Wirtschaftlichkeit in der RHO als allgemeiner Rechtsgrundsatz des 
Haushaltsrechts zu qualifizieren ist.123 Diese Ansicht scheint stimmig, wenn R. Schulze/ E. Wag-
ner zu § 96 I Nr. 3 RHO weiterhin darlegen: „Der Rechnungshof hat bereits seit jeher (vgl. Anm. 
1) die Haushaltsführung der Reichsressorts nicht nur nach der haushaltsrechtlichen, sondern 
auch nach der wirtschaftlichen Seite hin geprüft.“124 
  
                                                 
119  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922 mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 236. 
120  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922 mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 236. 
121  Zur Entwicklung des Reichssparkommissars: Vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kon-
trolle, 1966, S. 177; Hermann A. Dommach, Der Reichsrechnungshof während der Amtszeit 
von Präsident Saemisch, in:  Die Kontrolle der Staatsfinanzen, 1989, S. 81 ff.  
122  Mit Rückgriff auf § 3 der Instruktion für die Oberrechnungskammer von 1824 interpretiert 
Klaus Grupp, dass historisch die Begriffe Sparsamkeit und Unwirtschaftlichkeit als Synonym 
verstanden wurden (vgl. Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit" im Haushaltsrecht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232).  
123  Vgl. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ 
Band 22, 1995, S. 194 und 195. 
124  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 237. 
  
 
Seite 24 
 
Unter „jeher“ bzw. langer Tradition kann aber nur eine ununterbrochene Übung bzw. ein unun-
terbrochenes Fortbestehen einer gesetzlichen Regelung verstanden werden.125 Die ausdrückliche 
Wiederaufnahme der Wirtschaftlichkeit in die RHO zeigt bereits, dass dies nicht der Fall war. 
Der Berichterstatter des Haushaltsausschusses führte in seinem Bericht über das neue Gesetz zu-
dem aus: „… Der hier hervorgehobene Grundsatz der Sparsamkeit, der für die früheren 
Reichshaushaltspläne nicht von der überragenden Bedeutung ist wie für die heutigen, durchzieht 
wie ein roter Faden das ganze Gesetz.“126 Nach dieser Überlegung kann die normierte Wirtschaft-
lichkeit nicht als allgemeiner Rechtsgrundsatz der RHO qualifiziert werden. 
 
In diesem Rahmen ist weiterhin zu beachten, dass die Rechnungsprüfung bzw. die Prüfungstätig-
keit des Rechnungshofs insofern eine Erweiterung erfuhr,127 als dass sich der Staat verstärkt an 
juristischen Personen des Privatrechts beteiligte oder einen Anspruch auf den Reingewinn von ju-
ristischen Personen des privaten Rechts erlangt hatte.128 Es galt daher eine Lösung zu finden, mit 
der die fiskalische Handlungsweise des Staates adäquat überwacht und geprüft werden konnte.129 
Hierzu hätte der damalige Gesetzgeber auf der Grundlage der Vorschriften der RHO dem Rech-
nungshof ein unmittelbares Prüfungsrecht zuweisen können.130 Eine solche Vorgehensweise ging 
jedoch mit der Befürchtung einher, dass eine haushaltsrechtliche Prüfung zu einer ungebührli-
chen Beeinträchtigung der juristischen Personen des Privatrechts führen und letztlich den Eigen-
interessen des Staates zuwiderlaufen würde.  
 
Daher begab sich der Gesetzgeber der RHO erstmals zu den juristischen Personen des Privat-
rechts auf eine gleiche rechtliche Ebene und installierte in den §§ 113 – 115, 117 RHO ein 
abweichendes Prüfungsverfahren.131 Dieses wird sodann in § 114 1 RHO wie folgt konkretisiert: 
„Die dem Rechnungshofe nach § 113 obliegende Prüfung erfolgt nach kaufmännischen Grund-
sätzen.“ Die bestehenden Verhältnisse nach dem 1. Weltkrieg verlangten es, adäquate Regelun-
gen für die Beteiligung des Reichs an privatrechtlichen Unternehmen aufzustellen und dement-
sprechend die Prüfungsaufgabe des Rechnungshofes zu erweitern.132 Der nunmehr an den „kauf-
                                                 
125  Vgl. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ 
Band 22, 1995, S. 196. 
126  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 25.  
127  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 9. 
128  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 10. 
129  Hans Ulrich Doeinck, Die Neuordnung des Reichshaushaltsrechts durch die Reichsverfassung 
vom 11.08.1919 und die Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922, 1932, S. 66 und 67. 
130  Vgl. Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläute-
rungen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 258 und 259. 
131  Es galten die allgemeinen Vorschriften des BGB bzw. des HGB (vgl. Hans Ulrich Doeinck, 
Die Neuordnung des Reichshaushaltsrechts durch die Reichsverfassung vom 11.08.1919 und 
die Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922, 1932, S. 66). 
132  Vgl. Hermann A. Dommach, Der Reichsrechnungshof während der Amtszeit von Präsident   
Saemisch, in:  Die Kontrolle der Staatsfinanzen, 1989, S. 66. 
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männischen Grundsätzen“ ausgerichtete Prüfungsmaßstab spricht ebenfalls dagegen, die nor-
mierte Wirtschaftlichkeit als selbstständigen Rechtsgrundsatz der RHO anzusehen. 
 
In der 2. Auflage aus dem Jahr 1959 erfährt F. K. Vialons Ausführung zur Novelle II133 des § 26 
RHO folgende Erweiterung: „Die durch die Novelle II eingefügte Formel „und nicht eher“ be-
deutet eine erhebliche Verschärfung des seitherigen Wirtschaftlichkeitsprinzips (siehe denselben 
Grundsatz in anderem Zusammenhang in § 30).“134 Die in der Klammer gesetzte Ergänzung 
„Grundsatz“ könnte zu dem Rückschluss führen, dass die Wirtschaftlichkeit sich zu einem 
selbstständigen (Haushalts-)Grundsatz entwickelt hat.135  § 30 II RHO statuiert sodann: „Beträge, 
die bei übertragbaren Ausgabebewilligungen am Schlusse eines Rechnungsjahrs nicht verwendet 
sind, dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Reichsministers der Finanzen verausgabt wer-
den, soweit dieser nicht bereits nach § 45 d der Übernahme einer entsprechenden Verpflichtung 
zugestimmt hat oder soweit nicht bei Ausgabebewilligungen, die im laufenden Rechnungsjahr ab-
schließen, eine rechtliche Verpflichtung besteht. Der Reichsminister der Finanzen soll die 
Zustimmung nur erteilen, wenn die Verausgabung bei wirtschaftlicher und sparsamer Verwal-
tung erforderlich ist.“  
 
Zu § 30 II RHO wiederholt F. K. Vialon: „Die Zustimmung des BdF zur Verwendung der in Rest 
gestellten Ausgabeermächtigungen soll nur erteilt werden, wenn die Verausgabung der Beträge 
bei wirtschaftlicher und sparsamer Verwaltung erforderlich ist. § 17 III RWB enthält die Verfah-
rensvorschriften hierzu.“ Eine Bestimmung des Haushaltsgrundsatzes Sparsamkeit bzw. des 
Wortes Wirtschaftlichkeit nimmt § 17 III RWB jedoch nicht vor.136 Ohne inhaltliche Konkretisie-
rung der Begriffe regelt diese Norm ausschließlich die Ablauforganisation von Ausgaberesten 
und kann somit nicht bestätigen, dass die Wirtschaftlichkeit sich zu einem selbstständigen (Haus-
halts-)Grundsatz entwickelt hat.137  
 
Die normierte Wirtschaftlichkeit wurde partiell als „jeher“ und „selbstverständlich“ kommen-
tiert. Eine Quellenangabe erfolgte in den historischen Kommentierungen nicht. Auch sind die 
Äußerungen „jeher“ und „selbstverständlich“ in ihrem jeweiligen Zusammenhang nicht frei von 
Widersprüchen. Schließlich lässt eine „Selbstverständlichkeit“ vermuten, dass diese von allen 
zeitgenössischen Autoren – und vor allem auch vom historischen Gesetzgeber – geteilt und we-
sentlich dezidierter formuliert worden wäre. Indes erfährt lediglich der „hervorgehobene (!) 
Grundsatz der Sparsamkeit“ eine hinreichende Betonung. Aus einem vereinzelten „jeher“ bzw. 
                                                 
133  Vgl. Hermann A. Dommach, Der Reichsrechnungshof während der Amtszeit von Präsident   
Saemisch, in:  Die Kontrolle der Staatsfinanzen, 1989, S. 101 ff. 
134  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestim-
mungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 508. 
135  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209.  
136  Vgl. Gesetzessammlung, Haushaltsgrundsätzegesetz * Bundeshaushaltsordnung * Wirtschafts-
bestimmungen * Reichskassenordnung * Rechnungslegungsordnung, 1970, S. 48. 
137  Beispielsweise: Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den 
Finanzbestimmungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 98 und 99. 
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„selbstverständlich“ und „Grundsatz“ den automatischen Rückschluss zu ziehen, dass die nor-
mierte Wirtschaftlichkeit als eigenständiger Rechtsgrundsatz der RHO anzusehen ist,138 muss in-
innerhalb der subjektiv-historischen Auslegung verneint werden.139  
 
c) … durch eine systematisch-logische Auslegung 
Im Rahmen der systematisch-logischen Auslegung wird auf § 1 und § 3 der Instruktion für die 
Oberrechnungskammer von 1824, auf § 13 1  und § 32 des Preußischen Gemeindefinanzgesetzes 
(GemFinG) von 1933 sowie auf § 7 i. V. m. § 60 I und § 89 3 Deutsche Gemeindeordnung (DGO) 
von 1935 eingegangen:  
 
§ 1 der Instruktion für die Oberrechnungskammer von 1824 legte fest: „Der Zweck der Ober-
rechnungskammer ist: a) durch die Revision der Rechnungen sich zu überzeugen, daß die 
allgemeinen Grundsätze des von uns genehmigten Staats-Verwaltungssystems festgehalten, im 
Geiste desselben wirklich administriert, die einzelnen Verwaltungen nach den bestehenden Ge-
setzen, Verordnungen, Instruktionen und Etats gewissenhaft geführt, Einnahmen und Ausgaben 
gehörig nachgewiesen, und die den Verwaltungen bewilligten Summen bestimmungsgemäß ver-
wendet werden, und b) nach den aus den Rechnungen ergebenden Resultaten der Verwaltung zu 
beurteilen, ob und wo zur Beförderung des Staatszwecks Abänderungen nötig oder falsch sind.“140 
§ 3 dieser Instruktion normierte weiterhin: „Die (Oberrechnungskammer) muß ferner prüfen, ob 
bei Verwendung der Ausgabe-Fonds zweckmäßig und mit möglichster Sparsamkeit zu Werke ge-
gangen, oder (!) ob und wodurch eine Verminderung derselben zu bewirken gewesen sein 
würde.“  
 
Die Formulierungen „ob und wo zur Beförderung des Staatszwecks Abänderungen nötig oder 
falsch sind“ und „ob und wodurch eine Verminderung derselben zu bewirken gewesen sein wür-
de“ könnten auch für einen Finanzgrundsatz der Wirtschaftlichkeit sprechen. Das verwendete 
                                                 
138  Für die Interpretation der Wirtschaftlichkeit als Rechtsgrundsatz der RHO: Friedrich Karl Via-
lon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 208; Friedrich Karl Vialon, 
Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestimmungen des Bonner 
Grundgesetzes, 1959, S. 508; Adolf Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine ein-
führende Darstellung, 1965, S. 284 und 285; Walter Krebs, Kontrolle in staatlichen Entschei-
dungsprozessen, in: Münsterer Beiträge zum Öffentlichen Recht ˗ Band 3, 1984, S. 183 ff; 
Günter Jürgens, Erwin Adolf Piduch, et al., Finanzverfassung, Steuern und öffentlicher Haus-
halt ˗ Band 11, 1986, S. 142 ff; Annette Schuwirth, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im 
Budgetkreislauf, 1988, S. 23. 
139  Vgl. Heinz Günter Zavelberg, 275 Jahre staatliche Rechnungsprüfung in Deutschland. Etappen 
der Entwicklung, in:  Die Kontrolle der Staatsfinanzen, 1989, S. 48 ff; Herbert Rischer, Fi-
nanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ Band 22, 1995, S. 185 bis 
193; Hubertus Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie- 
und Wirtschaftlichkeitsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 821, 2000, S. 408 
und 409.  
140  „Diese Vorschrift stammt noch aus der vorkonstitutionellen Zeit. Darin wird ausdrücklich die 
Oberrechnungskammer als die höchste Kontrollbehörde der Verwaltungen bezeichnet. Die 
„Generalkontrolle“ als selbstständige Institution war am Anfang des 19. Jahrhunderts weg-      
gefallen.“ (vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 48). 
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Wort „oder“ in § 3 der Instruktion bzw. die anhaltende Verwendung beider Begriffe durch den 
historischen Gesetzgeber weist aber darauf hin, dass der historische Gesetzgeber etwas anderes 
gemeint hat.141 W. J. Behr betont daher auch, dass der Begriff der Wirtschaftlichkeit als „Verstär-
kung“ für die „richtige“, die „vernünftige“ und „weise“ Sparsamkeit verstanden werden soll.142 
Da § 1 der Instruktion im Kontext der „allgemeinen Grundsätze“ sich in Verbindung mit § 3 der 
Instruktion auf die „Ausgabe-Fonds“, „mit möglichster Sparsamkeit“  und „ob und wodurch ei-
ne Verminderung derselben zu bewirken gewesen sein würde“ bezieht, kann lediglich die 
Sparsamkeit eindeutig als kameralistischer Grundsatz diagnostiziert werden. In diesem Sinne ist 
das verwendete Wort „oder“ in § 3 der Instruktion eher als eine sprachliche Konkretisierung des   
Finanzgrundsatzes der Sparsamkeit aufzufassen. In der Gesamtschau kann die Wirtschaftlichkeit 
somit nicht als eigenständiger kameralistischer Grundsatz der Instruktion für die Oberrechnungs-
kammer von 1824 ausgelegt werden.  
 
§ 13 1 des GemFinG von 1933 statuierte: „Oberster Grundsatz für die Gestaltung des Haushalts-
plans ist eine sparsame und wirtschaftliche Finanzgebarung …“ § 32 GemFinG bestimmt als 
Gegenstück zu § 13 GemFinG, „daß die Haushaltsmittel bei den einzelnen Zweckbestimmungen 
nur soweit und nicht eher in Anspruch genommen werden dürfen, als es zur wirtschaftlichen und 
sparsamen Führung der Verwaltung erforderlich ist.“ In Anlehnung zur RHO ist festzustellen, 
dass der historische Gesetzgeber auch im GemFinG von einem „Grundsatz“ (Singular) und nicht 
von Grundsätzen (Plural) spricht. Ebenfalls betont § 32 GemFinG in erster Linie die Ausgaben-
seite. K. Hettlage/ W. Loschelder/ Spielhagen kommentieren dann auch:143 „Wenn § 13 GemFinG. 
bestimmt, daß für sogenannte freiwillige Aufgaben nur solche Ausgaben in den Haushaltsplan 
eingestellt werden dürften, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder für die Erfüllung 
der Aufgaben der Gemeinde erforderlich sind, so ändert er damit nicht das bisher geltende 
Recht. Eine Bestimmung befand sich bereits in § 2 Abs. 1 der GFV (Gemeindefinanzverordnung) 
vom 2.11.1932; sie entspricht im übrigen wörtlich dem § 17 der Reichshaushaltsordnung idF. der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.4.1930 (RGBl. II. S. 693).“ Da das bisher geltende Recht 
nicht geändert wurde „und im Übrigen wörtlich dem § 17 RHO entsprechen sollte“, kann die 
Wirtschaftlichkeit nach dem Gemeindefinanzgesetz von 1933 nicht als eigenständiger Grundsatz 
der Finanzwissenschaft interpretiert werden.  
 
§ 7 DGO legte fest: „ Die Gemeinden haben ihr Vermögen und ihre Einkünfte als Treuhänder 
der Volksgemeinschaft gewissenhaft zu verwalten. Oberstes Ziel ihrer Wirtschaftsführung muß 
sein, unter Rücksichtnahme auf die wirtschaftlichen Kräfte der Abgabepflichtigen die Gemeinde-
finanzen gesund zu erhalten.“ § 60 I DGO bestimmte: „Das Gemeindevermögen ist pfleglich und 
wirtschaftlich zu verwalten. Mit möglichst wenig Kosten soll es den bestmöglichen Ertrag brin-
gen.“ § 89 DGO führt ergänzend aus: „Die Haushaltssatzung bildet die Grundlage für die 
                                                 
141  Vgl. Bianca Fischer, Abschied von der "Sparsamkeit"?, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 8.  
142  Vgl. Wilhelm Joseph Behr, Die Lehre von der Wirtschaft des Staats, oder Pragmatische      
Theorie der Finanzgesetzgebung und Finanzverwaltung, 1822, S. 242 ff 
143  Karl Hettlage, Wilhelm Loschelder, et al., Das Preußische Gemeindefinanzgesetz, 1934,         
S. 128. 
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Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben. Der Bürgermeister hat die Verwaltung nach der 
Haushaltssatzung zu führen. Er darf die Haushaltsmittel nur insoweit und nicht eher in Anspruch 
nehmen, als es bei einer wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung erforderlich ist.“  
 
Die Einzelbegründung zu § 7 DGO führt sodann einleitend auf: „Auf die besondere Bedeutung 
einer geordneten und gesunden Finanzwirtschaft der Gemeinden ist bereits in dem allgemeinen 
Teil der Begründung (3. Abschnitt) hingewiesen.“ Im 3. Abschnitt „Ordnung des gemeindlichen 
Finanzwesens“ heißt es unter anderem:144 „Zur Sicherung einer solchen (geordneten Finanzwirt-
schaft) bedürfen auch die Gemeinden bestimmter fester Normen, wie sie für das Reich in der 
Reichshaushaltsordnung und für die Länder in den entsprechenden Gesetzen längst festgelegt 
sind.“ Weiterhin:145 „Die Grundsätze (des GemFinG von 1933) sind ein Jahr lang erprobt worden 
und haben sich im allgemeinen bewährt. Sie bilden daher mit Recht im wesentlichen auch die 
Grundlage für die Regelung des Gegenstandes in diesem Gesetz.“  (…)  „Die elementarsten 
Grundsätze einer geordneten Haushaltsführung, die für sämtliche Gemeinden ohne Rücksicht auf 
ihre Größenordnung unterschiedslos gelten müssen, werden im Gesetz selbst festgelegt: Recht-
liche Bedeutung des Haushaltsplanes, der Öffentlichkeit des Haushaltsplanes, Grundsatz (!) der 
Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit, Trennung in einen ordentlichen und außerordentlichen 
Haushaltsplan unter besonderer Ausgestaltung des letzteren für die Vermögenswirtschaft und 
insbesondere für die Schuldenwirtschaft, Grundsatz des Haushaltsausgleichs, Sicherung des 
Haushalts gegen wirtschaftliche Schwankungen und zeitliche Verteilung der Lasten (Rücklagen).  
 
In diesem Sinne kommentieren Kunz/ Buba/ Theißig zu § 60 I DGO:146 „Im übrigen kann zu die-
sem Fragenkreis (pfleglich und wirtschaftlich) auf eine eingehende Begründung verzichtet 
werden, nachdem der frühere Reichssparkommissar die Grundsätze für eine zweckmäßige und 
wirtschaftliche Verwaltung des gemeindlichen Vermögens in seinen verschiedenen Städtegutach-
ten in vorbildlicher Weise herausgearbeitet hat.“ 
 
Die Deutsche Gemeindeordnung von 1935 orientierte sich über das Gemeindefinanzgesetz von 
1933 an der Reichshaushaltsordnung. Demzufolge hat der historische Gesetzgeber an dem 
„Grundsatz (Singular) der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit“ festgehalten. H. Kerrl/ J. 
Weidemann schreiben dann auch zu § 60 I DGO:147 „Die Hervorhebung des an sich selbstver-
ständlichen Grundsatzes (!) war notwendig, weil die Bewirtschaftung des Gemeindevermögens in 
der Nachkriegszeit dem Gemeindehaushalt vielfach nicht nur keine Entfaltung brachte, sondern 
sehr oft zu einer nicht unerheblichen Belastung führte.“ Infolgedessen kann die Wirtschaftlich-
keit der Deutschen Gemeindeordnung von 1935 nicht als selbstständiger Grundsatz der 
Kameralistik ausgelegt werden. 
 
                                                 
144  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 9. 
145  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 10. 
146  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
147  Hanns Kerrl und Johannes Weidemann, Die Deutsche Gemeindeordnung, Erläuterung zu § 60 
Ziff. 3, 1937, S. 447. 
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d) Zwischenergebnis 
Die Auslegung der Instruktion für die Oberrechnungskammer von 1824 hat verdeutlicht, dass die 
normierte Wirtschaftlichkeit als eine sprachliche Konkretisierung des Finanzgrundsatzes der 
Sparsamkeit aufzufassen ist. Der RHO-Gesetzgeber hat diese Sparsamkeit als besonderen Rechts-
grundsatz übernommen. In dieser Linie ist die Wirtschaftlichkeit als sprachliche „Verstärkung“ 
für den Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit aufzufassen. Der RHO-Grundsatz der Sparsamkeit hat 
im weiteren Verlauf als Vorbild für das Preußische Gemeindefinanzgesetz von 1933 sowie die 
Deutsche Gemeindeordnung von 1935 gedient.  
 
2.2 Der Inhalt des „bisher geltenden Rechtsgrundsatzes“ der Sparsamkeit 
Nachdem mit dem RHO-Grundsatz der Sparsamkeit als maßgeblicher Rechtsgrundsatz für Art. 
114 II 1 GG ermittelt worden ist, gilt für den weiteren Forschungsverlauf, dass die normierte 
Wirtschaftlichkeit mittelbar über den RHO-Grundsatz der Sparsamkeit zu bestimmen ist.  
 
a) … durch eine wörtliche Auslegung 
Umgangssprachlich wird Sparsamkeit als Tugend, Rücklagenbildung, Konsumverzicht oder als 
Vermeidung von Verschwendung bezeichnet.148 Damit wird zunächst ein Verhalten beschrieben, 
welches keinen Aufschluss über den Inhalt des Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit gibt.149 Dem-
zufolge findet zunächst eine Auseinandersetzung mit den Wortlaut des § 17 RHO i. V. m. § 6 I 
RWB, § 17 i. V. m. § 26 RHO und § 16 RWB sowie § 96 I Nr. 4 RHO statt:  
 
§ 17 RHO führt zunächst auf: „In den Haushaltsplan dürfen nur solche Ausgaben aufgenommen 
werden, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder zu Erfüllung der Aufgaben und der 
rechtlichen Verpflichtungen des Staates usw. notwendig sind.“ § 6 I RWB ergänzt § 17 RHO zu-
nächst wie folgt: „Haushaltsmittel nur in der unbedingt erforderlichen Höhe anzufordern“. Des 
Weiteren wird der Grundsatz der Sparsamkeit in § 17 RHO durch § 6 I RWB präzisiert, indem er 
die Einnahmen und Ausgaben in voller Höhe getrennt veranlagt und so eine Abhängigkeit der 
Ausgaben von den Einnahmen verhindert; „… denn zu leicht kann eine günstige Einnahmegestal-
tung der Verwaltung dazu führen, die Grenze der strengen wirtschaftlichen Sparsamkeit zu 
überschreiten.“150 In diesem Sinne konstatieren H. Wentzel/ R. Brüser zu § 6 1 RWB:151 „Der 
Grundsatz der Sparsamkeit ist auch bereits bei der Veranschlagung der Ausgabemittel zu beach-
ten, indem Ausgabemittel nur in der unbedingt erforderlichen Höhe anzufordern sind.“  
 
                                                 
148  Vgl. Brockhaus˗Enzyklopädie, 20. Band Sci ˗ Sq, 1993, S. 610. 
149  Vgl. Adolf Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine einführende Darstellung, 1965,     
S. 289; Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsentscheidungen in    
der Unternehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 30, 1968, S. 57. 
150  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
151  Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 78. 
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Für den Grundsatz der Sparsamkeit folgt aus § 17 RHO i. V. m. § 6 I RWB, das Ausgaben zu 
vermeiden bzw. die notwendigen Ausgaben auf das unbedingt Erforderliche zu begrenzen sind.152 
Weiterhin ist selbst bei einer guten Einnahmeseite auf eine restriktive Ausgabenpolitik zu achten. 
Es macht aber keinen Sinn, wenn auf einer übergeordneten Ebene eine restriktive Ausgabenpoli-
tik beachtet wird und die nachfolgenden Ebenen sich nicht an dieser Vorgabe ausrichten. Für die 
Ausgabemittel schreibt § 20 I RWB für den Sachbearbeiter des Haushalts die Obliegenheit fest, 
„… insbesondere dahin zu wirken, daß die Verwaltungseinnahmen richtig erhoben, die zugewie-
senen Ausgabemittel nicht überschritten und keine Auszahlungen geleistet oder Maßnahmen, die 
zu Auszahlungen führen können, getroffen werden, die nicht auch bei strenger Prüfung unter Be-
rücksichtigung der Finanzlage des Reichs als notwendig anerkannt werden müssen.  
 
§ 17 RHO legt dann i. V. m. § 26 RHO fest: 153 „Die Haushaltsmittel sind wirtschaftlich und spar-
sam zu verwalten; sie dürfen bei den einzelnen Zweckbestimmungen nur so weit und nicht eher in 
Anspruch genommen werden, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Reichsverwaltung erfor-
derlich ist.“ Nach § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO enthält der Grundsatz der Sparsamkeit, dass 
Haushaltsmittel erst in Anspruch genommen werden dürfen, wenn sich nach sorgfältiger Prüfung 
ergibt, dass sie unbedingt erforderlich sind.154 Für die Staatsaufgaben folgt daraus, dass eher eine 
ablehnende Haltung eingenommen werden soll, sobald die Erfüllung einer neuen Aufgabe zu-
rückgestellt oder ganz auf sie verzichtet werden kann.155  
 
W. Wawerla/ L. Ambrosius schreiben daher zu § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO: „Die neuerdings 
stärker betriebene Abgabe von Aufgaben, die bisher der Staat erledigte, auf die Kommu-
nalverwaltungen und die entsprechende Einverleibung bisher staatlicher Behörden in die 
Kommunalverwaltungen dürfte den Forderungen der §§ 17 und 26 RHO entsprechen, wenn das 
Staatsinteresse nicht überwiegt und die Aufgaben nunmehr ohne oder nur mit geringeren Staats-
mitteln, als bisher notwendig waren, von den Kommunalverwaltungen erledigt werden kön-
nen.“156 In diesem Sinne normiert § 96 I Nr. 4 RHO157 dann auch zur Prüfungstätigkeit des Rech-
nungshofes: „Die Prüfung der Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich darauf zu 
erstrecken, ob nicht Einrichtungen unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder in sonstiger Weise 
Reichsmittel verausgabt worden sind, die ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks einge-
schränkt oder erspart werden können.“  
                                                 
152  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82. 
153  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
154  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 79 und 80. 
155  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
156  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
157  Arthur Fuchs weist darauf hin, dass in § 96 RHO die grundlegenden Bestimmungen der In-
struktion von 1824 (insbesondere §§ 3 und 10) und die entsprechenden Vorschriften des 
Oberrechnungskammer˗Gesetzes wiederkehren (vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der 
Kontrolle, 1966, S. 66). 
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§ 17 RHO i. V. m. § 6 I RWB, § 17 i. V. m. § 26 RHO und § 16 RWB sowie § 96 I Nr. 4 RHO 
setzen primär bei der Ausgabenseite an. In diesem Sinne sind unnötige Ausgaben zu vermeiden 
bzw. die notwendigen Ausgaben auf das unbedingt Erforderliche zu begrenzen. Das ist dann der 
Fall, wenn die Ausgaben für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder zur Erfüllung der Auf-
gaben und der rechtlichen Verpflichtungen des Staates notwendig sind. Auf der gleichen Linie 
befinden sich die Äußerungen zu den Staatsaufgaben. Zunächst soll über eine Abgabe nachge-
dacht werden, wenn nicht das Staatsinteresse überwiegt. Ist eine Abgabe aus diesem Grund nicht 
sinnvoll, so soll diese möglichst („ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks“) ohne oder nur mit 
geringen Sachmitteln durchgeführt werden. Indes ist eine mittelbare Abgrenzung des RHO-
Grundsatzes der Sparsamkeit zur normierten Wirtschaftlichkeit durch eine wörtliche Auslegung 
nicht möglich. 
  
b) … durch eine systematisch-logische Auslegung  
Zur systematisch-logischen Bestimmung des Haushaltsgrundsatzes der Sparsamkeit bedarf es 
nachfolgend einer Auseinandersetzung mit § 26 RHO i. V. m. § 16 RWB, § 20 RWB sowie § 24, 
§ 28, § 30, §§ 34, 24 RHO i. V. m. § 6 Abs. 13 RWB, § 45 i. V. m. § 14, § 47 V, § 51, § 65 und  
§ 96 I Nr. 3 RHO. 
 
aa) Die Ausgaben und Einnahmen als Facetten des Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit 
Die allgemeine Richtlinie zur Bewirtschaftung der Haushaltsmittel in § 16 RWB bezieht sich auf 
§ 26 RHO und definiert, dass unter „Haushaltsmittel“ i. S. d. § 26 RHO sowohl Einnahme- und 
Ausgabemittel als auch nicht nur die planmäßigen, sondern auch die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsmittel zu verstehen sind.158 Für die Einnahmen legt § 20 I RWB für den Sachbearbeiter 
des Haushalts die Pflicht fest, „…Gegenüber den besonderen Bedürfnissen des einzelnen Verwal-
tungszweigs hat er die Notwendigkeit einer sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung der 
gesamten Reichsmittel zur Geltung zu bringen. Er hat ferner darüber zu wachen, ob nicht durch 
geeignete Maßnahmen die Haushaltseinnahmen erhöht und die Haushaltsausgaben verringert 
werden können. …“ Für die Einnahmemittel normiert § 20 I RWB: „… insbesondere dahin zu 
wirken, daß die Verwaltungseinnahmen richtig erhoben … werden …“ Aus   § 26 RHO lässt sich 
folglich für die öffentlichen Einnahmen die Anweisung herleiten, dass Außenstände möglichst 
schnell einzuziehen sind. Insofern hat der RHO-Gesetzgeber ein aktives Forderungs- und Zah-
lungsmanagement im Haushaltsrecht veranlasst.  
 
Da der Grundsatz der Sparsamkeit sowohl an der Ausgaben- als auch an der Einnahmeseite an-
setzen soll (vgl. § 25 I RHO), erfährt die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes in § 96 I Nr. 3 
RHO auch die Erweiterung: „Die Prüfung der Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich da-
rauf zu erstrecken, ob bei der Gewinnung und Erhebung von Einnahmen sowie bei der 
Verwendung und Verausgabung von Reichsmitteln, ferner bei der Erwerbung, Benutzung und 
Veräußerung von Reichseigentum nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beach-
tung der maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und unter Beobachtung der gebotenen 
                                                 
158  Vgl. Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläute-
rungen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 83. 
  
 
Seite 32 
 
Wirtschaftlichkeit verfahren wird.“159 R. Schulze/ E. Wagner führen zu § 96 I Nr. 3 RHO aus: 160 
„Dies kann sich natürlich nicht auf die durch Etatgesetz festgelegten Ausgaben beziehen, son-
dern es soll besonders bei der Verausgabung von Geldern aus den zu den verschiedensten 
Zwecken bestehenden Fonds mit jeder Sparsamkeit vorgegangen werden.“ 
 
 § 18 RHO enthält: „Für denselben Zweck sollen Mittel nicht an verschiedenen Stellen des Haus-
haltsplans veranschlagt werden.“ Diese Bestimmung will Verschleierungen vermeiden und dient 
unmittelbar dem Grundsatz der Klarheit. Erhöhte Transparenz führt zu einer größeren Übersicht-
lichkeit und erleichtert letztendlich eine Prüfungstätigkeit i. S. d. § 96 RHO.161 Deshalb hat § 18 
RHO auch für den Grundsatz der Sparsamkeit eine enorme Bedeutung.162 
  
Zur Einhaltung der Sparsamkeit wird in § 28 I RHO vorgetragen: „Leistungen des Reichs vor 
Empfang der Gegenleistung dürfen nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies im allgemei-
nen Verkehr üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.“ Daraus resultiert im 
Umkehrschluss für das Vertrags- und Zahlungsmanagement des Staates, dass Kontrahierungs-
partner nach Möglichkeit gegenüber dem Staat in Vorleistung treten sollen.163  
 
Eine Sparmaßnahme ist auch im § 30 I RHO zu erblicken: „Die bewilligten Beträge dürfen nur 
zu dem im Haushaltsplane bezeichneten Zweck, soweit und solange dieser fortdauert, und nur in-
nerhalb des Rechnungsjahrs verwendet werden.“ Diese Sparmaßnahme enthält, dass eine 
bewilligte Ausgabe zu unterlassen ist, wenn ihr Zweck fortgefallen ist.164 
  
Auf einem ähnlichen Gedanken beruht §§ 34, 24 RHO i. V. m. § 6 Abs. 13 RWB: „ Sind in der 
Zweckbestimmung oder in der Erläuterung eines Titels bestimmte Maßnahmen mit den auf sie 
entfallenden Beträgen einzeln aufgeführt, so dürften Beträge, die durch die Unterlassung oder 
planmäßige Einschränkung einer solchen Maßnahme erspart werden, nicht zu einer der anderen 
Maßnahmen verwendet werden, sondern sind von der Ausgabenbewilligung in Abgang zu stel-
len.“ § 34 verlangt somit über die partielle Bindung des § 24 RHO, dass die durch Unterlassen 
                                                 
159  Zum Vorprüfungsrecht des Rechnungshofes nach § 92 I 1 RHO: Vgl. Heiko Thomsen, Zur 
Einordnung der Rechnungs˗Vorprüfung, in: Die Öffentliche Verwaltung (DÖV), 1968,           
S. 479 ff. 
160  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 237. 
161  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
162  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 187; Annette 
Schuwirth, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Budgetkreislauf, 1988, S. 26. 
163  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 27; Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 78. 
164  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 230; Friedrich Karl 
Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestimmungen des     
Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 555 und 556. 
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oder durch planmäßige Einschränkung einer Einzelmaßnahme ersparten Beträge in Abgang zu 
stellen sind (vgl. § 6 Abs. 13 RWB).165 
 
Im Sinne der Sparsamkeit verlangt § 45 i. V. m. § 14 RHO bei Bauvorhaben eine vorherige ge-
naue Kostenberechnung, um sich für den Bau zu entschließen oder ihn wegen zu hoher Kosten 
abzulehnen.166 Diese Vorgabe enthält die Einführung eines Kostenmanagements, damit Kosten 
vom Staat aktiv beeinflusst bzw. gestaltet werden können:167 
 
„Die Reichshaushaltsordnung in der Fassung von 1922 ging davon aus, daß die Ausgabe-
ermächtigungen des Haushaltsplans auch alle Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtun-
gen umfassen: Langfristige Vorhaben wurden in Abschnitte entsprechend den Aufwendungen in 
jedem Haushaltsjahr zerlegt; die Vorhaben konnten dann erst nach Feststellung des nächsten 
Haushaltsplans fortgesetzt werden. Dies führte zwangsläufig zu einem unwirtschaftlichen Haus-
haltsgebaren und gab deshalb bereits im Jahr 1930 Anlaß zur Einfügung des § 45 b RHO, der 
das Eingehen von Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren ge-
stattet, sofern der Vertragsabschluß durch den Haushaltsplan genehmigt oder der erste 
Teilbetrag eines längerfristigen Vorhabens durch den Haushaltsplan bewilligt ist; der Finanzmi-
nister kann in dringenden Fällen Ausnahmen hiervon zulassen.“ 
 
Daher kommentieren W. Wawerla/ L. Ambrosius auch zu § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO: „Erge-
ben sich jedoch höhere Kosten, so würde eine solche Verlagerung der bisherigen Staatsaufgaben 
den §§ 17 und 26 RHO zuwiderlaufen.“168 
 
§ 47 V RHO handelt vom Tausch von Gegenständen, die im Eigentum des Staates stehen. Es 
wird verlangt, dass der Wert des eingetauschten Gegenstandes zuzüglich etwaiger Zuzahlung 
nicht geringer ist als der des gegebenen, so dass der Staat keinen Verlust zu erleiden hat.169  
 
In diesem Kontext regelt § 65 RHO ergänzend den Nachweis der Vermögensgegenstände und die 
Übertragung von Vermögensgegenständen der Behörden untereinander.170 Insofern hat der RHO-
Gesetzgeber ein Vermögensmanagement im Haushaltsrecht etabliert. 
                                                 
165  Vgl. Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 27; Wentzel/Brüser gehen in der Folgezeit nur auf § 24 RHO ein (Herbert 
Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 74). 
166  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 274 und 275; 
Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestim-
mungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 663 und 664. 
167  Vgl. Gesetzentwürfe zur Haushaltsreform (Auszug aus der Begründung), IV. Abschnitt ˗ 
Grundzüge der Haushaltsrechtsreform, in: HSA NW 30 BR Nr. 981, 1968, S. 680. 
168  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
169  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 210; Herbert 
Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 129 ˗ 131. 
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Es wurde bereits dargelegt, dass sich aus § 26 RHO eine Anweisung zur möglichen Einziehung 
von Außenständen herleiten lässt. § 51 RHO knüpft an diese Anweisung, indem er feststellt, ob 
und inwieweit ausdrückliche Bewilligungen von Zahlungsfristen zulässig sind. § 51 RHO zielt 
ebenso wie § 47 V RHO darauf ab, dass unnötige Verluste vermieden werden, wie sie z. B. durch 
Stundungen von Verbindlichkeiten dem Staat gegenüber entstehen können.171 Mithin erfährt das 
aus § 26 RHO abgeleitete Forderungs- und Zahlungsmanagement durch § 51 RHO eine weitere 
Konkretisierung.  
  
Zur Erfassung der Einnahmeseite des Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit normiert § 96 I Nr. 3 
RHO daher: „Die Prüfung des Rechnungshofes hat sich darauf zu erstrecken, ob bei der Gewin-
nung und Erhebung von Einnahmen sowie bei der Verwendung und Verausgabung von 
Reichsmitteln, ferner bei der Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von Reichseigentum nach 
den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit 
verfahren wird.“ In § 100 I RHO heißt es daher auch: „Alle Verfügungen der obersten Reichsbe-
hörden, durch die in Bezug auf Einnahmen oder Ausgaben des Reichs eine allgemeine Vorschrift 
gegeben oder eine schon bestehende geändert oder erläutert wird oder durch die die Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs berührende Verwaltungseinrichtungen und Unternehmungen geschaf-
fen oder geändert werden, müssen unverzüglich dem Rechnungshofe mitgeteilt werden.“ 
 
Die Ermittlung der Sparsamkeit als besonderem Rechtsgrundsatz sowie die wörtliche Auslegung 
der §§ 17, 26 und 96 I Nr. 4 RHO bestätigen zwar, dass der Grundton des „roten Fadens“ der 
Sparsamkeit zunächst die Ausgabenseite im Blickpunkt hat. Allerdings zeigt die systematisch-
logische Auslegung des § 26 RHO i. V. m. § 16 RWB, § 20 RWB sowie § 24, § 28, § 30, §§ 34, 
24 RHO i. V. m. § 6 Abs. 13 RWB, § 45 i. V. m. § 14, § 47 V, § 51, § 65, § 96 I Nr. 3, § 100 I 
RHO auch, dass das Leitbild des besonderen Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit auch die Ein-
nahmenseite im Blickpunkt hatte. Gemäß der §§ 25, 29 I RHO sollten die öffentlichen 
Einnahmen zumindest die öffentlichen Ausgaben decken.172 Hierfür hat der RHO-Gesetzgeber ein 
Vertrags-, Forderungs-, Kosten-, Vermögens- und Zahlungsmanagement in der RHO initiiert173 
sowie die parlamentarische Vorgabe geäußert, dass die Arbeits- und Ablauforganisation des Staa-
tes soweit wie möglich zu verbessern sind.  
 
                                                                                                                                                              
170  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 28; Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 128 
und 129. 
171  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 28. 
172  Vgl. Hermann A. Dommach, Der Reichsrechnungshof während der Amtszeit von Präsident 
Saemisch, in:  Die Kontrolle der Staatsfinanzen, 1989, S. 66; Anderer Ansicht: Klaus Grupp, 
Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haushaltsrecht, in: Juristische 
Zeitung (JZ), 1982, S. 232. 
173  Zum Forderungs- und Zahlungsmanagement: Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur 
Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 210; Zum Vertrags-, Vermögens- und Forderungsmanage-
ment: Vgl. Karl-Heinz Burkert, Unanfechtbarkeit haushaltsrechtlicher Entscheidungen, in: Die 
Öffentliche Verwaltung (DÖV), 1967, S. 444 ff. 
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Da der RHO-Grundsatz der Sparsamkeit mit den Facetten Einnahmen und Ausgaben als Vorbild 
für die Deutsche Gemeindeordnung von 1935 diente, ist es nur folgerichtig, wenn § 7 DGO fest-
legte: „Die Gemeinden haben ihr Vermögen und ihre Einkünfte als Treuhänder der Volksgmein-
schaft gewissenhaft zu verwalten.“ und § 89 DGO ergänzend ausführt: „Die Haushaltssatzung 
bildet die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben.“ Ein Vergleich zum fi-
nanzwissenschaftlichen Grundsatz der Sparsamkeit bestätigt folglich die bisherige Auslegung, 
dass beim RHO-Grundsatz der Sparsamkeit sowohl die Ausgaben- als auch die Einnahmenseite 
zu berücksichtigen ist. 
  
bb) Die Konkretisierung der relativen Sparsamkeit erfolgt durch die Wirtschaftlichkeit des 
§ 26 RHO      
§ 17 RHO i. V. m. § 26  RHO statuiert: „Die Haushaltsmittel sind wirtschaftlich und sparsam zu 
verwalten; sie dürfen bei den einzelnen Zweckbestimmungen nur so weit und nicht eher in An-
spruch genommen werden, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Reichsverwaltung 
erforderlich ist.“ Zur Beschreibung der Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes erläutert § 96 I Nr. 
3 RHO: „Die Prüfung der Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich darauf zu erstrecken, 
ob bei der Gewinnung und Erhebung von Einnahmen sowie bei der Verwendung und Verausga-
bung von Reichsmitteln, ferner bei der Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von 
Reichseigentum nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der maßge-
benden Verwaltungs-grundsätze und unter Beobachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit 
verfahren wird.“, und § 96 I Nr. 4 RHO normiert: „Die Prüfungen der Rechnungen durch den 
Rechnungshof hat sich darauf zu erstrecken, ob nicht Einrichtungen unterhalten, Stellen auf-
rechterhalten oder in sonstiger Weise Reichsmittel verausgabt worden sind, die ohne Gefährdung 
des Verwaltungszwecks eingeschränkt oder erspart werden können.“ 
 
Zur Bestimmung des RHO-Grundsatzes der Sparsamkeit sind sämtliche Facetten des „roten Fa-
dens“ der Sparsamkeit zu berücksichtigen.174 Grundton des „roten Fadens“ der Sparsamkeit ist 
für die Aufgaben-/ Ausgabenseite, dass Aufgaben/ Ausgaben zunächst zu vermeiden sind. Die 
notwendigen Aufgaben/ Ausgaben sind sodann auf das Notwendigste zu begrenzen. Hierbei ist 
eine Verschwendung zu vermeiden.175 Der Einsatz von Wirtschaftsgütern hängt davon ab, welche 
Ziele man verfolgen möchte und mit welchen Mitteln sie am wirtschaftlichsten erreicht werden 
können.176  
 
Transferiert man dies auf die Vorgabe des RHO-Gesetzgebers „… unnötige Ausgaben zu vermei-
den und die notwendigen Ausgaben so niedrig wie möglich zu halten …“ so kann diese Vorgabe 
nur realisiert werden, wenn sowohl bei der Vermeidung unnötiger Aufgaben/ Ausgaben als auch 
bei der Umsetzung der notwendigen Aufgaben eine entsprechende Zweck-Mittel-Relation vorge-
                                                 
174  Vgl. W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwal-
tungsrechts 1950, S. 79. 
175  Vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 137. 
176  Vgl. § 3. 
  
 
Seite 36 
 
nommen wird.177 Auf dieser Linie legt § 20 I RWB für den Sachbearbeiter des Haushalts dann 
auch die Pflicht fest, „… insbesondere dahin zu wirken, daß … die zugewiesenen Ausgabemittel 
nicht überschritten und keine Auszahlungen geleistet oder Maßnahmen, die zu Auszahlungen füh-
ren können, getroffen werden, die nicht auch bei strenger Prüfung unter Berücksichtigung der 
Finanzlage des Reichs als notwendig anerkannt werden müssen.“  
 
Zu keinem anderen Ergebnis gelangt man, wenn man die Einnahmenseite des Staates erhöhen 
bzw. Verluste des Staates vermeiden möchte. Die Einnahmen sollten beispielsweise zeitnah er-
hoben bzw. erhöht werden und Verluste sollten vermieden werden. Wawerla/ Ambrosius bestäti-
gen dies wie folgt:178 „Es hat alles zu geschehen, damit die dem Bund, Land usw. zustehenden 
Einnahmen möglichst restlos, rechtzeitig und auf dem billigsten Wege vereinnahmt werden. Da-
bei ist zu beachten, daß die aufzuwendenden Verwaltungskosten in einem wirtschaftlich 
verantwortbaren Verhältnis zu den Einnahmen stehen.“ Treffend daher, wenn die Einzelbegrün-
dung zu § 60 I DGO hinsichtlich der Einnahmenseite ausführt:179 „Das verpflichtet sie, das 
Gemeindevermögen pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten. Darin liegt einerseits, daß sie ihr 
Vermögen nach Möglichkeit zu erhalten haben und daß sie das Erbe früherer Generationen re-
gelmäßig auch nicht zur Behebung augenblicklicher Finanzschwierigkeiten veräußern dürfen. 
Darin liegt aber weiter, daß sie ihr Vermögen nach den Grundsätzen möglichster Wirtschaftlich-
keit verwalten müssen. 
 
Die Formulierungen „wirtschaftlich und sparsam“ sowie „und unter Beobachtung der gebotenen 
Wirtschaftlichkeit“ können den Anschein erwecken, dass zwischen dem Haushaltsgrundsatz der 
Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit strikt zu differenzieren ist.180 Die anhaltende Verwendung 
der Begriffe Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit für die Ausgaben- und Einnahmenseite deuten 
jedoch an, dass der RHO-Gesetzgeber die Sparsamkeit und die Wirtschaftlichkeit nicht als Syno-
nym181 angesehen hat.182 Sparen enthält in der Umgangssprache zunächst die Entscheidung, keine 
finanziellen Mittel auszugeben (absolute Sparsamkeit).183 In diesem Sinne hat der RHO-
Gesetzgeber explizit betont, dass Staatsaufgaben bzw. Staatsausgaben zu vermeiden sind.184  
 
                                                 
177  Vgl. Bernhard Bank, Über Umfang und Grenzen der Finanzkontrolle, in: Archiv des öffent-
lichen Rechts (AöR), 1955/56, S. 262. 
178  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 79 und 80. 
179  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
180  Vgl. Bianca Fischer, Abschied von der "Sparsamkeit"?, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 8.  
181  Ebenso: Bianca Fischer, Abschied von der "Sparsamkeit"?, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, 
S. 8. 
182  Anderer Ansicht: Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger 
Rechtsstudien ˗ Band 22, 1995, S. 201, 195. 
183  Vgl. § 2. 
184  Denkbar ist, dass sich eine absolute Sparsamkeit für einen Staat als Ultima ratio darstellt. 
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Damit ein Staat funktionieren kann, ist eine entsprechende Staatsorganisation zwingend erforder-
lich. Die Einzelbegründung zu § 60 I DGO führt hierzu aus:185 „Soweit es sich um Vermögens-
gegenstände handelt, die gemeinnützigen Zwecken dienen, haben sie in Verfolg dieser Vorschrift 
anzustreben, daß der gemeinnützige Zweck mit dem geringsten Aufwand erfüllt wird, während 
beim gemeindlichen Finanz- und Betriebsvermögen der mit diesem Vermögen regelmäßig ver-
bundene Ertragsgedanke nach besten Kräften zu verwirklichen ist.“ Daraus resultiert, dass für 
den RHO-Gesetzgeber die Notwendigkeit bestand, ein Kriterium zu verwenden, mit dem er in 
seiner Sprache zum Ausdruck bringen kann, wie eine Aufgabe abzugeben ist, wie Ausgaben auf 
das Notwendigste zu reduzieren sind, in welchem Rahmen Aufgaben/ Ausgaben vorzunehmen 
bzw. wie die Einnahmenseite nach besten Kräften verwirklicht werden soll.  
 
Der RHO-Gesetzgeber stand folglich vor dem Problem, den Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit 
sprachlich zu relativieren. Somit klärt sich das Verhältnis zwischen dem Rechtsgrundsatz der 
Sparsamkeit und der Wirtschaftlichkeit erst dann auf, wenn man das „Prinzip der Sparsamkeit“ 
sprachlich mit der Wirtschaftlichkeit kombiniert.186 Verknüpft man den besonderen Rechtsgrund-
satz der Sparsamkeit mit der Wirtschaftlichkeit, dann kommt der normierten Wirtschaftlichkeit 
des § 26 RHO die sprachliche Funktion zu, das Ob und Wie des besonderen Rechtsgrundsatzes 
der (relativen) Sparsamkeit zu konkretisieren. Die Wirtschaftlichkeit stellt somit eine notwendige 
sprachliche Ergänzung des Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit dar. 
 
Erst durch diese sprachliche Kombination des RHO-Grundsatzes der Sparsamkeit mit der Wirt-
schaftlichkeit wird die Kommentierung von R. Schulze/ E. Wagner zu § 96 I Nr. 3 RHO 
verständlich,187 dass „… Durch diese Regelung (…) dem Rechnungshofe die Aufgabe zukommt, 
bei Verstößen, gegen eine sparsame Wirtschaftsführung (§ 96 Ziffer 3 und 4) die Verstöße nicht 
nur zu rügen, sondern auch – mit der aus § 107 I Nr. 2 sich ergebenden Einschränkung – zum 
Gegenstand seiner Bemerkungen zu machen.“188 und die von W. Heintz zu § 17 RHO nachvoll-
ziehbar „… denn zu leicht kann eine günstige Einnahmegestaltung189 die Verwaltung dazu (dahin) 
führen, die Grenze der strengen wirtschaftlichen Sparsamkeit zu überschreiten.“190 und die Aus-
legung von F. K. Vialon sinnvoll, wenn er die Sparsamkeit und die Wirtschaftlichkeit in § 26 
RHO wie folgt zusammenfasst: „Unter wirtschaftlich und sparsam im Sinne der Vorschrift wird 
                                                 
185  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
186  Vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.2. 
187  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922 mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 237. 
188  Anderer Ansicht: Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im 
Haushaltsrecht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232. 
189  Entsprechend der finanzpolitischen Akzentuierung ist bei der Kombination von Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit wie folgt zu differenzieren: Sparsame Wirtschaftsführung für die Aus-
gabenseite und wirtschaftliche Sparsamkeit für die Einnahmenseite. 
190  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
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daher ganz allgemein nur ein Verhalten angesehen werden können, das die wirkliche Erreichung 
des angestrebten Ziels, und zwar mit den einfachsten, schnellsten und wirksamsten Mitteln
191
 ge-
währleistet.“192  
 
Dies ist der Rechtswissenschaft nicht unbekannt gewesen, wenn Arthur Fuchs schreibt:193 „Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit sind nichtkommensurable Begriffe, obgleich sie seit langer Zeit 
gekoppelt werden (z. B. § 26 RHO: „wirtschaftlich und sparsam zu verwalten“).“ In diesem Sin-
ne wohl auch Heuer/ Dommach, wenn sie schreiben: „Versteht man beide Grundsätze 
(Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit) als konzentrische Kreise, die sich nur teilweise decken, so 
ist das Wirtschaftlichkeitsprinzip als notwendige und sinnvolle Ergänzung des Sparsamkeits-
grundsatzes anzusehen.“ Stefan Tholund möchte die Tragweite der sprachlichen Kombination 
wohl nicht sehen, wenn er zu Heuer/ Dommach ausführt:194 „Als Beispiel wenig präziser Be-
schreibung mag  Heuer/ Dommach dienen (…) mit dieser Beschreibung ist nichts anzufangen.“ 
 
cc) In der RHO war die absolute Sparsamkeit der relativen Sparsamkeit „vorgeschaltet“  
Die wörtliche Auslegung des bisher geltenden Rechtsgrundsatzes der (absoluten) Sparsamkeit hat 
die Intention des RHO-Gesetzgebers betont, dass kein Geld ausgegeben werden sollte.195 Ist eine 
Geldausgabe unumgänglich, dann kam der normierten Wirtschaftlichkeit sodann die Aufgabe zu, 
das Ob und/oder das Wie der einzelnen Facetten des Rechtsgrundsatzes der (relativen) Sparsam-
keit sprachlich zu konkretisieren.196 
 
R. Schulze/ E. Wagner betonen dies zu § 96 I Nr. 3 RHO wie folgt:197 „Dies kann sich natürlich 
nicht auf die durch Etatgesetz festgelegten Ausgaben beziehen, sondern es soll besonders bei der 
Verausgabung von Geldern aus den zu den verschiedensten Zwecken bestehenden Fonds mit je-
der Sparsamkeit vorgegangen werden.“ und ergänzen: „Durch diese Regelung erwächst dem 
                                                 
191  Mit dem Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit hat die Bundesregierung einen Ratgeber 
etabliert. Seine Aufgabe war, durch Vorschläge und Gutachten auf eine zweckmäßige, einfache 
und wirtschaftliche Gestaltung der Bundesverwaltung und der Haushaltsführung hinzuwirken 
und die Bundesregierung zur Erreichung dieses Ziels zu beraten (vgl. Bundesministerium für 
Finanzen (Hrsg.), Bekanntmachung über den Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung vom 10. März 1965, 7. April 1965, Nr. 1). 
192  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209; Friedrich Karl 
Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestimmungen des Bon-
ner Grundgesetzes, 1959, S. 508. 
193  Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 137. 
194  Stefan Tholund, Die gerichtliche Kontrolle der Haushaltsgrundsätze "Wirtschaftlichkeit" und 
"Sparsamkeit", in: Arbeitspapiere Nr. 31, 1991, S. 55; FN 1. 
195  Noch im Jahre 1959 betonten Wentzel/Brüser: „Es bedarf keiner besonderen Erwähnung, daß 
der Staat als Treuhänder des Vermögens seiner Bürger und als Verwalter der Steuereinnahmen 
bei seinen Ausgaben zum Wohle des Ganzen auf Sparsamkeit bedacht sein muß. Die Sparsam-
keit muß deshalb oberstes Gebot bei der Verwaltung öffentlicher Mittel sein.“ (vgl. Herbert 
Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 78). 
196  Vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.2. 
197  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922 mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 237. 
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Rechnungshofe die Aufgabe, bei Verstößen, gegen eine sparsame (!) Wirtschaftsführung (§ 96 
Ziffer 3 und 4) die Verstöße nicht nur zu rügen, sondern auch – mit der aus § 107 I Nr. 2 sich er-
gebenden Einschränkung – zum Gegenstand seiner Bemerkungen zu machen.“198  
 
Die Wortwahl „sparsame (zuerst und dann) Wirtschaftsführung“ ist von R. Schulz/ E. Wagner 
gezielt gewählt worden. Sie unterstreicht die finanzpolitische Akzentuierung des RHO-Gesetzge-
bers, dass Aufgaben/ Ausgaben vornehmlich zu vermeiden sind (vgl. § 17 RHO i. v. m. § 26 
RHO) und dass die (absolute) Sparsamkeit als eine vorgeschaltete Stufe zur (relativen) Sparsam-
keit zu verstehen ist.199 Stimmig daher, wenn  W. Heintz im Kontext zur (relativen) Sparsamkeit 
konträr ausführt: „… denn zu leicht kann eine günstige Einnahmegestaltung200 die Verwaltung 
(dazu) führen, die Grenze der strengen (nunmehr) wirtschaftlichen (zuerst und dann) Sparsam-
keit zu überschreiten.“201 
 
dd) Keine (absolute) Sparsamkeit um jeden Preis  
Durch eine übertriebene Sparsamkeit kann die Qualität der Staatsorganisation spürbar gemindert 
bzw. der Bestand der Staatsorganisation genauso gefährdet werden wie durch eine permanente 
Verschwendung von Mitteln.202 Hierzu wird in § 17 RHO normiert: „In den Haushaltsplan dürfen 
nur solche Ausgaben aufgenommen werden, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder 
zur Erfüllung der Aufgaben und der rechtlichen Verpflichtungen des Staates usw. notwendig 
sind.“ § 17 RHO legt dann i. V. m. § 26 RHO fest: 203 „Die Haushaltsmittel sind wirtschaftlich 
und sparsam zu verwalten; sie dürfen bei den einzelnen Zweckbestimmungen nur so weit und 
nicht eher in Anspruch genommen werden, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Reichsver-
waltung erforderlich ist.“  
 
Heintz bemerkt zu § 96 I Nr. 4 RHO: „Unter dieser Sparsamkeit (gemeint ist die Sparsamkeit des 
§ 26 RHO) soll allerdings die Wirtschaftlichkeit nicht leiden. Oft wird durch eine höhere Ausga-
be eine größere Sparsamkeit erzielt, als durch eine aus falscher Sparsamkeit zu gering 
                                                 
198  Anderer Ansicht: Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im 
Haushaltsrecht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232. 
199  Damit wird zudem die rechtliche Schwerpunktsetzung bestätigt, dass die Sparsamkeit als be-
sonderer Rechtsgrundsatz der RHO zu qualifizieren ist (vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.1) 
und nicht die normierte Wirtschaftlichkeit. 
200  Nochmals: Entsprechend der finanzpolitischen Akzentuierung ist bei der Kombination von 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit wie folgt zu differenzieren: Sparsame Wirtschaftsführung 
für die Ausgabenseite und wirtschaftliche Sparsamkeit für die Einnahmenseite. 
201  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
202  Vgl. Wilhelm Henle, Haushaltsordnung nach der Haushaltsreform, in: Die Öffentliche Verwal-
tung (DÖV), 1970, S. 296. 
203  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
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bemessene.“204 K. T. Boesler/ F. von Eheberg schreiben hierzu: 205 „So erklärt z. B. die DGO vom 
30.1.1935 (§ 60) für ihren Bereich, daß das Gemeindevermögen „pfleglich und wirtschaftlich zu 
verwalten“ ist: „mit möglichst wenig Kosten soll es den bestmöglichen Ertrag bringen“. Freilich 
darf hier nicht das ökonomische Prinzip mit irgendeinem Grundsatz der „Knauserigkeit“ ver-
wechselt werden: nicht die billigste, sondern die am meisten zweckentsprechende Lösung ist die 
beste; im gegebenen Falle kann sogar die teuerste Lösung die beste sein, wenn die möglichst um-
fangreiche Verausgabung von Mitteln Hauptzweck ist; entscheidend ist nicht die ratio des 
Verfahrens, sondern die der Zielsetzung.“206  
 
In Hinblick auf die Staatsaufgaben hat dies zur Konsequenz, dass der Staat sich auf die notwendi-
gen Aufgaben beschränken wollte.207 In diesem Sinne normiert § 96 I Nr. 4 RHO dann auch zur 
Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes: „Die Prüfung der Rechnungen durch den Rechnungshof 
hat sich darauf zu erstrecken, ob nicht Einrichtungen unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder 
in sonstiger Weise Reichsmittel verausgabt worden sind, die ohne Gefährdung des Verwaltungs-
zwecks eingeschränkt oder erspart werden können.“ Heintz bemerkt zu § 96 I Nr. 4 RHO weiter: 
„Die Prüfung, ob dieser Grundsatz (ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks eingeschränkt) 
von den Behörden auch immer eingehalten wird, ist dem Rechnungshof im § 96 Ziff. 3 RHO. ge-
setzlich zur Pflicht gemacht durch die Worte: unter Beobachtung der gebotenen Wirtschaft-
lichkeit.“208  
 
Die Formulierung „notwendig“ bzw. „als es … erforderlich ist“ und „die ohne Gefährdung“  
unterstreicht die Intention, dass der RHO-Gesetzgeber kein falsches Sparen haben wollte, son-
dern dass die maßgeblichen Entscheidungsträger die Konsequenzen einer haushaltsrechtlichen 
Entscheidung bedenken sollten.209 W. Heintz führt hierzu aus: „Die wirksamste Sparsamkeit ist die 
Vermeidung von Haushaltsüberschreitungen oder vielmehr ihre Beschränkung auf unvermeid-
liche Ausnahmefälle, weil auf der anderen Seite auch wieder Verbindlichkeiten entstehen, denen 
sich das Reich nicht entziehen kann, so dass dadurch jeder Wille zur Sparsamkeit ohnmächtig 
gemacht würde.“210 W. Wawerla/ L. Ambrosius bestätigen dies zu § 26 RHO wie folgt: „… Hier-
nach dürfen Ausgaben erst geleistet werden, wenn sich nach sorgfältiger Prüfung ergibt, daß sie 
unbedingt erforderlich sind.“211  
                                                 
204  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
205  Karl Theodor von Eheberg und Felix Boesler, Grundriß der Finanzwissenschaft, 1939, S. 3. 
206  Vgl. Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haushalts-
recht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 233. 
207  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanz-
bestimmungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 98. 
208  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 26. 
209  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209, Adolf 
Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine einführende Darstellung, 1965, S. 285. 
210  Walter Heintz, Das Etatrecht des deutschen Reiches und die Reichshaushaltsordnung vom 
31.12.1922, 1925, S. 29. 
211  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 79 und 80. 
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Ebenso kommentieren R. Schulze/ E. Wagner in diesem Sinne zu § 26 RHO: „Die Vorschrift will 
den Behörden zur Pflicht machen, jede unnötige Ausgabe zu vermeiden und die notwendigen 
Ausgaben so niedrig wie möglich zu halten, dabei aber bei jeder Maßnahme das Augenmerk da-
rauf zu richten, daß ein möglichst günstiger wirtschaftlicher Erfolg erzielt werde.“212 
 
ee) Der Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit als multiperspektivisches Kriterium 
In § 3 wurde der Nachweis erbracht, dass die Wirtschaftswissenschaft in ihrer besonderen Fach-
sprache verschiedene Perspektiven der Wirtschaftlichkeit und zur Feststellung der Wirtschaftlich-
keit für verschiedene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (Dimensionen der Wirtschaftlichkeit) 
offen war. Es stellt sich daher die Frage, ob der RHO-Gesetzgeber bei Anwendung der normier-
ten Wirtschaftlichkeit auf eine bestimmte Perspektive der Wirtschaftlichkeit und auf eine 
bestimmte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung beschränkt war.  
 
R. Schulze/ E. Wagner kommentieren zu § 26 RHO:213 „Die Vorschrift will den Behörden zur 
Pflicht machen, jede unnötige Ausgabe zu vermeiden und die notwendigen Ausgaben so niedrig 
wie möglich zu halten, dabei aber bei jeder Maßnahme das Augenmerk darauf zu richten, dass 
ein möglichst günstiger wirtschaftlicher Erfolg erzielt werde.“ Auf dieser Linie legt § 20 I RWB 
für den Sachbearbeiter des Haushalts dann auch die Obliegenheit fest, „…Gegenüber den beson-
deren Bedürfnissen des einzelnen Verwaltungszweigs hat er die Notwendigkeit einer sparsamen 
und wirtschaftlichen Verwendung der gesamten Reichsmittel zur Geltung zu bringen.“ Ferner 
wurde dargelegt, dass in § 114 1 RHO die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes dahin gehend 
erweitert wurde, dass diese nach „kaufmännischen Grundsätzen“ zu erfolgen habe.214  
 
Die Einzelbegründung konkretisiert zu § 60 I DGO:215 „Soweit es sich um Vermögensgegenstände 
handelt, die gemeinnützigen Zwecken dienen, haben sie in Verfolg dieser Vorschrift anzustreben, 
daß der gemeinnützige Zweck mit dem geringsten Aufwand erfüllt wird, …“ Zu den Perspektiven 
der Wirtschaftlichkeit äußern daher F. Boeseler/K. T. von Eheberg: „Die Finanzwirtschaft ist 
nicht Selbstzweck, sondern Mittel zu dem Zweck: Erfüllung der Staats- und Gemeindeaufgaben. 
Ihre Hauptaufgabe besteht in der Bereitstellung der Einnahmen zur Deckung der Ausgaben bzw. 
des Bedarfs. Damit dient sie einem unmittelbar politischen Ziele.“216  
 
Dass die Zielsetzung des Staates aufgrund der treuhänderisch anvertrauten Mittel der Bürger auf 
das Gemeinwohl auszurichten ist, bedarf keiner weiteren Ausführungen.217 In der Folge ist der 
                                                 
212  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82. 
213  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82. 
214  Vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.2. 
215  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
216  Karl Theodor von Eheberg und Felix Boesler, Grundriß der Finanzwissenschaft, 1939, S. 62. 
217  Vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.2. Unterpunkt 2) lit. b) lit aa). 
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funktionale Zusammenhang von Ziel und Mittel in der Rechtswissenschaft wie folgt zu modifi-
zieren: 
 
𝑊𝑖𝑟𝑡𝑠𝑐ℎ𝑎𝑓𝑡𝑙𝑖𝑐ℎ𝑘𝑒𝑖𝑡 =
𝑔𝑒𝑚𝑒𝑖𝑛𝑤𝑜ℎ𝑙𝑜𝑟𝑖𝑒𝑛𝑡𝑖𝑒𝑟𝑡𝑒 𝑍𝑖𝑒𝑙𝑒 
𝑀𝑖𝑡𝑡𝑒𝑙
 
 
In einer Demokratie legt letztlich der parlamentarische Gesetzgeber die gemeinwohlorientierte 
Zielausrichtung fest. Mithin muss der Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit i. V. m. der Wirtschaft-
lichkeit als offener Grundsatz interpretiert werden. Diese Offenheit führt in letzter Konsequenz 
dazu, dass der RHO-Gesetzgeber jede Perspektive der Wirtschaftlichkeit einnehmen kann, solan-
ge seine Zielausrichtung im Einklang mit dem Gemeinwohl steht.218 Mithin enthält die Vorgabe 
des RHO-Gesetzgebers, dass bei Anwendung des Rechtsgrundsatzes der (relativen) Sparsamkeit 
die verschiedenen Perspektiven der Wirtschaftlichkeit in den jeweiligen Bereichen in entspre-
chender Weise zu berücksichtigen sind.219 
 
ff) Der Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit als mehrdimensionales Kriterium 
Die gemeinwohlorientierte Zielausrichtung des Staates als multiperspektivische Vorgabe kann im 
Hinblick auf die Analyse der Wirtschaftlichkeit nur dann realisiert werden, wenn die Vorgabe in 
einer Wirtschaftlichkeitskontrolle operationabel ist. Es ergibt sich daher die Frage, nach welchen 
Maßstäben die Wirtschaftlichkeit analysiert werden soll. Anders gefragt: Hat der RHO-
Gesetzgeber eine bestimmte Untersuchung der Wirtschaftlichkeit vorgegeben?  
 
Die systematisch-logische Bestimmung des Haushaltsgrundsatzes der (relativen) Sparsamkeit hat 
verdeutlicht, dass der RHO-Gesetzgeber ein aktives Vertrags-, Forderungs-, Kosten-, Vermö-
gens- und Zahlungsmanagement im Haushaltsrecht initiiert hat. In diesem Sinne sollen beispiels-
weise durch eine einheitliche Finanzführung größtmögliche Transparenz und Flexibilität des 
Haushaltsrechtes liquide Mittel im Haushalt möglichst optimal ausgenutzt, ein Rückgriff auf ex-
terne Geldgeber möglichst vermieden, Liquiditätsreserven möglichst gering gehalten, Kosten von 
Fremdfinanzierungen möglichst vermieden und Größenvorteile bei einer Finanzierung soweit wie 
möglich umgesetzt werden.220  
 
Dieses finanzwirtschaftliche Spektrum verdeutlicht mittelbar, dass der RHO-Gesetzgeber sich 
nicht auf eine bestimmte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung festgelegt hat. § 88 RHO und die §§ 91 
ff RHO (Rechnungen) unterstreichen lediglich, dass der RHO-Gesetzgeber die Kostenwirtschaft-
lichkeit als eine mögliche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eingestuft hat. Die Kommentierung 
von W. Wawerla/ L. Ambrosius führt in dieser Linie zu § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO beispiels-
weise aus: „Ergeben sich jedoch höhere Kosten, so würde eine solche Verlagerung der bishe-
rigen Staatsaufgaben den §§ 17 und 26 RHO zuwiderlaufen.‟221 Ebenso H. Wentzel/ R. Brüser zu 
                                                 
218  Vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.2 lit. b) lit ee) sowie H. Härtig, Entwicklung und Grundfra-
gen der Haushaltskontrolle, in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl), 1951, S. 395. 
219  Ebenso: Adolf Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine einführende Darstellung, 1965, 
S. 286 und 287. 
220  Vgl. § 4 A. II. Nr. 2 Unterpunkt 2.2 lit. b). 
221  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
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§ 45 RHO:222 „Den Ausführungen von Bauten sind Pläne und Kostenberechnungen zugrunde zu 
legen.“223  
 
H. Halberstädter führte aber bereits 1925 zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen aus:224 „Jede 
Wirtschaftlichkeitsrechnung basiert auf den bekannten und im Augenblick vorhandenen Möglich-
keiten, und jede Änderung in der Technik, jeder Fortschritt der Methoden, jedes neue Gesetz, 
jeder neue Zolltarif, jede neue politische Maßnahme vermag alle Voraussage über den Haufen zu 
werfen.“  
 
Für den Rechnungshof normiert § 96 I Nr. 3 RHO: „Die Prüfung des Rechnungshofes hat sich 
darauf zu erstrecken, ob bei der Gewinnung und Erhebung von Einnahmen sowie bei der Ver-
wendung und Verausgabung von Reichsmitteln, ferner bei der Erwerbung, Benutzung und 
Veräußerung von Reichseigentum nach den bestehenden Gesetzen und Vorschriften unter Beach-
tung der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren wird.“ R. Schulze/ E. Wagner betonen in diesem 
Sinne zu § 96 I Nr. 3 RHO: 225 „Durch die RHO wird den Reichsbehörden ein wirtschaftliches 
Verfahren (§ 26) und dem Rechnungshofe die Überwachung der Haushaltsführung nach dieser 
Richtung gesetzlich zur Pflicht gemacht.“ § 96 I Nr. 4 RHO normiert zur Ausgabenseite: „Die 
Prüfung der Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich darauf zu erstrecken, ob nicht Ein-
richtungen unterhalten, Stellen aufrechterhalten oder in sonstiger Weise Reichsmittel verausgabt 
worden sind, die ohne Gefährdung des Verwaltungszwecks eingeschränkt oder erspart werden 
können.“  
 
Die Formulierungen „Beachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit“ bzw. „ohne Gefährdung des 
Verwaltungszwecks“ verdeutlichen, dass die Kehrseite der normierten Wirtschaftlichkeit in § 96 I 
Nr. 3 RHO als mehrdimensionales Beurteilungskriterium auszulegen ist. Damit die normierte 
Wirtschaftlichkeit festgestellt werden kann, bedarf es in der Folge eines mehrdimensionalen Be-
urteilungskriteriums, damit die intendierte Wirtschaftlichkeit mit der realisierten Wirtschaftlich-
keit nach den Möglichkeiten der Zeit verglichen werden kann. Somit ist festzustellen, dass der 
RHO-Gesetzgeber eine rechtliche Abstimmung der Medaille Wirtschaftlichkeit in der RHO vor-
genommen hat.  
 
Insofern ist die Vorgabe des RHO-Gesetzgebers zu den verschiedenen Dimensionen der Wirt-
schaftlichkeit wie folgt zu verstehen: Die Vorderseite der Wirtschaftlichkeitsmedaille ist durch 
eine gemeinwohlorientierte Zielausrichtung des parlamentarischen Gesetzgebers geprägt. Zur 
Verwirklichung dieser Zielvorgabe kann der parlamentarische Gesetzgeber jede Perspektive der 
Wirtschaftlichkeit heranzuziehen. Damit die intendierte Wirtschaftlichkeit mit der realisierten 
                                                 
222  Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 94. 
223  Ebenso: Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 212. 
224  Hermann Halberstädter, Die Problematik des wirtschaftlichen Prinzips, in: Sozialwissenschaft-
liche Forschungen ˗ Abteilung I ˗ Heft 3, 1925, S. 61. 
225  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 237. 
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Wirtschaftlichkeit verglichen werden kann, sind für die zweite Seite der Wirtschaftlichkeitsme-
daille möglichst viele Dimensionen der Wirtschaftlichkeit zu verwenden. Innerhalb dieser 
Dimensionen hat die Kostenwirtschaftlichkeit für den RHO-Gesetzgeber aufgrund der damaligen 
wirtschaftlichen Verhältnisse eine zentrale Rolle gespielt. 
 
gg) Die Konsequenzen einer haushaltsrechtlichen Entscheidung sind von den Entschei-
dungsträgern hinreichend zu bedenken …   
Dies führt schließlich zu der Frage, ob der RHO-Grundsatz der (relativen) Sparsamkeit in der 
Kombination mit der normierten Wirtschaftlichkeit als die Realisierung eines idealen Zustandes 
(Kmin oder Nmax) zu interpretieren ist. R. Schulze/ E. Wagner führen im Jahr 1924 zu § 26 RHO 
aus:226 „Die Vorschrift will den Behörden zur Pflicht machen, jede unnötige Ausgabe zu vermei-
den und die notwendigen Ausgaben so niedrig wie möglich zu halten, dabei aber bei jeder 
Maßnahme das Augenmerk darauf zu richten, dass ein möglichst günstiger wirtschaftlicher Er-
folg erzielt werde.“ In der Kommentierung von W. Wawerla/ L. Ambrosius aus dem Jahr 1950 
findet sich nicht der geringste Hinweis, dass der RHO-Grundsatz der (relativen) Sparsamkeit in 
der Kombination mit der normierten Wirtschaftlichkeit als ideale Relation zwischen Ziel und 
Mittel zu deuten ist.  
 
Die Einzelbegründung führt daher auch zu § 60 I DGO aus:227 „Die Gemeinden sind als Träger 
erheblichen Vermögens Treuhänder der Volksgemeinschaft. Das verpflichtet sie, das Gemeinde-
vermögen pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten. Darin liegt einerseits, daß sie ihr Vermögen 
nach Möglichkeit zu erhalten haben und daß sie das Erbe früherer Generationen regelmäßig 
auch nicht zur Behebung augenblicklicher Finanzschwierigkeiten veräußern dürfen. Darin liegt 
aber weiter, dass sie ihr Vermögen nach den Grundsätzen möglichster Wirtschaftlichkeit verwal-
ten müssen.“ Stimmig daher, wenn H. Kerrl/ J. Weidemann zu § 60 I DGO kommentieren:228 
„Das Gemeindevermögen soll … so verwaltet werden, daß es nicht an Wert einbüßt und unter 
Aufwendung möglichst geringer Kosten einen möglichst hohen Ertrag zur teilweisen Deckung 
des allgemeinen Zuschußbedarfs der Gemeinde abwirft.“ 
 
Da der historische Gesetzgeber den RHO-Grundsatz der Sparsamkeit in der Kombination mit der 
normierten Wirtschaftlichkeit normiert hat,229 spricht die von ihm gewählte Sprachkombination 
bereits gegen die Vorgabe, dass Entscheidungsträger eine ideale Relation von Zweck und Mittel 
verwirklichen sollen. Weiterhin hätte der historische Gesetzgeber bzw. zeitgenössische Autoren 
schon damals die sprachliche Möglichkeit gehabt, durch Verwendung des Superlativs den besten 
Ertrag für Nmax  bzw. zu optimalen Kosten für Kmin sprachlich eine objektive und absolute 
Zweck-Mittel-Relation zu beschreiben. Die Wortwahl „die notwendigen Ausgaben so niedrig wie 
möglich zu halten, dabei (gleichzeitig) aber bei jeder Maßnahme das Augenmerk darauf zu rich-
ten, dass ein möglichst günstiger wirtschaftlicher Erfolg erzielt werde.“ zeigt lediglich, dass der 
                                                 
226  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82. 
227  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
228  Hanns Kerrl und Johannes Weidemann, Die Deutsche Gemeindeordnung, Erläuterung zu § 60 
Ziff. 3, 1937, S. 447. 
229  Vgl. § 4 Punkt A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit aa) und lit. bb). 
  
Seite 45 
 
 
 
 
 
RHO-Gesetzgeber eine Nutzenerweiterung (N) und (gleichzeitig) eine Kostensenkung (K) 
normiert hat, welche nach Möglichkeit zu realisieren ist.  
 
Wenn § 60 I DGO daher bestimmt, dass „(m)it möglichst wenig Kosten soll es den bestmöglichen 
Ertrag bringen“, dann hat der historische Gesetzgeber mit der Formulierung  „möglichst“ eine 
entsprechende Subjektivierung bzw. Relativierung dahingehend vorgenommen, dass die Ent-
scheidungsträger die normierte Wirtschaftlichkeit möglichst günstig bzw. möglichst hoch 
realisieren sollen. Die Wirtschaftlichkeit kann in ihrer Grundform immer nur als Relation zwi-
schen Nützlichkeitsgröße und Aufwandsgröße verstanden werden.230 Die normierte Wirtschaft-
lichkeit ist demzufolge auch eine Auswahl von bekannten Möglichkeiten. Daher ist es auch nie-
mals möglich zu sagen, dass eine gewählte Möglichkeit objektiv und absolut die wirtschaftlichste 
war.231 Mithin hat der RHO-Gesetzgeber keine ideale Zweck-Mittel-Relation (Kmin oder Nmax) von 
den Entscheidungsträgern verlangt, sondern eine Nutzenerweiterung (N) und (gleichzeitig) eine 
Kostensenkung (K) normiert, welche nach Möglichkeit zu dem Ergebnis führt, dass sehr wahr-
scheinlich die „beste‟ Wirtschaftlichkeit realisiert wurde. 
 
hh)  … und von den Entscheidungsträgern zu verantworten   
Für den weiteren Forschungsverlauf stellt sich ferner die Frage, ob der Rechtsgrundsatz der Spar-
samkeit nach heutigem Verständnis als Generalklausel des Haushaltsrechts zu qualifizieren wäre 
und ob diese Generalklausel haftungsrechtliche Konsequenzen für die Entscheidungsträger ent-
hält. R. Schulze/ E. Wagner führen im Jahr 1924 zu § 26 RHO aus:232 „ Die Vorschrift entspricht 
den Grundregeln einer sachgemäßen Wirtschaft mit öffentlichen Geldern. (…) Mit Recht hat der 
Berichterstatter im Reichstagsausschuß, Abgeordneter Dr. Schreiber, ausgeführt, daß der § 26 in 
jede Verwaltungsstube mit goldenen Lettern geschrieben zu werden verdiene. (…) Die besondere 
Bedeutung der Vorschrift liegt darin, dass sie nicht mehr eine innere Verwaltungsvorschrift, son-
dern eine gesetzliche Vorschrift ist, deren Nichtbeachtung wie die jedes anderen Gesetzes 
verfolgt werden muss.“  
 
Zur Einordnung des § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO äußern W. Wawerla/ L. Ambrosius im Jahre 
1950 weiterhin:233 „Die Bestimmung des § 17 RHO. korrespondiert mit der des § 26 RHO.“. F. K. 
                                                 
230  Vgl. Hermann Halberstädter, Die Problematik des wirtschaftlichen Prinzips, in: Sozialwissen-
schaftliche Forschungen ˗ Abteilung I ˗ Heft 3, 1925, S. 87 ff.  
231  Vgl. Heinrich Siedentopf, Wirtschaftlichkeit in der öffentlichen Verwaltung, in: Politik und 
Verwaltung ˗ Heft 8, 1969, S. 15; Bernhard Bank, Über Umfang und Grenzen der Finanzkon-
trolle, in: Archiv des öffentlichen Rechts (AöR), 1955/56, S. 271. 
232  Vgl. Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläute-
rungen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82 und 83. 
233  Vgl. W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwal-
tungsrechts 1950, S. 32. 
  
 
Seite 46 
 
Vialon schreibt im Jahre 1953 und 1959 zu § 17 RHO: 234 „Die Vorschrift hatte für den sachlichen 
und räumlichen Geltungsbereich der Weimarer Verfassung eine praktisch geringe Bedeutung, da 
sie, abgesehen von der Zeit nach dem ersten Weltkrieg, lediglich (?)235 einen Programmsatz dar-
stellt, auf den man sich gelegentlich bei unerwünschten Anforderungen berief.“ Ausführungen, 
dass diese Norm in Verbindung mit § 26 RHO zu sehen ist, erfolgten nicht. Auch werden in der 
1. Auflage im Jahr 1953 keine Angaben zu § 26 RHO gemacht, ob § 17 i. V. m. § 26 RHO als die 
grundlegenden Vorschriften des Haushaltsrechtes anzusehen ist.236 Erst in der 2. Auflage aus dem 
Jahr 1959 erfährt § 26 RHO durch F. K. Vialon folgende Erweiterung: „1. § 26 ist die zentrale 
Vorschrift der Haushaltsordnung für das innere und äußere Finanzgebaren der Bewirtschaf-
tungsstellen öffentlicher Mittel.“237 
 
Nach dem 2. Weltkrieg verstand man unter Generalklauseln allgemeine Prinzipien der Exekutive. 
Explizit genannt wurden „Treu und Glauben, Allgemeines Wohl, Öffentliche Sicherheit und Ord-
nung“.238 Diese Aufzählung erfasst § 17 RHO  i. V. m. § 26 RHO nicht als Generalklausel der 
RHO. Hierbei ist aber die Neuausrichtung von Generalklauseln nach 1945 zu beachten.239 Die 
Gründung der Bundesrepublik 1949 war von der Absicht geprägt, die Defizite der Weimarer Ver-
fassung zu korrigieren.240 Die Besinnung der Staatsgewalt auf Menschenwürde (vgl. Art. 1 III 
GG) und die Grundrechtsordnung (vgl. Art. 79 I, III GG) führte auch bei den Generalklauseln zu 
entsprechenden Auswirkungen (vgl. Art. 19 IV GG).241 Einerseits führten die verfassungsrechtli-
chen Maßstäbe zu einer Berücksichtigung bei der Anwendung von Generalklauseln und wurden 
so zum Einfallstor der Verfassung in das einfache Recht.242 Andererseits wurde die Rechtsfigur 
der Generalklausel dahingehend in Frage gestellt, ob unbestimmte oder materiell nicht ausrei-
chend begrenzte Beschränkungen der Freiheitsrechte durch die verfassungsrechtlichen Maßstäbe 
als unzulässig bewertet werden müssen.243 
                                                 
234  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 185 ff; Friedrich 
Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestimmungen des 
Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 452 ff. 
235  Primäres finanzpolitisches Postulat der RHO war die Vermeidung bzw. Reduzierung von Aus-
gaben (§ 4 Punkt A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit aa)). Die in § 26 RHO 
normierte Sparsamkeit erfährt durch § 17 RHO eine Konkretisierung. Folgt man dem Grund-
satz lex specialis derogati lex generalis sowie der Schwerpunktsetzung des RHO-Gesetzgebers 
auf die Aufgabenseite, so ist § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO anzuwenden („sparsame Wirt-
schaftsführung“). 
236  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209 ff. 
237  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestim-
mungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 507. 
238  Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 47. 
239  Vgl. Kurt Egon von Turegg, Gefährliche und Gefährdete Generalklausel, in: Prozessrechtliche 
Abhandlungen, 1956, S. 1 ff. 
240  Vgl. Franz Häuser, Unbestimmte "Maßstäbe" als Begründungselement richterlicher Entschei-
dungen, in: Schriften zum Wirtschaftsrecht ˗ Band 38, 1981, S. 26 ff. 
241  Vgl. Gunther Teubner, Standards und Direktiven in Generalklauseln, in: Studien und Texte zur 
Theorie und Methodologie des Rechts ˗ Band 8, 1971, S. 56 ff. 
242  Vgl. BVerfGE 7, 198 (204 ff). 
243  Vgl. BVerfGE 1, 14 ff; 17, 313 ff (314). 
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Statt einer dogmatischen Ausdeutung und Weiterentwicklung von Generalklauseln ging es in die-
ser Zeit zunächst um ihre verfassungsrechtliche Zulässigkeit.244 Nach heutigem Verständnis ge-
hört die Generalklausel zu den normativen (wertausfüllungsbedürftigen) Rechtsbegriffen. Sie 
wird vom Gesetzgeber häufig verwendet, um durch allgemein gehaltene Formulierung möglichst 
viele Tatbestände zu erfassen. Dadurch soll der Gesetzeswortlaut von der Belastung mit detail-
lierten Merkmalen freigehalten, zugleich aber die Gefahr ungewollter Einengung des Anwen-
dungsbereichs vermieden werden.245  Der RHO-Gesetzgeber verlieh den Staatsgewalten mit § 17 
RHO  i. V. m. § 26 RHO die Befugnis, Mittel der öffentlichen Hand treuhänderisch zu verwen-
den. Entsprechend dem RHO-Grundsatz der (relativen) Sparsamkeit i. V. m. der Wirtschaftlich-
keit galt dabei, dass eine Nutzenerweiterung (N) und eine Kostensenkung (K) anzustreben ist 
und nach Möglichkeit zu dem Ergebnis führt, dass sehr wahrscheinlich die „beste“ Wirtschaft-
lichkeit realisiert wurde. 
 
Mit der Ausgestaltung als multiperspektivisches und mehrdimensionales Kriterium hat der histo-
rische Gesetzgeber sämtliche Tatbestände des Rechtsgrundsatzes der relativen Sparsamkeit in 
Kombination mit der Wirtschaftlichkeit erfasst. Mit der Vorgabe, dass eine Nutzenerweiterung 
(N) und eine Kostensenkung (K) anzustreben und nach Möglichkeit zu realisieren sind, hat 
er eine Einengung des Anwendungsbereichs des RHO-Grundsatzes der (relativen) Sparsamkeit   
i. V. m. der Wirtschaftlichkeit vermieden. Somit hat der RHO-Gesetzgeber Handlungsvoraus-
setzungen für eine nicht abgeschlossene Mehrzahl von Möglichkeiten im Haushaltsrecht offen für 
die Entscheidungsträger formuliert.246 Nach heutigem Verständnis wäre daher § 17 RHO  i. V. m. 
§ 26 RHO247 als Generalklausel für die Staatsgewalten zu qualifizieren, wobei die Entscheidungs-
träger die Konsequenzen ihrer haushaltsrechtlichen Entscheidung verantworten sollten. 
 
ii) Die objektive und subjektive Werttheorie als bestimmende Größen des Rechtsgrundsat-
zes der (relativen) Sparsamkeit 
In § 60 I 1 DGO vom 30.1.1935 normierte der historische Gesetzgeber: „Das Gemeindevermögen 
ist pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten.“ Weiterhin wurde in § 89 3 DGO von ihm statuiert: 
„Er (der Bürgermeister) darf die Haushaltsmittel nur insoweit und nicht eher in Anspruch neh-
men, als es bei einer wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung erforderlich ist.“ Max 
Schattenfroh soll als erster zeitgenössischer rechtswissenschaftlicher Autor die normierte Wirt-
schaftlichkeit mit dem ökonomischen Prinzip gleichgesetzt haben,248 als er zu § 60 I DGO 
                                                 
244  Vgl. Andreas Hamann jr. und Helmut Lenz, Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land vom 23. Mai 1949, 1970, S: 58 ff. 
245  Carl Creifelds, Rechtswörterbuch, 1997, S. 510. 
246  Vgl. Hinnerk Wissmann, Generalklauseln, 2008, S. 2. 
247  Heinrich Siedentopf nennt lediglich § 26 RHO (vgl. Heinrich Siedentopf, Wirtschaftlichkeit in 
der öffentlichen Verwaltung, in: Politik und Verwaltung ˗ Heft 8, 1969, S. 14). 
248  Vgl. Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haushalts-
recht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232 und 233 sowie Kunz/Guba/Theißig, Die 
Deutsche Gemeindeordnung ˗ § 60 Ziff. 3, 1935, S. 262 bzw. Hanns Kerrl und Johannes Wei-
demann, Die Deutsche Gemeindeordnung, Erläuterung zu § 60 Ziff. 3, 1937, S. 447. 
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schrieb:249 „Abs. 1 stellt den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit (das ökonomische Prinzip: mit mög-
lichst geringem Aufwand ein Höchstmaß von Leistung zu erzielen) als Leitsatz für die 
Gemeindewirtschaft auf.“  
 
Gemäß dem Fall, M. Schattenfroh meinte mit „das ökonomische Prinzip“ das Wirtschaftlich-
keitsprinzip in seiner mathematischen Ausgestaltung, so würde er es falsch anwenden: Die 
Mathematik kann innerhalb des Wirtschaftlichkeitsprinzips lediglich eine Größe extremieren. Der 
Grenznutzen von Ziel und Mittel kann nicht gleichzeitig extremiert werden. Daher untergliedert 
sich das Wirtschaftlichkeitsprinzip auch in das Minimal- und Maximalprinzip. Aus dieser ma-
thematischen Unzulänglichkeit erschöpft sich das Wirtschaftlichkeitsprinzip folglich in den 
minimalsten Kosten Kmin oder in dem maximalsten Nutzen Nmax.250 Es muss daher bezweifelt wer-
den, dass M. Schattenfroh das Wirtschaftlichkeitsprinzip in seiner mathematischen Ausprägung 
unsachgemäß wiedergeben wollte,251 wenn er aufführt, dass „mit möglichst geringem Aufwand 
(gleichzeitig) ein Höchstmaß von Leistung zu erzielen“ sei. 
 
Auf dieser Linie wohl auch, wenn F. K. Vialon im Jahre 1953 zu § 26 RHO schreibt: „Die durch 
die Novelle II252 eingefügte Formel „und nicht eher“ bedeutet eine erhebliche Verschärfung des 
seitherigen Wirtschaftlichkeitsprinzips.“253 Aus mathematischer Sicht stellt das Wirtschaftlich-
keitsprinzip mit seinen möglichen Extremwerten bereits die maximalste bzw. minimalste 
Relation zwischen Ziel und Mittel dar.254 Somit kann das Prinzip der Wirtschaftlichkeit nicht mehr 
„erheblich verschärft“ werden.255 In der 2. Auflage aus dem Jahr 1959 wiederholt F. K. Vialon 
diese Ausführung und verfestigt sie, indem er zu § 26 RHO schreibt: „§ 26 ordnet daneben eine 
Anzahl von Fragen, zu deren Regelung man sich einen selbständigen Platz gewünscht hätte. Ihre 
                                                 
249  Vgl. Max Schattenfroh, Deutsche Gemeindeordnung ˗ § 60  Anm. III. Ziff. 4, 1935, S. 210.  
250  Beziehungsweise stellt eine daraus abgeleitete eklektetische Verbindung dar (vgl. Werner 
Hofmann, Wert- und Preislehre, 1964, S. 18 und 105). 
251  Anderer Ansicht H. H. v. Armin, wenn er gegenüber den damaligen zeitgenössischen Autoren 
annimmt, dass in der Literatur häufig noch die logisch unzutreffende Formel anzufinden ist, 
dass Wirtschaftlichkeit dann gegeben sei, wenn „mit dem geringstmöglichen Aufwand der 
bestmögliche Erfolg erzielt wird“ und diese Interpretation auf das Wirtschaftlichkeitsprinzip in 
seiner mathematischen Ausprägung überträgt (vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit 
als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen Recht, 1988, S. 192). 
252  § 88 a RHO, eingefügt durch die Novelle II vom 13.12.1933, hat der Regierung die Befugnis 
gegeben, die Geschäftsführung der öffentlichen Sammlungen der Finanzkontrolle des Rech-
nungshofes zu unterwerfen (vgl. Bernhard Bank, Über Umfang und Grenzen der 
Finanzkontrolle, in: Archiv des öffentlichen Rechts (AöR), 1955/56, S. 267). 
253  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209.  
254  Vgl. § 3. 
255  Eine anders lautende, weitergehende Kritik zu Vialon: Bernhard Bank, Über Umfang und 
Grenzen der Finanzkontrolle, in: Archiv des öffentlichen Rechts (AöR), 1955/56, S. 268 und 
269; Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 64; Rudolf Salmen, Das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip in der kommunalen Finanz- und Haushaltsplanung, in: Schriften zum 
öffentlichen Recht ˗ Band 373, 1980, S. 24; Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Han-
delns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ Band 22, 1995, S. 361 ff. 
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Zusammenfassung mit dem wichtigen Wirtschaftlichkeitsprinzip scheint dieses ein wenig zu ent-
werten.“256 
 
Die Vorgabe des RHO-Gesetzgebers lautet aber, dass Aufgaben/ Ausgaben im Sinne der absolu-
ten Sparsamkeit eher nicht getätigt werden sollen (§ 17 i. V. m. § 26 RHO). Sodann sind 
innerhalb der relativen Sparsamkeit in Kombination mit der Wirtschaftlichkeit nur notwendige 
Aufgaben/ Ausgaben vorzunehmen (§ 26 RHO i. V. m. § 17 RHO). Weiterhin galt für alle Maß-
nahmen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite, dass der größte (gemeinnützige) Zweck mit den 
(gleichzeitig) möglichst geringsten Mitteln zu erreichen ist (§ 26 RHO).257 Anders formuliert: Der 
Nutzen ist möglichst zu vergrößern und die Kosten sind möglichst zu senken. Die „wirtschaftli-
che Verwaltung“ des § 60 I 1 DGO erhält dabei durch § 60 I 2 DGO folgende gesetzgeberische 
Konkretisierung:258 „Mit möglichst wenig Kosten soll es den bestmöglichen Ertrag bringen.“ So-
mit hat der RHO-Gesetzgeber eine Nutzenerweiterung (N) und Kostensenkung (K) normiert, 
welche nach Möglichkeit zu dem Ergebnis führt, dass wahrscheinlich die „bestmögliche“ Wirt-
schaftlichkeit realisiert wurde. In der Folge stellt Kmin oder Nmax eine erhebliche Verkürzung des 
gesetzgeberischen Willens dar.  
 
Dessen ungeachtet möchte Klaus Grupp aus der unterschiedlichen Wortwahl in § 60 I DGO 
(„pfleglich und wirtschaftlich“) gegenüber zu § 89 3 DGO („wirtschaftlichen und sparsamen“) 
interpretieren, dass die bisherige Synonymität (?) von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht 
länger als rechtlich völlig gleichbedeutende Verpflichtungen im Sinne einer alleinigen Verringe-
rung der Ausgaben verstanden wurde, sondern dass erstmals Wirtschaftlichkeit im Sinne des 
ökonomischen Prinzips in einer Gesetzesvorschrift festzustellen ist.259 Die Ausführungen von R. 
Schulze/ E. Wagner aus dem Jahr 1922260 sowie von W. Heintz aus dem Jahr 1925 haben aller-
dings sehr anschaulich verdeutlicht,261 dass der historische Gesetzgeber den Rechtsgrundsatz der 
absoluten Sparsamkeit und den Rechtsgrundsatz der relativen Sparsamkeit in der Kombination 
mit der Wirtschaftlichkeit in der RHO normiert hat und nicht das Wirtschaftlichkeitsprinzip (sub-
jektive Werttheorie).  
 
                                                 
256  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestim-
mungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 508. 
257  Vgl. § 4 Punkt A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. bb). 
258  Vgl. Kunz/Guba/Theißig, Die Deutsche Gemeindeordnung ˗ § 60 Ziff. 3, 1935, S. 262. 
259  Vgl. Klaus Grupp, Die „Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit‟ im Haushalts-
recht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232. Der RHO-Grundsatz der Sparsamkeit hat 
sodann als Vorbild für das Preußische Gemeindefinanzgesetz von 1933 sowie für die Deutsche 
Gemeindeordnung von 1935 gedient. 
260  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 236. 
261  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82. 
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Es wurde dargelegt, dass die Wirtschaftswissenschaften sich freimütig dazu bekennen, dass sie 
ihre Erkenntnisse auf dem allgemeinen Sprachgebrauch aufgebaut haben.262 In der Umgangsspra-
che drückt Wirtschaftlichkeit die Vorteilhaftigkeit einer Handlung „bereits an sich“ aus.263 Dabei 
enthält „bereits an sich“, dass es Handlungen geben kann, bei der die Verkehrsanschauung ein-
mütig die Verwirklichung des Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit bejaht. Im Kern enthält diese 
Vorgehensweise, dass es einen objektivierten Maßstab bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit 
geben kann (z. B. Rechtsgrundsatz der absoluten Sparsamkeit). Es stellt sich daher die Frage, ob 
die Rechtswissenschaft in ähnlicher Weise einen objektivierten Maßstab innerhalb der histori-
schen Rechtsordnung verwendet hat.  
 
Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) trat am 01.01.1900 in Kraft. Gemäß § 107 BGB bedarf der 
Minderjährige zu einer Willenserklärung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil 
erlangt, die Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters. Ein Vergleich der Formulierungen „be-
reits an sich“ und „lediglich einen rechtlichen Vorteil“ verdeutlicht, dass der historische 
Gesetzgeber des BGB sich ebenfalls an die Umgangssprache angelehnt und in § 107 BGB „bereits 
an sich“ rechtswissenschaftlich durch „lediglich einen rechtlichen Vorteil“ modifiziert hat. Durch 
eine restriktive Auslegung des „lediglich rechtlichen Vorteils“ hat die Rechtswissenschaft zu-
nächst eine konstante Größe bzw. einen objektivierten Maßstab etabliert, welcher fallbezogen im 
weiteren Verlauf durch subjektive Maßstäbe ergänzt wird. Wenn in der historischen Rechtsord-
nung auf objektive und subjektive Kriterien bei der Auslegung einer Norm zurückgegriffen wird, 
so erscheint es als abwegig, dass der RHO-Gesetzgeber gerade bei der Auslegung der relativen 
Sparsamkeit in Kombination mit der normierten Wirtschaftlichkeit ausschließlich auf subjektive 
Kriterien abstellen wollte. 
 
jj) Exkurs: Ökonomische Werttheorien  
Die Vorgabe des RHO-Gesetzgebers „… unnötige Ausgaben zu vermeiden und die notwendigen 
Ausgaben so niedrig wie möglich zu halten …“ kann nach dem heutigen Verständnis des Begriffs 
der Wirtschaftlichkeit auch als Ausprägung des Minimalprinzips interpretiert werden.264 Aus die-
sem Grund vertreten viele Autoren die Auffassung, dass der RHO-Gesetzgeber die Begriffe 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit als Synonym angesehen hat.265 Eine solche Auslegung setzt 
                                                 
262  Vgl. § 3. 
263  Vgl. § 2. 
264  Die optimale Zweck-Mittel-Relation besteht darin, dass entweder ein bestimmtes Ergebnis mit 
dem geringsten Einsatz von Mitteln oder mit einem bestimmten Einsatz von Mitteln das beste 
Ergebnis erzielt wird. Demnach weist das Wirtschaftlichkeitsprinzip das Minimal- und Maxi-
malprinzip als Bestandteile auf. Ein Verstoß gegen das Minimalprinzip liegt beispielsweise 
dann vor, wenn eine bestimmte öffentlich-rechtliche Sicherheitsaufgabe „ … mit geringerem 
Personal- oder Sachaufwand erfüllt werden kann.“ Dies ist z. B. dann der Fall, wenn eine öf-
fentlich-rechtliche Stelle eingerichtet wurde, welche überhaupt keine staatliche Aufgabe mehr 
ausführt oder eine Aufgabe mit gleichem Aufwand „wirksamer“ erfüllt werden kann (vgl. 
Max Rudolf Lehmann, Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 1928, S. 164 und  165; Heinrich 
Siedentopf, Wirtschaftlichkeit in der öffentlichen Verwaltung, in: Politik und Verwaltung ˗ 
Heft 8, 1969, S. 15). 
265  Statt vieler: Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haus-
haltsrecht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232. 
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allerdings voraus, dass die subjektive Werttheorie vom RHO-Gesetzgeber als dominante Wert-
theorie angesehen wurde und diese von ihm im Jahre 1922 normiert wurde. Demzufolge bedarf 
es nachfolgend einer Auseinandersetzung mit den ökonomischen Werttheorien. Anfänglich wird 
hierfür die Theorie vom Wert mit ihren wesentlichen Begrifflichkeiten erläutert. Anschließend 
erfolgt eine Auseinandersetzung mit der objektiven und der subjektiven Werttheorie. Der Exkurs 
findet seinen Abschluss, indem die Frage beantwortet wird, ob der RHO-Gesetzgeber überhaupt 
die subjektive Werttheorie bzw. das Wirtschaftlichkeitsprinzip bei der normierten Wirtschaftlich-
keit im Jahre 1922 anwenden konnte. 
 
1) Die Theorie vom Wert 
Einer der wichtigsten Grundbegriffe der Nationalökonomie wird durch den Wert zum Ausdruck 
gebracht.266 Die Beantwortung der Frage, welches die wertbestimmenden Faktoren eines Gutes 
sind, erfolgt nicht erst seit dem Entstehen der eigentlichen Ökonomie,267 sondern wurde bereits in 
der Antike im Zusammenhang mit ethischen Fragestellungen erörtert.268 Bereits in der Antike 
wurde versucht, eine messbare Einheit zu finden, um den inneren Wert der Güter zu bestimmen.269 
Orientierung bildete dabei der innere Grund, das Einheitliche, das Beständige des Wertes, wel-
ches mit der menschlichen Natur verbunden wurde.270 Die Idee von der natürlichen Ordnung, der 
Gedanke des natürlichen Wertes oder die Vorstellung der Maximierung der Bedürfnisbefrie-
digung haben einen philosophischen Ursprung, so dass von der Antike bis zum Mittelalter ökono-
misches Denken als ein Zweig der Philosophie verstanden werden muss.271 Die sich entwickelnde 
Wirtschaftswissenschaft erfuhr demzufolge in ihren Anfängen eine starke Prägung durch die  
Philosophie/ Ethik, und ab dem Mittelalter haben sich die philosophischen und ökonomischen 
Wertanalysen auseinanderentwickelt.272 
  
                                                 
266  Joan Robinson, Doktrinen der Wirtschaftswissenschaft: eine Auseinandersetzung mit ihren 
Grundgedanken und Ideologien, in: Beck'sche schwarze Reihe ˗ Band 33, 1972, S. 36. 
267  Jörn Altmann, Volkswirtschaftslehre: einführende Theorie mit praktischen Bezügen, 1994,     
S. 135. 
268  J. Schumann, Die Wegbereiter der modernen Preis- und Kostentheorie, in: Das Wirtschftsstu-
dium (WISU) ˗ Heft 8, 1983, S. 405. 
269  Walter Schulz, Grundprobleme der Ethik, 1989, S. 52 
270  Aristoteles und Olof Gigon [Übers.], Die Nikomachische Ethik ˗ Buch V, 1978, 1132 (a 5) bis 
1133 (b 28). 
271  Vgl. Walter Schulz, Grundprobleme der Ethik, 1989, S. 52 ff. 
272  Jörn Altmann, Volkswirtschaftslehre: einführende Theorie mit praktischen Bezügen, 1994,      
S. 135. 
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Bei beiden Wissenschaften sind materielle Güter Gegenstand der Betrachtung, allerdings wird 
dabei mit unterschiedlichen Wertungsverhältnissen vorgegangen.273 In der Wertphilosophie kön-
nen bei einem Gut verschiedene Werte zum Ausdruck kommen: Lebensmittel können einen 
Nährwert, einen Tauschwert oder auch einen ästhetischen Wert haben. Die Beurteilung des Wer-
tes hängt somit von der Wertschätzung des Subjektes ab.274 Die ökonomische Werttheorie richtet 
demgegenüber ihren Blick ausschließlich auf den Nutzen. Wenn Güter als wirtschaftliche Werte 
angesprochen werden, so geschieht dies aufgrund ihrer Nützlichkeit.275  
 
Damit zeigt sie sich scheinbar indifferent, wobei sie sich streng an reale Tatbestände hält.276 Mit-
hin gelten alle von der politischen Ökonomie entwickelten theoretischen Konzeptionen zur 
Erklärung des Wertes als Werttheorien.277 Sie haben das Ziel, die Preisbildung der Güter auf ihre 
letzten Ursachen und Bestimmungsgründe zurückzuführen. Die wirtschaftliche Bedeutung eines 
Gutes unterliegt im Tauschverkehr einer Einschätzung, woraus der Preis resultiert. Dies ist der 
Geldbetrag, den man für eine bestimmte Leistung erhält oder bezahlt 278  
 
Der Wert stellt insofern eine Größe dar, die im Preis ihren Ausdruck findet. Daher kann Preis de-
finiert werden als diejenige Menge von Gütern, die man im Tausch für ein Gut erhält. Neben 
diesem quantitativen Verhältnis kann der Preis als ein Effekt des Wertes gedeutet werden, wobei 
der Wert die Begründung des Preises geben soll.279 Da die Zielrichtung der ökonomischen Wert-
lehre von den historischen Gegebenheiten bzw. von der Wirtschaftsform abhängig war und ist, 
kann nicht von einer allgemeinen Werttheorie ausgegangen werden, die für alle Menschen und zu 
jeder Zeit Gültigkeit haben würde. 
 
Ferner kommen für eine Beschreibung des ökonomischen Wertes mehrere Wertbegriffe in Be-
tracht:280 Die begriffliche Trennung von Tausch- und Gebrauchswert zieht sich durch die gesamte 
                                                 
273  Die ökonomische Werttheorie will die Frage beantworten, wodurch und in welcher Weise der 
Wert der wirtschaftlichen Güter im Sinne ihrer gegenseitigen Austauschverhältnisse auf dem 
Markt bestimmt wird (vgl. Alfred Eugen Ott, Grundzüge der Preistheorie, Grundriss der Sozi-
alwissenschaft ˗ Band 25, 1979, S. 9). Demgegenüber versucht die philosophische Wertlehre 
sich primär mit Fragen der Erkennbarkeit und Begründbarkeit von Werten zu beschäftigen, sie 
in eine hierarchische Ordnung zu bringen, damit eine Handlungsorientierung ermöglicht wird 
(Heinz Sauermann, Bemerkungen zum Wertproblem in der Ökonomie, in: Schriften des Ver-
eins für Socialpolitik ˗ Band 122, 1981, S. 25). 
274  Vgl. Alfred Eugen Ott, Grundzüge der Preistheorie, Grundriss der Sozialwissenschaft ˗ Band 
25, 1979, S. 20 ff. 
275  Vgl. Henner Schierenbeck, Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre, 2003, S. 2. 
276  Vgl. Herbert Jacob, Wert und Wertansätze in der Betriebswirtschaftslehre, in: Das Wirtschafts-
studium (WISU) ˗ Heft 1, 1972, S. 1 ff.  
277  Ökonomisches Lexikon, Teilband Q ˗ Z, 1980, S. 632.  
278  Hans Corsten, Lexikon der Betriebswirtschaftslehre, 1993, S. 691.  
279 Alfred Eugen Ott, Grundzüge der Preistheorie, Grundriss der Sozialwissenschaft ˗ Band 25, 
1979, S. 13. 
280  Die Wertlehre erkennt nur die Begriffe des subjektiven Gebrauchs- und objektiven Tauschwer-
tes als fundamentale Größe an, so dass auf den subjektiven Ertrags- und Tauschwert sowie den 
objektiven Gebrauchs- und Ertragswert nicht näher eingegangen wird.  
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Entwicklung der Wertlehre. Diese wurde bereits von Aristoteles angedeutet281 und findet in der 
Wirtschaftsepoche der Klassik282 eine grundlegende Bedeutung. Der aus dem Nutzen abgeleitete 
Gebrauchswert spielte beispielsweise für Adam Smith eine untergeordnete Rolle. Sein wissen-
schaftliches Augenmerk richtete sich primär auf den Tauschwert.  
 
In diesem Rahmen wies er auf das sogenannte Wertparadoxon hin. Dieses enthält, dass Güter mit 
hohem Gebrauchswert (z. B. Wasser) einen niedrigen oder kleinen Tauschwert haben können, 
während andere Güter mit einem geringen Gebrauchswert einen hohen Tauschwert (z. B. Dia-
manten) haben können.283 Der Tauschwert wird als jene Gütermenge verstanden, welche im 
Austausch durch Hingabe einer Einheit eines anderen Gutes erworben wird. Die Tauschwerttheo-
rie befasst sich also mit der Erfassung von konkreten Tauschvorgängen, wobei sie inhaltlich mit 
der Preistheorie zusammenfällt.284 Im Laufe der Zeit haben sich verschiedene Modelle zur Be-
stimmung der Güterpreise entwickelt und ihre Auseinandersetzung erfolgt nicht dahin, was der 
Wert eines Gutes an sich ist, sondern in welchen Zusammenhängen von Wert gesprochen werden 
kann.285 Der Gebrauchswert kann sowohl subjektiv als auch objektiv verstanden werden.286 Der ob-
jektive Gebrauchswert enthält die Eignung für einen bestimmten Zweck, während der subjektive 
Gebrauchswert die nutzenstiftende Funktion aufweist. 
  
Demzufolge richtet sich der Wert der Güter entweder durch die Nutzeneinschätzung der Wirt-
schaftssubjekte oder man hält sich an die Kosten, welche zur Herstellung des Gutes entstanden 
sind.287 In der Folge ist die Entwicklung der ökonomischen Werttheorie untrennbar mit dem Phä-
nomen verbunden, dass ihr nicht eine, sondern vielmehr zwei sich widerstreitende Erklä-
rungsmöglichkeiten zur Bestimmung der wertbegründenden Elemente zugrunde liegen.288 Es han-
                                                 
281  Vgl. Josef Wieland, Die Entdeckung der Ökonomie, 1989, S. 225. 
282  Der Begriff der klassischen Ökonomie wird Karl Marx (1818 – 1883) zugesprochen (vgl. H. 
Klausinger, Die klassische Ökonomie und die Keynessche Alternative ˗ Revision eines My-
thos?, in: Konjunkturpolitik ˗ Heft 2, 1994, S. 102) und umfasst die Epoche von Adam Smith 
(1723 – 1790), David Ricardo (1772 – 1823) und John Stuart Mill (1806 – 1873). 
283 Joan Robinson, Doktrinen der Wirtschaftswissenschaft: eine Auseinandersetzung mit ihren 
Grundgedanken und Ideologien, in: Beck'sche schwarze Reihe ˗ Band 33, 1972, S. 36. 
284  Johannes Schneider, Der Beitrag zur Arbeitswertlehre zur Theorie der kapitalistischen Waren-
produktion, Band 139, 1980, S. 38 ff. 
285  Heinz Sauermann, Bemerkungen zum Wertproblem in der Ökonomie, in: Schriften des Ver-
eins für Socialpolitik ˗ Band 122, 1981, S. 20. 
286  Im Allgemeinen wird der Gebrauchswert jedoch als subjektiver Wert interpretiert (Herbert Ja-
cob, Wert und Wertansätze in der Betriebswirtschaftslehre, in: Das Wirtschaftsstudium 
(WISU) ˗ Heft 1, 1972, S. 1). 
287  Aristoteles und Olof Gigon [Übers.], Die Nikomachische Ethik ˗ Buch V, 1978, 1132 (a 5) bis 
1133 (b 28). 
288  Wolfram Engels, Betriebswirtschaftliche Bewertungslehre im Licht der Entscheidungstheorie, 
in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 18, 1962, S. 1. 
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handelt sich einerseits um den objektiven oder klassischen Ansatz sowie andererseits um den 
subjektiven oder neoklassischen289 Ansatz.290 
 
2) Objektive bzw. klassische Werttheorie 
Die klassische Werttheorie setzt sich aus der Tauschwerttheorie und der Realwerttheorie zusam-
men.291 Innerhalb der Tauschwerttheorie wird versucht, die Tauschrelation zu beobachten und ein 
Kriterium für die „Gerechtigkeit“ der tatsächlichen Tauschrelation zu finden. Nach der objekti-
ven Werttheorie verfügen die Gegenstände über einen Wert, der ihnen wie eine Eigenschaft 
anhaftet. Der objektive Wert ist dabei die Fähigkeit eines Gutes, einen äußeren Erfolg herbeizu-
führen. Im weiteren Sinn versteht sich der Begriff als Fähigkeit eines Gutes, menschliche 
Bedürfnisse zu befriedigen. Diese Art von Wert wurde von den Klassikern als Gebrauchswert be-
zeichnet.292 Zur Ermittlung der tatsächlichen Tauschrelation führt man entweder den Wert auf den 
Nutzen einer Ware zurück oder auf die in ihm enthaltene Voraussetzung, dass einem Gut über-
haupt ein Tauschwert zukommt.293 Hierbei vertreten die Klassiker die Auffassung, dass die zur 
Herstellung eines Gutes aufgewendete Arbeit den realen Wert ausmacht.294  
 
Dies enthält die Vorstellung, dass die zur Produktion verwendete Arbeit einen in sich selbst un-
veränderlichen Wertmaßstab darstellt.295 Der reale Wert wird dabei einerseits als jene Menge 
Arbeit definiert, welche diese Ware im Austausch kaufen kann296 und andererseits als die Menge 
                                                 
289  Die Neoklassik folgt dem Gleichgewichtsansatz der Klassik und entwickelt die klassische Leh-
re weiter. Die bedeutendsten Veränderungen gegenüber der Klassik liegen im Übergang von 
der objektiven zur subjektiven Werttheorie und der damit verbundenen Betonung des Margi-
nalkalküls. Darüber hinaus treten nun Probleme der Allokation und Verteilung gegenüber 
denen der Produktion und des Wachstums in den Vordergrund (Gabler˗Lexikon Volkswirt-
schaftslehre, Band L ˗ Z, 1996, S. 759 und 760).  
290  Beide Ansätze gliedern sich weiterhin in eine reine Werttheorie und in eine Tauschlehre (Preis-
theorie). Die reine Werttheorie soll eine tiefere Erklärung für die Wertbildung abgeben, 
während sich die Preistheorie mit dem Tauschprozess beschäftigt, dass ein Individuum für ein 
Gut einen bestimmten Preis bezahlt. 
291  Vgl. Wilhelm Dilthey, Weltanschauung und Analyse des Menschen seit Renaissance und Re-
formation, 1957, S. 267 ff. 
292  Vgl. Hansjörg Klausinger, Die klassische Ökonomie und die Keynessche Alternative ˗ Revisi-
on eines Mythos?, in: Konjunkturpolitik ˗ 40. Jahrgang/Heft 2, 1994, S. 101 ˗ 103). Im engeren 
Sinn versteht man unter objektivem Wert den wirtschaftlichen Wert der Güter. Dieser lässt sich 
sodann in objektiven Gebrauchswert, Tauschwert und Ertragswert unterteilen (vgl. Herbert Ja-
cob, Wert und Wertansätze in der Betriebswirtschaftslehre, in: Das Wirtschaftsstudium 
(WISU) ˗ Heft 1, 1972, S. 1. 
293  David Ricardo, Über die Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung ˗ 1821, in: 
Ökonomische Studientexte ˗ Band 1, 1959, S. 9 ff. 
294  Die kostenorientierte Wertlehre sieht somit als Ursache der Entstehung objektiv-physische 
Elemente an. 
295  Gunnar Myrdal, Das politische Element in der nationalökonomischen Doktrinbildung, Schrif-
tenreihe des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung ˗ Band 24, 1976, S. 55. 
296 Vgl. Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner 
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 28 ff. 
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Arbeit, welche zur Herstellung einer Ware verwendet worden ist.297 Des Weiteren wird der Be-
griff des Wertmaßstabes mit unterschiedlichen Zeitmomenten in Relation gesetzt, damit eine 
Aussage über die reale Inflation bzw. Deflation eines Gutes getroffen werden kann.298 Demzufol-
ge ist es für die klassische Schule charakteristisch, einen unveränderlichen Wertmaßstab zu 
ermitteln, welcher mit der Vorstellung von einem inneren Wert verbunden ist.299  
 
In diesem Zusammenhang versuchte A. Smith zu ergründen, was als das „wirkliche Maß“ für den 
Tauschwert angesehen werden kann. Die Lösung sah er in der Arbeit, denn „…Arbeit ist ... der 
alleinige Maßstab, nach dem man die Werte der verschiedenen Waren immer und überall mit-
einander vergleichen kann.“300 Dabei unterscheidet A. Smith zwischen einer zur Herstellung einer 
Ware eingesetzten Arbeitsmenge und der Menge Arbeit, über welche ein Wirtschaftssubjekt in 
Form von Waren auf dem Markt verfügen kann.301 Indem er das „wirkliche Maß“ als die An-
strengung und Mühe (Arbeitsleid) definiert, die man zu ihrem Erwerb aufwenden muss,302 lässt 
sich eine Tendenz zum psychologisierten Arbeitswertbegriff – also eine Anlehnung an der sub-
jektiven Werttheorie bzw. dem Wirtschaftlichkeitsprinzip – erkennen.303 Dieser Aspekt wurde von 
A. Smith jedoch nicht weiter verfolgt, sondern er richtete sein Augenmerk hauptsächlich auf die 
Arbeitsmenge, welche den Wert eines Gutes bestimmt.304 
 
A. Smith vergleicht dabei seine Wirtschaftsgesellschaft mit der Frühzeit. In der Frühzeit gab es 
weder Bodenbesitz noch fand eine Kapitalbildung statt. Auf dieser frühen Wirtschaftsstufe stellt 
die Arbeit den einzigen Produktionsfaktor dar, so dass der Wert eines Gutes durch die Erzeugung 
der eingesetzten Arbeit bestimmt wird. Insofern ist nur in der Frühzeit die eingesetzte Arbeit mit 
der nach dem Tausch verfügbaren Arbeit identisch, so dass die Arbeitsmengentheorie sich auf die 
Zeit beschränkt.305 In einer entwickelten Ökonomie ergibt sich der Wert einer Ware nicht aus-
                                                 
297  David Ricardo, Über die Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung ˗ 1821, in: 
Ökonomische Studientexte ˗ Band 1, 1959, S. 9 ff. 
298  Der Tauschwert bezieht sich auf ein Verhältnis von realen Werten zu einem bestimmten Zeit-
punkt (vgl. David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965, 
S. 11 und 43). 
299  Vgl. Samuel Bailey, A critical dissertation on the nature, measure and causes of value: to 
which is added a review of it (sometimes attributed to James Mill), 1967, S. 71 ff. 
300  Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner          
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 28 und 33. 
301  Maurice Dobb, Wert- und Verteilungstheorien seit Adam Smith, 1977, S. 59. 
302  Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner           
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 28. 
303  Joseph A. Schumpeter, Geschichte der ökonomischen Analyse, in: Grundriß der Sozialwissen-
schaft ˗ Band 6, 1965, S. 392. 
304  Vgl. Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner 
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 42. 
305  Vgl. Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner 
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 42 ff. 
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schließlich aus der Arbeit, sondern auch aus dem Kapitalgewinn.306 A. Smith folgert, dass sich der 
natürliche Wert eines Gutes aus den drei Bestandteilen Arbeitslohn, Kapitalgewinn und Grund-
rente zusammensetzt.307 Damit verlässt A. Smith die Arbeitswerttheorie und geht zu einer Produk-
tionskostentheorie über.308 
 
Da die Arbeit ein absolutes Maß darstellen soll („wirkliches Maß“), erkennt A. Smith ein weite-
res Problem, welches er als Differenz von natürlichem Tauschwert und Marktpreis der Güter 
bezeichnet. Während der Marktpreis sich aufgrund stetiger Schwankungen des Angebots und der 
Nachfrage bildet, wird der „natürliche Preis“ durch die Produktionskosten bestimmt. Dies be-
trachte A. Smith als primäres Problem der Werttheorie und auf lange Sicht sollte der Marktpreis 
dem „natürlichen Preis“ gleichkommen. 309 Damit bestimmt A. Smith ausdrücklich den „natür-
lichen Preis“ als den „Zentralpreis“, um den sich der – kurzfristigen Umständen und Fluktuatio-
nen entsprechende – Marktpreis einpendelt.310 Insofern stellt die Theorie von A. Smith eine 
wechselseitige Markt- und Gerechtigkeitstheorie dar, in der ein humaner Arbeitslohn Bestandteil 
des gerechten Wertes ist.311 Damit erweist sich die objektive Arbeitswertlehre in ihrem klassi-
schen Ursprung als eine Theorie zur gerechten Verteilung des durch die Arbeit geschaffenen 
Wohlstandes.312 
 
David Ricardo (1772 – 1823) kann als der eigentliche Begründer einer reinen Arbeitswerttheorie 
betrachtet werden. Er geht wie A. Smith davon aus, dass alle Produktion und alle Werte aus einer 
Kombination von menschlicher Arbeit und natürlichen Ressourcen entstehen.313 Eine weitere Ge-
meinsamkeit ist, dass er zwischen einem Gebrauchswert und einem Tauschwert unterscheidet 
und A. Smith zustimmt, dass die Nützlichkeit eines Gutes nicht der Maßstab seines Wertes sein 
könne, denn die Nützlichkeit (identisch mit dem Gebrauchswert) kann zwar die Ursache, aber 
niemals das Maß des Wertes sein.314 
  
                                                 
306  Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner          
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 43. 
307  Sogenanntes Problem der Profitrate (Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Unter-
suchung seiner Natur und seiner Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 44). 
308  Summierung der Preisbestandteile Arbeitslohn, Grundrente und Kapitalgewinn (Adam Smith, 
Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner Ursachen ˗ 1789, 
1978, Buch I, Kap. V, 48). 
309  Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner         
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. V, 48 ff. 
310  Vgl. Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner 
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. VII. Die Vorstellung des Zentralpreises wird in der      
Neoklassik als langfristiger Gleichgewichtspreis bezeichnet. 
311  Joan Robinson, Doktrinen der Wirtschaftswissenschaft: eine Auseinandersetzung mit ihren 
Grundgedanken und Ideologien, in: Beck'sche schwarze Reihe ˗ Band 33, 1972, S. 48. 
312  Vgl. Maurice Dobb, Wert- und Verteilungstheorien seit Adam Smith, 1977, S. 47 ff. 
313  Vgl. David Ricardo, Über die Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung ˗ 
1821, in: Ökonomische Studientexte ˗ Band 1, 1959, S. 9 ff. 
314  Vgl. Jeffrey T. Young, Classical Theories of Value: From Smith to Sraffa, 1978, S. 26 ff. 
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Ebenso unterscheidet D. Ricardo wie A. Smith zwischen dem „natürlichen Preis“ und dem 
Marktpreis. Der Marktpreis enthält den wirklichen Preis, der natürliche Preis denjenigen, der im 
Durchschnitt über längere Zeiträume gezahlt wird und zu welchem der tatsächliche oder Markt-
preis immer wieder sich auszugleichen strebt.315 Darüber hinaus unterscheidet D. Ricardo 
zwischen Seltenheitsgütern, deren Wert ausschließlich von der Nachfrage und nicht von der er-
forderlichen Arbeitsmenge bestimmt wird und den beliebig reproduzierbaren Gütern.316 
Abweichend von A. Smith hat D. Ricardo im Wert der Arbeit keinen unveränderlichen Wertmaß-
stab gefunden,317 so dass er daraus schließt: „… (working time) is really the foundation of the 
exchangeable value of all things.“318 D. Ricardos Werttheorie bestimmt damit nicht den absoluten 
Wert der Waren, sondern das Verhältnis der gegenseitigen Tauschwerte von Waren (relativer 
Wert).319  
 
Ein wichtiger Unterschied zwischen A. Smith und D. Ricardo besteht darin, dass D. Ricardo nicht 
nur die Menge der Arbeit, sondern die Qualität der Arbeit als maßgebenden Faktor für den 
Tauschwert von Gütern bestimmt.320 Indem er die in den Gütern enthaltene Arbeitsmenge als den 
Regulator des gegenseitigen Tauschwertes erklärt, geht er davon aus, dass es kein Gut gibt, des-
sen Herstellungsarbeit gleich bleibt, so dass an ihm die Änderungen des Tauschwertes der 
anderen Güter gemessen werden könnte.321 Weiter spricht er davon, dass es auf diejenige Arbeits-
dauer ankomme, die eine Mehrzahl der Wirtschaftssubjekte auf die Erwerbung eines Gutes 
aufwenden müsse.322 Zwei Güter mit der gleichen Arbeitsmenge, jedoch unterschiedlicher Quali-
tät haben also verschiedene Tauschwerte, wobei sich keine Tauschwertänderung ergibt, wenn das 
Austauschverhältnis der verschiedenen Arbeitsqualitäten konstant bleibt. Da Kapitalgüter in der 
Produktion mitwirken, führt D. Ricardo den Unterschied zwischen fixem und zirkulierendem 
Kapital auf, um die Ausnahmen der Wertregel darzustellen, also die Fälle, in denen die Rate des 
Arbeitslohnes auf die Preise wirkt.323  
 
So versteht D. Ricardo unter Arbeit nicht nur diejenige, die unmittelbar zur Erzeugung einer Wa-
re aufgewendet wird, sondern auch diejenige, die indirekt beteiligt ist. Dieses Arbeitsprinzip 
behält allerdings nur so lange seine Gültigkeit, wie in zwei zu vergleichenden Gütern die gleiche 
                                                 
315  David Ricardo, Über die Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung ˗ 1821, in: 
Ökonomische Studientexte ˗ Band 1, 1959, S. 92. 
316  David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965, S. 11. 
317  David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965, S. 15. 
318  David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965, S. 13. 
319  Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissenschaft 
˗ Band 2, 1969, S. 65. 
320  Vgl. David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965,       
Kap. II. 
321  David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965, S. 43. 
322  David Ricardo, On the Principles of Political Economy and Taxation ˗ 1821, 1965, S. 13. 
323  Karl Marx, Das Kapital ˗ 2. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 217. 
  
 
Seite 58 
 
Zusammensetzung von fixem und zirkulierendem Kapital vorhanden ist.324 Damit bestimmen die 
Löhne für die produzierten Waren den Tauschwert. Bei einem Anstieg des Arbeitslohnes erhöht 
sich der Ertrag der Güter, die mit schnell sich abnutzendem Kapital hergestellt worden sind und 
umgekehrt vermindert sich der Wert bei denjenigen Gütern, die mit dauerhaftem Kapital erzeugt 
wurden. Ein sinkender Lohn verursacht die gegenteiligen Folgen.325  
 
Gleichzeitig gilt bei D. Ricardo auch für die Entlohnung der Arbeitskraft die ursprüngliche Regel 
der Preisbildung, und zwar gedacht in einer wachsenden Volkswirtschaft mit ebenfalls wachsen-
der Bevölkerung und entsprechend zunehmendem Kapitalstock. Als Tauschwert der Arbeit gilt 
deshalb derjenige Wert, welcher nötig ist, den Arbeitern ein Minimum an Existenz zu sichern.326 
D. Ricardo war primär daran interessiert, über die Arbeitswertlehre den Tauschwert zu erklären, 
um mit diesem Hilfsmittel die Regeln der Vermögensverteilung beurteilen zu können. Ebenso 
wie A. Smith verwendet auch D. Ricardo die sozio-ökonomische Aufteilung, indem den drei ge-
sellschaftlichen Klassen (Arbeiter, Kapitaleigner und Grundeigner) die Faktoren des Wertes von 
Lohn, Kapitalgewinn und Bodenrente zugeordnet wird.327  
 
Eine Analyse der Gesellschaft wurde von D. Ricardo nicht vorgenommen. Hier setzt Karl Marx 
(1818 – 1883) an, der mit seiner Arbeitswertlehre nicht mehr die Preisbildung, sondern die 
volkswirtschaftliche Wertschöpfung über die Theorie des Mehrwertes erklärt. Ausgangspunkt 
seiner Mehrwerttheorie ist die Ware und ihr Wert,328 wobei er wie A. Smith und D. Ricardo die 
Wertbegriffe Gebrauchswert („Wertsubstanz“) und seinen Tauschwert („Wertgröße“) unter-
scheidet.329 Die  „Wertsubstanz“ zeichnet sich durch die Nützlichkeit aus und die „Wertgröße“ 
durch das „quantitative Verhältnis, die Proportion, worin sich Gebrauchswerte einer Art gegen 
Gebrauchswerte anderer Art austauschen“.330 Wie A. Smith und D. Ricardo fragt K. Marx nach 
dem Maßstab für die ökonomische Bewertung. Dabei lehnt sich K. Marx an D. Ricardo an und 
setzt den Tauschwert in Relation. Der Tauschwert soll nach K. Marx eine objektive Eigenschaft 
eines Gutes darstellen und Güter seien deswegen austauschbar, weil ihnen „ein Gemeinsames“ 
anhafte.331 
 
Hinsichtlich des Wertes dieser Güter hat es zur Folge, dass der Wert die in der Ware vergegen-
ständlichte gleiche abstrakte menschliche Arbeit ist und im Austauschverhältnis der Güter er-
scheint. Innerhalb der warenproduzierenden Gesellschaft hat die Arbeit also den Doppelcharakter 
                                                 
324  Vgl. Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissen-
schaft ˗ Band 2, 1969, S. 65 und 66. 
325  Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissenschaft 
˗ Band 2, 1969, S. 66. 
326 David Ricardo, Über die Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung ˗ 1821, in: 
Ökonomische Studientexte ˗ Band 1, 1959, S. 52. 
327  Adam Smith, Der Wohlstand der Nationen: eine Untersuchung seiner Natur und seiner          
Ursachen ˗ 1789, 1978, Buch I, Kap. VI, 46. 
328  Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 49. 
329  Vgl. Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 39 ff. 
330  Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 50. 
331  Werner Becker, Kritik der Marxschen Wertlehre: die methodische Irrationalität der ökonomi-
schen Basistheorien des "Kapitals", 1972, S. 39. 
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der konkreten, nützlichen, gebrauchswertschaffenden Arbeit und der abstrakten, wertbildenden 
Arbeit. Als „das Gemeinsame“ in allen Waren sieht er die Arbeit, so dass der Wert der Ware 
durch die in ihr vergegenständlichte Arbeitsmenge bestimmt wird und diese Wertsubstanz es 
letztlich sei, welche den Tauschwert reguliere.332 Dabei bezieht K. Marx den Begriff der Arbeits-
menge nicht auf eine konkrete Art von Arbeit, sondern abstrahiert von der bestimmten Arbeit und 
betrachtet eine allen Gütern gemeinschaftliche Arbeitsart.333 Insofern stellt die Arbeitskraft selbst 
eine Ware dar. Ihr Wert wird wie jede andere Ware durch die „gesellschaftlich notwendige Ar-
beitszeit“, d. h. die Arbeitszeit bei durchschnittlicher Intensität und Geschicklichkeit gemessen.334 
Qualifizierte Arbeit betrachtet K. Marx nur als multiplizierte einfache Arbeit, so dass ein kleine-
res Quantum qualifizierter Arbeit einem größeren Quantum einfacher Arbeit gleichgesetzt 
werden kann.335 
 
Diese Überlegungen fasst K. Marx in einem Wertgesetz zusammen. Hiernach verhalten sich die 
Wertgrößen der Waren zueinander entsprechend der zu ihrer Produktion gesellschaftlich notwen-
digen Arbeitszeit.336 Damit verlässt K. Marx die Problematik des Tauschwertes und geht zu einer 
volkswirtschaftlichen Wertschöpfung über. Ausgangspunkt seiner Mehrwerttheorie bildet dabei 
die Unterscheidung von notwendiger Arbeit und Mehrarbeit.337 Durch die Mehrarbeit wird ein 
Mehrwert realisiert, der durch die Verlängerung des Arbeitstages über die zur Reproduktion der 
Arbeitskraft notwendigen Arbeitszeit hinaus geschaffen wird. Ausbeutung ist dabei die An-
eignung fremder Arbeit, also Aneignung der Mehrarbeit und des Mehrwertes der Arbeiter.338 
 
K. Marx nimmt in seiner Mehrwerttheorie Begriffe und Modelle seiner klassischen Vorgänger 
auf und bereichert diese mit einer soziologischen Interpretation. Die wesentlichen Grundzüge 
seiner werttheoretischen Ansichten beruhen hauptsächlich auf der Arbeitswerttheorie von D. Ri-
cardo, wobei sich beiden die Problematik der Bildung der Durchschnittspreise stellt.339 K. Marx 
unterscheidet sich von D. Ricardo in der Art und Weise, dass bei D. Ricardo der Arbeitswert nur 
als Austauschwert oder relativer Preis in Erscheinung tritt, während er bei K. Marx die Substanz 
des Güterwertes darstellt. Die Arbeit ist für K. Marx der einzige wertbildende Faktor, wohin-
                                                 
332  Damit deutet sich bereits an, dass es bei K. Marx primär nicht um das Problem der Tausch-
wertbildung geht, sondern um Gesellschaftspolitik (vgl. Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: 
Marx Engels Werke, 1972, S. 52). 
333  Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 52. 
334  Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 53. 
335  Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 59. 
336  Lehrbuch politische Ökonomie, Vorsozialistische Produktionsweisen, in: Verl. Marxistische 
Blätter, 1972, S. 54. 
337  Vgl. Lehrbuch politische Ökonomie, Vorsozialistische Produktionsweisen, in: Verl. Marxisti-
sche Blätter, 1972, S. 224 und 225. 
338  Lehrbuch politische Ökonomie, Vorsozialistische Produktionsweisen, in: Verl. Marxistische 
Blätter, 1972, S. 226. 
339  Vgl. Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissen-
schaft ˗ Band 2, 1969, S. 147 ff. 
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gegen für D. Ricardo die Arbeitsmenge nur einen Index ihres Tauschwertes darstellt. Weiterhin 
stellt K. Marx seine Werttheorie nur für eine bestimmte Entwicklungsphase des Wirtschafts-
lebens auf,340 während das Wertgesetz für D. Ricardo ein allgemeingültiges Prinzip bedeutet.341  
 
Nach der objektiven Werttheorie wird der  objektive Wert losgelöst von Wirtschaftssubjekten be-
stimmt. Er gilt für jedermann, weil er von jedem realisiert werden kann. Dieser Wertansatz 
enthält eine starke Betonung der gegenwarts- und vergangenheitsbezogenen Verhältnisse sowie 
eine starke Beachtung des Substanzwerts. Die Schwäche der objektiven Werttheorie zeigte sich 
jedoch an folgenden Punkten: Wirtschaftssubjekte bewerten nach unterschiedlichen Methoden; 
ihre Bewertung ist jeweils gleich, aber aus ökonomischen, persönlichen und strategischen Grün-
den kommen die Bewerter zu anderen Werten. Das Problem, dass Personen unterschiedlich 
wählen, kann von der objektiven Werttheorie nicht gelöst werden. Werden transzendente Maß-
stäbe gewählt, ist die objektive Werttheorie wissenschaftlich unbrauchbar, da ihre Aussagen nicht 
mehr nachprüfbar sind.  
 
K. Marxs Wertgesetz hat nur Gültigkeit während der Produktion und betont vornehmlich die ers-
ten Stufen einer Produktion.342 Auf höheren Ebenen der Produktion schwächt sie allerdings mehr 
und mehr ab. Es bleibt dann aber bei dem Problem, dass verschiedene Arbeitsqualitäten sich 
nicht miteinander vergleichen lassen. Auch die Arbeitswerttheorie von K. Marx vermag dieses 
Problem nicht zu lösen, da sie keinen Umrechnungskurs von komplizierter zu einfacher Arbeit 
liefert. Des Weiteren gibt es keine gleiche Arbeitsmühe. Sie hängt vom jeweiligen Individuum, 
der Arbeitsleistung sowie der Arbeitsdauer ab, so dass sich die Arbeitsstunde nicht als Maßstab 
des Wertes verwenden lässt.343  
 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass sich die Bewertung der Güter am Markt vollzieht. Zum einen 
können auch jene Güter einen Wert aufweisen, die keine Arbeit beinhalten. Zum anderen gibt es 
nur sehr wenige Güter, die nichts anderes als Arbeit kosten, und selbst ihr Wert kann nur dann als 
bestimmt betrachtet werden, wenn beide Güter das Ergebnis einer gleichen Qualität Arbeit sind. 
Weiterhin lässt die Arbeitswerttheorie neben der Arbeit keinen anderen selbstständigen Produkti-
onsfaktor bestehen. Ebenso ist zu beachten, dass der Wert zunächst durch die Disposition des 
Unternehmers selbst beeinflusst wird. Sowohl die Kombination von Kapital und Arbeit ist ent-
scheidend als auch der Zeitpunkt der Verwertung am Markt. Innerhalb dieses Zeitpunktes müsste 
zudem die besondere Situation von Käufern und Verkäufern und ihre jeweilige Interessenlage be-
rücksichtigt werden. 
 
Im Anschluss an die objektive Werttheorie und deren offengebliebenen Probleme entwickelte 
sich die subjektive Werttheorie.344 Sie folgt dem Gleichgewichtsansatz der Klassik und entfaltete 
                                                 
340  Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 76. 
341  Vgl. Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 137 ff. 
342  Vgl. Karl Marx, Das Kapital ˗ 1. Band, in: Marx Engels Werke, 1972, S. 53. 
343  Vgl. Lehrbuch politische Ökonomie, Vorsozialistische Produktionsweisen, in: Verl. Marxisti-
sche Blätter, 1972, S. 224 ff. 
344  Vgl. Jürgen Mittelstrass, Neuzeit und Aufklärung : Studien zur Entstehung der neuzeitlichen 
Wissenschaft und Philosophie, 1970, S. 494 ff. 
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diese Lehre weiter.345 Die bedeutendsten Veränderungen gegenüber der Klassik liegen im Über- 
gang von der objektiven zur subjektiven Werttheorie346 und der damit verbundenen Betonung des 
Marginalkalküls. Der Hauptgedanke der Grenznutzenschule liegt in der subjektiven Wertschät-
zung des Nutzens. Die Größe des Nutzens hängt dabei von der zur Verfügung stehenden 
Quantität im reziproken Sinne ab. Derjenige Nutzen, welcher durch die letzte Gütereinheit gestif-
tet wird – und folglich noch ein Bedürfnis befriedigt – ist für alle vorhergehenden maßgebend.  
 
Friedrich Freiherr von Wieser (1851 ˗ 1926) bezeichnet dies als den Grenznutzen. Bei einem 
Gleichgewicht muss dieser Grenznutzen nun dem für die letzte Dose der Bedürfnisbefriedigung 
zu zahlenden Preis entsprechen. Daraus lässt sich schließen, dass jede Mengeneinheit eines be-
stimmten Gutes den gleichen Wert hat, wie das letzte noch nützliche Einzelquantum, dass also 
der geringste Nutzen (der Grenznutzen) nicht bloß den Wert der letzten Einheit bestimmt, son-
dern dass dieser Grenzwert zugleich das Maß des Wertes jeder beliebigen Mengenheit des 
gesamten Gütervorrates darstellt.347 
 
2) Subjektive bzw. neoklassische Werttheorie 
Die Grenznutzentheorie bzw. das Wirtschaftlichkeitsprinzip hat ihren/seinen Erfolg der moder-
nen Mathematik zu verdanken. Das Differenzialkalkül ist gegen Ende des 17. Jahrhunderts 
entdeckt worden. In der Folge wird es z. B. von Daniel Bernoulli (1700 – 1782) und Hermann 
Heinrich Gossen (1810 – 1858) verwendet. Ferdinando Galiani (1728 – 1787) oder Jeremy 
Bentham (1748 – 1832) bevorzugen demgegenüber die literarische Methode. Damit kristallisieren 
sich die Anfänge einer Teilung der Grenznutzentheorie in zwei Lager. Welches Lager als die aus-
schlaggebende Methode für die Entwicklung der subjektiven Werttheorie anzusehen ist, lässt sich 
schwer abschätzen. Beide haben das Marginalprinzip entdeckt, entwerfen jedoch unterschiedliche 
Haushaltsmodelle. Die Idee des Grenznutzens hat zunächst ihr Fundament in der utilitaristischen 
Philosophie.348  
 
                                                 
345  Karl Brandt, Geschichte der deutschen Volkswirtschaftslehre, in: Von Historismus bis zur    
Neoklassik ˗ 2. Band, 1993, S. 416. Jevons betont demgegenüber ausdrücklich den Bruch mit 
der Klassik (vgl. William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sam-
mlung sozialwissenschaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 1 ff). 
346  Darüber hinaus treten nun Probleme der Allokation und Verteilung gegenüber denen der Pro-
duktion und des Wachstums in den Vordergrund (Gabler-Lexikon Volkswirtschaftslehre, Band 
L ˗ Z, 1996, S. 759 und 760). 
347  Vgl. Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 182 ff. 
348  Vgl. Karl Brandt, Geschichte der deutschen Volkswirtschaftslehre, in: Von der Scholastik bis 
zur klassischen Nationalökonomie ˗ 1. Band, 1992, S. 132 ff. 
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Die utilitaristische Philosophie hat ihren Ausgangspunkt im eudämonistischen Ansatz, der bis in 
die Antike zurückgeht.349 Dieser philosophische Ansatz bestimmt teleologisch als höchstes Ziel 
„das größtmögliche Glück (für die) in der größtmöglichen Zahl (an Individuen) an dem alles 
menschliche Handeln auszurichten ist“. Damit wird das Nutzenprinzip zu einem Moralprinzip 
formuliert. Demnach gilt eine Handlung als moralisch, wenn ihre Folgen ein Maximum an Freu-
de und ein Minimum an Leid hervorbringen.350  
 
Grundlage für die Grenznutzentheorie wird Jeremy Benthams (1748 – 1832) utilitaristische Ethik. 
Als höchstes Ziel gilt die maximale Erfüllung der menschlichen Bedürfnisse und Interessen.351 Er 
stellt ein hedonistisches Kalkül auf, welches erlaubt, jegliche Empfindungen von Freude und 
Leid gegeneinander aufzurechnen und eine Summe des menschlichen Glücks aufzustellen.352 Als 
Maß für die Messung von „pleasures“ und „pains“ nennt J. Bentham das Geld. Dabei gilt, dass 
sich die Einheiten Geld und „pleasure“ direkt verändern, so dass eine Veränderung der einen 
Einheit unmittelbar auf die andere Größe wirkt.353 Die Beziehung zwischen Geld und „pleasure“ 
wird von J. Bentham als nicht linear gesehen. Eine konstante Vermehrung eines Geldbetrages 
bewirkt keinen konstanten Zuwachs an „pleasure“. Jeder Zuwachs an Geld hat eine ständig ver-
ringernde Menge an Glück zur Folge.354 Nachfolgende Ökonomen schenkten der Theorie von      
J. Bentham allerdings kaum Aufmerksamkeit.355 
 
Die Neoklassiker benutzen zur Erklärung des objektiven Tauschverhältnisses einen subjektiven 
Wertbegriff, in dem die Bedürfnisbefriedigung eines Gutes als Maß angesehen wird.356 Dies im-
pliziert die Vorstellung, dass der Wert der Güter aus der Beziehung des Individuums zum indivi-
individuellen Gut abgeleitet werden kann.357 Die meisten Grenznutzentheoretiker kritisieren daher 
                                                 
349  Für Aristoteles ist das Glück der Inbegriff eines sinnerfüllten Lebens. Demnach streben zwar 
alle Menschen nach Glück, aber wirklich glücklich ist nur derjenige, der moralisch handelt und 
im Besitz äußerer und körperlicher Güter ist (vgl. Friedo Ricken, Philosophie der Antike, in: 
Grundkurs Philosophie ˗ Nr. 6, 1988, S. 48 ff). 
350  Malte Michael Faber und Rainer Manstetten, Der Ursprung der Volkswirtschaftslehre als Be-
stimmung und Begrenzung ihrer Erkenntnisperspektive, in: Schweizerische Zeitschrift für 
Volkswirtschaft und Statistik, 1988, S. 110 ff. 
351  Vgl. Jeremy Bentham, An introduction to the principles of morals and legislation, 1876, S. 1 ff. 
352  Freude und Leid sollen quantitativ festgelegt werden. J. Bentham macht dabei den Grad einer 
angenehmen oder unangenehmen Empfindung von den Ebenen Intensität, Dauer, Gewiss-
heit/Ungewissheit und Nähe/Ferne abhängig (vgl. Jeremy Bentham, An introduction to the 
principles of morals and legislation, 1876, S. 28 ff). 
353  Jeremy Bentham, An introduction to the principles of morals and legislation, 1876, S. 123.  
354  J. Bentham spricht hier das Gesetz des abnehmenden Grenznutzens an (Jeremy Bentham, An 
introduction to the principles of morals and legislation, 1876, S. 120). 
355  Vgl. Ernest Albee, A history of English utilitarianism, 1902, S. 169 ff. William Stanley Jevons 
(1835 – 1882) kann als eine Ausnahme gesehen werden (vgl. William Stanley Jevons, Die 
Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister ˗ 23. Aus-
gabe, 1924, S. 28 ff). 
356  Wolfgang Stützel, Wert und Preis, in: Handwörterbuch der Betriebswirtschaft ˗ 1. Teil, 1978, 
Spalte 4405. 
357  Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1871, S. 1. 
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an A. Smith, dass er den Begriff Gebrauchswert mit dem Nutzen gleichsetzt. Im Gleichgewicht 
sind die Tauschwerte aller Güter direkt proportional zum Grenznutzen derselben Güter.358 Der 
Begriff des Grenznutzens hat hierbei die Aufgabe, die Probleme des Wertes und Tausches zu lö-
sen.  
 
Indem die subjektive Werttheorie zwischen Total- und Grenznutzen differenziert, knüpft sie naht-
los an die klassische Wertantinomie von A. Smith an,359 stellt eine direkte Verbindung zwischen 
Tauschwert und Nutzen her und löst somit die klassische Wertantinomie auf.360 Um den Nutzen 
einer Quantifizierung zugänglich zu machen, orientiert sich die Neoklassik an der klassischen 
Mechanik und reduziert alle Beweggründe menschlichen Handelns auf ein einziges Prinzip.361 Mit 
dieser Vorgehensweise bestand die Möglichkeit, das menschliche Glücksverlangen in einer quan-
tifizierbaren Form als Streben nach maximalem Nutzen zur Ausgangslage ökonomischer 
Berechnungen zu machen.362 
 
Weiteres Fundament des Grenznutzens ist die Differentialmethode. Die mathematische Formulie-
rung dieser Idee kann bis Daniel Bernoulli (1700 – 1782) zurückverfolgt werden. Er beschäftigte 
sich in erster Linie mit Wahrscheinlichkeitsrechnung. Die Berechnung der Gewinnaussichten der 
Spieler führte ihn zur Wertproblematik. Vor D. Bernoulli wurde der Wert der Gewinnerwartung 
für jeden Spieler gleich beurteilt, sofern die Spielbedingungen für alle Teilnehmer gleich sind. D. 
Bernoulli ging jedoch davon aus, dass die gleiche Gewinnerwartung für verschiedene Teilnehmer 
in verschiedenem Ausmaß wertvoll ist und zwar je nach den Vermögensverhältnissen der einzel-
nen Personen. Demnach ist der Wert eines Vermögenszuwachses umso geringer, je größer der 
Besitz einer Person ist. Daraus leitet D. Bernoulli den Grundsatz ab, „das jeder beliebig kleine 
Gewinn einen Vorteil erzeuge, welcher dem schon vorhandenen Vermögen umgekehrt proportio-
                                                 
358  Herbert Jacob, Wert und Wertansätze in der Betriebswirtschaftslehre, in: Das Wirtschafts-
studium (WISU) ˗ Heft 1, 1972, S. 1. 
359  Vgl. Alfred Eugen Ott, Grundzüge der Preistheorie, Grundriss der Sozialwissenschaft ˗ Band 
25, 1979, S. 20 ff. 
360  Vgl. A. Nußbaumer, Zur Synthese nutzen- und kostentheoretischer Ansätze in der Wertlehre, 
in: Zeitschrift für Nationalökonomie, 1972, S. 71 und 72. 
361  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 21. 
362  Die Eingliederung der utilitaristischen Philosophie resultierte durch folgende Annahmen: Ers-
tens durch eine rein quantitative Betrachtung des Glücks der Menschen, zweitens durch die 
Auffassung, dass dem Glück ein eigener Nutzen zugeschrieben werden kann, sofern dieser 
primär im Besitz und Genuss von Gütern gesehen wird, deren Mengen sich in anderen Gütern 
ausdrücken lassen und drittens durch eine interpersonelle Vergleichbarkeit des Nutzens (vgl. 
Dieter Birnbacher, Neue Entwicklungen des Utilitarismus, in: Ethische Grundlagen der öko-
nomischen Theorie : Eigentum, Verträge, Institutionen, 1989, S. 16 und 20 ff). 
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nal ist.“363 Insofern beruht D. Bernoullis These auf dem Erfahrungsgesetz, dass der Vorteil eine 
zunehmende Funktion des Gewinns und eine abnehmende des Vermögens ist.364 
 
Die mathematische Wissenschaft hat diesen Satz als das Bernoullische Prinzip aufgenommen,365 
welcher zum Hauptsatz der Grenznutzentheorie wurde.366 Dabei ist für D. Bernoulli der Wert 
nicht gleich dem Tauschwert, sondern der Wert setzt sich zusammen aus dem Nutzen und dem 
Einkommen, so dass  „ … der Wert einer Sache hier nicht aus ihrem bloßem Preise (zu bestim-
men ist), sondern aus dem Vorteil, den jeder Einzelne daraus zieht. Der Preis bestimmt sich aus 
der Sache selbst und ist für alle gleich; der Vorteil aber hängt von den Verhältnissen des Einzel-
nen ab.“367 Den Zusammenhang von Bedürfnis, Nutzen und Nachfrage hat auch Hermann 
Heinrich Gossen (1810 – 1858) dargestellt.368  Seine Ausführungen blieben allerdings unbeach-
tet.369 Die Gossenschen Gesetze geben unter anderem die Erfahrung wieder, dass beim Konsum 
von einigen Gütern Sättigungsgrenzen entstehen.370 Eine geringe Menge eines Gutes vermittelt 
demnach anfänglich einen hohen Nutzen. Steigert man allerdings den Verbrauch mit dem ent-
sprechenden Gut, so lässt die Nützlichkeit mehr und mehr nach, bis schließlich eine 
Überstättigung eintritt.371 
 
Mit Augustin Antoine Cournot (1801 – 1877) wird die ungenaue klassische Darstellung abgelöst 
und durch eine exakte, mathematisch-funktionale neoklassische Darstellung ersetzt. In Anleh-
nung an seine Vorgänger hält Cournot die Kausalzusammenhänge für äußerst kompliziert. Er 
geht sogar so weit, dass er die Ursachen der Wertänderungen als absolut unbekannt bezeichnet, 
                                                 
363  Vgl. Daniel Bernoulli, Versuch einer neuen Theorie der Wertbestimmung von Glücksfällen ˗ 
Harvard University, in: Sammlung älterer und neuerer staatswissenschaftlicher Schriften des 
In- und Auslandes - 9. Ausgabe, 1896, S. 27 ff. 
364  Daniel Bernoulli, Versuch einer neuen Theorie der Wertbestimmung von Glücksfällen ˗      
Harvard University, in: Sammlung älterer und neuerer staatswissenschaftlicher Schriften des 
In- und Auslandes ˗ 9. Ausgabe, 1896, S. 29. 
365  Vgl. John von Neumann und Oskar Morgenstern, Theory of games and economic behavior, 
1947, S. 1 ff. 
366  Vgl. Josef A. Schumpeter, Geschichte der ökonomischen Analyse ˗ 2. Band, 1965, S. 1291 und 
1292. 
367  Wie spätere mathematisch orientierte Ökonomen ersetzt D. Bernoulli die Seltenheit im Allge-
meinen durch die Knappheit des individuellen Einkommens (vgl. Daniel Bernoulli, Versuch 
einer neuen Theorie der Wertbestimmung von Glücksfällen ˗ Harvard University, in: Samm-
lung älterer und neuerer staatswissenschaftlicher Schriften des In- und Auslandes ˗ 9. Ausgabe, 
1896, S. 32; Léon Walras, Principe d’une théorie mathématique de l’échange  in: Journal des 
économistes, 1874, S. 22 ff). 
368  Vgl. Hermann Heinrich Gossen, Entwicklung der Gesetze des menschlichen Verkehrs und der 
daraus fließenden Regeln für menschliches Handeln, 1854. 
369  Alfred Eugen Ott, Grundzüge der Preistheorie, Grundriss der Sozialwissenschaft ˗ Band 25, 
1979, S. 25. 
370  Vgl. A. Nußbaumer, Zur Synthese nutzen- und kostentheoretischer Ansätze in der Wertlehre, 
in: Zeitschrift für Nationalökonomie, 1972, S. 71. 
371  K. G. Zinn, Probleme der wirtschaftspolitischen Praxis in historischer und theoretischer Sicht, 
in: Festgabe zum 60. Geburtstag von Antonio Montaner, 1979, S. 105. 
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so dass es gerade auf die Kenntnis der Gesetze ankomme, welche die Wertveränderungen bewir-
ken.372 Insofern interessiert sich A. A. Cournot vermehrt für die Anwendung des Grenznutzen-
prinzips und weniger für ein tieferes Verständnis desselben. Dabei formuliert er erstmals die 
Nachfragekurve, und sein Richtungspunkt ist, das Wesen der vollkommenen Konkurrenz zu ana-
lysieren. Um von Anfang an gewisse Probleme der Wertbildung auszuschließen, geht Corunot 
bei seiner Theorie von den Annahmen einer Monpolwertbildung, einem fertigen Markt sowie von 
einem konstanten Geldwert aus.  
 
A. A. Cournot hält die Begriffe „Nützlichkeit“, „Seltenheit“, „Eignung zur Bedürfnisbefriedi-
gung“ und „zum Genuss des Menschen“ ihrer Natur nach für veränderlich und unbestimmt, so 
dass auf ihnen keine wissenschaftliche Theorie aufgebaut werden könne.373 Demzufolge versteht 
A. A. Cournot unter Wert immer den Tauschwert, der mit dem Begriff des Reichtums identisch 
ist.374 Damit wird der abstrakte Begriff des Tauschwertes zu einem konkreten Begriff, mit dem    
eine weitere Entwicklung der subjektiven Werttheorie gegeben ist. In diesem Rahmen gibt es für 
A. A. Cournot nur relative Werte. Misst man Werte verschiedener Wirtschaftsgüter (p1, p2, p3 …) 
in Gramm Silber und ändert man den Wertmaßstab, indem man das Gramm Silber durch ein 
Gramm Gold ersetzt, so drückt sich der Wert der gleichen Waren durch die Größen 
1
𝑎
𝑝1,
1
𝑎
𝑝2,
1
𝑎
𝑝3, … aus, wobei a der Tauschwert des Grams Goldes ist oder ein Wert bezogen auf 
das Gramm Silber. 375  
 
Da keine Ware existiert, die einen gleichbleibenden absoluten Wert verkörpert, müsste man sich 
ein reduziertes Geld schaffen, ähnlich wie die Astronomen eine mittlere Sonne mit einer gleich-
förmigen Bewegung bilden. Von dem auf einen fiktiven festen Modus bezogenen Wert einer 
Ware kann dann auf deren Geldwert geschlossen werden. Sei der Wert einer Ware in Bezug auf 
einem solchen fiktiven Modus p, derjenige des Geldes m und zu einem anderen Zeitpunkt seien 
sie  und , so drückt sich die Geldwertänderung durch das Verhältnis 
𝑝
𝑚
 zu 
𝑝′
𝑚′
  aus.376  
 
In der Folgezeit erfuhr die Grenznutzentheorie durch die österreichische Grenznutzenschule, die 
Lausanner Schule und die anglo-amerikanische Schule entscheidende Ausprägungen, in der die 
Determinanten der Nachfrageseite ausführlich analysiert wurden. Carl Menger  (1840 – 1921) 
                                                 
372  Augustin A. Cournot, Untersuchungen über die mathematischen Grundlagen der Theorie des 
Reichtums, in: Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister ˗ 24. Band, 1924, S. 17. 
373  Cournot ist nicht unbedingt ein subjektiver Werttheoretiker im Sinne seiner Vorgänger, denn er 
gebraucht die Begriffe wie Nutzen, Wertschätzung und Bedürfnis vielmehr als Instrumente 
seiner Preistheorie (vgl. Susanne Wied-Nebbeling, Markt- und Preistheorie, 1994, S. 128 ff). 
374  Augustin A. Cournot, Untersuchungen über die mathematischen Grundlagen der Theorie des 
Reichtums, in: Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister ˗ 24. Band, 1924, S. 2. 
375  Vgl. Augustin A. Cournot, Untersuchungen über die mathematischen Grundlagen der Theorie 
des Reichtums, in: Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister ˗ 24. Band, 1924, S. 16. 
376  Vgl. Augustin A. Cournot, Untersuchungen über die mathematischen Grundlagen der Theorie 
des Reichtums, in: Sammlung sozialwissenschaftlicher Meister ˗ 24. Band, 1924, S. 20. 
  
 
Seite 66 
 
gilt als geistiger Vater der österreichischen Grenznutzenschule.377 Ausgangspunkt seiner Wertthe-
orie sind die Bedürfnisse.378 Da ein Wirtschaftssubjekt zur Bedürfnisbefriedigung nützliche Güter 
benötigt, klassifiziert C. Menger die Güter nach dem Grad ihrer Konsumnähe. Güter mit unmit-
telbarer Bedürfnisbefriedigung bezeichnet er als „Güter erster Ordnung“. Zu den „Gütern 
zweiter, dritter und höherer Ordnung“ zählt er Rohstoffe, Zwischenprodukte, Arbeitsleistungen 
und somit alle Güter, die zur Produktion der „Güter erster Ordnung“ benötigt werden.379 Ferner 
unterteilt C. Menger  die Güter in „ökonomische und nicht-ökonomische Güter“.380 Hierbei spielt 
der Begriff der relativen Knappheit eine evidente Rolle, denn nur diese soll rationales, auf die 
Bedürfnisbefriedigung ausgerichtetes Handeln hervorbringen.381 
 
Dabei ist der subjektive Wert eng mit dem Begriff des „wirtschaftlichen Gutes“ verbunden, denn 
für C. Menger  ist der Wert der Güter „in der Beziehung der Güter zu unseren Bedürfnissen be-
gründet und nicht in den Gütern selbst“, so dass der Wert „nichts den Gütern Anhaftendes, eine 
Eigenschaft derselben, ebenso wenig aber auch ein selbständiges, für sich bestehendes Ding“ 
ist.382 In diesen subjektiven Wertbegriff sind sowohl die Konsum- als auch die Produktionsgüter 
einbezogen. Dabei wird der Wert der Produktionsgüter vom voraussichtlichen Wert der zur Pro-
duktion verbrauchten Konsumgüter bestimmt.383 Damit unterscheidet sich C. Menger  maßgeblich 
von der objektiven Werttheorie, nach welcher der Wert eines Gutes durch die Summe der Werte 
der Produktionsmittel bestimmt ist.384  
 
Wie Gossen stuft auch Menger die relative Bedeutung verschiedener Bedürfnisse und ihre men-
genmäßige Ausprägung nach dem Sättigungsgrad in einer Skala ab.385 Anders als Gossen vertritt 
Menger jedoch die Auffassung, dass wirtschaftliche Aktivitäten nicht die Sättigung einzelner, be-
stimmter Bedürfnisse zum Ziel haben, sondern dass möglichst viele Teilbedürfnisse der Be-
dürfnisstruktur befriedigt werden und zwar so, dass ein maximaler Nutzenzuwachs entsteht. In 
Bezug auf die Bedürfnisstruktur enthält dies eine relative Sättigung. Hierbei ist der Wert einer 
                                                 
377  Vgl. Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1871. Die von C. Menger  entwickel-
te Werttheorie wurde von Friedrich von Wieser (1851 – 1926) und Eugen von Böhm-Bawerk 
(1851 – 1914) vertieft und weiterentwickelt.  
378  Vgl. Nicholas Georgescu-Roegen, Analytical economics: issues and problems, 1967, S. 250 ff. 
379  Vgl. Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 20 ff. 
380  Vgl. Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 64 ff.   
381  Vgl. Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 60 ff.  
382  Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 108.  
383  Vgl. Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 144 ff. 
384  Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissenschaft 
˗ Band 2, 1969, S. 236. 
385  Carl Menger, Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 123. 
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Teilquantität innerhalb der individuellen Bedürfnishierarchie gleich und bestimmt sich durch den 
Nutzwert der letzten Teilquantität.386 
 
Das stilistische Merkmal der Lausanner Schule387 besteht zum einen in einer beständigen Tren-
nung von reiner und angewandter Ökonomie und zum anderen in einer rigorosen Anwendung der 
Mathematik in der Wirtschaftstheorie.388 In diesem Sinne verfolgte Léon Walras (1834 – 1910) 
das Ziel, eine formale Theorie für ein allgemeines ökonomisches Gleichgewicht aufzustellen. 
Seine Theorie des ökonomischen Gleichgewichts besagt, dass sich bei vollkommener Konkur-
renz ein allgemeines wirtschaftliches Gleichgewicht einstellt, wobei die Anzahl der Bedingungen 
gleich der Anzahl der Unbekannten ist. Sowohl die Konsumenten als auch die Produzenten errei-
chen hierbei ein Maximum an Nutzen bzw. Gewinn.389 Er nahm weiter an, dass die Mengen der 
auf den Markt gebrachten Konsumgüter und die Anzahl der Konsumenten mit ihren entsprechen-
den Nutzenfunktionen gegebene Größen sind. Unbekannte sind die Preise und die Mengen der 
ausgetauschten Güter, wobei die Preise Nachfrage und Angebot im entstehenden Gleichge-
wichtszustand ausgleichen.390 
 
Seine Theorie will das Beziehungsgefüge der Marktgrößen beschreiben. Die Zusammenhänge der 
Bestimmungsfaktoren ökonomischer Prozesse werden als funktional veränderlich aufgefasst, was 
so viel wie eine vollkommene Interdependenz der Märkte und somit die gegenseitige Abhängig-
keit aller Preise bedeutet. Im Gleichgewichtszustand sind alle Größen eindeutig bestimmt.391 In 
diesem Theorem nimmt die Seltenheit eine zentrale Stellung ein. Die Seltenheit entspricht der In-
tensität des zuletzt befriedigten Bedürfnisses und ist somit dem Grenznutzen gleichzusetzen.392 
Beim Nutzen unterscheidet L. Walras  zwischen extensivem und intensivem Nutzen. Der exten-
sive Nutzen bezeichnet den Umfang des absoluten Bedarfs nach einem freien Gut ohne Preis. Der 
                                                 
386  In diesen Grundsätzen weist er nach, dass der Wert eines Gutes durch die subjektive Wert-
schätzung seiner jeweils letzten Einheit („Grenzeinheit“) bestimmt wird (Grenznutzen-        
betrachtung). Er entdeckte dabei, „dass die letzte Quelle der Preisbildung die Wertschätzung 
sei, welche die schliesslichen Abnehmer der Güter, die Konsumenten, hätten.‟ (Carl Menger, 
Grundsätze der Volkswirtschaftslehre, 1923, S. 127) Damit war es C. Menger  gelungen, erst-
mals ein abschließendes Gesetz der Preisbildung zu finden. 
387  Léon Walras (1834 – 1910), Vilfredo Pareto (1848 – 1923), Maffeo Pantaleoni (1857 – 1924) 
und Enrico Barone (1859 – 1924) sind Vertreter dieser Schule (Alfred Kruse, Geschichte der 
volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 212). 
388  Vgl. Werner Hofmann, Wert- und Preislehre, in: Sozialökonomische Studientexte ˗ 1. Aus-
gabe, 1964, S. 174 ff. 
389  Vgl. Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 218 ff. 
390  Vgl. Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 220 ff. 
391  Werner Hofmann, Wert˗ und Preislehre, in: Sozialökonomische Studientexte ˗ 1. Ausgabe, 
1964, S. 175. 
392  Vgl. Léon Walras, Principe d’une théorie mathématique de l’échange in: Journal des écono-
mistes, 1874, S. 22 ff. 
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intensive Nutzen dagegen gibt die Dringlichkeit des Begehrens nach einem Gut an und folglich 
die Bereitschaft, für dieses Gut einen Preis zu zahlen.393 
 
L. Walras  kommt auch auf das Problem der Messbarkeit zu sprechen und betont, dass der inten-
sive Nutzen – im Gegensatz zum extensiven – keine absolute Größe darstellt und somit nicht 
messbar sei. Der intensive Nutzen stehe nicht wie der extensive Nutzen in unmittelbarer mess-
barer Beziehung zu Zeit und Raum. Damit dennoch eine mathematische Darstellung möglich ist, 
müsse auch der intensive Nutzen quantitativ erfasst werden.394 Demzufolge wurde das Tausch-
wertproblem als objektivierter Zusammenhang ökonomischer Mengen dargestellt. Freilich mit 
der Folge, dass durch den formalen Charakter dieser Funktionsbeziehung es zu einer völligen 
Ausschaltung von subjektiven Faktoren kam.395 
 
Insofern ist es verständlich, dass die Messbarkeit der subjektiven Wertschätzung (intensiver Nut-
zen) zunehmend kritisiert wurde. Als Kritiker der subjektiven Werttheorie können für den 
deutschsprachigen Raum vor allem folgende Autoren erwähnt werden: Dietzel, Amonn, Cassel, 
Weber und für den anglo-amerikanischen Raum Macvane, Veblen, Davenport. 396 Sie kritisieren, 
dass die jeweiligen persönlichen Bedürfnisse nicht zu vergleichen sind, so dass nicht von den 
Nutzenverhältnissen Einzelner auf ein allgemeines gesellschaftliches Nutzenmaximum geschlos-
sen werden kann. Auch bringt die Grenznutzentheorie keine befriedigende Kausalerklärung des 
Tauschprozesses hervor. Maßgeblicher Störfaktor ist, dass sie die Preise aufgrund der Wertvor-
stellungen der Verbraucher erklärt, obwohl sie diese als Annahme stillschweigend oder ausdrück-
lich als bereits gegeben annimmt.397  
 
Aus dieser Diskussion kristallisierten sich die Kardinalisten und Ordinalisten heraus. Erstere 
Vertreter, wie C. Menger, L. Walras und A. Marshall stellen den Nutzen als messbare Größe 
dar.398 Fisher lehnt sich diesen Autoren an, vertritt aber die Auffassung, dass eine Messbarkeit des 
Nutzens nur dann möglich ist, wenn der Nutzen des Gutes nur als von der Menge dieses einen 
Gutes abhängig gedacht wird. Fisher, Edgeworth und Pareto entwickeln diese Argumentation 
dahingehend, dass der Nutzen eines Gutes nicht nur die Funktion der Menge dieses einen Gutes 
darstellt, sondern dass der von einem Individuum erlangte Nutzen auch als Funktion aller anderen 
Güter betrachtet werden müsse. Demgegenüber vertritt Pareto die Auffassung, dass es nicht 
möglich ist, sowohl den subjektiven Nutzen als auch den Grenznutzen zu messen.  
 
                                                 
393  Vgl. Werner Hofmann, Wert- und Preislehre, in: Sozialökonomische Studientexte ˗ 1. Ausga-
be, 1964, S. 176 ff. 
394  Léon Walras, Principe d’une théorie mathématique de l’échange  in: Journal des économistes, 
1874, S. 79. 
395  Vgl. Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissen-
schaft ˗ Band 2, 1969, S. 262 ff. 
396  Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 197. 
397  Vgl. Gustav Cassel, Theoretische Sozialökonomie, 1932, 73 ff. 
398  Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 196. 
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Um für diese Einwände eine Antwort zu finden, entwickelte Vilfredo Pareto (1848 – 1923) die 
Indifferenzkurven.399 Die Indifferenzkurven sind für die Entwicklung der Grenznutzentheorie von 
zweifacher Bedeutung:400 Erstens kann gezeigt werden, wie bei gegebenem Einkommen und gege-
benen Preisen ein Maximum an Bedürfnisbefriedigung erreicht werden kann.401 Zweitens lassen 
sich mit den Indifferenzkurven die Begriffe der Komplementarität und Substituierbarkeit schärfer 
formulieren.402 Ausschlaggebend bei den Indifferenzlinien ist, dass die Nutzenfunktion nicht mehr 
die Bedarfsstruktur eines Individuums ausdrückt, sondern dass letztere durch ein System empi-
risch bestimmter Indifferenzkurven dargestellt wird.  
 
Demzufolge interpretiert Pareto den Nutzenbegriff als persönliche Präferenz. Damit geht es nicht 
mehr um die kardinale oder absolute Größe eines Nutzens, sondern um den relativen oder ordina-
len Stellenwert, also um das „mehr“, „weniger“ oder „gleichviel“ an Bedeutung, das einem Gut 
im Verhältnis zu einem anderen Gut zugewiesen wird.403 Hier kommt das Prinzip der Substitution 
zum Tragen, wonach sich eine gewisse Menge eines Gutes durch eine bestimmte Menge eines 
anderen Gutes ohne Nutzeneinbuße ersetzen lässt.404 Die Frage lautet somit nicht mehr, um wie-
                                                 
399  Vgl. Josef A. Schumpeter, Geschichte der ökonomischen Analyse ˗ 2. Band, 1965, S. 1050 ff. 
Dabei stützt er sich auf die Vorarbeiten von Francis Ysidro Edgeworth (1845 – 1926) und     
Irving Fisher (1867 – 1947). 
400  C. Mengers Lösung war bis dato unbefriedigend, da er vom Grenznutzen als einer quantifizier-
baren Größe ausgeht und somit der Begriff der „Entsprechung der Grenznutzen“ aufgrund der 
Nicht˗Messbarkeit dieser Werte keinen Inhalt bekam (vgl. Nicholas Georgescu˗Roegen, An-
alytical economics : issues and problems, 1967, S. 259 ff). Die Indifferenzkurven wiesen hier 
einen Ausweg (Louis Jacques Zimmerman, Geschichte der theoretischen Volkswirtschafts-
lehre, 1954, S. 145). 
401  Methodologisch bevorzugt die Lausanner Schule die Funktionalmethode. Die österreichische 
Schule beharrt auf eine strikte Kausalbeziehung. Die Funktionalmethode hat jedoch den Vor-
teil, dass sie von vornherein bestimmen kann, ob ein Problem überhaupt lösbar ist oder nicht 
(vgl. Oskar Morgenstern, Die drei Grundtypen der Theorie des subjektiven Wertes, in: Pro-
bleme der Wertlehre ˗ 1. Teil, 1931, S. 22 ff). 
402  Bei komplementären Gütern können beide Güter nur gemeinsam verwendet werden, wobei sie 
im Extremfall nur in einem ganz bestimmten Verhältnis miteinander kombiniert werden kön-
nen. Hier bilden die Indifferenzkurven Parallelen zu den Achsen, da sich bei zunehmenden 
Mengen des einen Gutes die Bewertung nicht ändert. Bei Gütern der vollkommenen Substitu-
tion stellen die Indifferenzkurven Geraden dar, die parallel zueinander verlaufen (vgl. Gerhard 
Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grundriss der Sozialwissenschaft ˗      
Band 2, 1969, S. 317 ff).   
403  Vgl. Werner Hofmann, Wert˗ und Preislehre, in: Sozialökonomische Studientexte ˗ 1. Aus-
gabe, 1964, S. 187 ff. 
404  Alfred Kruse, Geschichte der volkswirtschaftlichen Theorien, 1959, S. 222 ff. 
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viel Prozent Gut A höher geschätzt wird als Gut B, sondern vielmehr, ob Gut A überhaupt höher 
geschätzt wird als Gut B.405  
 
Abschließend ist die Idee des Grenznutzens auf die introspektive Psychologie zurückzuführen.406 
Durch die Neubegründung der Psychologie als Erfahrungswissenschaft bestand eine neue Mög-
lichkeit, sich mit der Wertproblematik auseinanderzusetzen.407 Diese Einflussgröße wird von den 
beiden Psychologen Ernst Heinrich Weber (1795 – 1878) und Gustav Theodor Fechner (1801 – 
1887) in einem System psychologischer Gesetze entwickelt, wobei sie davon ausgehen, dass 
Funktionen des Körpers und der Seele als messbare Größen betrachtet werden können.408          
Psychologische Annahmen werden damit zu einem wesentlichen Bestandteil der subjektiven 
Werttheorie.  
 
Es ist gerade die anglo-amerikanische Schule,409 welche ihr Augenmerk darauf richtet, inwieweit 
die Psychologie für die Werterklärung verwendet werden kann.410 Vor allem William Stanley 
Jevons (1835 – 1882) betont seine Verbindung zur utilitaristischen Ethik411 und zu J. Bentham, 
wenn er schreibt: „Unsere Wünsche möglichst vollständig mit der geringsten Anstrengung zu er-
füllen, (…) mit anderen Worten, das Vergnügen zu maximieren, ist das Problem der 
Wirtschaftslehre.“ Er vertritt daher die Auffassung, die Nationalökonomie habe Gesetze aufzu-
stellen, wie sich die Menschen aufgrund wirtschaftlicher Güter unter geringstem Aufwand größt-
mögliche Annehmlichkeiten verschaffen können.412 
 
Mittels Lustgefühlen und Unlustgefühlen entwickelt Jevons eine Theorie des Wertes, wobei sich 
Lust und Unlust nur nach den beiden Dimensionen der Intensität und der Zeitdauer messen. „Je-
                                                 
405  Vgl. Louis Jacques Zimmerman, Geschichte der theoretischen Volkswirtschaftslehre, 1954,     
S. 143 ff. 
406  Vgl. Karl Brandt, Geschichte der deutschen Volkswirtschaftslehre, in: Von der Scholastik bis 
zur klassischen Nationalökonomie ˗ 1. Band, 1992, S. 132 ff.. 
407  Friedrich von Wieser, Über den Ursprung und die Hauptgesetze des wirtschaftlichen Wertes, 
1884, S. 39. 
408  Weber begann experimentelle Forschung im Bereich von Physiologie und Psychologie. Fech-
ner erkannte in Webers Entdeckung der Konstanz der Unterschiedsschwelle die erste 
Bestätigung seiner Idee des psychophysischen Grundgesetzes (Weber˗Fechnersches Gesetz), 
nannte es Webersches Gesetz und räumte Weber einen wichtigen Platz in der Begründung der 
Psychophysik ein. 
409  Vertreter der anglo˗amerikanischen Schule sind William Stanley Jevons (1835 – 1882), Alfred 
Marshall (1842 – 1924), John Bates Clark (1847 – 1938), Irving Fisher (1867 – 1947), Philip 
Henry Wicksteed (1844 – 1927) und Francis Ysidro Edgeworth (1845 – 1926). 
410  Daher lässt es sich als spezifisch anglo˗amerikanisch bezeichnen, dass utilitaristisches und    
hedonistisches Gedankengut in den ökonomischen Theorien Eingang findet (vgl. Oskar Mor-
genstern, Die drei Grundtypen der Theorie des subjektiven Wertes, in: Probleme der Wertlehre 
˗ 1. Teil, 1931, S. 30 ff). 
411  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 23. 
412  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 36. 
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des Lustgefühl oder Unlustgefühl muss als zweidimensional betrachtet werden“. Zur Erläuterung 
gibt er an, dass jedes Gefühl irgendeine Zeit andauert. In dieser Zeit kann es mehr oder weniger 
stark und heftig sein. Daher sind die Freude und das Leid Mengen, welche zwei Ausdehnungen 
haben.413 Die algebraische Summe einer Reihe von Lustgefühlen und Unlustgefühlen erhält man, 
wenn man die Lustgefühle und die Unlustgefühle addiert und dann den Unterschied durch Sub-
traktion der größeren Summe von der kleineren errechnet.414  
 
Zum Wertbegriff äußert sich Jevons sehr vorsichtig. Er unterstellt ihm einen doppelsinnigen und 
unwissenschaftlichen Charakter. Umgangssprachlich bezeichnet der Wert die Bedeutung des Ge-
brauchswertes, der Schätzung oder die Dringlichkeit des Verlangens und des Austauschver-
hältnisses.415 Insofern vermeidet W. S. Jevons in seinem Werk den Wertbegriff und ersetzt ihn 
durch „den ganz unzweideutigen Ausdruck Tauschverhältnis“.416 Den Wert leitet Jevons vom 
Nutzen bzw. Grenznutzen ab, wobei die Größe des Nutzens der Größe des erzeugten Lustgefüh-
les entspricht.417 Nutzen („utility“) und Missnutzen („disutility“) entsprechen Lust („pleasure“) 
und Unlust („pain“). Mit dem Begriff des Nutzens bezeichnet W. S. Jevons die abstrakte Eigen-
schaft eines Gegenstandes „durch welcher er unseren Zwecken dient und das Recht erlangt, als 
Gut angesehen zu werden. Was immer Freude verursachen oder Leid abwenden kann, kann Nut-
zen besitzen.“418  
 
Der Begriff des Grenznutzens wird von Jevons mathematisch exakt bestimmt. Ausgehend von 
der Unterscheidung zwischen Gesamtnutzen („total utility“) und Nutzungsgrad („final degree of 
utility“) formuliert er den Begriff des Grenznutzens als „den Grad des Nutzens des letzten Zu-
wachses oder des nächsten möglichen Zuwachses einer sehr kleinen Quantität zur vorhandenen 
Gütermenge.“419 Dem Nutzenbegriff („utility“) wird der Begriff des Missnutzens („disutility“) 
gegenübergestellt. Der Nutzen („utility“) geht durch die Nutzlosigkeit („inutility“) hindurch, 
„bevor er sich im negativen Nutzen verwandelt, welche sich wie +, 0 und – verhalten.“420 Mit Hil-
                                                 
413  Vgl. William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwis-
senschaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 28 ff. 
414  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 31. 
415  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 75. 
416  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 78. 
417  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 1 und 156. 
418  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 37. 
419  Vgl. William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozial-
wissenschaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 49 ff. 
420  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 156. 
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fe des Grenznutzengrades gelangt W. S. Jevons zum Gesetz des sinkenden Grenznutzens, welches 
dem Sättigungsgesetz von Gossen entspricht. Dabei betrachtet W. S. Jevons die Änderung des 
Grenznutzengrades als entscheidenden Punkt der wirtschaftlichen Probleme.421 
 
In diesem Kontext beschäftigt sich W. S. Jevons auch mit der Frage, welche Bedeutung der Ar-
beit bei der Wertbildung zukommt. Anfänglich ist er ganz Vertreter der subjektiven Werttheorie 
und lehnt Arbeit als Ursache des Wertes ab. Im weiteren Verlauf billigt er dem Faktor Arbeit je-
doch eine gewisse Einflussmöglichkeit auf den Wert zu. Die Arbeit bestimmt das Angebot, das 
Angebot beeinflusst den Grenznutzen, der Grenznutzen bestimmt den Wert oder das Tauschver-
hältnis, so dass sich die Beziehungskette „ … die Produktionskosten bestimmen das Angebot; das 
Angebot bestimmt den Grenznutzengrad; der Grenznutzengrad bestimmt den Wert … „ ergibt.422 
Nach dieser Beziehungskette würde nicht die Arbeit das Güterangebot bestimmen, sondern die 
Produktionskosten. Demzufolge zeigt der Grenznutzen bei ihm eine Abhängigkeit von der Pro-
duktion.  
 
Gleichwohl möchte W. S. Jevons die Arbeit nicht als Regler des Wertes betrachten, sondern dass 
die Arbeit selbst ungleichen Wert hat.423 Folglich definiert er die Arbeit als „… jede mühevolle 
Anstrengung des Körpers oder Geistes, welche man teilweise oder gänzlich mit dem Hinblick auf 
ein künftiges Gut auf sich nimmt.“424 Damit bringt er zum Ausdruck, dass jeder Nutzen mittels ei-
nes Opfers oder Leides erkauft werden muss. Wird der Nutzen aufgrund des Sättigungsgesetzes 
durch eine sinkende Kurve dargestellt, so muss das Arbeitsleid durch eine steigende Kurve ver-
anschaulicht werden. Der Arbeiter wird somit die Arbeit an jenem Punkt abbrechen, an welchem 
ihm bei Fortsetzung der Arbeit mehr Leid zugefügt werden würde, wie der zu gewinnende Güter-
zuwachs Lust verschaffen würde. Gemäß W. S. Jevons tritt dann „die Grenzäquivalenz von 
Arbeit und Nutzen“ ein.425 
 
Diese als Grenzleidlehre bekannt gewordene Theorie findet weitere Vertreter in Edgeworth, 
Clark und A. Marshall. Damit spaltet sich die anglo-amerikanische Schule von den vorherigen 
Schulen ab. Maßgebend für die weitere theoretische Arbeit der Neoklassik werden L. Walras  
und A. Marshall. Die totalanalytische Variante von L. Walras  befasst sich mit der Interdepen-
denz von Märkten und wurde bereits dargestellt.426 In seiner Realkostentheorie bezeichnet A. 
Marshall zum einen die „Arbeitsanstrengungen“ als Kosten, welche direkt oder indirekt für den 
Produktionsprozess erforderlich sind und zum anderen das „Warten“, welches sich mit der Be-
                                                 
421  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 51 
422  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 157. 
423  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 157. 
424  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 159. 
425  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 167. 
426  Vgl. § 9 II. A. Punkt 2., lit. b), Unterpunkt lit. ii), Unterpunkt (3). 
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reitstellung des Geldkapitals verbindet.
427
 Das subjektive Kostenmerkmal des „Wartens“ war 
schon ein Bestandteil der klassischen Theorie. Hierzu gehört ebenfalls das von A. Marshall nicht 
ausdrücklich genannte subjektive Merkmal der Bereitschaft zur Risikoübernahme. Beide sind 
durch den Kostenbestandteil des allgemeinen Profits im Preis eines Gutes beschrieben.428 Damit 
entsteht der Eindruck, dass A. Marshall sich mit seiner Theorie an der objektiven Werttheorie 
orientieren würde.429 Gleichwohl spricht er mit den „Anstrengungen“ die Theorie des Arbeitslei-
des von W. S. Jevons an, die er der klassischen Lohnkostentheorie als Teil des Tauschwerts 
„sozusagen nachträglich unterschiebt.“430 Demzufolge verfolgt A. Marshall das Ziel, W. S. 
Jevons’ Grenzleidlehre mit der klassischen Theorie von D. Ricardo zu verbinden.431 
 
A. Marshall zeigt ferner, dass sich „langfristig“ auf einem Markt mit vollständiger Konkurrenz 
die klassische Produktionskostentheorie des Preises durchsetzt.432 Eine kurze Periode ist durch va-
riable Angebotsmengen gemäß der kurzfristigen Angebotskurve, bei unveränderlichen Produk-
tionskapazitäten der einzelnen Arbeiter definiert. Infolge des kurzfristig fehlenden Zustroms von 
Ressourcen zum Kapazitätsaufbau erzielen intramarginale Anbieter einen Profit über den allge-
meinen (normalen) Profit hinaus, der als Quasi-Rente den Besitzern der bereits vorhandenen Ka-
Kapazitäten zufließt.433 In einer langen Periode sind die Produktionskapazitäten variabel, vor al-
lem durch den Zustrom neuer Anbieter. Dies führt dazu, dass alle Anbieter in die Lage des 
Grenzanbieters kommen, alle Quasi-Renten verschwinden und der Erlös auf ein normales Niveau 
fällt. Der Preis sinkt dabei so weit, dass er nur noch die Produktionskosten einschließlich des 
normalen Profits deckt und mithin dem klassischen „natürlichen“ Preis entspricht.434 
 
Hinsichtlich der Werttheorien stellt A. Marshall die objektive und subjektive Werttheorie gegen-
über und kommt zu dem Schluss, dass beiden Theorien im Wesentlichen zuzustimmen sei. Dabei 
bemängelt er, dass die Vertreter der jeweiligen Wertlehren ihre Ansichten zu einseitig betonen. A. 
Marshall sieht in beiden Werttheorien Einflussgrößen, die auf das Preisprinzip Angebot und 
Nachfrage einwirken. Zur Verdeutlichung seiner Theorie verwendet er ein Scherenbeispiel. Hier-
                                                 
427  Joan Robinson, Doktrinen der Wirtschaftswissenschaft: eine Auseinandersetzung mit ihren 
Grundgedanken und Ideologien, in: Beck'sche schwarze Reihe ˗ Band 33, 1972, S. 75. 
428  Joan Robinson, Doktrinen der Wirtschaftswissenschaft: eine Auseinandersetzung mit ihren 
Grundgedanken und Ideologien, in: Beck'sche schwarze Reihe ˗ Band 33, 1972, S. 76. 
429  Vgl. Ronald Clapham, Von der Preistheorie zur Wettbewerbstheorie, in: Das Wirtschaftsstudi-
um (WISU) ˗ Heft 3, 1977, S. 27 und 28. 
430  J. Schumann, Die Wegbereiter der modernen Preis˗ und Kostentheorie, in: Das Wirtschftsstu-
dium (WISU) ˗ Heft 8, 1983, S. 408. 
431  Demzufolge sah A. Marshall in der neuen Theorie lediglich eine Korrektur, eine Präzisierung 
und Weiterentwicklung der klassischen Ansichten. 
432  Vgl. Hermann Bartmann u. Klaus˗Dieter John, Klassik, Neoklassik, Keynes und Keynesianis-
mus, Grundkonzeptionen der Konjunktur˗ und Wachstumsanalyse, 1987, S. 18 und 19. 
433  Vgl. Edwin von Böventer, Einführung in die Mikroökonomie, 1991, S. 216 ˗ 218. 
434  H. Grossekettler, Ist die neoklassische Theorie wirklich nur l`art pour l`art?, in: Jahrbuch für 
Sozialwissenschaft ˗ 28. Band, 1977, S. 17 und 18. 
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bei kann jede Werttheorie mit einer der beiden Schenkel einer Schere verglichen werden. Hält 
man eine der Schenkel in Ruhestellung und schneidet durch die Bewegung der anderen, so kann 
man zwar sagen, dass der Schnitt mit der bewegten Schneide geschieht; letztlich vollbringen je-
doch beide Schneiden den Schnitt. 435 
 
3) Zwischenergebnis 
Der Exkurs hat zunächst verdeutlicht, dass zwischen den beiden Disziplinen keine Divergenzen 
bestanden, wenn beispielsweise W. S. Jevons als Vertreter der Wirtschaftswissenschaft schreibt, 
dass „(u)nsere Wünsche möglichst vollständig mit der geringsten Anstrengung zu erfüllen, (…) 
mit anderen Worten, das Vergnügen zu maximieren“436 ist und Schattenfroh als rechtswissen-
schaftlicher Autor zu § 60 I DGO ausführt, „Abs. 1 stellt den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
(…) als Leitsatz für die Gemeindewirtschaft auf (,) mit möglichst geringem Aufwand ein Höchst-
maß von Leistung zu erzielen.“437 Damit bringen beide sprachlich zum Ausdruck, dass der Nutzen 
möglichst zu vergrößern und (gleichzeitig) Kosten möglichst zu senken sind. 
  
Darüber hinaus haben die Ausführungen gezeigt, dass weder die objektive noch die subjektive 
Werttheorie als kritiklose, vorzugswürdigere Theorie bezeichnet werden kann. Der margina-
listischen Revolution war kein schneller Sieg beschieden und sie wurde auch von den Grün-
dungsvätern nicht unbedingt als Revolution wahrgenommen. Die Entwicklung zur Neoklassik 
und damit zur dominierenden (Mikro-)Ökonomie erfolgte allmählich und fand ihren Abschluss 
erst in den 30er Jahren des vorigen Jahrhunderts. Zur weiteren Entwicklung der Werttheorien er-
gänzt Josef Schumpeter dann auch, dass V. Pareto mit dem ordinalen Nutzen das Fundament der 
modernen Werttheorie gelegt hat. Dieses Fundament wurde durch W. E. Johnson438 und Eugene 
Slutsky (1880 – 1948)439 weiter ausgebaut, wobei die endgültige Lösung erst im Jahre 1934 (!) 
durch John R. Allen (1904 – 1989) und Roy G. D. Hicks (1906 – 1983) geliefert440 wurde.441 Die 
                                                 
435  Vgl. Alfred Marshall, Principles of economics: an introductory volume, 1922, V. Buch,       
Kap. III, S. 290. Dabei übersieht er allerdings, dass die Grenznutzenschule nicht nur die Nach-
frage, sondern auch das Faktorangebot und die Kosten aus dem Grenznutzen erklären will (vgl.         
J. Schumann, Die Wegbereiter der modernen Preis˗ und Kostentheorie, in: Das Wirtschafts-
studium (WISU) ˗ Heft 8, 1983, S. 408). 
436  William Stanley Jevons, Die Theorie der politischen Ökonomie, in: Sammlung sozialwissen-
schaftlicher Meister ˗ 23. Ausgabe, 1924, S. 36. 
437  Vgl. Max Schattenfroh, Deutsche Gemeindeordnung ˗ § 60  Anm. III. Ziff. 4, 1935, S. 210.  
438  W. E. Johnson, The Pure Theory of Utility Curves, in: Economic Journal ˗ Vol. 23, No. 92, 
1913. 
439  Eugen Slutsky, Sulla Teoria del bilancio del consumatore, in: Giornale degli Economisti, 1915. 
440  John R. Allen und Roy G. D. Hicks, The Nature of Indifference Curves, 1934. 
441  Vgl. Josef A. Schumpeter, Geschichte der ökonomischen Analyse ˗ 2. Band, 1965, S. 1291 und 
1292; siehe auch: Walter Braeuer, Handbuch zur Geschichte der Volkswirtschaftslehre, 1952, 
S. 179 ff; Werner Hofmann, Wert˗ und Preislehre, in: Sozialökonomische Studientexte ˗ 1. 
Ausgabe, 1964, S. 221 ff; Gerhard Stavenhagen, Geschichte der Wirtschaftstheorie, in: Grund-
riss der Sozialwissenschaft ˗ Band 2, 1969, S. 274 ff und 279 ff; Mark Blaug, Systemische 
Theoriegeschichte der Ökonomie ˗ 3. Band, 1975, S. 90 ff, 110 und 131; Alfred Eugen Ott, 
Grundzüge der Preistheorie, Grundriss der Sozialwissenschaft ˗ Band 25, 1979, S. 117. 
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objektive Werttheorie war zudem die historisch ältere Konzeption und dominierte bis in die 
1960er Jahre  (!) eindeutig die Literatur.442  
 
Der wirtschaftswissenschaftliche Exkurs bestätigt die bisherige Auslegung, dass eine rechtswis-
senschaftliche Erklärung nicht vorliegen kann, dass das ökonomische Prinzip in seiner 
mathematischen Ausprägung seinen Einzug in die Rechtswissenschaft gefunden hätte. In der Ge-
samtschau muss es daher als eine unsachgemäße Interpretation qualifiziert werden, dass der 
RHO-Gesetzgeber den Haushaltsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit in Kombination mit der 
Wirtschaftlichkeit ausschließlich mit der subjektiven Werttheorie bzw. mit dem Wirtschaftlich-
keitsprinzip gleichgesetzt haben konnte/ wollte. 
 
kk) Der Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit als dynamischer Begriff  
Sowohl bei der Sparsamkeit als auch bei der Wirtschaftlichkeit wurde in der zeitgenössischen 
wirtschaftswissenschaftlichen Literatur zwischen statischen und dynamischen Begriffen differen-
ziert.443 Noch 1955 stellte Loitlsberger dies für die Sparsamkeit wie folgt dar:444 
 
Prinzip der dynamischen Sparsamkeit 
„Verwende möglichst viele  
unverbrauchliche Mittel“ 
Prinzip der statischen Sparsamkeit 
„Verschwende keine verbrauchlichen Mittel“ 
 „Verwalte mit optimalen Verfahren“ „Nutze ver-
brauchliche 
Mittel  
optimal“ 
„Dimensioniere 
Betriebsmittel 
optimal“ 
„Halte Be-
stände 
optimal“ 
Prinzip des glatten Verfahrens 
Prinzip des ungestörten Vollzugs 
Prinzip des richtig ausgeglichenen Vollzugs 
Prinzip des richtig verketteten Vollzugs 
Prinzip des Ausgleichs wechselnder  
Belastung 
Prinzip der wechselweisen Verwendung 
Prinzip der Funktionshäufung 
 
Auf der bisherigen zeitlichen Argumentationslinie (endgültige Lösung des ordinalen Nutzens erst 
im Jahre 1934) kommen allenfalls F. Boesler/ K. T. von Eheberg als Autoren in Betracht, welche 
das „wirtschaftliche Prinzip“ im Jahre 1939 in der finanzwissenschaftlichen Literatur verwen-
den, wenn sie zu § 60 DGO kommentierten: „Ferner muß bei allen Ausgaben das wirtschaftliche 
Prinzip gewahrt werden, da es im allgemeinen keinen Sinn hat, einen mit geringeren Mitteln zu 
erreichenden Erfolg teurer anzustreben; in einzelnen Fällen kann freilich auch das Gegenteil 
                                                 
442  Volker H. Peemöller, Wert und Werttheorien, letzter Zugriff am: 10.08.2010, S. 5, 
www.gbv.de/dms/zbw/55985496X.pdf, letzter Zugriff am: 10.08.2010. 
443  Vgl. Max Rudolf Lehmann, Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, 1928, S. 71 ˗ 74. 
444  Vgl. Erich Loitlsberger, Das Wirtschaftlichkeitsprinzip, 1955, S. 65. 
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richtig sein – aber das werden immer Ausnahmefälle sein, welche die Regel bestätigen.“445 Sowie: 
„(…) Freilich darf hier nicht das ökonomische Prinzip mit irgendeinem Grundsatz der „Knau-
serigkeit“ verwechselt werden; nicht die billigste, sondern die am meisten zweckentsprechende 
Lösung ist die beste; im gegebenen Falle kann sogar die teuerste Lösung die beste sein, wenn die 
möglichst umfangreiche Verausgabung von Mitteln Hauptzweck ist.“446  
 
Stellt man ausschließlich auf die Formulierung „wirtschaftliches Prinzip“ ab, so wäre die An-
wendung des Wirtschaftlichkeitsprinzips für F. Boesler/ K. T. von Eheberg nur dann möglich, 
wenn diese dem Willen des historischen RHO-Gesetzgebers entsprach. Der historische RHO-
Gesetzgeber hat sprachlich eine Kostensenkung (K) und Nutzenerweiterung (N) normiert, 
welche nach besten Kräften realisiert werden soll. Wenn mit dem geringsten Einsatz von Mitteln 
oder mit einem bestimmten Einsatz von Mitteln das bestmöglichste  Ergebnis erzielt werden soll, 
so kann das Wirtschaftlichkeitsprinzip (Kmin oder Nmax) in vereinfachten Konstellationen der bis-
herigen sprachlichen Interpretation des RHO-Grundsatzes der (relativen) Sparsamkeit i. V. m. der 
Wirtschaftlichkeit entsprechen.  
 
Die Interpretation des Rechtsgrundsatzes der (relativen) Sparsamkeit als Kostensenkung (K) 
und Nutzenerweiterung (N) ist aufgrund ihrer Weite in der Lage, das Wirtschaftlichkeitsprinzip 
für einfache Fallkonstellationen aufzunehmen. Da der historische Gesetzgeber den RHO-
Grundsatz der Sparsamkeit nicht geändert hat, konnten F. Boesler/ K. T. von Eheberg das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip demzufolge nur dann in ihrer Kommentierung verwenden, wenn der 
Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit in der RHO und in der Folge in der Finanzwissenschaft bzw. 
Kameralistik als dynamischer Begriff interpretiert wurde.  
 
Ihre nachfolgende Konkretisierung des wirtschaftlichen Prinzips verdeutlicht aber auch hier wie-
der, dass sie die Wirtschaftlichkeit nicht mit Kmin oder Nmax gleichsetzen. Es sei daran erinnert, 
dass der RHO-Grundsatz der Sparsamkeit aus dem Jahr 1922 als Vorbild für das Preußische Ge-
meindefinanzgesetz von 1933 sowie für die Deutsche Gemeindeordnung von 1935 gedient hat.447 
Eine Neuformulierung des entsprechenden kameralistischen Grundsatzes oder des finanzwissen-
schaftlichen Grundsatzes oder des RHO-Grundsatzes der Sparsamkeit wurde auch in der Zeit von 
1933 bis 1945 nicht für erforderlich gehalten. Es wurde auch dargelegt, dass die endgültige Lö-
sung des ordinalen Nutzens erstmals im Jahr 1934 geliefert wurde und dem ungeachtet die 
objektive Werttheorie bis in die 1960er Jahre dominierte. Die Einzelbegründung zu § 60 I DGO 
verdeutlicht das damalige Auslegungsverständnis, dass Erkenntnisfortschritte der Finanzwissen-
schaft bei der Interpretation der DGO und des GemFinG berücksichtigt wurden. 
 
Es stellt sich daher die Frage, ob auch in der zeitgenössischen juristischen Literatur Anhaltspunk-
te für eine dynamische Interpretation des Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit zu finden sind. Die 
Einzelbegründung führt zu § 60 I DGO aus:448 „Die Gemeinden sind als Träger erheblichen Ver-
mögens Treuhänder der Volksgemeinschaft. Das verpflichtet sie, das Gemeindevermögen pfleg-
                                                 
445  Karl Theodor von Eheberg und Felix Boesler, Grundriß der Finanzwissenschaft, 1939, S. 63. 
446  Karl Theodor von Eheberg und Felix Boesler, Grundriß der Finanzwissenschaft, 1939, S. 3. 
447 Vgl. § 4 Punkt A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b). 
448  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
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lich und wirtschaftlich zu verwalten. Darin liegt einerseits, daß sie ihr Vermögen nach Möglich-
keit zu erhalten haben und daß sie das Erbe früherer Generationen regelmäßig auch nicht zur 
Behebung augenblicklicher Finanzschwierigkeiten veräußern dürfen. Darin liegt aber weiter, 
dass sie ihr Vermögen nach den Grundsätzen möglichster Wirtschaftlichkeit verwalten müssen. 
Soweit es sich um Vermögensgegenstände handelt, die gemeinnützigen Zwecken dienen, haben 
sie in Verfolg dieser Vorschrift anzustreben, daß der gemeinnützige Zweck mit dem geringsten 
Aufwand erfüllt wird, während beim gemeindlichen Finanz- und Betriebsvermögen der mit die-
sem Vermögen regelmäßig verbundene Ertragsgedanke nach besten Kräften zu verwirklichen 
ist.“ (…) Weiterhin:449 „Das preußische Gemeindefinanzgesetz vom 15. Dezember 1933 hat zum 
erstenmal die von namhaften Vertretern der Finanzwissenschaft schon in den Vorjahren gemach-
ten Vorschläge ausgewertet und ihnen damit in bahnbrechender Weise für den größten Teil des 
Reiches bereits Geltung verschafft. Die Grundsätze (des GemFinG von 1933) sind ein Jahr lang 
erprobt worden und haben sich im allgemeinen bewährt. Sie bilden daher mit Recht im wesent-
lichen auch die Grundlage für die Regelung des Gegenstandes in diesem Gesetz.“  
 
Eine Würdigung der aufgeführten Aspekte kann daher nur zu dem Ergebnis führen, dass kein 
eindeutiger Rückschluss möglich ist, dass der historische Gesetzgeber bzw. die zeitgenössische 
Literatur den Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit in Kombination mit der Wirtschaft-
lichkeit Kostensenkung (K) und Nutzenerweiterung (N) durch das Wirtschaftlichkeits-
prinzips (Kmin oder Nmax) ersetzt hätte. Handfest kann lediglich die Feststellung getroffen werden, 
dass der RHO-Grundsatz der Sparsamkeit als dynamischer Begriff verstanden wurde. Während 
der 1960er Reformen kommentierte der Abgeordnete Dr. Althammer in diesem Sinne hierzu:450 
„Die Reichshaushaltsordnung vom Jahre 1922 hat sich zwar glänzend bewährt in ihrer Kombi-
nation von festem Gerüst und Anpassungsfähigkeit an die jeweiligen Bedürfnisse (!), trotzdem 
darf man nicht übersehen, daß die politische und wirtschaftliche Landschaft seit damals eine völ-
lig andere geworden ist.“ 
 
c) Zusammenfassung des „bisher geltenden Rechtsgrundsatzes“ der Sparsamkeit 
In der juristischen Diskussion wird teilweise die Ansicht vertreten, dass die Wirtschaftlichkeit 
und die Sparsamkeit vom RHO-Gesetzgeber unreflektiert in die RHO übernommen wurden.451 Es 
ist allerdings eine historische Tatsache, dadurch „… daß der Reichsfiskus aus der Inflation einen 
beträchtlichen Gewinn zog, indem das Reich die Dienste seiner Beamten und Angestellten we-
sentlich unter dem „Marktwert“ bekam, 1920 das Eigentum an den bis dahin einzelstaatlichen 
Eisenbahnen erlangte und seine Riesenschuldenlast los wurde, war er der größte Inflationsge-
winner. Nach der Währungsreform im November 1923 kam es darauf an, die Reichsausgaben 
alsbald durch laufende Einnahmen zu decken.“452 Dies unterstreicht, dass damals alle wirtschafts-, 
                                                 
449  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 10. 
450  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10009. 
451  Vgl. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ 
Band 22, 1995, S. 201; FN 1117. 
452  Institut "Finanzen und Steuern", Die große Finanzreform ˗ Heft 80, 1966, S. 13. 
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finanz- und rechtswissenschaftlichen Register gezogen werden mussten und auch gezogen wur-
den.453 Diese Flexibilität war dem damaligen Fiskus aber nur möglich, indem ihm der RHO-
Gesetzgeber reflektiert das entsprechende haushaltsrechtliche, kameralistische und finanzwissen-
schaftliche Instrumentarium zur Verfügung gestellt hat.454  
 
Die Ermittlung der Sparsamkeit als besonderem Rechtsgrundsatz sowie die wörtliche Auslegung 
der §§ 17, 26 und 96 I Nr. 4 RHO bestätigen zwar, dass der Grundton des „roten Fadens“ der 
Sparsamkeit für die Ausgabenseite vorsah, dass Ausgaben zunächst vermieden oder zumindest 
minimiert werden sollen („sparsame Wirtschaftsführung“). Allerdings zeigt die systematisch-lo-
gische Auslegung des § 26 RHO i. V. m. § 16 RWB, § 20 RWB sowie § 24, § 28, § 30, §§ 34, 24 
RHO i. V. m. § 6 Abs. 13 RWB, § 45 i. V. m. § 14, § 47 V, § 51, § 65, § 96 I Nr. 3 und § 100 I 
RHO auch, dass sich der RHO-Gesetzgeber nicht ausschließlich an der Ausgabenseite orientiert 
hat. Facette des besonderen Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit war auch die Einnahmenseite. 
Leitbild des besonderen Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit war entsprechend der §§ 25, 29 I 
RHO, dass die öffentlichen Einnahmen zumindest die öffentlichen Ausgaben decken sollen 
(„wirtschaftliche Sparsamkeit“). 
 
Damit die öffentlichen Einnahmen zumindest die öffentlichen Ausgaben decken, bestehen nur die 
Möglichkeiten, entweder die öffentlichen Einnahmen zu erhöhen und/oder die öffentlichen Aus-
gaben zu verringern.455 Die systematisch-logische Auslegung verdeutlicht allerdings, dass der 
Grundsatz der Sparsamkeit in der gesamten RHO als „roter Faden“ zu erkennen ist. Um zwi-
schen öffentlichen Einnahmen und öffentlichen Ausgaben zumindest einen ausgeglichenen Saldo 
zu erzielen (vgl. §§ 25, 29 I RHO), ist auch in der gesamten Staatsorganisation nach Einspar- 
bzw. Verbesserungsmöglichkeiten der Arbeits- und Ablauforganisation des Staates zu suchen. 
 
Weiterhin sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die zu einer Erhöhung der Einnahmen führen 
bzw. Verluste des Staates vermeiden („wirtschaftliche Sparsamkeit“). Hierzu hat der RHO-Ge-
setzgeber ein aktives Vertrags-, Forderungs-, Kosten-, Vermögens- und Zahlungsmanagement im 
Haushaltsrecht initiiert. In diesem Sinne sollen beispielsweise durch eine einheitliche Finanzfüh-
rung, größtmögliche Transparenz und Flexibilität des Haushaltsrechtes liquide Mittel im Haus-
halt optimal ausgenutzt, ein Rückgriff auf externe Geldgeber möglichst vermieden, Liquiditäts-
reserven möglichst gering gehalten, Kosten von Fremdfinanzierungen möglichst vermieden und 
Größenvorteile bei einer Finanzierung soweit wie möglich umgesetzt werden.456  
 
                                                 
453  Vgl. Wilhelm Henle, Haushaltsordnung nach der Haushaltsreform, in: Die Öffentliche Verwal-
tung (DÖV), 1970, S. 289 und 290. 
454  Vgl. Bernhard Bank, Über Umfang und Grenzen der Finanzkontrolle, in: Archiv des öffent-
lichen Rechts (AöR), 1955/56, S. 263; Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, 
S. 182 und 183. 
455  Da diese Vorstellung aktueller Stand der Wirtschafts˗ und Finanzwissenschaft ist, kann die 
umgesetzte Intention des RHO˗Gesetzgebers als fortschrittlich qualifiziert werden. Im Zeitgeist 
der Reformen der 1960er Jahre bezeichnet Adolf Hüttl sie allerdings als veraltet (vgl. Adolf 
Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine einführende Darstellung, 1965, S. 287).  
456 Vgl. § 4 Punkt A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b). 
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Der RHO-Gesetzgeber verlieh den Staatsgewalten mit § 17 RHO  i. V. m. § 26 RHO die Befug-
nis, Mittel der öffentlichen Hand zu verwenden. Mit den zentralen Vorschriften des § 17  i. V. m. 
§ 26 i. V. m. § 96 RHO wird mit der „sparsamen Wirtschaftsführung“ vorgegeben, dass haus-
haltsrechtliche Entscheidungen sorgfältig überdacht werden sollen. Entsprechend dem finanzpoli-
tischen Postulat der RHO galt dabei, dass beispielsweise bei der Beschaffung von Wirtschafts-
gütern zunächst zurückhaltend (§ 17 i. V. m. § 26 RHO) und sodann reflektiert (§ 26 RHO i. V. 
m. § 17 RHO) zu verfahren ist sowie, dass der möglichst größte Zweck mit den (gleichzeitig) ge-
ringsten Mitteln zu erreichen (§ 26 RHO) ist.  
 
Im Hinblick auf den besonderen Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit normiert § 96 RHO für den 
Reichsrechnungshof den Prüfungsmaßstab, dass der Nutzen (gleichzeitig) mit den (möglichst) 
geringsten Kosten (§ 96 I Nr. 3 RHO) zu realisieren ist sowie bei der Beschaffung von Wirt-
schaftsgütern zu prüfen ist, ob eine Anschaffung von Wirtschaftsgütern anfänglich vermieden 
wurde (§ 96 I Nr. 4 RHO i. V. m. § 96 I Nr. 3 RHO) und sodann bei einer Anschaffung von Wirt-
schaftsgütern geprüft wurde, ob diese in der vorgenommenen Art und Weise notwendig waren   
(§ 96 I Nr. 3 RHO i. V. m. § 96 I Nr. 4 RHO).  
 
Aus einer solchen Vorgabe kann nicht der Rückschluss gezogen werden, dass die Entscheidungs-
träger Kmin oder Nmax realisieren sollten. Vielmehr wird deutlich, dass der RHO-Gesetzgeber sich 
am umgangssprachlichen Sprachverständnis zur Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit orientiert 
hat. Ausfluss der zentralen Normen des Haushaltsrechts ist weiterhin, dass der besondere Rechts-
grundsatz der (absoluten) Sparsamkeit gegenüber der relativen Sparsamkeit vorrangig 
berücksichtigt werden sollte bzw. vorgeschaltet war und dass es keine Sparsamkeit um jeden 
Preis geben sollte.457 Dem Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit in der Kombination mit 
der Wirtschaftlichkeit kam dabei die Funktion zu, das „Ob“ und/oder das „Wie“ der einzelnen 
Facetten des Rechtsgrundsatzes der (relativen) Sparsamkeit aus der jeweils möglichen Perspekti-
ve in der jeweils durchführbaren Dimension zu konkretisieren.458  
 
Die erste Seite der normierten Wirtschaftlichkeitsmedaille ist durch eine gemeinwohlorientierte 
Zielausrichtung geprägt. Da der parlamentarische Gesetzgeber letztlich das Gemeinwohl umsetzt, 
ist die Vorderseite der Medaille Wirtschaftlichkeit offen zu interpretieren.459 Zur Realisierung ste-
hen den Entscheidungsträgern die Erkenntnisse der Wirtschaftswissenschaft als Hilfsmittel zur 
Verfügung. Auf der Kehrseite der Medaille Wirtschaftlichkeit sind möglichst viele Dimensionen 
der Wirtschaftlichkeit zu verwenden, damit die intendierte Wirtschaftlichkeit mit der realisierten 
Wirtschaftlichkeit soweit wie möglich festgestellt werden kann.460  
 
Die Vorgabe des RHO-Gesetzgebers „… unnötige Ausgaben zu vermeiden und die notwendigen 
Ausgaben so niedrig wie möglich zu halten …“ kann nach heutigem (!) Begriffsverständnis als 
                                                 
457 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. cc). 
458 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. bb). 
459 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. ee) und lit. ff). 
460 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. ff). 
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Ausprägung des Minimalprinzips verstanden werden. Aus diesem Grund vertreten viele Rezipi-
enten die Auffassung, dass der RHO-Gesetzgeber die Begriffe Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit als Synonym angesehen hat.461 Eine solche Auslegung setzt allerdings voraus, dass die 
subjektive Werttheorie vom RHO-Gesetzgeber als führende Werttheorie angesehen und diese 
vom ihm im Jahre 1922 in der RHO normiert wurde. Der Exkurs zu den ökonomischen Wertthe-
orien hat jedoch verdeutlicht, dass die objektive Werttheorie die historisch ältere Konzeption war 
und bis in die 1960er Jahre eindeutig die Literatur dominierte.462  
 
Demzufolge hat der historische Gesetzgeber – gleichsam wie A. Marshall in seinem Scherenbei-
spiel – in der objektiven und subjektiven Werttheorie bestimmende Einflussgrößen erblickt. In 
der Folge konnte der RHO-Gesetzgeber den Haushaltsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit in 
Kombination mit der Wirtschaftlichkeit nicht mit der subjektiven Werttheorie bzw. mit dem 
Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichsetzen. Somit hat der RHO-Gesetzgeber lediglich eine Nutzener-
weiterung (N) und Kostensenkung (K) normiert, welche nach besten Kräften zu realisieren 
ist, so dass mit Blick auf  Kmin oder Nmax die wahrscheinlich beste Wirtschaftlichkeit umzusetzen 
ist. Eine Fokussierung auf Kmin oder Nmax stellt eine erhebliche Verkürzung des gesetzgeberischen 
Willens dar und ist demzufolge als unsachgemäße Interpretation einzuordnen. 
  
Schließlich wäre § 17 i. V. m. § 26 RHO nach heutigem Verständnis für die Staatsgewalten als 
Generalklausel zu interpretieren. In diesem Rahmen hat der RHO-Gesetzgeber zwischen § 17 i. 
V. m. § 26  RHO sowie § 96  RHO eine spiegelbildliche Abstimmung der Wirtschaftlichkeit der 
Staatsgewalten und der Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes in seinen haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen vorgenommen. 
 
2.3 „Anpassung und Weiterentwicklung des bisher geltenden Rechtsgrundsatzes“ der Spar-
samkeit  
Entsprechend der parlamentarischen Vorgabe gilt für die weitere Bestimmung der Wirtschaftlich-
keit des Art. 114 II 1 GG, dass „ … die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des öffentlichen 
Haushaltsrechts dem inzwischen eingetretenen Wandel der wirtschaftlichen Verhältnisse anzu-
passen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwickeln …“ sind. 
 
a) „… dem inzwischen eingetretenen Wandel der wirtschaftlichen Verhältnisse …“   
Somit ist zunächst auf „… de(n) inzwischen eingetretenen Wandel der wirtschaftlichen Verhält-
nisse …“ einzugehen. Es wurde dargelegt, dass der RHO-Gesetzgeber Aufgaben zu bewältigen 
hatte, welche zu einer Konzentration aller Kräfte zwangen. Der RHO-Gesetzgeber sah für die 
Ausgabenseite die Vermeidung bzw. Begrenzung von notwendigen Ausgaben/ Aufgaben als pro-
bates finanzpolitisches Mittel an. Die Finanz- und Haushaltsreform aus den 1960er Jahren wurde 
demgegenüber von dem Leitbild getragen, dass die Finanzpolitik mit den Zielen der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik in Einklang gebracht werden sollte. Von der rein fiskalischen Betrachtungs-
weise des öffentlichen Haushalts wurde Abstand genommen. Um Konjunktur- und Struktur-
                                                 
461  Vgl. beispielsweise: Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" 
im Haushaltsrecht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 232. 
462 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. ii) und lit. jj). 
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schwankungen in der Wirtschaft begegnen zu können, sollte mit einer Ausgabe von Finanzmit-
teln in den Konjunkturkreislauf eingegriffen werden.463 
  
Die Vorgabe der RHO, nach Möglichkeit keine finanziellen Mittel auszugeben, stellte sich somit 
als vollkommener Gegensatz zu den Reformen in den 1960er Jahren dar. Der Gesetzgeber in den 
1960er Jahren konnte sich demzufolge nicht nur mit einer Novellierung der RHO begnügen, son-
dern es waren neue politische Gestaltungen erforderlich. In diesem Rahmen wäre eine Anpassung 
an den bisher entwickelten Rechtsstand der RHO und RWB genauso verfehlt gewesen, wie eine 
Aufgabe von Rechtsgrundsätzen des öffentlichen Haushaltsrechts der RHO, welche sich als gut 
und erfolgreich bewährt hatten.464 Da die Wirtschaftlichkeit erstmalig als Prüfungsmaßstab des 
BRH in Art. 114 II 1 GG verfassungsrechtlich fixiert und sowohl die Wirtschaftlichkeit als auch 
die Sparsamkeit in einer Vielzahl von Regelungen auf den unteren Ebenen der Normenpyramide 
festgesetzt wurden, hat der Gesetzgeber in den 1960er Jahren sowohl die Wirtschaftlichkeit als 
auch (!) die Sparsamkeit als gut und erfolgreich qualifiziert. 
 
b) „…anzupassen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwickeln …“ 
Für den weiteren Verlauf der Untersuchung ist daher der parlamentarischen Vorgabe zu folgen, 
dass der besondere Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit sowie die normierte Wirtschaftlichkeit der 
RHO „… anzupassen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwickeln …“ sind. 
Zur Verdeutlichung des Transformationsprozesses wird zu Beginn der wirtschaftswissenschaft-
liche Diskussionsstand zum Begriff der Wirtschaftlichkeit während der Finanz- und Haushalts-
reform skizziert. Weiterhin bedarf es einer kurzen Darstellung des rechtswissenschaftlichen    
Diskussionsstandes zur Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes während der Finanz- und 
Haushaltsreform.465 
 
 
 
 
                                                 
463  „Zunächst hatten die Erfahrungen mit der Bewältigung kurzfristiger Konjunkturschwankungen 
(Überwindung der Konjunkturschwäche 1966/67; Konjunkturüberhitzung 1970/71) den Glau-
ben an die staatliche Machbarkeit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung genährt. Dieser 
Glaube musste einer nüchternen Betrachtungsweise weichen, als nach der Ölkrise Ende 1973 
eine langanhaltende weltwirtschaftliche Strukturkrise einbrach und die öffentlichen Haushalte 
zur Glättung struktureller Schwierigkeiten und zur Nachfragestützung eine steigende Kredit-
finanzierung in Kauf nehmen mussten. Nach einer jahrelangen Politik des Gegensteuerns er-
schöpfte sich der konjunkturpolitische Handlungsspielraum der öffentlichen Haushalte, so dass 
bereits zu Beginn der 1980er Jahre Bestrebungen einsetzten, durch Ausgabenkürzungen den 
jährlichen Schuldenzuwachs deutlich zu reduzieren.“ (vgl. Günter Jürgens, Erwin Adolf       
Piduch, et al., Finanzverfassung, Steuern und öffentlicher Haushalt ˗ Band 11, 1986, S. 142 ff). 
464  Gesetzentwürfe zur Haushaltsreform (Auszug aus der Begründung), IV. Abschnitt ˗ Grundzüge 
der Haushaltsrechtsreform, in: HSA NW 30 BR Nr. 981, 1968, S. 675 und 676. 
465  Vgl. § 2. 
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aa) Wirtschaftswissenschaftlicher Diskussionsstand zum Begriff der Wirtschaftlichkeit 
Die Untersuchung von Helmut Brede aus dem Jahre 1968 vermittelt einen prägnanten Überblick 
über den fachlichen Diskussionsstand zur Zeit der Reformen in den 1960er Jahren.466 Aufbauend 
auf den allgemeinen Sprachgebrauch467 führte seine Auseinandersetzung mit zeitgenössischen Au-
toren468 zu der Erkenntnis, dass es in dieser Zeit keinem Verfasser gelungen sei, die Wirtschaft-
lichkeit vorbehaltslos zu bestimmen.469 Aus ihren Bemühungen leitete H. Brede folgende allge-
meine Thesen ab:470 „These 
 
1. Um zutreffende Wirtschaftlichkeitsurteile zu erhalten, müssen in die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen die gesamten zu einer Handlung erforderlichen Mittel 
und das volle Handlungsergebnis einbezogen werden. 
2. Ein aussagefähiges Wirtschaftlichkeitsurteil kann nur über Größen gefällt wer-
den, die in unmittelbarer Mittel-Zweck-Beziehung zueinander stehen, also über 
ein Handlungsergebnis und den dazu erforderlichen Einsatz. 
3. Verschiedene Handlungsalternativen lassen sich im Rahmen von Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen zuverlässig nur auf der Basis gleichen (absoluten) Einsatzes 
aneinander messen. 
4. Um zuverlässige Wirtschaftlichkeitsurteile zu bekommen, ist es nötig, bei (vorge-
gebener Aufgabe) die verschiedenen Handlungsalternativen auf der Grundlage 
jenes Umfangs an Mitteln miteinander zu vergleichen, den die „kostspieligste“ 
(d. h. den größten Mittelbedarf erfordernde) unter den zur Aufgabenerfüllung ge-
eigneten Handlungsalternativen aufweist. War über die Verwendung eines 
vorgegebenen Budgets zu entscheiden, so ist die Beurteilung auf der Grundlage 
des Budgets vorzunehmen. 
5. Der Wirtschaftlichkeitsbegriff muss so gefaßt sein, daß er nur auf Handlungen 
anwendbar ist, deren Ergebnis den Einsatz überwiegt (also auf wirtschaftliche, 
absolut wirtschaftliche Handlungen im Hertleinschen Sinne), um auszuschließen, 
daß an sich vorteilhafte Handlungen mit dem Prädikat „wirtschaftlich“ belegt 
werden und dadurch als vorteilhaft erscheinen. 
6. Das Wirtschaftlichkeitsurteil soll den Unterschied im Ergebnis verdeutlichen, der 
dadurch entsteht, daß man die Mittel in der zu untersuchenden statt in jener 
Handlung einsetzt, welche die beste alternative Mittelverwendung darstellt.  
7. Es genügt, im Wirtschaftlichkeitsurteil zwei Ergebnisse miteinander zu verknüp-
fen, das Ergebnis der zu untersuchenden Handlung und das Ergebnis, das die 
                                                 
466  Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsentscheidungen in der Unter-
nehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 30, 1968, S. 1 ff. 
467  Vgl. § 2.  
468  Max Rudolph Lehmann, Adolf Hertlein, Fritz Schönpflug, Herbert A. Simon, Karl Hax und  
Edgar Castan (vgl. Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsent-  
scheidungen in der Unternehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 
30, 1968, S. 34 ˗ 54, mwN). 
469  Seine Ausführungen konzentrierten sich allerdings ausschließlich auf die einzelwirtschaftliche 
Wirtschaftlichkeit aus der entscheidungsorientierten Perspektive. 
470  Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsentscheidungen in der Unter-
nehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 30, 1968, S. 55. 
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beste alternative Mittelverwendung hervorbringt. Allerdings muß zuvor gesichert 
sein, daß die Ergebnisse den Einsatz übersteigen.“ 
 
Diese Gesichtspunkte führt H. Brede sodann zu folgender Begriffsbestimmung zusammen:  
 
„Die Wirtschaftlichkeit einer Handlung ist die Beziehung ihres vollen Ergebnisses zu dem mit 
gleichem Einsatz anderweitig erreichbaren maximalen Ergebnis. Die Definition verlangt außer-
dem noch, folgende Anwendungsbedingungen zu beachten: Die Ergebnisse müssen größer sein 
als der volle dazu erforderliche – absolute – Einsatz. Bei vorgegebener Aufgabe sind die ver-
schiedenen Handlungsalternativen auf der Grundlage jenes Umfangs an Mitteln miteinander zu 
vergleichen, den die „kostspieligste“ unter den zur Aufgabenerfüllung geeigneten Handlungs-
alternativen aufweist. War über die Verwendung eines Budgets zu entscheiden, so ist die Beurtei-
lung auf der Grundlage des Budgets vorzunehmen.“471 
 
Die Wirtschaftlichkeit grenzt er zur Sparsamkeit dahin gehend ab, dass die Sparsamkeit stets 
durch eine Minimierung der eingesetzten Mittel gekennzeichnet sei. Wenn dies von der Vorstel-
lung begleitet war, dass die eingesparten Mittel auch besser verwendet werden können, dann soll 
dies nichts anderes bedeuten, als dass eine höhere Form der Wirtschaftlichkeit angestrebt wird. 
Des Weiteren sei zwischen Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zu differenzieren: Sparsamkeit ist 
eine (auf der Prämisse besserer Verwendbarkeit eingesparter Mittel beruhende) Haltung des Ent-
scheidenden. Wirtschaftlichkeit ist eine Eigenschaft der Handlung. Dies würde nicht ausschlie-
ßen, dass das Streben nach Sparsamkeit zugleich die Bemühungen um Steigerung der Wirtschaft-
lichkeit fördert.472 Fasst man die Ausführungen von Brede zusammen, so hat der besondere 
Sprachgebrauch der Wirtschaftswissenschaft dazu geführt, dass Sparsamkeit ausschließlich eine 
Entscheidung eines Wirtschaftssubjektes darstellt, dass es kein Geld ausgebeben möchte. Hat 
sich demgegenüber ein Wirtschaftssubjekt entschlossen Geld auszugeben, dann geht mit dieser 
Entscheidung ein „Ob“ und „Wie“ einher, welches von dem Begriff der Wirtschaftlichkeit erfasst 
wird. Dabei plädiert die Wirtschaftswissenschaft ganz bewusst für eine weite Auslegung des Be-
griffs Wirtschaftlichkeit.473 
 
 
 
 
 
                                                 
471  Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsentscheidungen in der Unter-
nehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 30, 1968, S. 56. 
472  Vgl. Helmut Brede, Die wirtschaftliche Beurteilung von Verwaltungsentscheidungen in der 
Unternehmung, in: Beiträge zur betriebswirtschaftlichen Forschung ˗ Band 30, 1968, S. 57. 
473  Vgl. Armin Goldbach, Der Begriff der Wirtschaftlichkeit in öffentlicher Perspektive und im 
Wandel der Zeit, in: Entwicklungslinien und Problemschwerpunkte der Öffentlichen Betriebs-
wirtschaftslehre, 2005, S. 17. 
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bb) Rechtswissenschaftlicher Diskussionsstand zur Prüfungstätigkeit des Bundesrech-
nungshofes  
Die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung zum Rechnungshof474 enthält in erster Linie,475 
das Wesen der Rechnungsprüfung zu charakterisieren,476 die Unabhängigkeit des Rechnungshofes 
zu sichern477 und die Bedeutung seiner Prüfungstätigkeit478 zu unterstreichen;479 letzteres vor allem 
im Zusammenhang mit der politischen Regierungskontrolle durch die Volksvertretung.480 In der 
Rechtswissenschaft herrscht daher Einverständnis, dass diese Novellierungen eine wichtige Etap-
pe der bisherigen verfassungsrechtlichen Entwicklung des Bundesrechnungshofes war, besonders 
hinsichtlich der Heranführung des Bundesrechnungshofes an das Parlament.481 Art. 114 GG in der 
Fassung von 1949 gab dem Budgetgeber das verfassungsmäßige Recht auf die Zuleitung der 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes.482 Dies hatte jedoch nur einen die Rechnungslegung 
des Bundesfinanzministers begleitenden Charakter.483 Durch die Finanz- und Haushaltsreform in 
den 1960er Jahren erfolgte eine verfassungsrechtliche Annäherung des Bundesrechnungshofes an 
die Legislative, indem für den Bundesrechnungshof eine unmittelbare Berichtspflicht verfas-
sungsrechtlich normiert wurde.484  
 
Die Verfassungsreform des Art. 114 II GG ist daher wesentlich von der Verbesserung des parla-
mentarischen Budgetrechts geprägt.485 In diesem Rahmen hat der Verfassungsgeber betont, dass 
                                                 
474  Zur Einordnung des Bundesrechnungshofes in die Staatsgewalten: Vgl. Arthur Fuchs, Wesen 
und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 20 ff; Zur staatsrechtlichen Stellung des Bundesrech-
nungshofes: Vgl. Lee Duk˗Yeon, Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes im 
politischen Entscheidungsprozeß, 1994, S. 110 ff, mwN. 
475  Vgl. Institut "Finanzen und Steuern", Die große Finanzreform ˗ Heft 80, 1966, S. 157. 
476  Vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 17 ff. 
477  Vgl. Walter Krebs, Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, in: Münsterer Beiträge 
zum Öffentlichen Recht ˗ Band 3, 1984, S. 178 ff. 
478  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 3. 
479  Vgl. Albert Leicht, Die Haushaltsreform, in: Geschichte und Staat ˗ Band 146/146 a, 1970,     
S. 66 und 67. 
480  Vgl. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ 
Band 22, 1995, S. 177 ff. 
481  Diese begann historisch damit, dass vor Jahrzehnten erstmals ein Vertreter des damaligen 
Rechnungshofes Zutritt und Gehör im Haushaltsausschuss des Reichstages fand (vgl. Herbert 
Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ Band 22, 1995, 
S. 56); vgl. Lee Duk˗Yeon, Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes im politischen 
Entscheidungsprozeß, 1994, S. 107. 
482  Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffent-
liche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 146. 
483  Vgl. Albert Leicht, Die Haushaltsreform, in: Geschichte und Staat ˗ Band 146/146 a, 1970,       
S. 45. 
484  Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffent-
liche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 145 ff. 
485  Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffent-
liche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 152. 
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die Aufgabe des Bundesrechnungshofes sich nicht in der Hilfeleistung für die Rechnungskontrol-
le des Parlaments erschöpft.486 Die Entwicklung der Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes 
wird im Allgemeinen „von der Rechnungsprüfung zur Finanzkontrolle“ charakterisiert487 und 
weist zwei wesentliche Richtungen auf: Zunächst die kontinuierliche Erweiterung der Prüfungs-
tätigkeit des Bundesrechnungshofes und zweitens die Unabhängigkeit des Bundesrechnungs-    
hofes.488  
 
Diese verfassungsrechtliche Entwicklung fand in der Novellierung des Bundesrechnungshof-
Gesetzes von 1985 eine Bestätigung. Mit § 42 IV HGrG hat der Gesetzgeber zudem die Überle-
gung realisiert, dass die durch die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes gewonnenen Erfahr-
ungen für die Beratungen der Organe der Legislative und der Exekutive nutzbar zu machen 
sind.489 Mit der entsprechenden gesetzlichen Statuierung der Beratungsbefugnisse des Bundes-
rechnungshofes in § 88 II BHO hat die Tätigkeit des Bundesrechnungshofes folglich eine neue 
Dimension erhalten. In diesem Zusammenhang ist auch § 97 II Nr. 4 BHO zu nennen. Sie er-
mächtigt den Bundesrechnungshof, Hinweise und Empfehlungen für die Zukunft zu geben.490 
Fasst man die Ausführungen zur Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes zusammen, so be-
inhaltet Art. 114 GG eine wesentliche Stärkung der Position des Bundesrechnungshofes.491 
 
c) Transformation „des bisher geltenden Rechtsgrundsatzes“ der Sparsamkeit in Kombina-
tion mit der normierten Wirtschaftlichkeit auf Art. 114 II 1 GG 
Nachfolgend werden zur Rekonstruierung des Transformationsprozesses § 17 RHO i. V. m. § 26 
RHO i. V. m. § 96 RHO als zentrale Vorschriften des besonderen Rechtsgrundsatzes der Spar-
samkeit in der RHO und das Transformationsergebnis als wesentliche Orientierungspunkte her-
angezogen. Damit der Grundsatz der intersubjektiven Nachvollziehbarkeit auch in diesem 
Abschnitt gewährleistet bleibt, sei für den Leser der Gesetzestext von § 17 RHO i. V. m. § 26 
RHO und § 96 I Nr. 3 RHO zunächst wiederholt:  
 
§ 17 RHO statuierte: „In den Haushaltsplan dürfen nur solche Ausgaben aufgenommen werden, 
die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder zu Erfüllung der Aufgaben und der rechtli-
chen Verpflichtungen des Staates usw. notwendig sind.“ § 17 RHO korrespondierte mit § 26 
                                                 
486  Vgl. Lee Duk˗Yeon, Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes im politischen Ent-
scheidungsprozeß, 1994, S. 106. 
487  Vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 14 ff. 
488  Vgl. Albert Leicht, Die Haushaltsreform, in: Geschichte und Staat ˗ Band 146/146 a, 1970,      
S. 76 und 77. 
489  Vgl. Walter Krebs, Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, in: Münsterer Beiträge 
zum Öffentlichen Recht ˗ Band 3, 1984, S. 174. 
490  Vgl. Lee Duk˗Yeon, Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes im politischen Ent-
scheidungsprozeß, 1994, S. 106 und 107 . 
491  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 
70, vom 26.06.1969, S. 13513. 
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RHO wie folgt:492 „Die Haushaltsmittel sind wirtschaftlich und sparsam zu verwalten; sie dürfen 
bei den einzelnen Zweckbestimmungen nur so weit und nicht eher in Anspruch genommen wer-
den, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Reichsverwaltung erforderlich ist.“ Im Hinblick 
auf die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes normiert § 96 I Nr. 3 RHO: „Die Prüfung der 
Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich darauf zu erstrecken, ob bei der Gewinnung und 
Erhebung von Einnahmen sowie bei der Verwendung und Verausgabung von Reichsmitteln, fer-
ner bei der Erwerbung, Benutzung und Veräußerung von Reichseigentum nach den bestehenden 
Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und unter 
Beobachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren wird.“ 
 
aa) Die verfassungsrechtliche Transformation im Hinblick auf den Bundesrechnungshof 
Der „…inzwischen eingetretene Wandel der politischen, wirtschaftlichen Verhältnisse …“ ist von 
der Vorstellung des Reformgesetzgebers geprägt gewesen, dass eine Novellierung des Art. 114 II 
GG auch erforderlich war, um Zweifel auszuräumen, ob bestimmte Tätigkeiten des Rechnungs-
hofes verfassungsrechtlich überhaupt zulässig sind. Hierzu gehörte vor allem das Recht auf Prü-
Prüfung der Wirtschaftlichkeit.493 Von besonderem Interesse war dabei, dass es künftig keinen 
prüfungsfreien Raum mehr geben soll.494 § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO i. V. m. § 96 RHO wurden 
als zentrale Vorschriften des besonderen Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit in der RHO dia-
gnostiziert. Im Hinblick auf eine verfassungsrechtliche Fixierung der Prüfungstätigkeit des Bun-
desrechnungshofes könnte sich der Verfassungsgeber an § 96 RHO orientiert haben. § 96 I Nr. 3 
RHO statuierte: „Die Prüfung des Rechnungshofes hat sich darauf zu erstrecken, ob (…) unter 
Beachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren wird.“ Demgegenüber enthielt § 96 I Nr. 4 
RHO: „Die Prüfung der Rechnungen durch den Rechnungshof hat sich darauf zu erstrecken, ob 
nicht Einrichtungen (…) eingeschränkt oder erspart werden können.“  
 
Leitbild der 1960er Reformen war die Auffassung des Verfassungsgebers, dass Konjunktur- und 
Strukturschwankungen in der Wirtschaft mit einer Zunahme der öffentlichen Ausgaben/ Aufga-
ben begegnet werden könne. Die in § 96 I Nr. 4 RHO normierte Sparsamkeit in Kombination mit 
der normierten Wirtschaftlichkeit hatte für den Verfassungsgeber nur Sinn, wenn dieser die Ziel-
vorstellung ausdrücklich betonen möchte, dass Ausgaben/ Aufgaben eher zu vermeiden sind. In 
diesem Sinne war die (absolute) Sparsamkeit für die begriffliche Konkretisierung eines prüfungs-
festen Raumes auf der Verfassungsebene ungeeignet. Demzufolge stand die Prüfungstätigkeit 
nach § 96 I Nr. 4 RHO im klaren Widerspruch zu den Reformen in den 1960er Jahren. Aus-
schließlich die in § 96 I Nr. 3 RHO normierte Wirtschaftlichkeit wäre in der Lage gewesen, den 
                                                 
492  W. Wawerla und L. Ambrosius, Das Haushaltsrecht ˗ Band 1, in: Grundriß des Verwaltungs-
rechts 1950, S. 32. 
493  Der Bundestag fasste die Vorlage über die GG˗Änderung zur Haushaltsreform in der Fassung 
des Antrags des Rechtsausschusses zunächst mit dem Entwurf des Finanzreformgesetzes (Art. 
104 a bis 108 GG) und weiteren Entwürfen zur Änderung des Grundgesetzes in einem „Zwan-
zigsten Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes“ zusammen, das am 11.12.1968 in zweiter 
und dritter Beratung beschlossen wurde (Deutscher Bundestag, 5. Wahlperiode ˗ Stenographi-
sche Berichte ˗ Band 68 ˗ 204. Sitzung, 11.12.1968, S. 11025 ff); Deutscher Bundestag (Hrsg.), 
Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache V/3605, 1968, S. 13. 
494  Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 3. 
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Zeitgeist der 1960er Jahre auf der Verfassungsebene wiederzugeben. Folgt man dieser Annahme, 
so verblieben dem Verfassungsgeber als Normen der Weimarer Zeit § 17 RHO i. V. m. § 26 
RHO und § 96 I Nr. 3 RHO.  
 
Zur Verwirklichung des prüfungsfesten Raumes495 schien es zudem geboten, „(…) das für die 
Rechnungsprüfung geltende Recht auf notwendige Änderungen hin zu überprüfen und mit dem 
Ziel auszuwerten, die Rechnungsprüfung im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwi-
ckeln und sie damit wieder zu einer wirklichkeitsnahen und wirkungsvollen Einrichtung 
auszugestalten, die anderweitige „Nebenkontrollen‟ durchweg entbehrlich macht.“496 Um die 
fiskalische Handlungsweise des RHO-Fiskus überwachen und prüfen zu können, begab sich der 
Gesetzgeber der RHO zu den juristischen Personen des Privatrechts auf eine gleiche rechtliche 
Ebene und installierte einen nach „kaufmännischen Grundsätzen“ ausgerichteten Prüfungs-
maßstab.497 Der Reformgesetzgeber führte hierzu aus: „Nicht nur aus finanzpolitischen, sondern 
auch aus konjunkturpolitischen Gründen muß die Haushaltsrechtsreform die Finanzgebarung 
der Sondervermögen und der juristischen Personen des öffentlichen Rechts in verfahrensrecht-
licher Hinsicht erfassen. Künftig soll die Haushaltsordnung für diese Sonderbereiche stets 
entsprechende Anwendung finden, soweit nicht durch besonderes Gesetz oder auf Grund eines 
solchen Gesetzes etwas anderes bestimmt ist.“498  
 
Ausschließlich die in § 96 I Nr. 3 RHO normierte Wirtschaftlichkeit vermag den Prüfungsraum 
für den Bundesrechnungshof entsprechend der Reformen adäquat wiederzugeben, so dass der Re-
formgesetzgeber zur Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes in Art. 114 II 1 GG abschlie-
ßend Stellung hätte beziehen können.499 Demgemäß kam lediglich der Prüfungsmaßstab des § 96 I 
Nr. 3 RHO für den Reformgesetzgeber in Betracht. Bleibt man bei dieser Auslegung stehen, so 
ist ausschließlich die Prüfung durch den Bundesrechnungshof verfassungsrechtlich normiert 
worden und die Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation durch den Verfassungsgeber auf die 
einfach-gesetzliche Ebene verlagert worden.500  
 
Diese Auslegung führt aber dann zu unbefriedigenden Ergebnissen, wenn die verfassungsrecht-
lich normierte Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG (Prüfungsmaßstab des BRH) vom Verfas-
sungsgeber als Abstimmung zur Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation verstanden wurde. 
                                                 
495  Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 3. 
496  Vgl. Gesetzentwürfe zur Haushaltsreform (Auszug aus der Begründung), IV. Abschnitt ˗ 
Grundzüge der Haushaltsrechtsreform, in: HSA NW 30 BR Nr. 981, 1968, S. 682. 
497  Vgl. § 9 II. A. Nr. 2 Unterpunkt 2.2 lit. a). 
498  Gesetzentwürfe zur Haushaltsreform (Auszug aus der Begründung), IV. Abschnitt ˗ Grundzüge 
der Haushaltsrechtsreform, in: HSA NW 30 BR Nr. 981, 1968, S. 677. 
499  Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffent-
liche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 152, FN 85. 
500  Vgl. Markus Heintzen, Art. 110 ˗ Haushaltsplan und Haushaltsgesetz, Grundge-
setz˗Kommentar ˗ Band 3, 2003, Rn. 6. 
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Demzufolge ist es denkbar, dass mit der Prüfungstätigkeit des BRH der Verfassungsgeber auto-
matisch zum Ausdruck bringen wollte, dass auch die Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation 
berücksichtigt werden sollte. Folgt man diesem Gedankengang, so standen dem Reformgesetzge-
ber als Orientierungsmaßstab für die Handlungsmaxime der Staatsgewalten noch § 17 RHO i. V. 
m. § 26 RHO zur Verfügung. 
 
bb) Die verfassungsrechtliche Transformation im Hinblick auf die Staatsgewalten 
Wenn dem Verfassungsgeber § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO für die Staatsgewalten auf der Ver-
fassungsebene verblieb, so bedarf es im Folgenden zunächst einer Darlegung des Transfor-
mationsprozesses aus Sicht des Verfassungsgebers: Der historische Rechtsgrundsatz der Spar-
samkeit enthält in der Gesamtschau, dass die öffentlichen Einnahmen zumindest die öffentlichen 
Ausgaben decken sollten. Diese fortschrittliche Finanzpolitik hätte für sich genommen nicht im 
Widerspruch zur Finanz- und Haushaltsreform gestanden.501 Allerdings waren die haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen der Weimarer Zeit wesentlich von einer Vermeidung von Ausgaben/ Auf-
Aufgaben geprägt (vgl. § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO). In dieser Form stand die in § 17 RHO i. V. 
m. § 26 RHO normierte „sparsame Wirtschaftsführung“ bzw. (absolute) Sparsamkeit im klaren 
Widerspruch zu den Reformen in den 1960er Jahren.502 Die (absolute) Sparsamkeit war daher für 
die verfassungsrechtliche Ebene nicht geeignet. Aus dieser Argumentationslinie ergibt sich zu-
nächst, dass ausschließlich die normierte Wirtschaftlichkeit in § 26 RHO bzw. die 
„wirtschaftliche Sparsamkeit“ bzw. (relative) Sparsamkeit gemäß § 26 RHO i. V. m. § 17 RHO 
für den Verfassungsgeber von Relevanz war.  
 
Zu der fundamentalen Aufgabe der Haushaltsplanung und dem Haushaltsvollzug führte der     
Berichterstatter des Haushaltsausschusses, Dr. Althammer, aus:503 „… zunächst einmal der Be-
darfsdeckung des Staates zu dienen. Dabei möchte ich ausdrücklich sagen, daß man sich von 
dieser modernen Aufgabenstellung der Konjunkturpolitik nicht dazu verleiten lassen darf, nun 
etwa auf diese Fragen der Sparsamkeit bei der Inanspruchnahme der Steuergelder für staatliche 
Zwecke nicht mehr die gebührende Rücksicht zu nehmen. Vielmehr ist es notwendig, immer wie-
der daran zu erinnern, daß nur bei schärfster Kalkulation zunächst einmal die Bedarfsdeckung 
der unabweisbaren Staatsaufgaben Aufgabe der Haushaltsgestaltung sein muss.“ Eine Beibehal-
tung der in § 26 RHO i. V. m. § 17 RHO normierten „wirtschaftlichen Sparsamkeit“ enthält unter 
anderem, dass Ausgaben/ Aufgaben möglichst zu begrenzen sind. Diese „wirtschaftliche Spar-
samkeit“ kann nach heutigem Begriffsverständnis als eine Minimierung der eingesetzten Mittel 
verstanden werden und schließt nicht aus, dass zugleich die Bemühungen um Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit ausgeschlossen sind. Die „wirtschaftliche Sparsamkeit“ bzw. (relativen) Spar-
samkeit enthält aber auch, dass das Vermögen nach den Grundsätzen möglichster Wirtschaft-
lichkeit verwaltet wird.504  
 
                                                 
501  Vgl. Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haushalts-
recht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 233. 
502  Vgl. Herbert Wentzel und Richard Brüser, Haushaltsrecht, 1959, S. 4. 
503  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 70, 
vom 26.06.1969, S. 13508. 
504  Kunz, Buba, et al., Die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, 1935, S. 259 und 
260. 
  
Seite 89 
 
 
 
 
 
Die (relative) Sparsamkeit stand somit grundsätzlich nicht im Widerspruch zur Finanz- und 
Haushaltsreform. Der Reformgesetzgeber dürfte auch keine Einwände gehabt haben, dass die 
maßgeblichen Entscheidungsträger ihre haushaltsrechtlichen Entscheidungen sorgfältig bedenken 
und hierzu die normierte Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO berücksichtigen sollten. Zur Um-
setzung eines möglichst ausgeglichenen Saldos zwischen öffentlichen Ausgaben und Einnahmen 
bedarf es einer entsprechenden Zweck-Mittel-Relation auf beiden Seiten des Haushalts. Diese 
wird umfassend von der in § 26 RHO normierten Wirtschaftlichkeit erfasst. Mithin musste der 
Reformgesetzgeber lediglich die sprachliche Kombination des Haushaltsgrundsatzes der (relati-
ven) Sparsamkeit von der Wirtschaftlichkeit lösen, so dass ausschließlich § 26 RHO aus Sicht des 
Verfassungsgebers für die verfassungsrechtliche Ebene geeignet war. 
 
Die Auslegung der Haushaltsvorschriften der Weimarer Zeit hat ergeben, dass der besondere 
Rechtsgrundsatz der (absoluten) Sparsamkeit als eine vorgeschaltete Stufe zur (relativen) Spar-
samkeit bzw. der Wirtschaftlichkeit des § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO anzusehen war. Zur 
Wiederholung: In erster Linie sollte in der Weimarer Republik kein Geld ausgegeben werden 
(absolute Sparsamkeit). Nur, wenn eine Aufgabe/ Ausgabe unabänderlich war, sollte das „Ob“ 
und „Wie“ zum Tragen kommen (relative Sparsamkeit). Die dargelegte Motivation des Reform-
gesetzgebers hat verdeutlicht, dass die Vorgabe kein Geld auszugeben im Widerspruch zu den 
Reformen in den 1960er Jahren stand. Da vom Reformgesetzgeber ausschließlich die Wirtschaft-
lichkeit auf der Verfassungsebene angesiedelt wurde, resultiert aus dieser Vorgehensweise, dass 
er das „Ob“ und „Wie“ einer Aufgabe/ Ausgabe (Grundsatz der Wirtschaftlichkeit) gegenüber 
der einfach-gesetzlich geregelten Vorgabe, kein Geld auszugeben (absolute Sparsamkeit) dem 
Vorzug gegeben bzw. als Stufe vorgeschaltet hat. 
 
Bei der Finanz- und Haushaltsreform der 1960er Jahre stand der Gesetzgeber vor dem grundsätz-
lichen Problem, dass er seine Reformen nicht umfassend regeln konnte, da sich die Vielfalt der 
daraus resultierenden Verwaltungsaufgaben nicht mit klar umrissenden Begriffen „einfangen‟ 
lässt.505 Die Komplexität dieser Reformen hat den Reformgesetzgeber dazu gezwungen, seiner 
rechtsstaatlichen Pflicht zu einer hinreichenden Tatbestandsbestimmtheit dahin gehend zu genü-
gen, dass er unbestimmte, der Ausfüllung bedürftige Begriffe bzw. eine Generalklausel verwen-
det.506 Die bisherigen Ausführungen verdeutlichen in ihrer Gesamtschau, dass ausschließlich die 
normierte Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG geeignet war, den Willen des Reformgesetz-
gebers in den 1960er Jahren auf der Ebene der Verfassung zum Ausdruck zu bringen. 
 
cc) Art. 86 der Weimarer Reichsverfassung im Vergleich zu Art. 114 GG ab 1949 und Art. 
114 GG ab 1969 
Die Auseinandersetzung mit der RHO hat gezeigt, dass der Reformgesetzgeber mit § 17 RHO     
i. V. m. § 26 RHO sowie § 96 RHO auf eine bewährte einfach-gesetzliche Abstimmung der Wirt-
                                                 
505  Vgl. BVerfGE 49, 168 (183); Wilhelm Henle, Haushaltsordnung nach der Haushaltsreform, in: 
Die Öffentliche Verwaltung (DÖV), 1970, S. 289 und 290. 
506  Heinrich Maack, Verfassungsrecht für die öffentliche Verwaltung 1. Band ˗ Verfassungsprin-
zipien und Staatsorganisation, 1983, S. 105. 
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schaftlichkeit der Staatsorganisation und der Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes zurück-
blicken konnte.507 Weiterhin stand dem Reformgesetzgeber mit § 26 RHO eine „Art“ Generalklau-
sel zur Verfügung, mit der die Staatsgewalten an den besonderen Rechtsgrundsatz der Sparsam-
keit gebunden wurden (vgl. § 17 RHO508 i. V. m. § 26 RHO).509 Es stellt sich daher die Frage, ob 
der Verfassungsgeber diese einfach-gesetzliche Abstimmung auf der Verfassungsebene aufgeben 
wollte bzw. ob er die in Art. 114 II 1 GG normierte Wirtschaftlichkeit ausschließlich auf den Prü-
fungsmaßstab des Bundesrechnungshofes beschränkt wissen wollte.510 
  
Im schriftlichen Bericht des Rechtsausschusses wird ausgeführt:511 „Der Gesetzesvorbehalt des 
Satzes 3 (von Art. 114 II GG) läßt zu, dem Bundesrechnungshof weitergehende Befugnisse (ein-
zuräumen) Im Sinne dieses Satzes (3) sind sowohl neue – im Grundgesetztext nicht vorgesehene – 
Aufgaben als auch Regelungen zu verstehen, die nähere Einzelheiten der Zuständigkeiten und 
Aufgaben übertragen aus den Sätzen 1 und 2 (Art. 114 II GG) betreffen. Damit soll ermöglicht 
werden, dass ohne verfassungsrechtliche Zweifel durch einfaches Bundesgesetz dem Rechnungs-
hof Zuständigkeiten und Aufgaben übertragen werden, die er entweder bisher bereits aus 
Tradition (§ 96 RHO), kraft Übertragung durch einfache Gesetze oder auf Grund von Vereinba-
rungen selbst oder durch seinen Präsidenten (…) ausgeübt hat. Andererseits hat es das 
Parlament dann auch in der Hand, eine entsprechende Begrenzung der Befugnisse vorzuneh-
men.“ Es stellt sich daher die Frage, aus welcher Vorschrift die normierte Wirtschaftlichkeit vom 
Verfassungsgeber in Art. 114 II GG transformiert wurde.  
 
Anfänglich enthielten Art. 86 der WRV und Art. 114 GG ab 1949 die gleichlautende Formulie-
rung, dass die Rechnungsprüfung durch eine einfach-gesetzliche Regelung erfolgt. Im Jahr 1969 
wird die bis dahin einfach-gesetzlich normierte Wirtschaftlichkeit der RHO erstmalig im Grund-
gesetz festgehalten. Als Möglichkeiten standen dem damaligen Verfassungsgeber letztendlich das 
damalige Bundesrechnungshofgesetz (BRHG) als entsprechendes Bundesrecht, die normierte 
Wirtschaftlichkeit in § 96 RHO sowie die normierte Wirtschaftlichkeit in § 26 RHO zur Verfü-
gung. Stellt man die wesentlichen Vorschriften gegenüber, so ergibt sich folgendes Bild: 
 
                                                 
507 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. c). 
508  Es wurde der Nachweis erbracht, dass § 17 RHO für den Verfassungsgeber 1969 nicht in Be-
tracht kam. Im weiteren Verlauf wird daher auf die Zitierung des § 17 RHO verzichtet. 
509 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b). 
510  Vgl. Markus Heintzen, Art. 110 ˗ Haushaltsplan und Haushaltsgesetz, Grundge-
setz˗Kommentar ˗ Band 3, 2003, Rn. 6. 
511  Vgl. Deutscher Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache 
V/3605, 1968, S. 13. 
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512  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterun-
gen, in: Still᾽es Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 218. 
513  „Das Haushaltsrecht des Bundes wurde in seinen Grundzügen durch die Artikel 109 bis 115 
des Grundgesetzes festgelegt und durch die Reichshaushaltsordnung und anderweitige Rechts-
vorschriften, die überwiegend aus vorkonstitutioneller Zeit stammen, näher ausgestaltet. Die 
vorkonstitutionellen Rechtssätze gelten nach Art. 123 I und Art. 124 GG als Bundesrecht fort, 
soweit sie den Bundeshaushalt betreffen und dem Grundgesetz nicht widersprechen. Ihr Fort-
gelten wurde durch das „Gesetz über die Aufstellung und Ausführung des 
Bundeshaus˗haltsplans für das Rechnungsjahr 1949 sowie über die Haushaltsführung und die 
vorläufige Rechnungsprüfung im Bereich der Bundesverwaltung vom 07. Juni 1950 überdies 
ausdrücklich ausgesprochen.“ (vgl. Albert Leicht, Die Haushaltsreform, in: Geschichte und 
Staat ˗ Band 146/146 a, 1970, S. 13). 
514  Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu den Finanzbestim-
mungen des Bonner Grundgesetzes, 1959, S. 144. 
515  „Diese Regelung ist nunmehr durch die Abschnitte IV und IV a der R. H. O. erfolgt. Neues 
bringen die Vorschriften über die dem Rechnungshof obliegende Überwachung der Wirtschaft-
lichkeit in der Reichsverwaltung (…).“ (vgl. Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichs-
haushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläuterungen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20, 
1924, S. 218). 
516  Vgl. Albert Leicht, Die Haushaltsreform, in: Geschichte und Staat ˗ Band 146/146 a, 1970,     
S. 15 und 16. 
517  Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffent-
liche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 152, FN 85. 
Art. 86 der WRV512 Art. 114 GG ab 1949513 Art. 114 GG ab 1969 
 „Die Rechnungsprüfung wird durch 
Reichsgesetz geregelt.“ 
 
(1) Der Bundesminister der Finanzen hat dem 
Bundestage und dem Bundesrate über alle 
Einnahmen und Ausgaben sowie über das 
Vermögen und die Schulden jährlich Rech-
nung zu legen. 
(2) Die Rechnung wird durch einen Rech-
nungshof, dessen Mitglieder richterliche Un-
abhängigkeit besitzen, geprüft. Die allgemei-
ne Rechnung und eine Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden sind dem Bun-
destage und dem Bundesrat im Laufe des 
nächsten Rechnungsjahres mit den Bemer-
kungen des Rechnungshofes zur Entlastung 
der Bundesregierung vorzulegen. Die Rech-
nungsprüfung wird durch Bundesgesetz gere-
gelt.514 
(1) Der Bundesminister der Finanzen hat dem 
Bundestage und dem Bundesrate über alle Ein-
nahmen und Ausgaben sowie über das 
Vermögen und die Schulden im Laufe des 
nächsten Rechnungsjahres zur Entlastung der 
Bundesregierung Rechnung zu legen. 
(2) Der Bundesrechnungshof, dessen Mitglieder 
richterliche Unabhängigkeit besitzen, prüft die 
Rechnung sowie die Wirtschaftlichkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung. (…) 
Einfach-gesetzliche Regelung der RHO bzw. BHO 
Es galt die einfach-gesetzliche Abstim-
mung der Wirtschaftlichkeitsmedaille 
durch § 26 RHO sowie § 96 RHO515 
Es galt weiterhin die einfach-gesetzliche Ab-
stimmung der Wirtschaftlichkeitsmedaille 
durch § 96 RHO sowie § 26 RHO.516 
In Anlehnung an die RHO erfolgte eine einfach-
gesetzliche Abstimmung der Medaille  Wirt-
schaftlichkeit durch § 7 BHO sowie § 90  
BHO.517 
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Denkbar ist folglich, dass sich der Verfassungsgeber an Art. 114 II GG a. F. orientiert hat. Dort 
hieß es, dass „die Rechnungsprüfung durch Bundesgesetz geregelt wird“. A. Fuchs führte hierzu 
aus:518 „Die theoretische Auseinandersetzung (Wurde mit Erlass des BRHG der Gesetzgebungs-
auftrag des Art. 114 II GG a. F. vom 27.11.1950 erfüllt?) dürfte für die praktische Handhabung 
allerdings nicht von entscheidender Bedeutung sein, da de lege lata Artikel 114 II in Verbindung 
mit § 2 BRHG519 und dem Hinweis auf die RHO maßgebend sein“ soll. Folgt man diesem Gedan-
ken, so könnte der Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren sich am BRHG aus dem Jahr 1950 
orientiert haben. Die parlamentarische Zielvorgabe lautete aber, dass „(…) die bisher geltenden 
Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts, die überwiegend der Weimarer Zeit ent-
stammen, dem inzwischen eingetretenen Wandel der politischen, wirtschaftlichen und 
technischen Verhältnisse anzupassen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwi-
ckeln …“ sind.520 Aus dieser Vorgabe ergibt sich, dass die in Art. 114 II GG normierte 
Wirtschaftlichkeit nicht aus den zeitgenössischen einfach-gesetzlichen Regelungen des BRHG 
entliehen wurde.521 
 
Die bisherigen Ausführungen unterstreichen vielmehr, dass § 26 I RHO sowie § 96 I Nr. 3 RHO 
als zentrale Vorschriften für den Verfassungsgeber als Anhaltspunkte in Betracht gekommen 
sind. Auf den ersten Blick scheint es naheliegend, dass die in § 96 I Nr. 3 RHO normierte Wirt-
schaftlichkeit „aus Tradition‟ für das Grundgesetz übernommen wurde. In diesem Sinne bezieht 
sich Helmut Karehnke auf die BT-Drucksache V 3040, S. 66, Nr. 425.522 Die von ihm genannte 
Literaturquelle enthält jedoch:523 „Zu § 89 BHO – Inhalt der Prüfung – Die Vorschrift tritt an die 
Stelle des § 96 I RHO.“ Damit hat der Gesetzgeber lediglich einen einfach-gesetzlichen Aus-
tausch von der RHO zur BHO vorgenommen. Eine Aussage über die Verfassungsebene hat er 
damit noch nicht getroffen. 
 
Weiterhin steht dieser Überlegung entgegen, dass die Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes nach 
§ 96 RHO kein besonderer Rechtsgrundsatz des Haushaltsrechts der Weimarer Zeit war.524 Sie 
stellt eine gesetzliche Anweisung zur Frage dar, ob die besonderen Rechtsgrundsätze des Haus-
haltsrechtes durch die Staatsgewalten eingehalten wurden.525 Die verfassungsrechtliche Veran-
kerung der Wirtschaftlichkeit als Prüfungsmaßstab des Bundesrechnungshofes in Art. 114 II 1 GG 
stellt folglich ebenfalls noch keine Umsetzung des Willens des Reformgesetzgebers dar, dass 
                                                 
518  Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 46. 
519  Zur Auswirkung des § 4 BRHG auf § 7 BHO (vgl. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen 
Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ Band 22, 1995, S. 420). 
520  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
521  Vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 110 ff. 
522  Vgl. Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die     
Öffentliche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 152, FN 85. 
523  Deutscher Bundestag, Drucksache V/3040, vom 21.06.1968, S. 66. 
524 Vgl. § 9 II. A. Nr. 2 Unterpunkt 2.2 lit. a).  
525  Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922 mit Erläuterun-
gen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 218; Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der 
Kontrolle, 1966, S. 12 und 44 ff; Peter Schäfer, Die Kontrolle der öffentlichen Ausgaben im 
Freistaat Bayern, in: Boorberg Wissenschafts˗Forum ˗ Band 2 1992, S. 234 und 235. 
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„(…) die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts, die überwiegend 
der Weimarer Zeit entstammen, dem inzwischen eingetretenen Wandel der politischen, wirt-
schaftlichen und technischen Verhältnisse anzupassen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen 
weiterzuentwickeln …“ sind.526 
  
Als „bisher geltende(r) Rechtsgrundsatz des öffentlichen Haushaltsrechts, welcher der Weimarer 
Zeit entstamm(t),“ kam für den Verfassungsgeber ausschließlich die Loslösung der Wirtschaft-
lichkeit aus § 17 i. V. m. § 26 RHO in Betracht. Damit hat der Reformgesetzgeber die 
Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO, welche ursprünglich für die Staatsgewalten reguliert wurde, auf 
der Verfassungsebene „angepasst und weiterentwickelt‟. Im Hinblick auf dieses Ergebnis ist zu-
nächst zu konstatieren, dass der Verfassungsgeber mit der verfassungsrechtlichen Normierung 
der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG nicht nur die Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungs-
hofes zum Ausdruck bringen wollte. 
 
Es stellt sich daher die Frage, ob dieses Ergebnis durch Aussagen des Verfassungsgebers zumin-
dest mittelbar bestätigt werden kann. Im Rahmen der Finanzreform wurde unter anderem das Ziel 
gesetzt:527 „Für die Aufteilung der Aufgaben zwischen Bund und Ländern ist eine Lösung zu fin-
den, die die Verantwortung der einzelnen Aufgabenträger klar gegeneinander abgrenzt, Über-
Überschneidungen vermeidet und einen wirtschaftlichen Einsatz der öffentlichen Mittel gewähr-
leistet.“ Im Hinblick auf eine Gesamtschau formulierte der Haushaltsausschuss zur Haushaltsre-
form:528 „Aber die Neuordnung des Haushaltsrechts hat einen viel weiter gesteckten Rahmen; 
denn sie erfaßt den Gesamtbereich der hauswirtschaftlichen Vorgänge, angefangen von der 
Haushaltsaufstellung, über die Haushaltsausführung, die Rechnungslegung und die Rechnungs-
prüfung bis zur Entlastung, also den gesamten Haushaltskreislauf in materieller und formeller 
Hinsicht.“  
 
Der Berichterstatter des Haushaltsausschusses, Dr. Althammer, betonte zudem das Ziel:529 „Ein 
weiterer Gesichtspunkt dieser Modernisierung ist das Bemühen, eine möglichst übersichtliche 
Gestaltung der Haushaltsbestimmungen auch für den Abgeordneten und auch für den interessier-
ten Staatsbürger, der nicht Haushaltsspezialist ist, in der Weise zu schaffen, daß er nicht erst 
dicke Bücher wälzen muß, sondern es ihm möglich ist, Grundlinien der Haushaltsgestaltung in 
einer kurzen Zusammenfassung zu sehen.“ Ein durchschnittlicher Staatsbürger würde sich bei der 
Bestimmung der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit an der Umgangssprache orientieren.530 
Ausschließlich die verfassungsrechtliche Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit für die Staats-
                                                 
526  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushalts-
ausschusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
527  Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache V/2861, vom 30.04.1968, S. 11. 
528  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushalts-
ausschusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
529  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 
70, vom 26.06.1969, S. 13507 und 13508. 
530  Vgl. § 2. 
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gewalten und in der Folge die entsprechende Feststellung der Wirtschaftlichkeit bzw. Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof wäre für einen durchschnittlichen Bürger nachvollziehbar und 
akzeptabel.531 Somit liegen erhebliche Indizien vor, dass der Verfassungsgeber mit der verfas-
sungsrechtlichen Normierung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG nicht nur die Prüfungs-
tätigkeit des BRH zum Ausdruck bringen wollte. 
 
dd) Kontrolle der Rezeption des § 26 RHO auf die verfassungsrechtliche Ebene durch 
rechtskonforme Auslegung des Art. 114 II 1 GG i. V. m. Art. 114 I GG  
Aus den bisherigen Überlegungen resultiert, dass durch eine rechtskonforme Auslegung festzu-
stellen ist, ob der dargelegte Transformationsprozess im Hinblick auf die Staatsgewalten bestätigt 
werden kann. Eine wörtliche Auslegung des Art. 114 II 1 GG gibt lediglich den formellen und 
materiellen Prüfungsmaßstab des Bundesrechnungshofes wieder.532 Art 114 I GG normiert aller-
dings: 
 
„Der Bundesminister der Finanzen hat dem Bundestage und dem Bundesrate über 
alle Einnahmen und Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schulden im Laufe 
des nächsten Rechnungsjahres zur Entlastung der Bundesregierung Rechnung zu   
legen.“ 
 
Die bisherige Auseinandersetzung hat gezeigt, dass die Finanz- und Haushaltsreform dazu führte, 
dass neben der bisherigen Prüfung des BRH und einer unmittelbaren Berichtspflicht gegenüber 
Bundestag und Bundesrat seine lückenlosen Prüfungsrechte im Verfassungsrecht festgelegt wur-
den. Dr. Althammer führte hierzu aus:533 „Der letzte große Komplex, der zur Entscheidung stand, 
war die Haushaltskontrolle. Wenn schon das Haushaltsbewilligungsrecht durch die mittelfristige 
Finanzplanung sehr stark überschattet ist und wenn der Haushaltsvollzug verstärkt Sache der 
Exekutive sein sollte, dann haben wir uns vorgenommen, dafür zum Ausgleich die Kontrollrechte 
des Parlaments zu verstärken.“ Die Prüfung durch den Rechnungshof ist somit nicht lediglich als 
Instrument zur Durchsetzung des Gesetzeswillens im Verhältnis von Parlament und Exekutive 
anzusehen.  
 
Zum Verhältnis von Art. 114 II 1 GG zu Art. 114 I GG enthält der schriftliche Bericht des 
Rechtsausschusses: 534 „Absatz 1 (von Art. 114 GG) enthält gegenüber der geltenden Fassung den 
Zusatz, dass der Bundesminister der Finanzen „im Laufe des nächsten Rechnungsjahres zur Ent-
lastung der Bundesregierung“ Rechnung zu legen hat. (…) Die Vorschrift (Art. 114 II GG) ist 
insgesamt neu gefasst worden. Satz 1 stellt grundsätzlich klar, daß die dem Bundesrechnungshof 
obliegende Prüfung (des Art. 114 I GG) nicht erst einsetzt, wenn der Bundesminister der Finan-
zen die Rechnung gelegt hat.“ Der Abgeordnete Westphal führte zu den durchgeführten 
                                                 
531  Vgl. Hubertus Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie˗ 
und Wirtschaftlichkeitsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 821, 2000, S. 425. 
532  Vgl. Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffent-
liche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 152. 
533  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 
70, vom 26.06.1969, S. 13511. 
534  Deutscher Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache V/3605, 
1968, S. 13. 
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Verfassungsänderungen aus:535 „Auf der Basis dieser Verfassungsänderungen (Art. 109, 110, 112, 
113, 114 und 115 GG) haben wir uns nun (…) ein modernes Instrumentarium für Haushaltsauf-
stellung, Haushaltsberatung, Entscheidung über die Haushaltsentwürfe, Haushaltsvollzug, 
Rechnungslegung, Rechnungsprüfung bis hin zur Entlastung geschaffen.“ Heiko Faber schreibt 
daher:536 „Die Rechnungsprüfung (des Art. 114 II 1 GG) erfaßt die Haushalts- und Vermögens-
rechnung im Sinne des Art. 114 I.“537 Walter Krebs formuliert die Systematik des Art. 114 I zu 
Art. 114 II GG dahingehend, dass Art. 114 I GG als „Kontrollobjekt“ und Art. 114 II GG als 
„Kontrollmaßstab“ zu interpretieren ist.538 
  
Wenn der Begriff der Wirtschaftlichkeit als eine Medaillie anzusehen ist, welche aus zwei un-
trennbaren Seiten besteht, dann ist es aufgrund des gewählten Wortlauts des Verfassungsgebers 
treffender, vom Kleineren (Prüfungsmaßstab des BRH) auf das Größere (Wirtschaftlichkeit der 
Staatsorganisation) zu schließen.539 Insofern enthält Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II GG für die 
Staatsgewalten den Handlungsmaßstab, wirtschaftlich zu verfahren und Art. 114 II GG den ent-
sprechenden Prüfungsmaßstab für den Bundesrechnungshof.540 Es sei daran erinnert, dass der 
Verfassungsgeber eine Verständlichkeit der Haushaltsbestimmungen auch für den einfachen Bür-
ger explizit forderte:541 Mit der verfassungsrechtlichen Normierung des Prüfungsmaßstabes Wirt-
schaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG hat der Verfassungsgeber automatisch zur Wirtschaftlichkeit 
der Staatsorganisation Stellung bezogen. Prägnanter, umfassender und verständlicher kann die 
Wirtschaftlichkeit nicht im Grundgesetz verankert werden. Auf dieser Argumentationslinie dürfte 
                                                 
535  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 70, 
vom 26.06.1969, S. 13516. 
536 Heiko Faber, Art. 114 in: Reihe Alternativkommentare ˗ Kommentar zum Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland ˗ Band 2, 1984, Rn. 5. 
537  Vgl. Hubertus Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie˗ 
und Wirtschaftlichkeitsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 821, 2000, S. 431. 
538  Vgl. Walter Krebs, Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, in: Münsterer Beiträge 
zum Öffentlichen Recht ˗ Band 3, 1984, S. 5. 
539  Vgl. § 6. 
540  Sinngemäß: Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstu-
dien ˗ Band 22, 1995, S. 324; Lee Duk˗Yeon, Stellung und Funktion des Bundesrechnungs-
hofes im politischen Entscheidungsprozeß, 1994, S. 117 ff und 141 ff; Thilo Sarrazin, Der Stel-
lenwert des Wirtschaftlichkeitsprinzips in Staat und Verwaltung, in: Wirtschaftlichkeit in Staat 
und Verwaltung ˗ Schriftenreihe der Hochschule Speyer ˗ Band 111, 1993, S. 36 und 37; Peter 
Schäfer, Die Kontrolle der öffentlichen Ausgaben im Freistaat Bayern, in: Boorberg Wissen-
schafts˗Forum ˗ Band 2, 1992, S. 246; Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als 
Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 536, 1988, S. 82 ff; Walter Krebs, 
Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, in: Münsterer Beiträge zum Öffentlichen 
Recht ˗ Band 3, 1984, S. 189 ff; Helmut Karehnke, Zur Neufassung des Artikels 114 des 
Grundgesetzes, in: Die Öffentliche Verwaltung (DÖV), 1972, S. 150. 
541  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 
70, vom 26.06.1969, S. 13507 und 13508. 
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es als eine sachgerechte Interpretation angesehen werden, wenn die Wirtschaftlichkeit der Staats-
organisation bereits aus Art. 114 II 1 GG hergeleitet wird. 
 
Es stellt sich daher die Frage, ob die bisherigen Ausführungen im Widerspruch zu der schrift-
lichen Stellungnahme des Rechtsausschusses stehen. Dieser führte zu Art. 114 II 1 GG aus:542 
 
„Darüber hinaus ist eine Novellierung des Art. 114 auch erforderlich, um Zweifel 
auszuräumen, ob bestimmte Tätigkeiten des Rechnungshofes verfassungsrechtlich 
überhaupt zulässig sind. Hierher gehört vor allem das Recht auf Prüfung der Wirt-
schaftlichkeit und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung.“  
 
Entsprechend der schriftlichen Stellungnahme hat sich der Rechtsausschuss zu der verfassungs-
rechtlichen Position und den Aufgaben des Bundesrechnungshofes geäußert. Hierbei wurde von 
ihm das Adverb „auch“ als Fokuspartikel eingesetzt, indem die aktuelle Diskussion zum Bun-
desrechnungshof gegenüber anderen Möglichkeiten hervorgehoben wurde. Aus der von ihm 
gewählten Formulierung kann aber nicht der alleinige Rückschluss gezogen werden, dass der 
Verfassungsgeber ausschließlich die Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes berücksichtigt 
wissen wollte. Zudem führte der Berichterstatter des Rechtsausschusses, Dr. Arndt, aus:543 „Das 
Plenum des Bundestages hat den Entwurf (Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes – Haushalts-
reform) neben dem Rechtsausschuß als dem federführenden Ausschuss dem Haushaltsausschuß, 
dem Finanzausschuß, dem Innenausschuß und dem Ausschuß für Geschäftsordnung, Wahlprü-
fung und Immunität überwiesen.“  
 
Es kann dahingestellt bleiben, welcher Ausschuss auf welcher Gesetzesebene federführend war.544 
Die Aussage des Abgeordneten Arndt unterstreicht vielmehr die Notwendigkeit, dass eine isolier-
te Konzentration auf die Äußerungen eines Ausschusses zu einer unsachgemäßen Auslegung des 
Art. 114 GG führen würde. Eine sachgemäße Auslegung hat sich daher nur an den Gemeinsam-
keiten der Ausschüsse zu orientieren. Hierzu betonte Dr. Bayerl als Berichterstatter des 
Rechtsausschusses zur Finanzreform:545 „Der Rechtsausschuß teilt die allgemeine Zielsetzung 
dieser Verfassungsänderung, die nicht nur eine Regelung technischer Probleme ist, sondern 
vielmehr Grundfragen unserer verfassungsrechtlichen Ordnung betrifft.“ (…) „Durch dieses Ge-
setzgebungswerk soll eine Finanzverfassung geschaffen werden, die den neuen Wirklichkeiten 
des gesellschaftlichen und des staatlichen Lebens gerecht wird.“  
 
                                                 
542  Deutscher Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache V/3605, 
1968, S. 13. 
543  Deutscher Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache V/3605, 
1968, S. 10. 
544  Im Hinblick auf das HGrG und die BHO ist der Haushaltsausschuss der federführende Aus-
schuss gewesen (vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des 
Haushaltsausschusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2). 
545  Deutscher Bundestag, Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses ˗ zu Drucksache V/3605, 
1968, S. 2, 
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Es sei daher nochmals daran erinnert, dass im Rahmen der Reformen unter anderem das gesetz-
geberische Ziel gesetzt wurde:546 „Für die Aufteilung der Aufgaben zwischen Bund und Ländern 
ist eine Lösung zu finden, die die Verantwortung der einzelnen Aufgabenträger klar gegeneinan-
der abgrenzt, Überschneidungen vermeidet und einen wirtschaftlichen Einsatz der öffentlichen 
Mittel gewährleistet.“ Der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation kam innerhalb der Verfas-
sungsänderungen in den 1960er Jahren somit eine tragende Funktion zu, so dass eine Auslegung 
als unsachgemäß zu qualifizieren ist, welche ausschließlich die Prüfung durch den Bundesrech-
nungshof verfassungsrechtlich anerkennt (vgl. Art. 114 II 1 GG) und die Wirtschaftlichkeit der 
Staatsorganisation auf die einfach-gesetzliche Ebene verlagert. 
  
Zusammenfassend bestätigt somit eine systematisch-logische Auslegung des Art. 114 II 1 GG zu 
Art. 114 I GG, dass der Reformgesetzgeber auf der Verfassungsebene eine Abstimmung zwi-
schen der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation und der Prüfungstätigkeit durch den Bundes-
rechnungshof vorgenommen hat. 
 
2.4 Einordnung der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG aufgrund der Rezeption der Wirt-
schaftlichkeit des § 26 RHO  
Aufgrund der Transformation des § 26 RHO auf die Verfassungsebene bedarf es im Folgenden 
einer Auseinandersetzung, ob Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II 1 GG als verfassungsrechtlicher 
Grundsatz zu interpretieren ist. Sodann ist die verfassungsrechtlich normierte Wirtschaftlichkeit 
dahin gehend zu präzisieren, ob sie als Generalklausel bzw. als unbestimmter Rechtsbegriff, als 
approximative Vorgabe, als mehrdimensionales Beurteilungskriterium und als dynamischer 
Rechtsbegriff auszulegen ist. Abschließend ist durch eine Reflexion zu den juristischen Wert-
theorien der theoretischen Möglichkeit nachzugehen, ob der Reformgesetzgeber ausschließlich 
die subjektive Werttheorie (Wirtschaftlichkeitsprinzip) in der Rechtswissenschaft angewendet 
wissen möchte.  
 
a) … als ein verfassungsrechtliches Gebot 
In der Rechtswissenschaft bedeutet Prinzip, ähnlich einem Grundsatz, eher eine Leitlinie, ein 
Ziel, das möglichst weitgehend verwirklicht werden soll. Aus diesem Grund werden Prinzipien-
Normen auch vielfach als Optimierungsgebote bezeichnet. Prinzipien können dabei in unter-
schiedlichen Graden erfüllt werden. Der Grad der Erfüllung kann dabei nach den tatsächlichen 
und rechtlichen Umständen variieren. Demgegenüber fordert eine Regel im Unterschied zum 
Prinzip nicht nur Berücksichtigung, sondern die strikte Befolgung. Entweder ist die Regel erfüllt 
worden oder nicht.547 
 
                                                 
546  Deutscher Bundestag, Drucksache V/2861, vom 30.04.1968, S. 11. 
547  Vgl. Holger Martin Meyer, Vorrang der privaten Wirtschafts˗ und Sozialgestaltung als Rechts-
prinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 1023, 2005, S. 95 ff; Franz Reimer, 
Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 2001, S. 176 ff. 
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Es wurde der Nachweis erbracht, dass der besondere Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsamkeit 
während der Weimarer Zeit mit der normierten Wirtschaftlichkeit sprachlich kombiniert wurde.548 
Ferner wurde gezeigt, dass der Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren die Wirtschaftlichkeit 
des § 26 RHO auf die Verfassungsebene transformiert hat.549 Weiterhin möchte ein durchschnitt-
licher Staatsbürger unwirtschaftliches Verhalten von treuhänderisch anvertrauten Geldern auf der 
höchsten Stufe der Normenpyramide sanktioniert wissen, denn die „… besondere Bedeutung der 
Vorschrift (§ 26 RHO i. V. m. §§ 32 und 33 RHO) lag darin, dass sie nicht mehr eine innere 
Verwaltungsvorschrift war, sondern eine gesetzliche Vorschrift (…), deren Nichtbeachtung wie 
die jedes anderen Gesetzes verfolgt werden muss.“550  
 
Entsprechend diesen Vorschriften waren Entscheidungsträger, welche schuldhaft Haushaltsüber-
schreitungen bzw. außerplanmäßige Ausgaben veranlassten, dem Staat grundsätzlich zum Scha-
densersatz verpflichtet. Diese Haftung erstreckte sich auch auf Maßnahmen, die in der Folge eine 
derartige Mehrzahlung notwendig machten oder die für den Staat Verbindlichkeiten entstehen 
ließen, für die Mittel im Haushaltsplan nicht vorgesehen waren.551 Haushaltsüberschreitungen be-
dürfen im Regelfall der vorherigen Zustimmung des Finanzministers, die aber nur dann erteilt 
werden darf, wenn die Ausgabe unvorhersehbar war (vgl. Art. 112 GG). 
 
Aus der Perspektive der öffentlichen Finanzwirtschaft stellen eine schuldhaft herbeigeführte 
Haushaltsüberschreitung bzw. gleichgestellte Tatbestände die folgenschwerste Missachtung haus-
haltsrechtlicher Bestimmungen dar. Es ist daher ein grundlegender Unterschied, ob ein Entschei-
dungsträger unter Verstoß gegen die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit eine 
Maßnahme veranlasst, welche von vorhandenen Haushaltsmitteln aufgefangen wird, oder aber 
eine solche, welche eine Haushaltsüberschreitung zur Folge hat.552 Eine Neuregelung der §§ 32 
und 33 RHO war für den Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren auf der Verfassungsebene 
nicht erforderlich. Mit Art. 34 GG i. V. m. § 839 BGB existiert ein adäquates verfassungsrecht-
liches Instrument.553 Dieses stellt das zentrale gesetzliche Institut der Haftung für rechtswidriges 
Staatshandeln dar.554 Mit diesen Bestimmungen wird folglich die Haftung von Entscheidungsträ-
gern für unwirtschaftliches Handeln hinreichend erfasst.555  
 
                                                 
548 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b) lit bb). 
549 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3. 
550  Vgl. Rudolf Schulze und Erich Wagner, Reichshaushaltsordnung vom 31.12.1922  mit Erläute-
rungen, in: Stille᾽s Rechtsbibliothek Nr. 20 1924, S. 82 und 83.  
551  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 242 ff. 
552  Bernhard Bank, Über Umfang und Grenzen der Finanzkontrolle, in: Archiv des öffentlichen 
Rechts (AöR), 1955/56, S. 273. 
553  Das Prinzip mittelbarer Staatshaftung kraft befreiender Haftungsübernahme erhielt bereits mit 
Art. 131 WRV reichseinheitlich Verfassungsrang (vgl. Brun˗Otto Bryde, Art. 34 ˗ Haftung bei 
Amtspflichtverletzung, Grundgesetz˗Kommentar ˗ Band 2, 2001, Rn. 2). 
554  Brun˗Otto Bryde, Art. 34 ˗ Haftung bei Amtspflichtverletzung, Grundgesetz˗Kommentar ˗ 
Band 2, 2001, Rn. 6. 
555  Vgl. Hubertus Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demokratie˗ 
und Wirtschaftlichkeitsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 821, 2000, S. 425. 
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Der Verfassungsgeber hat zudem im Rahmen der Finanz- und Haushaltsreform ausdrücklich be-
tont, dass der Wirtschaftlichkeit innerhalb der Staatsorganisation eine evidente Funktion zu-
kommen soll. Hierzu wurde die Wirtschaftlichkeit als partieller Teil eines einfach-gesetzlichen 
Rechtsgrundsatzes der RHO isoliert und auf der Ebene des Grundgesetzes als ein verfassungs-
rechtlicher Grundsatz „angepasst‟ und „weiterentwickelt‟. Da der Verfassungsgeber die Wirt-
schaftlichkeit des § 26 RHO auf Verfassungsebene rezipiert hat und bei der gleichen Wortwahl 
geblieben ist, enthält die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG die Vorgabe, 
eine maximal wahrscheinliche Wirtschaftlichkeit für die Staatsorganisation zu verwirklichen.  
 
Infolgedessen könnte die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II 1 GG lediglich 
als Rechtsprinzip interpretiert werden.556 Dem stehen allerdings die Rezeption des § 26 RHO auf 
die Verfassungsebene557 sowie die Vorgaben des Reformgesetzgebers gegenüber.558 In der Rechts-
wissenschaft herrscht bereits weitgehend Einigkeit, dass zwischen Wirtschaftlichkeit und Recht-
mäßigkeit kein Gegensatz besteht.559 Infolgedessen kann die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 I GG 
i. V. m. Art. 114 II 1 GG nicht als Rechtsprinzip, sondern ausschließlich als verfassungsrechtli-
ches Gebot interpretiert werden. Anders formuliert: Die Staatsgewalten sollen die verfassungs-
rechtliche Wirtschaftlichkeit innerhalb ihrer offenen und tatsächlichen Möglichkeiten entspre-
chend einer maximalen Wahrscheinlichkeit erfüllen. 
 
b) … als Generalklausel für die Staatsgewalten 
Es wurde erörtert, dass die aus § 26 RHO transformierte Wirtschaftlichkeit nach heutigem Ver-
ständnis als Generalklausel zu interpretieren ist, mit der die Staatsgewalten an den besonderen 
Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit gebunden werden sollten.560 Ebenso konnte dokumentiert wer-
den, dass der Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren auf der Ebene des Grundgesetzes eine 
Abstimmung der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation und der Prüfungstätigkeit des Bundes-
rechnungshofes vorgenommen hat.561 Zur Operationalisierung der Transformation des § 26 RHO 
auf Art. 114 II 1 GG stellt sich zunächst die Frage, ob der Reformgesetzgeber die verfassungs-
rechtlich normierte Wirtschaftlichkeit als eine verfassungsrechtliche Generalklausel eingeordnet 
wissen wollte. 
 
Der Berichterstatter des damaligen Haushaltsausschusses, der Abgeordnete Dr. Althammer, teilte 
zum Entwurf des HGrG mit:562 „Der nächste Bereich, den ich noch kurz ansprechen will, ist der 
                                                 
556  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, in: Schriften zum öffent-
lichen Recht, 1988, S. 1 ff. 
557  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3. 
558  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4. 
559  Vgl. Gernot Korthals, Wirtschaftlichkeitskontrollen unter besonderer Berücksichtigung von   
Erfolgskontrollen, in: Wirtschaftlichkeit in Staat und Verwaltung, 1993, S. 89. 
560  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit b). 
561  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3, lit c). 
562  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗       
Band 70, vom 26.06.1969, S. 13511. 
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Haushaltsvollzug. Für den Bereich des Haushaltsvollzugs ist die Forderung aufgestellt worden, 
daß die Gewaltentrennung zwischen dem Parlament auf der einen Seite und der Regierung auf 
der anderen Seite deutlicher durchgeführt werden sollte, als es in der Vergangenheit der Fall 
war. Der Vollzug des Haushaltsplans ist Sache der Exekutive. Nach diesem Prinzip haben wir 
auch die Neugestaltung des Bundeshaushaltsrechts vorgenommen. Allerdings gilt es dabei, da-
rauf zu sehen, daß sich die Verwaltung mit dieser Forderung, daß das Parlament nicht in den 
Haushaltsvollzug hineinregieren soll, nicht etwa Freiheiten verschaffen würde, die mit einer prä-
zisen Einzelbewilligung durch das Parlament nicht mehr vereinbar wären. Das bedeutet, daß wir 
Wert darauf legten, an einer genauen Bindung der bewilligten Mittel festzuhalten und der Exeku-
tive nicht die Freiheit zu geben, die Mittel so oder so einzusetzen.“ Aus der Transformation des  
§ 26 RHO auf das Grundgesetz ergibt sich zunächst, dass die verfassungsrechtlich normierte 
Wirtschaftlichkeit für die Exekutive nach Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II 1 GG bindend sein 
sollte.563 
  
Dies ist für die Legislative564 ebenso zu interpretieren, wenn Dr. Althammer konstatiert:565 „Wenn 
es nicht gelingt, im Rahmen dieses Gesetzgebungswerks (Haushaltsreform) die verschärfte 
Selbstbindung des Parlaments und eine verstärkte Disziplin bei den Ausgaben zu erreichen, dann 
befürchte ich allerdings, daß sich die Entwicklung, die entscheidenden politischen Grundsatzent-
scheidungen auf andere Gremien zu verlagern, fortsetzen wird.“566 Dies wurde vom Vorsitzenden 
des Haushaltsausschusses, Schoettle, wie folgt ergänzt: „Verfassungsänderung und neue Ord-
nungen des Haushaltsrechts sind notwendig. Aber ihre Absichten werden nur dann verwirklicht 
                                                 
563  Sinngemäß: Hubertus Gersdorf, Öffentliche Unternehmen im Spannungsfeld zwischen Demo-
kratie˗ und Wirtschaftlichkeitsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 821, 2000, 
S. 425; Lee Duk˗Yeon, Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes im politischen Ent-
scheidungsprozeß, 1994, S. 117 ff und 141 ff; Peter Schäfer, Die Kontrolle der öffentlichen 
Ausgaben im Freistaat Bayern, in: Boorberg Wissenschafts˗Forum ˗ Band 2 1992, S. 70 ff; 
Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, in: Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 1 ff; Walter Krebs, Kontrolle in staatlichen Entscheidungsprozessen, in:   
Münsterer Beiträge zum Öffentlichen Recht ˗ Band 3, 1984, S. 189 ff; Helmut Karehnke, Zur 
Neufassung des Artikels 114 des Grundgesetzes, in: Die Öffentliche Verwaltung (DÖV),  
1972, S. 150. 
564  „Für Staatszielbestimmungen fehlt eine Regelung, welche Art. 1 III GG entspricht und die 
Bindungsadressaten generell festschreibt. Dennoch kann es keinen Zweifel geben, dass sich 
Staatsziele grundsätzlich an alle drei Gewalten richten. Die in Art. 20 I GG verankerten Prin-
zipien treffen eine normative Aussage über die Bundesrepublik Deutschland, also die Bundes-
staatsgewalt und ihre Untergliederungen. Die Aufgliederung in die verschiedenen Gewalten 
wird erst danach vorgenommen, nämlich in Art. 20 II, III GG. (…) Daher richten sich auch 
Staatszielbestimmungen grundsätzlich an alle Staatsgewalten.“ (vgl. Franz Reimer, Verfas-
sungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 2001, S. 324 ff). 
565  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10010. 
566  Zur einfach˗gesetzlichen Selbstbindung des Parlamentes wurden einige Paragraphen der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages neu verfasst, welche für diese Untersuchung als 
unwesentlich angesehen wurden (vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische 
Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, vom 28.06.1968, S. 10010). 
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werden können, wenn bei allen Beteiligten der politische Wille vorhanden ist, im Alltag der Ge-
setzgebung nicht nur dem Buchstaben, sondern auch dem Geist der Gesetze gerecht zu werden. 
Dies gilt ganz allgemein und im Besonderen erst recht, wenn es sich um ein Gebiet wie die Haus-
halts- und Finanzpolitik handelt. Denn nirgends im Bereich der Gesetzgebung ist die Versuchung 
so groß, durch Befriedigung von Wünschen und Begehren Freunde und Wählerstimmen zu ge-
winnen. (…) Dieses Haus (der Bundestag) muß sich bei seinen finanz- und haushaltspolitischen 
Entschlüssen in der Zukunft jene Selbstbeschränkung auferlegen, die allein den Gesetzen, über 
die wir heute beraten (GG, HGrG und BHO), ihre volle Wirksamkeit verleihen.“  Die Aufgaben 
des Rechnungshofes sind folglich darin zu erblicken, dass im Interesse der Steuerzahler das Fi-
nanzgebaren der gesamten öffentlichen Hand567 – also einschließlich der politischen Entscheidun-
gen des Parlaments – kontrolliert wird.568 In der Gesamtschau ist daher Art. 114 I GG i. V. m. Art. 
114 II 1 GG als verfassungsrechtliche Generalklausel einzuordnen. 
 
c) … als unbestimmter Rechtsbegriff  
Allgemein wird die verfassungsrechtlich normierte Wirtschaftlichkeit als unbestimmter Rechts-
begriff bezeichnet.569 Die „Unbestimmtheit“ führt anfänglich dazu, dass der Wortlaut der verfas-
sungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit mehrere Möglichkeiten der Interpretation zulässt. Diese 
scheinbare oder tatsächliche Interpretationsoffenheit der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlich-
keit kann mehrere Ursachen haben: Zum einen kann die Entscheidung des Verfassungsgebers, 
eine bestimmte Materie in unbestimmten Rechtsbegriffen auszugestalten, von dem Willen getra-
gen sein, die Konkretisierung dieses Rechtsbegriffs anderen Ebenen, also insbesondere dem 
einfachen Gesetzgeber, zu überlassen. Der Verfassungsgeber greift nach dem Mittel des unbe-
stimmten Rechtsbegriffs, gerade weil er damit die Letztentscheidung einem aus seiner Sicht 
hierzu kompetenteren Organ überlassen will. Die Vorgehensweise ist mit der in Art. 80 I GG für 
den einfachen Gesetzgeber beschriebenen Möglichkeit zu vergleichen, dass der Gesetzgeber Ent-
scheidungen, welche er hätte selbst treffen können, der sachnäheren Exekutive im Wege der 
Verordnungsermächtigung überlässt.570 
  
Eine davon zu unterscheidende Situation ist gegeben, wenn die verfassungsrechtliche Frage ihrer 
Natur nach nicht im Rahmen einer Verfassung regelbar ist. Eine Verfassung ist konstruktiv auf 
Stabilität und Dauer angelegt. Diese Forderung nach Allgemeingültigkeit, Grundsätzlichkeit und 
                                                 
567  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 
67, vom 28.06.1968, S. 10001. 
568  Vgl. Herbert Rischer, Finanzkontrolle staatlichen Handelns, in: Augsburger Rechtsstudien ˗ 
Band 22, 1995, S. 324; Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schrif-
ten zum öffentlichen Recht ˗ Band 536, 1988, S. 74; Rudolf Salmen, Das Wirtschaftlichkeits-
prinzip in der kommunalen Finanz˗ und Haushaltsplanung, in: Schriften zum öffentlichen 
Recht ˗ Band 373, 1980, S. 37. 
569  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht ˗ Band 536, 1988, S. 119. 
570  Karim Maciejewski, Von der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe im bundesstaatlichen 
Finanzausgleich, in: Schriften des Öffentlichen Rechts ˗ Band 1048, 2007, S. 62. 
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Beständigkeit bedingt einen hohen Abstraktionsgrad der grundgesetzlichen Formulierungen.571 
Auch wenn gelegentlich äußerst detaillierte Regelungen Eingang in das Grundgesetz gefunden 
haben, ist diese Abstraktheit kennzeichnend für Verfassungsregelungen. Sie sichert die Distanz 
der Verfassung zu tagespolitischen Handlungsprogrammen sowie dem einfachen Gesetzgeber 
oder der Exekutive die Mittel und die Intensität der Zielverwirklichung. Die Verfassung vermit-
telt daher in der Regel keine Lösungen für konkrete Probleme, sondern eine abstrakte Wertord-
nung, welche die Richtung bestimmt, in welcher die Lösungen zu suchen sind.572 
 
Dem Verfassungsgeber ist es in der Regel nicht möglich, bestimmte Fragen auf Verfassungsebe-
ne präzise zu regeln, selbst wenn dies wegen deren Wichtigkeit wünschenswert wäre. Obwohl 
sich eine Verfassung auf das Wesentliche beschränken muss, ist der Umkehrschluss nicht zuläs-
sig, dass alles nicht explizit Geregelte unwesentlich ist. Dass eine Materie in der Verfassung nur 
in unbestimmten Rechtsbegriffen geregelt ist, bedeutet nicht zwangsläufig, dass der Verfassungs-
geber die Materie für unwesentlich hielt und die Konkretisierung ohne weiteres dem einfachen 
Gesetzgeber überlassen wollte.573 
 
So verhält es sich mit dem unbestimmten Rechtsbegriff der Wirtschaftlichkeit. Die präzise Rege-
lung der verfassungsrechtlich normierten Wirtschaftlichkeit hätte den Rahmen verfassungsrecht-
licher Regelbarkeit gesprengt.574 Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses, Schoettle, führte zur 
Begründung des Gesetzentwurfes aus:575 „Die drei Teile des Entwurfs (Finanz-/ Haushaltsreform, 
HGrG sowie BHO) stehen in einem engen sachlichen und gedanklichen Zusammenhang mit-
einander. Oder besser gesagt: obwohl von verschiedener verfassungsrechtlicher Qualität, ergibt 
sich aus der Änderung der Grundgesetzartikel (Art. 109, 110, 112, 113, 114 und 115 GG)  not-
wendigerweise das Gesetz über die Haushaltsgrundsätze von Bund und Ländern und aus diesem 
wieder die neue Bundeshaushaltsordnung als die konkrete Anwendung der Grundsätze auf die 
Bedürfnisse des Bundes, die eine Ablösung der altehrwürdigen RHO erfordern.“ Die Normen-
hierarchie ordnet dabei mit dem Vorrang der Verfassung auch den Vorrang der verfassungsrecht-
lich normierten Wirtschaftlichkeit an.576 
  
Die Illustration der Transformation des § 26 RHO auf die Verfassungsebene hat dabei verdeut-
licht, dass die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit in Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II 1 GG 
vom Reformgesetzgeber zunächst aus einer einfach-gesetzlichen Regelung (§ 26 RHO) rezipiert 
wurde.577 Mithin erfährt die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit zunächst ihren Bedeutungs-
                                                 
571  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 
67, vom 28.06.1968, S. 10004. 
572  Karim Maciejewski, Von der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe im bundesstaatlichen 
Finanzausgleich, in: Schriften des Öffentlichen Rechts ˗ Band 1048, 2007, S. 62. 
573  Karim Maciejewski, Von der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe im bundesstaatlichen 
Finanzausgleich, in: Schriften des Öffentlichen Rechts ˗ Band 1048, 2007, S. 63. 
574  Vgl. § 2 und § 3.  
575  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10005. 
576  Vgl. Franz Reimer, Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 
2001, S. 309 
577  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3, lit c) und lit bb). 
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gehalt allein aus der Verfassung. Gleichwohl können die ergänzenden einfach-gesetzlichen Re-
gelungen des Haushalts- bzw. Vergaberechts (§ 7 BHO bzw. § 97 GWB) Erkenntnisquellen für 
den Inhalt der verfassungsrechtlich normierten Wirtschaftlichkeit in Art. 114 I GG i. V. m. Art. 
114 II 1 GG darstellen. Bei der Feststellung einer Differenz zwischen der verfassungsrechtlich 
normierten Wirtschaftlichkeit und der einfach-gesetzlich normierten Wirtschaftlichkeit ist folg-
lich eine gewisse Zurückhaltung geboten.578 Entsprechend der parlamentarischen Vorgabe bedarf 
es keiner weiteren Erläuterung, dass die einfach-gesetzlich normierte Wirtschaftlichkeit bei der 
Rechtsanwendung Vorrang genießt. 
 
d) … als offene Vorgabe, die maximal wahrscheinlichste Wirtschaftlichkeit zu realisieren 
In einer Demokratie legt der parlamentarische Gesetzgeber die gemeinwohlorientierte Zielaus-
richtung fest. Dr. Althammer beschrieb dies wie folgt:579 „… zunächst einmal der Bedarfsdeckung 
des Staates zu dienen.“ Hierzu kann der parlamentarische Gesetzgeber jede Perspektive der Wirt-
schaftlichkeit einnehmen, solange seine Zielausrichtung im Einklang mit dem Gemeinwohl 
steht.580 Zur weiteren Konkretisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs der verfassungsrechtlich 
normierten Wirtschaftlichkeit stellt sich die Frage, ob der Reformgesetzgeber die normierte Wirt-
schaftlichkeit als die Realisierung eines idealen Zustandes verstanden hat (Kmin oder Nmax). Da 
der Verfassungsgeber die Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO auf Verfassungsebene rezipiert581 und 
bei der gleichen Wortwahl geblieben ist, enthält die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit des 
Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II 1 GG weiterhin die Vorgabe, eine Nutzenerweiterung (N) 
und Kostensenkung (K) nach besten Kräften zu realisieren.582 Durch diese weite Vorgabe wer-
den zum einem Konstellationen erfasst, indem die Realisierung (Kmin oder Nmax) möglich ist und 
zum anderen wird sichergestellt, dass das Handeln der Staatsgewalten messbar, im gewissen 
Ausmaße für den Bürger voraussehbar und berechenbar ist sowie dass eine Kontrolle durch den 
Bundesrechnungshof ermöglicht wird.583 Damit gebietet die verfassungsrechtliche Wirtschaftlich-
keit, dass etwas in einem relativ584 auf die tatsächlichen Möglichkeiten585 möglichst hochgradigen  
Maße realisiert werden soll.586 Anders formuliert: Die haushaltsrechtliche Verfügung eines Ent-
scheidungsträgers soll die maximal wahrscheinlichste Wirtschaftlichkeit darstellen. 
 
                                                 
578  Vgl. Franz Reimer, Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 
2001, S. 309. 
579  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 70, 
vom 26.06.1969, S. 13508. 
580  Vgl. § 3 sowie § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit b), lit. ee). 
581  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3, lit c). 
582  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2 lit b), lit. ff). 
583  Vgl. BVerfGE 110, 33 (53 ff)  = NJW 2004, S. 2213. 
584  Vgl. § 3. 
585  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), hh). 
586 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. gg) sowie Niklas Luhmann, 
Kann die Verwaltung wirtschaftlich handeln?, in: Verwaltungsarchiv (VerwArch), 1960,        
S. 105 ff. 
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e) … als ein Begriff mit verschiedenen Horizonten 
Die Ausführungen zur Wirtschaftlichkeit aus der prozessorientierten Perspektive haben verdeut-
licht, dass der Begriff der Wirtschaftlichkeit am Ziel, dem Resultat bzw. am Prozess ausgerichtet 
werden kann.587 Zur Wiederholung: 
  
Ziel Resultat Wirtschaftlichkeit im engeren 
Sinn 
 
Ziel 
 
 
Input 
 
 
Prozess 
 
 
Output 
Outcome 
 
Effektivität =
Zielerreichung 
Zielvorgabe
 
 
Effizienz =
Output 
lnput
 
 
z. B. =
𝐼𝑠𝑡−𝐾𝑜𝑠𝑡𝑒𝑛 
Soll−Kosten
  
 
 
In der Folge stellt sich die Frage, ob der Verfassungsgeber sich auf eine bestimmte Ausrichtung 
festgelegt hat. Wenn „für den Staat jedoch dasselbe gelten“ soll, „wie für die private Wirtschaft“ 
und „nicht einzusehen“ ist, „warum nicht auch für die öffentliche Verwaltung die Prinzipien gel-
ten sollen, die für jeden modernen Großbetrieb und für Wirtschaftszweige maßgeblich sind“ 588 
und zudem explizit betont wurde, dass „die Neuordnung des Haushaltsrechts den Gesamtbereich 
der hauswirtschaftlichen Vorgänge“  erfassen,589 „einen wirtschaftlichen Einsatz der öffentlichen 
Mittel gewährleiste(n)“ soll,590 sowie das GG, HGrG und BHO, „ihre volle Wirksamkeit verlei-
hen“ sollte591, dann wird deutlich, dass der Verfassungsgeber alle Horizonte des Begriffs der 
Wirtschaftlichkeit im Fokus hatte.592 In der Folge vermag eine Auslegung nicht zu überzeugen, 
                                                 
587  Vgl. § 3. 
588  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 
67, vom 28.06.1968, S. 10001; Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische       
Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, vom 28.06.1968, S. 10009. 
589  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
590  Deutscher Bundestag, Drucksache V/2861, vom 30.04.1968, S. 11. 
591  Zur einfach˗gesetzlichen Selbstbindung des Parlamentes wurden einige Paragraphen der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages neu verfasst, welche für diese Untersuchung als 
unwesentlich angesehen wurden (vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische 
Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, vom 28.06.1968, S. 10010). 
592  Im Kontext des Art. 33 IV GG ebenso: Christian˗Dietrich Bracher, Gefahrenabwehr durch  
Private, in: Schriften zum Öffentlichen Recht ˗ Band 516, 1987, Seite 85; Thomas Strauß, 
Funktionsvorbehalt und Berufsbeamtentum ˗ Zur Bedeutung des Art. 33 Abs. 4 GG, in: Schrif-
ten zum öffentlichen Recht ˗ Band 820, 2000, Seite 211 ff; Christof Gramm, Privatisierung und 
notwendige Staatsaufgaben, 2001, Seite 373 ff. 
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dass der Reformgesetzgeber nicht auch (!) eine effektive bzw. effiziente Staatsorganisation haben 
wollte.593 
 
f) … als mehrdimensionales Beurteilungskriterium  
Ebenso wurde dargelegt, dass der RHO-Gesetzgeber festgelegt hat, dass die erste Seite der nor-
mierten Wirtschaftlichkeit durch eine gemeinwohlorientierte Zielausrichtung dominiert wird.594 Es 
stellt sich die Frage, ob dies bei den Reformen in den 1960er Jahren ebenso verstanden wurde. 
Soweit ersichtlich, hat der Verfassungsgeber hierzu keine konkrete Position bezogen. Zur Auf-
nahme von Staatskrediten führte der damalige Bundesfinanzminister, Franz Josef Strauß, 
allerdings aus:595 „Wenn heute die Staatsfinanzen ein wesentliches Stück Wirtschaft geworden 
sind, wenn die Staatsfinanzen ein in seiner Bedeutung gar nicht zu überschätzender Wirtschafts-
faktor geworden sind, dann muss für den Staat dasselbe gelten wie für die private Wirtschaft, 
dass nämlich der Staatskredit ein legitimes Stück der Staatsfinanzierung, sozusagen ein legitimes 
Stück des Anlage- und Umlaufkapitals darstellt.“  
 
Dr. Althammer ergänzte dies im Hinblick auf die Automatisierung der Verwaltung mit den Wor-
ten:596 „Die Haushaltsreform verbindet eine Vereinfachung der Behördenstruktur mit dem Einsatz 
modernster Datenverarbeitungsanlagen. Damit ist ein Beitrag zu der dringend notwendigen 
Verwaltungsreform geleistet, die den Prinzipien des modernen Managements in den Behörden 
Rechnung tragen soll. Das beängstigende Anwachsen der Personalkosten kann am ehesten auf 
diese Weise eingedämmt werden. Es ist auch gar nicht einzusehen, warum nicht auch für die öf-
fentliche Verwaltung die Prinzipien gelten sollen, die für jeden modernen Großbetrieb und für 
Wirtschaftszweige heute maßgeblich sind. (…) Es ist deshalb wichtig, daß gerade die Haushalts-
reform den Rahmen dafür schafft, daß man diese modernsten Mittel in der öffentlichen Verwal-
Verwaltung wirklich einsetzt.“  
 
Die wirtschaftswissenschaftliche Auseinandersetzung  der verschiedenen Perspektiven des Be-
griffs der Wirtschaftlichkeit haben verdeutlicht, dass jede Perspektive der Wirtschaftlichkeit 
                                                 
593  Im Kontext des Art. 33 IV GG ablehnend: Fritz Ossenbühl, Eigensicherung und hoheitliche 
Gefahrenabwehr, Rechtsgutachten zum 9. Änderungsgesetz des Luftverkehrsgesetzes, 1981, 
Seite 50; Gerrit Manssen, Der Funktionsvorbehalt des Art 33 Abs 4 GG, in: Zeitschrift für Be-
amtenrecht (ZBR), 1999, Seite 253 bis 257 ; Kay Waechter, Die Organisation der 
Verkehrsüberwachung ˗ Auch zur Auslegung des Art 33 IV GG, in: Neue Zeitschrift für    
Verkehrsrecht (NZV), 1997, Seite 329 bis 340; Volker Haug, Funktionsvorbehalt und Berufs-
beamtentum als Privatisierungsschranke, in: Neue Zeitschrift für Verwaltungssrecht (NVwZ), 
1999, Seite 816 bis 820  
594  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. gg). 
595  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 
67, vom 28.06.1968, S. 10001. 
596  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 
67, vom 28.06.1968, S. 10009. 
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angewendet werden könnte.597 Da der Verfassungsgeber die Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO auf 
Verfassungsebene übernommen hat und den Staat mit seinen vielfältigen Aufgaben als „Großbe-
trieb“ verstanden wissen wollte, hat die Zielausrichtung dieses „Großbetriebes“ gemeinwohl-
orientiert zu erfolgen.598 Indes zeigt die Formulierung „Großbetrieb“, dass der Verfassungsgeber 
auch die Wirtschaftlichkeit aus der prozessorientierten Perspektive bei der Auslegung der nor-
mierten Wirtschaftlichkeit angewendet wissen möchte. Bei dieser Perspektive konnte herausgear-
beitet werden, dass die Wirtschaftlichkeit als allgemeines Beurteilungskriterium für Dispositio-
nen und Prozesse zur Schaffung von Wertschöpfung jeglicher Art (!) zu verstehen ist.599 In der 
Folge stellt es eine unnötige Diskussion in der Rechtswissenschaft dar, ob eine Erfolgskontrolle 
als Analyseinstrument von der normierten Wirtschaftlichkeit erfasst wird.600 Dies ist selbstver-
ständlich der Fall, wenn man bei der Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit das Wesen der 
Wirtschaftlichkeitsmedaille beachtet.601 
 
Der damalige Verfassungsgeber hat hierzu gezeigt, dass er einen Sinn für die Realität hatte. Dies 
offenbart sich in den Äußerungen des damaligen Bundesfinanzministers, Franz Josef Strauß, 
wenn er formulierte:602 „Fünftens sind die Möglichkeiten für eine rechtzeitige Vorlage der Rech-
nung nebst den Bemerkungen des Rechnungshofes zu verbessern, um die Kontrollwirkungen zu 
steigern. Die Kontrollwirkung geht größtenteils verloren, wenn die Kontrollfunktion entweder 
überzogen wird oder wenn die Vorlage des Kontrollberichts so spät nach der Aktualität erfolgt, 
daß weder daraus Schlußfolgerungen abzuleiten sind noch ein öffentliches Interesse daran fest-
zustellen ist. Auch daran, glaube ich, sollte uns allen wesentlich gelegen sein. (…) Es ist heute 
fast unmöglich – selbst für Experten fast unmöglich –, festzustellen, was insgesamt die Kosten ei-
nes bestimmten Programms sind.“ Anhand dieser Äußerung kann zunächst konstatiert werden, 
dass diese Bekundung mit der anfänglich dargelegten Skizzierung zum wirtschaftswissenschaft-
lichen Diskussionsstand zum Begriff der Wirtschaftlichkeit und zum rechtswissenschaftlichen 
Diskussionsstand zur Prüfungstätigkeit des Rechnungshofes im Einklang steht.603  
 
                                                 
597  Vgl. § 3. 
598  „Alle Verfassungsprinzipien enthalten prozedurale und materiale Minimalgarantien. Allerdings 
sind beide Garantietypen nicht immer klar zu trennen; sie können ineinander übergehen. Schon 
das Gebot an Bund und Länder, bei ihrer Haushaltswirtschaft den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen (Art. 109 II GG), ist insoweit doppel-
deutig.“ (Franz Reimer, Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 
857, 2001, S. 340 und 341). 
599  Vgl. § 3. 
600  Vgl. Die Präsidentin des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung (Hrsg.), Erfolgskontrolle finanzwirksamer Maßnahmen in der öffentlichen 
Verwaltung: Gutachten der Präsidentin des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragte für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, in: Schriftenreihe der Bundesbeauftragten für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung (BWV) ˗ Band 2, 1998, Seite 11 ff, http://www.samconsulting.de 
:7070/Testportal/bundesbeauftragter˗bwv/ergebnisse˗des˗bwv˗1/bwv˗bande/bwv˗band2.pdf. 
601  Vgl. § 3. 
602  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10002. 
603  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. aa) und lit. bb). 
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Wenn zudem „für den Staat dasselbe gelten“ soll, „wie für die private Wirtschaft“ und „nicht 
einzusehen“ ist, „warum nicht auch für die öffentliche Verwaltung die Prinzipien gelten sollen, 
die für jeden modernen Großbetrieb und für Wirtschaftszweige maßgeblich sind,“ dann enthält 
die Vorgabe des Verfassungsgebers, dass die normierte Wirtschaftlichkeit in ihrer Anwendung 
als mehrdimensionales Beurteilungskriterium zu interpretieren ist,604 damit im Rahmen der Mög-
lichkeiten eine maximal wahrscheinliche Verwirklichung der bestmöglichen Nutzenerweiterung 
(N) und Kostensenkung (K) festgestellt werden kann.605  
 
Verknüpft man daher die Wirtschaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems mit der Wirt-
schaftlichkeit aus der prozessorientierten Perspektive, so ist die Wirtschaftlichkeit als allgemeines 
Beurteilungskriterium für Dispositionen und Prozesse zur Schaffung von Wertschöpfung jeg-
licher Art verstehen.606 Zu Recht statuierte daher der Gesetzgeber in § 7 III BHO, dass bei finanz-
wirksamen Maßnahmen eine angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zu erfolgen hat. 
Innerhalb der verschiedenen Dimensionen erfährt die Kostenwirtschaftlichkeit eine zentrale Rol-
le, wenn Dr. Althammer betont:607 „Wenn es nicht gelingt, im Rahmen dieses Gesetzgebungswerks 
(Haushaltsreform) die verschärfte Selbstbindung des Parlaments und eine verstärkte Disziplin bei 
den Ausgaben zu erreichen, dann befürchte ich allerdings, daß sich die Entwicklung, die ent-
scheidenden politischen Grundsatzentscheidungen auf andere Gremien zu verlagern, fortsetzen 
wird.“  
 
g) … als dynamischer Begriff 
Anfänglich wurde darauf hingewiesen, dass eine Verrechtlichung der Wirtschaftlichkeit stattge-
funden hat, so dass die normierte Wirtschaftlichkeit als Begriff und Ausdruck in der Gesetzes-
sprache gefasst sein muss, um in ihrem Inhalt eindeutig bestimmbar zu sein. Dabei wurde auf die 
Möglichkeit hingewiesen, dass in der Rechtswissenschaft der Terminus Wirtschaftlichkeit ab-
weichend von der Wirtschaftswissenschaft verwendet und/oder in den verschiedenen Rechts-
gebieten eine unterschiedliche rechtliche Bedeutung erfahren haben könnte.608 Es stellt sich daher 
die Frage, ob der Verfassungsgeber mit der Normierung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 GG 
gleichzeitig den Inhalt des Begriffs Wirtschaftlichkeit statisch festlegen wollte.  
 
Es wurde dargelegt, dass der Reformgesetzgeber die Zielvorgabe geäußert hat, dass „… die bis-
her geltenden Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts, die überwiegend der Weimarer 
Zeit entstammen, dem inzwischen eingetretenen Wandel der politischen, wirtschaftlichen und 
technischen Verhältnisse anzupassen und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwi-
                                                 
604  Vgl. § 3. 
605  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4. 
606  Vgl. § 3. 
607  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10010. 
608  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2. 
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ckeln …“ sind.609 Der damalige Bundesfinanzminister, Franz Josef Strauß, unterstrich dies mit 
den Worten:610 „Die hier vorliegenden Gesetzentwürfe (GG, HGrG und BHO) dienen dem ge-
meinsamen Zweck, das veraltete Haushaltsrecht (…) anzupassen und (…) weiter zu entwickeln. 
(…) Die Haushaltswirtschaft hat zwei wesentliche Funktionen zu erfüllen: Sie muß nach klassi-
schen Grundsätzen den Bedarf an Mitteln zur Finanzierung der öffentlichen Aufgaben 
befriedigen, sie muß  einen wesentlichen Beitrag zur Konjunktur- und Wachstumspolitik leisten, 
und sie muß auch die geistige und materielle Infrastruktur des Lebens von morgen rechtzeitig 
vorbereiten.“ 
 
Ferner sei daran erinnert, dass die Begriffe Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in der Wirt-
schaftswissenschaft während der Reformen in den 1960er Jahren als dynamische Begriffe 
interpretiert wurden.611 Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass nach der parlamentarischen Vorga-
be „für den Staat dasselbe gelten“ sollte, „wie für die private Wirtschaft“ und dass „nicht 
einzusehen“ war, „warum nicht auch für die öffentliche Verwaltung die Prinzipien gelten sollen, 
die für jeden modernen Großbetrieb und für Wirtschaftszweige maßgeblich“ sind. Rechtsdogma-
tisch enthält die Verrechtlichung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 GG folglich die Übernahme 
eines dynamischen Begriffs bzw. eine Normkonkretisierung durch die Wirtschaftswissenschaft.612  
 
Grenzt man unbestimmte Rechtsbegriffe von dynamischen Begriffen ab, so lässt der unbestimmte 
Rechtsbegriff unterschiedlichen Interpretationen erheblichen Raum und die Grenze des Wortlau-
tes ist schwer zu ziehen.613 Demgegenüber ist eine Normkonkretisierung durch die Wirtschafts-
wissenschaft eindeutig. Durch sie werden entsprechende wirtschaftswissenschaftliche Erkennt-
nisse inkorporiert.614 Zwar weisen auch dynamische Verweisungen Defizite in ihrer Bestimmtheit 
auf, diese haben aber ihren Ursprung in der Unvorhersehbarkeit des sprachlich gefassten Verwei-
sungsobjektes für die Zukunft.615 Die bisherigen Ausführungen des Reformgesetzgebers haben 
allerdings verdeutlicht, dass er hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG beweglich 
sein wollte,616 damit „die geistige und materielle Infrastruktur des Lebens von morgen“617 realisiert 
werden kann. Dr. Althammer äußerte im Kontext der Automatisierung der Verwaltung beispiels-
                                                 
609  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
610  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10000. 
611 Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. bb). 
612  Vgl. BVerwG, NVwZ 1988, 824 (825); OVG Münster, DVBl 1988, 152 (153).. 
613  Vgl. Karim Maciejewski, Von der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe im bundesstaat-
lichen Finanzausgleich, in: Schriften des Öffentlichen Rechts ˗ Band 1048, 2007, S. 62. 
614  Vgl. § 3. 
615  Vgl. Georg Wegge, Zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit unbestimmter Rechtsbegriffe von 
unzulässigen dynamischen Verweisungen am Beispiel der "betriebswirtschaftlichen Grund-
sätze" nach § 6 Abs. 2 Satz 1 KAG NW, in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl), 1997, S. 650. 
616  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 
70, vom 26.06.1969, S. 13518. 
617  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10000. 
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weise:618 „Es ist deshalb wichtig, daß gerade die Haushaltsreform den Rahmen dafür schafft, daß 
man diese modernsten Mittel in der öffentlichen Verwaltung wirklich einsetzt.“  
 
Aus solchen Äußerungen kann nicht der automatische Rückschluss gezogen werden, dass der Re-
formgesetzgeber sich in den 1960er Jahren an die Erkenntnisse der Wirtschaftswissenschaften 
absolut binden wollte/ will.619 Vielmehr hat sich der Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren wei-
terhin seine Rechtsetzungsbefugnis offengehalten, die Entwicklung der normierten Wirtschaft-
lichkeit als dynamischen Begriff zu beobachten und gegebenenfalls durch Inkorporation passen-
der Elemente oder den Erlass eigenständiger Regelungen zu ergänzen.620 Den Wirtschaftswissen-
schaften kommt somit ausschließlich die Funktion zu, die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG mit 
ihren Erkenntnissen anzureichern, soweit der parlamentarische Gesetzgeber nicht eine andere 
Vorgehensweise für erforderlich hält.621 Damit hat der Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren 
keine Rechtsetzungsbefugnisse an die Wirtschaftswissenschaft delegiert, geschweige denn die 
Wirtschaftswissenschaften zum Quasi-Gesetzgeber ernannt.622 
 
Im Ergebnis ist daher die in Art. 114 GG normierte Wirtschaftlichkeit als dynamischer Begriff zu 
interpretieren.623 Daraus resultiert, dass die Regelungsintensität der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 
GG nicht statisch auszulegen ist, sondern sich mit einem verbesserten Erkenntnisstand verändert 
und dass sie bereichsspezifisch variieren kann.624 Hiervon kann aber nur dann ausgegangen wer-
den, wenn die Adressaten der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG nicht in ihren verfassungs-
gemäßen Rechten eingeschränkt werden. Adressaten sind die Staatsbürger, die Staatsgewalten 
und der Bundesrechnungshof. Diese Adressaten werden solange nicht in ihren verfassungsgemä-
ßen Rechten eingeschränkt, wie die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit in ihrer Dynamik – 
Konkretisierung/ Entwicklung durch die Wirtschaftswissenschaft – dafür sorgt, dass zwischen 
der Handlungsmaxime der Staatsgewalten des Art. 114 I GG i. V. m. 114 II 1 GG  und dem Prü-
fungsmaßstab des Art. 114 II 1 GG eine bestmögliche Verwirklichung (also eine maximale Wahr-
                                                 
618  Vgl. Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 
67, vom 28.06.1968, S. 10009. 
619  Vgl. Ulrich Ehricke, Dynamische Verweise in EG˗Richtlinien auf Regelungen privater Nor-
mungsgremien, in: Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (EuZW), 2002, S. 750. 
620  Vgl. BVerfGE 49, 89 (129, 133 ff); BVerfGE 69, 1 (89) = NJW 1985, S. 1519; BVerwGE 55, 
250 (255 ff) = NJW 1978, S. 1450; Rainer Wahl, Risikobewertung der Exekutive und richter-
liche Kontrolldichte ˗ Auswirkungen auf das Verwaltungs˗ und das gerichtliche Verfahren, in: 
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), 1991, S. 410 und 411. 
621  Vgl. Klaus Hansmann, Die neue TA Luft, in: Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), 
2003, S. 266 und 267. 
622  Vgl. BVerwGE 55, 251 (256) = NJW 1978, 1450, 2409. 
623  Vgl. Hermann Hill, Normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften, in: Neue Zeitschrift für 
das Verwaltungsrecht (NVwZ), 1989, S. 405 und 406. 
624  Vgl. Franz Reimer, Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 
2001, S. 349.  
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scheinlichkeit) einer Nutzenerweiterung (N) und Kostensenkung (K) gewährleistet ist (ggf. 
durch einen ausschließlichen Rückgriff auf Art. 114 II 1 GG).625   
 
h) Reflexion zu den juristischen Werttheorien 
Der Exkurs mit den ökonomischen Werttheorien hat verdeutlicht, dass die objektive Werttheorie 
die historisch ältere Konzeption war und bis 1960 eindeutig die Literatur dominierte.626 Unabhän-
gig von der bisherigen Auslegung soll daher der theoretischen Möglichkeit nachgegangen 
werden, ob der Reformgesetzgeber Ende der 1960er Jahre sich auf das Wirtschaftlichkeitsprinzip 
bzw. die subjektive Werttheorie bei der Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit festgelegt 
hat. Wäre dies der Fall, so müsste durch eine Reflexion zu den juristischen Werttheorien der Be-
weis erbracht werden können, dass in der Rechtswissenschaft ausschließlich die subjektive 
Werttheorie zum Einsatz gelangt. 
 
In der juristischen Frustrationslehre wird der Wert in dem Aufwand für eine Position erblickt.627 
Sie ist also von ihrem Extrakt her eine Kostenwerttheorie bzw. Aufwandstheorie und somit von 
ihrem Aufbau her mit der objektiven Werttheorie zu vergleichen. Daraus resultiert, dass die 
Frustrationstheorie und die objektive Werttheorie im Kern mit den gleichen Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben: Beide beinhalten eine fehlende Erklärungskraft im Hinblick auf das Besitz-
einkommen sowie der funktionalen Erklärung der Wirtschaftsabläufe. Darüber hinaus besteht 
auch für die Frustrationstheorie das Wertparadoxon: Ein Geschädigter kann z. B. mit einem 
enormen Kostenaufwand etwas herstellen, wofür er später nur einen minimalen Preis erzielen 
würde. Wie soll beispielsweise ein Erfinder entschädigt werden, der mit einem exorbitanten 
Aufwand eine Sache erfindet (die dann zerstört wird), und von der noch niemand zu sagen weiß, 
ob sie je einen Markt gefunden hätte?628 
 
Die Funktionsschadenstheorie als zweite juristische Werttheorie beruft sich ausdrücklich auf die 
ökonomische subjektive Werttheorie.629 Da sie auf dem subjektiven Nutzen basiert, ist zu bemän-
geln, dass die jeweiligen persönlichen Bedürfnisse nicht zu vergleichen sind, so dass nicht von 
den Nutzenverhältnissen Einzelner auf ein allgemeines gesellschaftliches Nutzenmaximum ge-
                                                 
625  Vgl. VGH Kassel, Urteil vom 28. November 2007 ˗ 6 UE 497/06 = ZUR 2008, S. 263 ff ; Eike 
Michael Frenzel, Die Umsetzung von Rechtsakten der EG als Gesetzeszweck ˗ Willensbekun-
dung oder dynamische Verweisung?, in: Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), 2006, 
S. 1141 ff; Georg Wegge, Zur verfassungsrechtlichen Abgrenzung unbestimmter Rechtsbegrif-
fe von unzulässigen dynamischen Verweisungen am Beispiel der "betriebswirtschaftlichen 
Grundsätze" nach § 6 Abs. 2 Satz 1 KAG NW in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl), 1997, 
S. 648 ff; Fritz Ossenbühl, Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Verweisung als Mittel 
der Gesetzgebungstechnik, in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl), 1967, S. 401 ff. 
626  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. ii) und lit. jj). 
627  Jürgen Brinker, Die Dogmatik zum Vermögensschadensersatz: Differenzierungsdefizite,    
Ressourcenverwendungspläne und das Wertproblem, 1982, S. 335. 
628  Jürgen Brinker, Die Dogmatik zum Vermögensschadensersatz: Differenzierungsdefizite,    
Ressourcenverwendungspläne und das Wertproblem, 1982, S. 335. 
629  Vgl. Gottfried Schiemann, Argumente und Prinzipien bei der Fortbildung des Schadensrechts: 
dargestellt an der Rechtsprechung des BGH, in: Münchener Universitätsschriften: Reihe der 
Juristischen Fakultät  ˗ Band 45, 1981, S. 176 und 177. 
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schlossen werden kann. Des Weiteren bringt die Grenznutzentheorie keine befriedigende Kausal-
erklärung des Tauschprozesses hervor.630 Diese Kritikpunkte sorgen dafür, dass die Funktions-
schadenstheorie auf andere, konzeptionell aber nicht zu vereinbarende Bewertungsmaßstäbe 
zurückgreift. Zum Teil werden fehlgeschlagene Aufwendungen ersetzt, zum Teil greift man auf 
objektive Maßstäbe zurück, die durch Generalklauseln in die Entscheidung gebracht werden.631 
 
Diese Ausführungen zeigen, dass weder die Wirtschafts- noch die Rechtswissenschaft in der   
Lage sind, präzise Aussagen über die Begründung von Werten zu liefern. Im Sinne von A. Mar-
shalls Scherenbeispiel vernachlässigt die objektive Werttheorie mit ihrem alleinigen Blick auf die 
Kosten die Nachfrageseite der Wertbildung, während die subjektive Werttheorie mit ihrem allei-
nigen Fokus auf die Nutzen- und Bedürfnisstruktur des Wirtschaftssubjektes die Angebotsseite 
der Wertbildung vernachlässigt.632 Dieser Problematik bewusst, bleibt die Rechtswissenschaft hin-
sichtlich der inhaltlichen Begründung von Werten frei. Durch den Bezug auf die Verkehrsan-
schauung oder den allgemeinen Rechts- und Güterverkehr betrachtet sie die Wertbildung primär 
als reine empirische Fragestellung und versucht damit über die ökonomischen Werttheorien zu 
einer Lösung zu gelangen.633 Als Ergebnis bleibt für die Rechtswissenschaft lediglich ein Prob-
lembewusstsein übrig, das hinsichtlich des Bewertungsproblems A. Marshalls Scherenbeispiel zu 
berücksichtigen ist. Beide Werttheorien haben demzufolge ihre Berechtigung in der Rechtswis-
senschaft, soweit bei ihrer Anwendung auf die entsprechenden Stärken und Schwächen der Wert-
Werttheorien geachtet wird. 
 
In der Gesamtschau ist folglich die theoretische Möglichkeit zu verneinen, dass aufgrund einer 
Vorgabe des Gesetzgebers ausschließlich die subjektive Werttheorie in der Rechtswissenschaft 
zur Anwendung gelangen soll. Vielmehr ist zu konstatieren, dass keine eindeutigen Anhaltspunk-
te des Gesetzgebers vorliegen, dass gerade bei der Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit 
eine Fokussierung auf die subjektive Werttheorie vorzunehmen ist bzw. dass der Gesetzgeber bei 
Normierung der Wirtschaftlichkeit ausschließlich auf die Sprache der Mathematik zurückgegrif-
fen hat. 
 
2.5 Zusammenfassung zur „Anpassung und Weiterentwicklung des bisher geltenden 
Rechtsgrundsatzes“ der Sparsamkeit   
Anfänglich wurde der wirtschaftswissenschaftliche Diskussionsstand zum Begriff der Wirtschaft-
lichkeit sowie der rechtswissenschaftliche Diskussionsstand zur Prüfungstätigkeit des Bundes-
rechnungshofes skizziert. Fasst man den kontroversen wirtschaftswissenschaftlichen Diskus-
sionsstand zum Begriff der Wirtschaftlichkeit zusammen, so hat der Reformgesetzgeber um-
                                                 
630  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. jj) Unterpunkt 2). 
631  Jürgen Brinker, Die Dogmatik zum Vermögensschadensersatz: Differenzierungsdefizite,    
Ressourcenverwendungspläne und das Wertproblem, 1982, S. 336. 
632  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. jj) Unterpunkt 2). 
633  Jürgen Brinker, Die Dogmatik zum Vermögensschadensersatz: Differenzierungsdefizite,    
Ressourcenverwendungspläne und das Wertproblem, 1982, S. 336. 
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sichtig gehandelt, indem er am Begriff Wirtschaftlichkeit festhielt und ihn auf verfassungs-
rechtlicher Ebene übernahm. Die rechtswissenschaftliche Diskussion zum Rechnungshof enthielt 
in erster Linie, das Wesen der Rechnungsprüfung zu charakterisieren, die Unabhängigkeit des 
Rechnungshofes zu sichern und die Bedeutung ihrer Prüfungstätigkeit zu unterstreichen. Die 
Entwicklung der Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes wird im Allgemeinen „von der 
Rechnungsprüfung zur Finanzkontrolle“ charakterisiert. In der Summe stand bei dieser Diskussi-
on die Stärkung der Position des Bundesrechnungshofes im Vordergrund. 
 
Zur Rekonstruierung des Transformationsprozesses der normierten Wirtschaftlichkeit in Art. 114 
II 1 GG wurden § 17 RHO i. V. m. § 26 RHO i. V. m. § 96 RHO sowie das Transformations-
ergebnis (die Fixierung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG) als wesentliche Orientierungs-
punkte herangezogen. Im Hinblick auf die Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes kam § 96 
I Nr. 3 RHO für den Verfassungsgeber in Betracht. Im weiteren Verlauf wurde von einer isolier-
ten Auslegung des Art. 114 II 1 GG Abstand genommen und der Frage nachgegangen, ob die 
verfassungsrechtlich normierte Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG vom Verfassungsgeber um-
fassend verstanden wurde. Zur weiteren Rekonstruierung des Transformationsprozesses der 
normierten Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG wurde daher eine Auseinandersetzung mit  § 17 
RHO i. V. m. § 26 RHO in Hinblick auf die Staatsgewalten vorgenommen. Aus dieser Perspek-
tive ergab sich, dass für den Verfassungsgeber ausschließlich die in § 26 RHO normierte 
Wirtschaftlichkeit für die Verfassungsebene sinnvoll war. 
  
Aufgrund der Abweichung von § 96 I Nr. 3 RHO und § 26 RHO stellte sich die Frage, aus wel-
cher Vorschrift die normierte Wirtschaftlichkeit vom Verfassungsgeber in Art. 114 II GG trans-
formiert wurde. Zur Beantwortung dieser Frage wurden Art. 86 der Weimarer Reichsverfassung, 
Art. 114 GG ab 1949 und Art. 114 GG ab 1969 miteinander verglichen. Eine Analyse der Mög-
lichkeiten ergab, dass als bisher geltender Rechtsgrundsatz des öffentlichen Haushaltsrechts, 
welcher der Weimarer Zeit entstammt, ausschließlich § 26 RHO für den Verfassungsgeber in Be-
tracht kam. Als Konsequenz dieses parlamentarischen Willens ist daher zu vermerken, dass der 
Reformgesetzgeber eine Abstimmung der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation mit der Prü-
fungstätigkeit des Bundesrechnungshofes haben wollte. Eine systematisch-logische Auslegung 
des Art. 114 II 1 GG zu Art. 114 I GG bestätigte sodann, dass der Reformgesetzgeber diese Ab-
stimmung auf der Verfassungsebene vorgenommen hat. 
 
Anhand dieses Ergebnisses wurde die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG eingeordnet. Aus der 
Rezeption der Wertung des § 26 RHO auf das Grundgesetz ergab sich zunächst, dass diese als 
generelle Anweisung für die Staatsgewalten bindend sein sollte. Die Illustration der Transforma-
tion hat weiterhin verdeutlicht, dass die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG als unbestimmter 
Rechtsbegriff ihren Bedeutungsinhalt vorrangig aus der Verfassung erhält. In diesem Rahmen ist 
die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit als relatives Gebot zu bezeichnen. Dieses gebietet, 
innerhalb der tatsächlichen Möglichkeiten eine Nutzenerweiterung (N) und Kostensenkung 
(K) anzustreben und nach besten Kräften zu erreichen. Anders formuliert: Abweichend vom 
Axiom der Wirtschaftlichkeit muss sich ein Entscheidungsträger bei einer haushaltsrechtlichen 
Verfügung damit begnügen, zu einem bestimmten Zeitpunkt mit den zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten, eine Wirtschaftlichkeit zu realisieren, welche den Rückschluss erlaubt, dass man 
den maximalen Nutzen bzw. die minimalsten Kosten wahrscheinlich realisiert hat. Wenn in der 
Realität lediglich eine Wirtschaftlichkeit umgesetzt werden kann, welche wahrscheinlich das bes-
te Ergebnis bzw. den geringsten Einsatz von Mitteln enthält, so ist es für die Vorderseite der 
  
Seite 113 
 
 
 
 
 
Wirtschaftlichkeitsmedaille gegenwärtig folgerichtiger, im Lichte des Wirtschaftlichkeitsprinzips 
auf das Instrumentarium der Wahrscheinlichkeitsrechnung (z. B. Likelihood-Methode) zurückzu-
greifen.634  
 
Zur Analyse der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit lautet die Vorgabe des Verfassungs-
gebers, dass die normierte Wirtschaftlichkeit als mehrdimensionales Beurteilungskriterium an-
zuwenden ist. Rechtsdogmatisch enthält die Verrechtlichung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 
GG die Übernahme eines dynamischen Begriffs. Eine Reflexion zu den juristischen Werttheorien 
hat abschließend gezeigt, dass keine Anhaltspunkte des Gesetzgebers vorliegen, dass in der 
Rechtswissenschaft ausschließlich die subjektive Werttheorie zur Anwendung gelangen soll. 
Vielmehr hat diese Reflexion verdeutlicht, dass sowohl die objektive als auch die subjektive 
Werttheorie im Sinne von A. Marshalls Scherenbeispiel in der Rechtswissenschaft verwendet 
wird. 
 
B. Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG im systematisch-logischen Zusammenhang zu 
den einfach-gesetzlichen Vorschriften 
Es konnte der Nachweis erbracht werden, dass die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit ihren 
Bedeutungsgehalt zunächst allein aus der Verfassung erhält. Indes ist beispielsweise bei der 
Rechtsanwendung von PPP-Projekten innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren Sicherheit die ein-
fach-gesetzlich normierte Wirtschaftlichkeit vorrangig zu berücksichtigen, wobei bei der Feststel-
lung einer Divergenz zwischen der verfassungsrechtlich normierten Wirtschaftlichkeit und der 
einfach-gesetzlich normierten Wirtschaftlichkeit zurückhaltend vorzugehen ist.635 Gleichwohl 
können die ergänzenden einfach-gesetzlichen Regelungen des Haushalts- bzw. des Vergaberechts 
Erkenntnisquellen für den Inhalt der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG 
darstellen. Im Rahmen der nachfolgenden systematisch-logischen Auslegung ist daher vorder-
gründig von Interesse, ob solche Divergenzen zu diagnostizieren sind. 
 
I. … mit dem HGrG und der BHO  
Zum HGrG führte der damalige Bundesfinanzminister, Franz Josef Strauß, aus: „Das Haus-
haltsgrundsätzegesetz hat die Aufgabe, die Rechtseinheitlichkeit in Bund und Ländern auf dem 
Gebiet des Haushaltswesens zumindest in den Grundzügen dauerhaft zu sichern und die öffentli-
chen Haushalte vergleichbar zu machen.“636 Bei der Normentstehung des § 6 I HGrG bzw. § 7 I 
BHO sind „… die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushalts, die überwie-
gend der Weimarer Zeit entstammen, …“ übernommen worden,637 deren Bedeutung für die 
                                                 
634 Vgl. § 1. 
635  Vgl. Franz Reimer, Verfassungsprinzipien, in: Schriften zum öffentlichen Recht ˗ Band 857, 
2001, S. 309. 
636  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10000. 
637  Vgl. Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsaus-
schusses ˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 2. 
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Aufstellung und Durchführung eines vollständigen und in Einnahmen und Ausgaben aufeinander 
abgestimmten Haushaltsplans unentbehrlich gewesen ist.638 Am 20.3.1969 hat daher der Deutsche 
Bundestag dem Haushaltsreformgesetz zugestimmt.639 Die Regierungsvorlage zum HGrG und zur 
BHO640 wird vom Haushaltsausschuss in einigen Punkten abgeändert.  Die gleich lautenden Vor-
schriften des § 6 I HGrG und § 7 I BHO erfuhren folgende redaktionelle Veränderung: 641 
 
Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 7 § 7 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Nutzen-
Kosten-Untersuchungen 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Nutzen-
Kosten-Untersuchungen 
(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haus-
haltsplans sind die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit zu be-
achten. 
(1) Bei Aufstellung und Ausführung des Haus-
haltsplans sind die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beach-
ten. 
(2) Für geeignete Maßnahmen von erheblicher 
finanzieller Belastung sind Nutzen-Kosten-
Untersuchungen anzustellen. 
(2) unverändert 
 
Mit der zweiten und dritten Beratung dieser Gesetze im Bundestag wurden das HGrG und die 
BHO verabschiedet und traten, nachdem sie am 10.07.1969 die Zustimmung des Bundesrates ge-
funden haben, am 1.1.1970 in Kraft.642 In § 90 BHO ist der Inhalt der Prüfung des BRH einfach-
gesetzlich konkretisiert. Aus systematischer Sicht steht § 90 BHO643 daher dem Art. 114 II 1 GG 
am nächsten. § 90 BHO statuiert:644 
 
„Die Prüfung erstreckt sich unter anderem auf die Einhaltung der für die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze, insbesondere darauf, ob 
…  
 
Nr. 3 wirtschaftlich und sparsam verfahren wird645  
                                                 
638  Vgl. Ruthardt Siekmann, Staatliches Haushaltsrecht, in: Studienreihe Öffentliche Verwaltung, 
S. 88 ff. 
639  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 222. Sitzung ˗ Band 69, 
vom 20.03.1969, S. 12056 ff. 
640  Deutscher Bundestag (Hrsg.) ˗ 5. Wahlperiode, Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
˗ zu Drucksache V/4378 und zu V/4379, 1969, S. 1. 
641  Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache V/4378, vom 12.06.1969, S. 4; Deutscher Bundestag, 
Drucksache V/4379, vom 12.06.1969, S. 4. 
642  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 70, 
vom 26.06.1969, S. 13505 ff. 
643  Im HGrG wurde eine bundeseinheitliche Festlegung nicht vorgenommen. 
644  BHO vom 19.08.1969; BGBl. I S. 1284 vom 23.08.1969. 
645  Im gleichen Kontext: § 19 II HGrG und § 34 II BHO bestimmen, dass Ausgaben nur insoweit 
und nicht eher geleistet werden dürfen, als es zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung 
erforderlich ist.  
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Nr. 4 die Aufgabe mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer 
erfüllt werden kann.‟  
 
Damit wird das Wort Wirtschaftlichkeit gesetzesgleich in Art. 114 II 1  GG und § 90 Nr. 3 BHO 
verwendet. 
 
Abweichend von Art. 114 II 1 GG wird die Wirtschaftlichkeit in § 90 Nr. 3 BHO um den Begriff 
Sparsamkeit erweitert. Eine weitere Ausprägung des in Art. 114 II 1 GG verfassungsrechtlich ver-
ankerten Prüfungsmaßstabes Wirtschaftlichkeit stellen § 6 I HGrG und § 7 I BHO dar. Sie lauten 
übereinstimmend:646 
 
„Bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit zu beachten.“ 
 
Insofern wurde die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit aus Art. 114 GG in § 6 I HGrG so-
wie in § 7 I und § 90 Nr. 3 i. V. m. § 90 Nr. 4 BHO umgesetzt. 
 
Die Analyse des Transformationsprozesses hat verdeutlicht, dass § 17 RHO als Teil der General-
klausel des Haushaltsrechtes der Weimarer Zeit (i. V. m. § 26 RHO) verfassungsrechtlich 
bewusst außer Acht gelassen wurde.647 § 17 RHO normierte: „In den Haushaltsplan dürfen nur 
solche Ausgaben aufgenommen werden, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung oder zur 
Erfüllung der Aufgaben und der rechtlichen Verpflichtungen des Staates usw. notwendig sind.“ 
Es wäre bei der Finanz- und Haushaltsreform ebenso verfehlt gewesen, Rechtsgrundsätze des öf-
fentlichen Haushaltsrechts aufzugeben, welche sich als gut und erfolgreich bewährt haben.648 Dr. 
Althammer erklärte hierzu:649 „Heute wird viel über die Personalkostenlawine geklagt. Ich meine, 
bei allen Bestrebungen, nun die Stellenmehrungen einzuschränken, ist der andere Weg, nämlich 
hier durch moderne Technisierung voranzukommen, zukunftsversprechender als der, einfach zu 
sagen: Hier müssen unter allen Umständen Stellen eingespart werden.“  
 
Diese Äußerung zeigt zunächst, dass sich der Verfassungsgeber in den 1960er Jahren an den 
RHO-Gesetzgeber angelehnt hat, indem er die Begriffe Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit in ei-
ner sprachlichen Kombination verwendet. Damit ist der Grundsatz der Sparsamkeit weiterhin 
absolut und relativ zu interpretieren. § 17 RHO i. v. m. § 26 RHO (bzw. § 7 und § 90 BHO) in 
der Interpretation, dass innerhalb der tatsächlichen Möglichkeiten eine Nutzenerweiterung (N) 
und Kostensenkung (K) anzustreben und nach besten Kräften zu erreichen ist, also z. B. nicht 
mehr öffentlich Bedienstete zu besolden, als erforderlich (§ 26 RHO bzw. die Wirtschaftlichkeit 
                                                 
646  HGrG vom 19.08.1969; BGBl. I S. 1273 vom 23.08.1969 bzw. BHO vom 19.08.1969; BGBl. I 
S. 1284 vom 23.08.1969. 
647  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3, lit. c).  
648  Vgl. Arthur Fuchs, Wesen und Wirken der Kontrolle, 1966, S. 48. 
649  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10009. 
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des § 7 BHO bzw. § 90 Nr. 3 BHO i. V. m. § 90 Nr. 4 BHO) 650 oder bei der Beschaffung von 
Sachgütern eher zurückhaltend (§ 17 RHO bzw. die Sparsamkeit aus § 7 BHO bzw. die Spar-
samkeit aus § 90 Nr. 3 BHO) und sodann mit Bedacht (§ 26 RHO bzw. die Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit des § 7 BHO bzw. § 90 BHO) zu verfahren,651 wurde folglich vom Reform-
gesetzgeber als gut und erfolgreich qualifiziert.652 
 
Abweichend von Art. 114 GG normiert § 90 Nr. 3 BHO daher zusätzlich die Sparsamkeit. Auch 
werden in § 6 I HGrG und § 7 I BHO nicht mehr das Ziel Wirtschaftlichkeit, sondern die Grund-
sätze (Plural) der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit aufgeführt. Im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens wurde zunächst der Artikel der sowohl vor dem Grundsatz Wirtschaftlichkeit als 
auch vor dem Grundsatz Sparsamkeit verwendet. Eine solche Formulierung grenzt die einzelnen 
Grundsätze sprachlich stärker voneinander ab bzw. betont ihre jeweilige Selbstständigkeit. Im 
Rahmen der redaktionellen Verbesserung wurde aber der Artikel der vor dem Grundsatz der 
Sparsamkeit gestrichen.653 
 
Durch Streichung des Artikels der vor dem Grundsatz der Sparsamkeit hat der Reformgesetz-
geber weiterhin die sprachliche Verbundenheit der beiden Grundsätze betont. Da aber die Wirt-
schaftlichkeit auf der Verfassungsebene angesiedelt und die Sparsamkeit gezielt auf einer 
einfach-gesetzlichen Ebene verwendet wurde, resultiert aus dieser Vorgehensweise, dass der Re-
formgesetzgeber – abweichend vom RHO-Gesetzgeber – den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
(das „Ob“ und „Wie“ einer Aufgabe/ Ausgabe) dem Grundsatz der (absoluten) Sparsamkeit (die 
Eintscheidung eine Aufgabe nicht zu übernehmen bzw. kein Geld auszugeben) vorgeschaltet hat 
und keine falsche Sparsamkeit haben wollte. Ausschließlich in dieser Interpretation ist dann eine 
grammatikalische Gesetzesauslegung als stimmig zu qualifizieren, wenn der Gesetzgeber im 
Geist der Reformen in den einfach-gesetzlichen Regelungen zuerst den Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit und dann den Grundsatz der Sparsamkeit aufführt.654 
                                                 
650  Vgl. Karl Theodor von Eheberg und Felix Boesler, Grundriß der Finanzwissenschaft, 1939,    
S. 63; Adolf Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine einführende Darstellung, 1965,    
S. 283 und 284; Adolf Hüttl, Wirtschaftlichkeit, in: Verwaltung ˗ Eine einführende Darstel-
lung, 1965, S. 285 und 286. 
651  Vgl. Friedrich Karl Vialon, Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO), 1953, S. 209. 
652  Für eine Ablehnung des Grundsatzes der Sparsamkeit, da die Sparsamkeit ausschließlich als 
relative Sparsamkeit zu interpretieren sei und somit mit dem Minimalprinzip bzw. dem Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit gleichzusetzen ist (Die Präsidentin des Bundesrechnungshofes als 
Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (Hrsg.), Erfolgskontrolle finanz-
wirksamer Maßnahmen in der öffentlichen Verwaltung: Gutachten der Präsidentin des 
Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, in: 
Schriftenreihe der Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (BWV) ˗ Band 
2, 1998, Seite 11, http://www.sam˗consulting.de:7070/Testportal/bundesbeauftragterbwv/er-
gebnisse˗des˗bwv˗1/bwv˗bande/bwv˗band2.pdf). 
653  Etwas ironisch könnte das Weglassen des Artikels der als Ausdruck der Sparsamkeit „auf der 
Ausgabenseite“ des Gesetzgebers verstanden werden. 
654  Vgl. Bianca Fischer, Abschied von der "Sparsamkeit"?, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 6 
und 9; Klaus Grupp, Die "Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit" im Haushalts-
recht, in: Juristische Zeitung (JZ), 1982, S. 235. 
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II. … mit den VV zu § 7 BHO (Nr. 1) 
Bei einer interdisziplinären Vorgehensweise  zwischen Wirtschafts- und Rechtswissenschaften 
müssten beispielsweise die wissenschaftstheoretischen Fragen aufgeworfen werden, welche be-
sonderen und einzigartigen Leistungen die aufgeführten Wissenschaftsdisziplinen erbringen 
können. Wie verschiedene Methoden zusammenspielen und einander ergänzen können und wo 
die Wirtschafts- und Rechtswissenschaft ihre methodischen Grenzen haben.655 Bei der Auslegung 
der vorläufigen Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 7 BHO (Nr. 1) wird diese Grenze besonders 
anschaulich. Nach der bisherigen Auslegung soll die Wirtschaftswissenschaft die normierte Wirt-
schaftlichkeit ausfüllen und bereichern.656 Die Rechtswissenschaft ist aber der Praxis und der 
Applikation verpflichtet.657 Wenn unwirtschaftliches Verhalten mit rechtswidrigem Verhalten 
gleichgesetzt werden soll, dann gehört es auch zu den elementaren Aufgaben der Rechtswissen-
schaft, eine Bewertung vorzunehmen, ob Entscheidungsträger nicht nur theoretisch, sondern auch 
tatsächlich nach besten Kräften die normierte Wirtschaftlichkeit mit einer maximalen Wahr-
scheinlichkeit realisiert haben. Auch wenn die VV zu § 7 BHO (Nr. 1) nicht zu den 
Rechtsnormen gehören,658 so soll doch eine entsprechende Auseinandersetzung mit ihnen erfol-
gen. Diese gibt vor: 
 
„Nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist bei allen Maßnahmen des Bundes 
einschließlich solcher organisatorischer oder verfahrensmäßiger Art die günstigste 
Relation zwischen dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mitteln anzustre-
ben. Die günstigste Zweck-Mittel-Relation besteht darin, dass entweder ein 
bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Einsatz von Mitteln oder mit einem be-
stimmten Einsatz von Mitteln das bestmögliche Ergebnis erzielt wird.“ 659 
  
Abweichend von Art. 114 GG, § 6 I HGrG bzw. § 7 I BHO möchte Hans Herbert von Armin aus 
den VV zu § 7 BHO (Nr. 1)  das Minimal- und Maximalprinzip interpretieren.660 Aufgrund der an-
fänglichen Formulierung „die günstigste (optimale) Relation zwischen dem verfolgten Zweck und 
den einzusetzenden Mitteln“ enthalten die VV zu § 7 BHO (Nr. 1) zunächst eine objektive und 
absolute Aussage im Sinne der mathematischen Ausprägung des Wirtschaftlichkeitsprinzips. Die 
Interpretation von  H. H. von Armin wäre dann sachgemäß, wenn die sprachliche Formulierung 
„das bestmögliche Ergebnis“ der mathematischen Ausdrucksweise N(max) entsprechen würde.661 
                                                 
655  Vgl. § 1 B. 
656  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunktt 2.4. 
657  Vgl. § 1 B. 
658  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 19. 
659  Ebenso der Prüfungsmaßstab des § 4 III Prüfungsordnung BRH. 
660  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 19. 
661  Insofern widersprüchlich, da die Erweiterung der dogmatischen Kanons durch Übernahme ze-
tetischer Interpretationsergebnisse anderer Wissenschaften (hier die Mathematik) doch eher als 
eine dogmatische Ausnahme angesehen werden soll (vgl. § 1). 
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Gegen diese Interpretation spricht aber auch hier wieder, dass die Exekutive bei Erlass der Ver-
waltungsvorschriften zu § 7 BHO die sprachliche und mittlerweile auch die mathematische 
Möglichkeit662 gehabt hat, beispielsweise durch Verwendung des Superlativs den besten Ertrag 
für N(max)  bzw. zu optimalen Kosten für K(min) eine objektive und absolute Zweck-Mittel-Relation 
im Sinne der Mathematik zu beschreiben. Stattdessen zeigt auch hier wieder die Wortwahl „mög-
lichst“ und „bestmöglichen“, dass eine entsprechende Relativierung durch die Exekutive 
vorgenommen wurde, dass die Entscheidungsträger die normierte Wirtschaftlichkeit nach ihren 
tatsächlichen Möglichkeiten mit einer maximalen Wahrscheinlichkeit realisieren sollen.663  
 
Folgt man daher der Interpretation von H. H. von Armin, dass die VV zu § 7 BHO (Nr. 1) das 
Minimal- und Maximalprinzip in seiner mathematischen Form beinhalten würde, dann wären die 
Verwaltungsvorschriften nur in den Fallkonstellationen unbedenklich, in denen Kmin oder Nmax 
tatsächlich von den Entscheidungsträger umgesetzt werden kann. Wenn aber unwirtschaftliches 
Verhalten mit rechtswidrigem Verhalten gleichgesetzt werden soll, dann sind Fallkonstella-
tionen, welche theoretisch möglich, tatsächlich aber für die Entscheidungsträger unmöglich sind, 
als rechtswidrig zu bewerten, denn von einem Entscheidungsträgern kann nicht etwas abverlangt 
werden, was er nicht realisieren kann.664  
 
In diesem Kontext relativiert H. H. v. Armin wohl auch wie folgt: „Formuliert man das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip gegenüber dem soeben unter III dargestellten Ansatz etwas um (ohne daß 
sich dadurch sein Inhalt verändert), so verlangt es, allgemein formuliert, die in Betracht kom-
menden Entscheidungsalternativen aufzulisten, ihre voraussichtlichen Folgen zu ermitteln und zu 
bewerten und die relative beste Alternative auszuwählen.“ Die „relativ beste Alternative665“ be-
deutet an dieser Stelle letztlich nichts anderes, als eine möglichst hohe Nutzenerweiterung (N) 
nach besten Kräften zu realisieren. Demzufolge ist es in sich widersprüchlich, wenn H. H.  v.    
Armin das Wirtschaftlichkeitsprinzip als Rechtsprinzip einordnen möchte, aber letztlich das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip als Wirtschaftlichkeit formuliert. 
 
Weiterhin geht H. H. v. Armin davon aus, dass die Herstellung der „günstigsten Zweck-Mittel-
Relation“ noch weitere Anforderungen stellen soll.666 In diesem Rahmen möchte H. H. v. Armin 
seine Interpretation der VV zu § 7 BHO (Nr. 1) und eine entsprechend weite Auslegung der Wirt-
schaftlichkeit in § 7 BHO in der Art und Weise in Einklang bringen, indem das „Wirtschaft-
                                                 
662  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. jj). 
663  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.2, lit. b), lit. gg). 
664  Bedenklich daher, wenn Wirtschaftswissenschaftlicher die normierte Wirtschaftlichkeit ˗ in 
Unkenntnis der rechtswissenschaftlichen Forschungsmethoden ˗ ausschließlich nach wirt-
schaftswissenschaftlichen Gesichtspunkten beurteilen (vgl. Heinrich Siedentopf, 
Wirt˗schaftlichkeit in der öffentlichen Verwaltung, in: Politik und Verwaltung ˗ Heft 8, 1969, 
S. 12 und 15 S. 14 ff) und ihre Ausführungen unreflektiert von der Rechtswissenschaft über-
nommen werden. 
665  Eine Alternative enthält zwei Möglichkeiten. 
666  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 19 und 21 ff. 
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lichkeitsprinzip“ der VV  zu § 7 BHO (Nr. 1) als notwendige Bedingung und nicht als hinreich-
ende Bedingung angesehen wird.667  
 
Aus den Ausführungen ist ersichtlich, dass H. H. v. Armin mathematische Vokabeln bei der Aus-
legung der VV zu § 7 BHO (Nr. 1) verwendet. Dies kann nur dann als zulässige Auslegung 
beurteilt werden, wenn ausschließlich die Sprache der Mathematik mit der Sprache des Gesetz-
gebers im Einklang steht.668 Der Reformgesetzgeber hat in § 7 BHO allerdings die Bestrebung 
normiert, eine möglichst hohe Nutzenerweiterung (N) und Kostensenkung (K) nach besten 
Kräften zu realisieren, so dass eine haushaltsrechtliche Verfügung als maximal wahrscheinlichste 
Wirtschaftlichkeit erscheint.669 Ausschließlich diese weite Vorgabe kann daher – um die Worte 
von H. H. v. Armin zu verwenden – als notwendige Bedingung qualifiziert werden. Das Wirt-
schaftlichkeitsprinzip ist demgegenüber als hinreichende Bedingung aufzufassen. Soweit H. H. v. 
Armin vorschlägt, dass das Simultanprinzip in der Rechtswissenschaft zur Anwendung gelangen 
möge, so wäre auch das Simultanprinzip als hinreichende Bedingung zu interpretieren.  
 
Im Hinblick auf die bisherige Auslegung zur Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG ist weiterhin zu 
konstatieren, dass der Verfassungsgeber/Gesetzgeber das Simultanprinzips bereits verrechtlicht 
hat. Folgt man der Interpretation in dieser Arbeit, dass die Wirtschaftlichkeit in den Gesetztestex-
ten dynamisch zu verstehen ist,670 so ist dieses bereits zu bejahen. Auch wer die Auffassung von 
H. H. v. Armin bevorzugt, dass der Begriff der Wirtschaftlichkeit im Zeitpunkt der Verrechtli-
chung einen bestimmten Bedeutungsumfang hatte und dass das Simultanprinzip nicht von 
Verfassungsgeber/ Gesetzgeber erfasst wurde, gelangt zum gleichen Ergebnis.671 Als Quellen-
nachweis des Simultanprinzips wurde in dieser Arbeit Heiner Müller-Merbach672 zitiert.673 In 
seinem Aufsatz führt er unter anderem aus:674  
 
„Viele weitere Problembereiche der betrieblichen Praxis ließen sich nennen, bei denen unwahr-
scheinlich erscheint, daß sie sich einer der beiden genannten (extremen) Formulierungen des 
ökonomischen Prinzips unterordnen lassen. Vielmehr scheinen die Probleme der Realität durch 
Gleichzeitigkeit einer Vielfalt von (nicht gegebenen) Mitteln und einer Vielfalt von (nicht gegebe-
nen) Ergebnissen geprägt zu sein. Darauf weist schon Kosiol (1966, S. 12) hin.“  
 
                                                 
667  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 26. 
668  Vgl. § 1. 
669  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. f) und g).  
670  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. f). 
671  Vgl. § 4 lit. B. 
672  Vgl. Heiner Müller˗Merbach, Das unzulängliche ökonomische Prinzip, in: Die Betriebswirt-
schaft (DBW), 1982, S. 633 ff. 
673  Vgl. § 3. 
674  Heiner Müller˗Merbach, Das unzulängliche ökonomische Prinzip, in: Die Betriebswirtschaft 
(DBW), 1982, S. 634. 
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Aus dieser Quellenverweisung auf das Jahr 1966 ergibt sich, dass bereits mit der Verrechtlichung 
der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 GG als statischer Begriff (was hier verneint wird) das Simul-
tanprinzip vom Verfassungsgeber 1968 und 1969 erfasst, in § 6 I HGrG verankert und schließlich 
in § 7 I BHO umgesetzt wurde.  
 
Unabhängig von den bisherigen Auseinandersetzung mit H. H. von Armin ist zu konstatieren, 
dass die Kritik an einer Auslegung, welche die normierte Wirtschaftlichkeit mit dem Wirtschaft-
lichkeitsprinzip gleichsetzt für die Rechtswissenschaft nichts Neues ist. Der Volljurist Niklas 
Luhmann hat dies bereits in den 1960er Jahren vorgetragen.675 Auf den Artikel von N. Luhmann 
erfolgte eine Replik durch Heinrich Siedentopf.676 Augenscheinlich hat H. H. v. Armin Jahrzehnte 
später die Replik von H. Siedentopf  anstandlos übernommen.677 Im weiteren Verlauf hat sich die 
Rechtswissenschaft sodann maßgeblich an H. H. von Armin orientiert.678 Demzufolge bedarf es 
eine kurze Darstellung, inwiefern H. Siedentopf und in der Folge H. H. von Armin den Artikel 
von N. Luhmann kritisiert haben. 
 
H. H. von Armin führte in diesem Kontext auf: „Die Stellungnahme zu Luhmanns Thesen ist 
durch ein Einerseits-Andererseits gekennzeichnet. Einerseits rennt Luhmann, genau genommen, 
offene Türen ein, wenn er aufzeigt, dass die Methode der Optimierung oft nicht zu eindeutigen, 
einzig-richtigen Lösungen führt. Oft sind zwei oder mehr mögliche Lösungen als gleichwertig an-
zuerkennen; die Entscheidung für die eine kann dann nicht allgemeinüberzeugend als richtig, die 
Entscheidung für die anderen als falsch erwiesen werden. Andererseits sehen wir – entgegen 
Luhmann – aber keinerlei Notwendigkeit, den Begriff der Wirtschaftlichkeit (= Rationalität) auf 
einzig-richtige Lösungen zu beschränken. Wirtschaftlichkeit verlangt vielmehr die Gewinnung 
brauchbarer Entscheidungen, d. h. Entscheidungen in dem Sinne, dass eindeutig unbrauchbare 
Entscheidungen, d. h. Entscheidungen, die eindeutig schlechter sind als andere, ausgeschieden 
werden. Lassen sich verschiedene Grade von Brauchbarkeit unterscheiden, so muß es aber – 
entgegen Luhmann – auch die Ermittlung der relativ „brauchbarsten“ geben.“679 
 
Zunächst ist anzumerken, dass H. H. v. Armin das Prinzip der Opportunitätskosten außer Acht 
lässt,680 wenn er ausführt, „Oft sind zwei oder mehr mögliche Lösungen als gleichwertig anzuer-
kennen; die Entscheidung für die eine kann dann nicht allgemeinüberzeugend als richtig, die 
Entscheidung für die anderen als falsch erwiesen werden.“ Des Weiteren widerspricht er mit 
„Oft sind zwei oder mehr mögliche Lösungen als gleichwertig anzuerkennen“ seinem eigenen 
Vorschlag, dass die Rechtswissenschaft das Simultanprinzip bei der Auslegung der normierten 
                                                 
675  Vgl. Niklas Luhmann, Kann die Verwaltung wirtschaftlich handeln?, in: Verwaltungsarchiv 
(VerwArch), 1960, S. 105 ff. 
676 Vgl. Heinrich Siedentopf, Wirtschaftlichkeit in der öffentlichen Verwaltung, in: Politik und 
Verwaltung ˗ Heft 8, Baden˗Baden, Nomos Verlagsgesellschaft, 1969. 
677  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 1 ff. 
678  Vgl. § 1 lit. B. 
679  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 46. 
680  Vgl. § 3. 
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Wirtschaftlichkeit berücksichtigen soll.681 Schließlich stellt sich die Frage, ob H. H. von Armin das 
Wirtschaftlichkeitsprinzip in seiner mathematischen Ausprägung bzw. die Ausführungen von    
N. Luhmann richtig erfasst hat.  
 
Dies muss verneint werden, wenn H. H. v. Armin schreibt, dass er keinerlei Notwendigkeit (sieht), 
den Begriff der Wirtschaftlichkeit (= Rationalität) auf einzig-richtige Lösungen zu beschränken. 
Der Ausspruch an das Volk „Wollt Ihr Brot oder wollt Ihr Kanonen“ kann nicht als rational ein-
gestuft werden. Er ist aber nach N. Luhmann gleichwohl wirtschaftlich gewesen.682 Diese Aussage 
erklärt sich freilich nur, wenn man die menschliche Vernunft als Ganzes ansieht. Die einzelnen 
Aspekte der Vernunft stehen zueinander in komplementärer oder konkurrierender, vereinzelt 
auch in indifferenter Beziehung. 683 Demzufolge muss beispielsweise die sicherheitspolitische Ver-
nunft mit der wirtschaftlichen Vernunft zum Ausgleich gebracht werden. Was wirtschaftlich ver-
nünftig ist, kann aber aus dem Blickwinkel der Sicherheitspolitik unvernünftig sein. Umgekehrt 
können sicherheitspolitische Erwägungen für die Realisierung der Inneren Sicherheit sinnvoll 
sein, aber der wirtschaftlichen Vernunft widersprechen.684  
 
Aus unterschiedlichen Zielsetzungen resultieren somit zwangsläufig unterschiedliche Wirtschaft-
lichkeiten und als weitere Limitierung des Wirtschaftlichkeitsprinzips wird deutlich, dass das 
Wirtschaftlichkeitsprinzip nicht die geringsten Aussagen über die Zielsetzungen vom parlamenta-
rischen Gesetzgeber macht, sondern lediglich die Art der Durchführung wirtschaftlichen 
Handelns beschreibt. Eine Auslegung, welche den Begriff der Wirtschaftlichkeit mit dem Wirt-
schaftlichkeitsprinzip gleichsetzt, blendet folglich die Zielvorgabe bzw. den Willen des parla-
mentarischen Gesetzgebers aus.  
 
Wenn H. H. von Armin das Wirtschaftlichkeitsprinzip daher in seiner absoluten mathematischen 
Form (Nmax oder Kmin) angewendet wissen möchte, dann gibt es für ihn aber nur eine einzig-
richtige Lösung. Es wird  allerdings noch widersprüchlicher, wenn H. H. v. Armin weiterhin aus-
führt: „Lassen sich verschiedene Grade von Brauchbarkeit unterscheiden, so muß es aber – 
entgegen Luhmann – auch die Ermittlung der relativ (!) „brauchbarsten“ geben.“ Damit be-
schreibt H. H. von Armin nicht das Wirtschaftlichkeitsprinzip in seiner absoluten mathematischen 
Form (Nmax oder Kmin), sondern mit welcher maximalen Wahrscheinlichkeit ein Entscheidungs-
träger eine bestmögliche Nutzenerweiterung (N) und Kostensenkung (K) realisiert hat! 
 
                                                 
681  Vgl. Hans Herbert von Armin, Wirtschaftlichkeit als Rechtsprinzip, Schriften zum öffentlichen 
Recht, 1988, S. 19 ff. 
682  Vgl. Niklas Luhmann, Kann die Verwaltung wirtschaftlich handeln?, in: Verwaltungsarchiv 
(VerwArch), 1960, S. 105 ff. 
683  Peter Eichhorn, Das Prinzip Wirtschaftlichkeit, 2005, S. 153 und 154. 
684  Vgl. Bernhard Bank, Über Umfang und Grenzen der Finanzkontrolle, in: Archiv des öffent-
lichen Rechts (AöR), 1955/56, S. 265 und 266. 
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III. … mit § 97 V GWB 
Im Rahmen des Vergaberechts legen § 97 IV und V GWB fest:  
 
(4) Aufträge werden an fachkundige, leistungsfähige sowie gesetzestreue und zuver-
lässige Unternehmen vergeben. Für die Auftragsausführung können zusätzliche 
Anforderungen an Auftragnehmer gestellt werden, die insbesondere soziale, um-
weltbezogene oder innovative Aspekte betreffen, wenn sie im sachlichen 
Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus der Leistungs-
beschreibung ergeben. Andere oder weitergehende Anforderungen dürfen an 
Auftragnehmer nur gestellt werden, wenn dies durch Bundes- oder Landesgesetz 
vorgesehen ist. 
(5) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 
 
Das Vergaberecht war traditionell dem öffentlichen Haushaltsrecht zugeordnet.685 Der Gesetzge-
ber führte hierzu aus:686 „Die deutschen Vergabevorschriften waren traditionell nur Verwaltungs-
vorschriften, die sich – dem Haushaltsrecht zugeordnet – mit dem alleinigen Zweck an die Verga-
bestellen wandten, die korrekte und wirtschaftliche Verwendung öffentlicher Gelder zu si-
chern.“687 Neben der wirtschaftspolitischen Funktion verfolgt das Haushaltsrecht die Aufgabe der 
Sicherung der finanzwirtschaftlichen Ordnung.688 Gemäß Art. 109 II GG haben die maßgeblichen 
Entscheidungsträger des Haushaltsrechts die Pflicht, eine mittel- und langfristige Finanzplanung 
vorzunehmen. 
 
Aus § 2 1 HGrG folgt, dass der Haushaltsplan der konkreten Feststellung und Deckung des Fi-
nanzbedarfs dient, welcher zur Erfüllung der Aufgaben der jeweiligen Gebietskörperschaft im 
Bewilligungszeitraum voraussichtlich notwendig ist. Entsprechend § 2 2 HGrG wird der Haus-
haltsplan Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung und ermächtigt die Exekutive 
gemäß § 3 I HGrG, Ausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzugehen. Im Haushaltsplan 
müssen folglich die konkreten finanziellen Auswirkungen einer vergaberechtlichen Entscheidung 
ihren Niederschlag finden.689 
  
Mit zunehmender Regelungsdichte des europäischen Rechts war der haushaltsrechtliche Ansatz 
schon zu Beginn der 1990er Jahre nicht mehr haltbar. Der europäische Gesetzgeber hatte für den 
                                                 
685  Rainer Bechtold, Vor § 97 GWB ˗ Kartellgesetz ˗ Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen ˗ 
Kommentar, 2002, Rn. 2  
686  Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge, vom 03.12.1997, S. 12. 
687  Vgl. auch: Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge ˗ Anlage 2: Stellungnahme des 
Bundesrates, vom 07.11.1997, S. 36 sowie Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge 
˗ Anlage 3: Gegenäußerung der Bundesregierung, 1997, S. 48. 
688  Vgl. Tilmann Schweisfurth und André Bandlow, Bundes˗ und Landeshaushaltsrecht, in: 
Rechtshandbuch Projektfinanzierung und PPP, 2008, Rn. 1531. 
689  Vgl. Kornelius Kleinlein und Klaus Stein, Die Arbeit der Kompetenzgruppe "Haushalts˗ und 
Förderungsrecht", Kommentar zum ÖPP˗Beschleunigungsgesetz, 2007, S.89 ff. 
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Bereich des öffentlichen Auftragswesens mehrere marktöffnende Richtlinien erlassen, die ab Er-
reichen gewisser Schwellenwerte das Vergabeverfahren regeln sollen.690 Die Umsetzung dieser 
Richtlinien in das nationale Recht erfolgte durch das zweite Gesetz zur Änderung des HGrG vom 
26.11.1993 und zwei nachrangige Rechtsverordnungen.691 Diese Verordnungen verwiesen wiede-
rum auf die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL/ A), für Bauleistungen (VOB/ A) und für 
freiberufliche Leistungen (VOF). Angesichts diverser europäischer Forderungen wurde das 
Vergaberecht umfassend überarbeitet.692 Nach Durchführung des vom Bundesrat initiierten Ver-
mittlungsverfahrens wurde der dann gefundene Kompromiss am 29.5.1998 von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet. Das Vergaberechtsänderungsgesetz wurde am 26.8.1998 verkündet 
(BGBl. I S. 2512) und am gleichen Tag durch die 6. GWB-Novelle in den meisten Punkten wie-
der aufgehoben. Zugleich wurde es als Teil des GWB neu bekanntgemacht.693   
 
Die Skizzierung der historischen Entwicklung des Vergaberechts hat verdeutlicht, dass der Ur-
sprung der normierten Wirtschaftlichkeit des § 97 V GWB in den Reformen der 1960er Jahre zu 
erblicken ist. In seiner Zielsetzung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Rechtsgrund-
lagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge formulierte der Gesetzgeber:694 „Mit speziell auf die 
Erfordernisse der Auftragsvergabe rücksichtnehmenden Verfahrensregeln für die Nachprüfung 
sollen langwierige Rechtsstreitigkeiten ausgeschlossen werden. Der Rechtsschutz soll so ausge-
staltet werden, dass weder Investitionshemmnisse entstehen noch die Mittelstandsfreundlichkeit 
des deutschen Vergaberechts in Frage gestellt wird.“ Mithin besteht zwischen der Wirtschaft-
lichkeit des Art. 114 GG und der einfach-gesetzlich normierten Wirtschaftlichkeit des § 97 V 
                                                 
690  Vgl. Rainer Bechtold, Vor § 97 GWB ˗ Kartellgesetz ˗ Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ˗ Kommentar, 2002, Rn. 3  
691  Das Zweite Gesetz zur Änderung des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) vom 26. November 
1993 (BGBl. I S. 1928) und zwei darauf basierende Rechtsverordnungen, Vergabeverordnung 
(VgV) und Nachprüfungsverordnung (NpV), haben im Bereich des öffentlichen Auftragswe-
sens die sog. marktöffnenden Richtlinien der EG (…) und zwei Nachprüfungsrichtlinien (…) 
in das deutsche Recht umgesetzt. Die Umsetzung durch diese „haushaltsrechtliche Lösung“ 
führte ein einheitliches Nachprüfungsregime für alle öffentlichen Auftraggeber und für alle 
Vergaben oberhalb der EG˗Schwellenwerte ein. (Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Auf-
träge, vom 03.12.1997, S. 12). 
692  Vgl. Rainer Bechtold, Vor § 97 GWB ˗ Kartellgesetz ˗ Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ˗ Kommentar, 2002, Rn. 14. 
693  Vgl. Rainer Bechtold, Vor § 97 GWB ˗ Kartellgesetz ˗ Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen ˗ Kommentar, 2002, Rn. 15. 
694  Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge, vom 03.12.1997, S. 12. 
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GWB keine Differenz,695 zumal der Gesetzgeber beim Wortlaut Wirtschaftlichkeit bzw. seiner 
Gesetzessprache verblieben ist. 
 
C. Transfer auf die Staatsorganisation  
Die bisherige Auslegung hat gezeigt, dass zwischen der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG und 
der einfach-gesetzlich normierten Wirtschaftlichkeit (vgl. § 6 HGrG, § 7 BHO und § 97 V GWB) 
keine Divergenzen bestehen. In § 3 wurde aufgezeigt, dass sich in den Wirtschaftswissenschaften 
die Wirtschaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems etabliert hat. Es stellt sich daher die Fra-
ge, ob mit den bisherigen Interpretationsergebnissen auch die Wirtschaftlichkeit eines Systems 
bzw. die Wirtschaftlichkeit einer intensiven partnerschaftlichen Zusammenarbeit (Kooperation) 
erfasst wird.696 
 
Das ist auch hier der Fall, wenn die Wirtschaftlichkeit aus der systemorientierten Perspektive bei 
der Normauslegung anwendbar ist. Folgt man der Interpretation in dieser Arbeit, dass die Wirt-
schaftlichkeit in den Gesetztestexten dynamisch zu verstehen ist,697 so ist die Anwendbarkeit 
bereits zu bejahen. Dies ist aber auch nach der Auslegungspraxis der normierten Wirtschaftlich-
keit als statischer Begriffsinhalt (was in dieser Arbeit verneint wird) zu bejahen, da der 
Verfassungsgeber diese Wirtschaftlichkeitsperspektive während der Finanz- und Haushaltsreform 
1968 und 1969 verrechtlicht hat:698 Der Reformgesetzgeber hat hierzu in den 1960er Jahren be-
tont, dass er den Staat mit seinen vielfältigen Aufgaben als modernen Großbetrieb verstanden 
wissen wollte.699 Weiterhin nennt Bernd Schiemenz bei der Entwicklung der betriebswirtschaftli-
chen Systemtheorie „Boulding 1956, Hall/ Fagen 1956, Wiener 1961, Simon 1962 und 
Bertalanffy 1968“.700 Mithin war dem Verfassungsgeber der damalige wirtschaftswissenschaftli-
che Diskussionsstand bekannt und wurde von ihm verrechtlicht. 
 
Des Weiteren wurde bereits dargelegt, dass die Wirtschaftlichkeit aus der systemorientierten Per-
spektive bzw. die Wirtschaftlichkeit einer intensiven partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
(Kooperation) wesentlich von Wechselwirkungen getragen wird.701 Zu Wechselwirkungen nahm 
der damalige Vorsitzende des Haushaltsausschusses, Schoettle, in den 1960er Jahren wie folgt 
Stellung:702 „Wir verlassen mit diesen Reformen die Ära der fiskalischen und kameralistischen 
Denkweise und streben an, die Haushalts- und Finanzwirtschaft der öffentlichen Hand den Er-
fordernissen des modernen Industriezeitalters – bei föderativem Staatsaufbau – anzupassen. Das 
                                                 
695  Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge ˗ Anlage 3: Gegenäußerung der Bun-
desregierung, 1997, S. 48. 
696  Vgl. § 1. 
697  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. f). 
698  Vgl. § 4 lit. A. 
699  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.3. 
700  Vgl. Bernd Schiemenz, Betriebswirtschaftliche Systemtheorie, in: Handwörterbuch der Be-
triebswirtschaft ˗ Teilband 3, 1993, S. 4128. 
701  Vgl. § 3. 
702  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 184. Sitzung ˗ Band 67, 
vom 28.06.1968, S. 10005. 
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bedeutet, daß wir Verfahrensregeln schaffen müssen, um neben den sich aus der Deckung des   
öffentlichen Bedarfs ergebenden Ausgaben in zunehmendem Maße der Haushaltspolitik der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tragen. Dies verlangt der stetig wachsende Um-
Umfang des öffentlichen Haushalts und die zwischen dem privaten und staatlichen Sektor unserer 
Volkswirtschaft bestehenden wechselseitigen Wirkungen.“ Somit waren dem Reformgesetzgeber 
in den 1960er Jahren auch Wechselwirkungen bekannt. 
  
Unabhängig davon wurde der Nachweis erbracht, dass der Reformgesetzgeber die normierte 
Wirtschaftlichkeit als dynamischen Begriff verrechtlicht hat. Daraus resultiert, dass eine Fortent-
wicklung des Begriffs Wirtschaftlichkeit bei der Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit zu 
berücksichtigen ist, solange sich der parlamentarische Gesetzgeber nicht für eine andere Vorge-
hensweise entscheidet.703 Der theoretische Bezugsrahmen sowie die Auseinandersetzung mit § 97 
V GWB haben jedoch verdeutlicht,704 dass der Gesetzgeber bewusst die Realisierung von PPP-
Projekten initiiert hat,705 so dass auch diese Anwendungsvoraussetzung bejaht werden muss. 
 
Weiterhin hat die bisherige Auslegung gezeigt, dass die Offenheit der normierten Wirtschaftlich-
keit in letzter Konsequenz dazu führt, dass der parlamentarische Gesetzgeber so lange jede 
Perspektive der Wirtschaftlichkeit einnehmen kann, wie er seine Zielausrichtung am Gemeinwohl 
orientiert.706 Der Gesetzgeber führte dabei zur gemeinwohlgeprägten Vorderseite der Medaille 
Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes aus:707 „Für den Erfolg von ÖPP ist Voraussetzung, dass 
alle Beteiligten profitieren: die Bürger, die Politik, die Verwaltung, der private Investor, der pri-
vate Betreiber.“  
 
Es stellt sich daher die Frage, ob die gemeinwohlorientierte Zielausrichtung in Widerspruch zu 
der Wirtschaftlichkeit aus der systemorientierten Perspektive steht. Dies ist dann nicht der Fall, 
wenn die gemeinwohlorientierte Zielformulierung gewahrt bleibt. Wenn das System Innere       
Sicherheit bzw. seine Subsysteme durch Kooperationen im Sinne eines PPP-Projektes im Dienst-
leistungsbereich eine Verbesserung erfahren soll, so stellt dies gleichzeitig eine Erhöhung der ge-
sellschaftlichen Wohlfahrt dar.708 Infolgedessen kann zwischen der gemeinwohlorientierten 
Zielvorgabe und der Wirtschaftlichkeit aus der systemorientierten Perspektive ein Konsens be-
stehen. Diese Argumentation verdeutlicht, dass die gemeinwohlgeprägte Vorderseite der 
Medaille Wirtschaftlichkeit und die verschiedenen Perspektiven der Wirtschaftlichkeit nicht   
dysfunktional sind, solange sie an die besonderen Rahmenbedingungen des parlamentarischen 
Gesetzgebers bzw. der öffentlichen Hand angepasst werden. 
 
                                                 
703  Vgl. § 4 lit. A., Punkt II., Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. f). 
704  Vgl. § 4 lit. B. 
705  Vgl. § 1. 
706  Vgl. § 4 lit. A., Punkt II., Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. f). 
707  Deutscher Bundestag, Drucksache 15/5668, 2005, S. 10. 
708  Vgl. § 3. 
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Wenn die gemeinwohlorientierte Zielvorgabe und die Wirtschaftlichkeit aus der systemorientier-
ten Perspektive verknüpft werden können, so führt dies zu der Frage, welche weiteren Aus-
wirkungen auf die Wirtschaftlichkeit eines PPP-Projektes zu verzeichnen sind. Die Wirtschaft-
lichkeit von PPP-Projekten erfuhr durch den Gesetzgeber folgende Konkretisierung:709 „Die ent-
scheidende Legitimation für ÖPP ist das Erzielen von Effizienzgewinnen und damit Kostenein-
sparungen  gegenüber den traditionellen Beschaffungsmethoden und der Eigenrealisierung des 
Staates.“  
 
Durch die Konkretisierung des Gesetzgebers erfährt die Analyse der Wirtschaftlichkeit zwei in-
haltliche Ausprägungen: Einerseits sollen monetäre Auswirkungen (Kosten) eine zentrale Rolle 
spielen und andererseits mit einer qualitativen Komponente verknüpft werden (vgl. § 97 IV 
GWB). Im Sinne der normierten Wirtschaftlichkeit ist dies zu bejahen, wenn eine bestmögliche 
Nutzenerweiterung (N) und Kostensenkung (K) bei PPP-Projekten empirisch festgestellt 
werden kann. Der Gesetzgeber akzentuiert ferner in seiner Zielsetzung zum Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge:710 „Mit speziell auf 
die Erfordernisse der Auftragsvergabe rücksichtnehmenden Verfahrensregeln für die Nachprü-
fung sollen langwierige Rechtsstreitigkeiten ausgeschlossen werden. Der Rechtsschutz soll so 
ausgestaltet werden, daß weder Investitionshemmnisse entstehen noch die Mittelstandsfreund-
lichkeit des deutschen Vergaberechts in Frage gestellt wird.“ Diese Vorgabe des parlamen-
tarischen Gesetzgebers bestätigt somit auch im Rahmen des GWB, dass die normierte Wirtschaft-
lichkeit als mehrdimensionales Beurteilungskriterium anzuwenden ist (vgl. § 7 II BHO).711  
 
D. Objektiv-teleologische Auslegung der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG  
Im Rahmen der objektiv-teleologischen Auslegung ist der Frage nachzugehen, was die anzuwen-
dende Norm heute, zum Anwendungszeitpunkt, besonders im Hinblick auf mögliche Verän-
derungen in den genannten Bereichen bedeutet. Die Auslegung zielt darauf ab, den heutigen In-
halt einer Norm zu ermitteln (objektive Theorie) und nicht den Willen des historischen 
Gesetzgebers (subjektive Theorie). Daher tritt die Bedeutung dieses Kriteriums immer mehr in 
den Hintergrund, je weiter der ursprüngliche Gesetzgebungsakt zurückliegt.712 
 
Vergleicht man die derzeitige sozio-ökonomische Situation im Hinblick auf die bestmögliche 
Verwendung von öffentlichen Mitteln mit der Situation in den 1960er Jahren sowie der Situation 
der Weimarer Zeit, so ist zu konstatieren, dass die wirtschaftliche Verwendung der von den 
Staatsbürgern an die Staatsgewalten treuhänderisch zur Verfügung gestellten Mittel und ihre Ver-
teilung innerhalb der Gesellschaft als zeitlos zu bewerten sind. Zu der fundamentalen Aufgabe 
der Haushaltsplanung und dem Haushaltsvollzug führte Dr. Althammer aus:713 Sie hat „… zu-
nächst einmal der Bedarfsdeckung des Staates zu dienen. Dabei möchte ich ausdrücklich sagen, 
daß man sich von dieser modernen Aufgabenstellung der Konjunkturpolitik nicht dazu verleiten 
                                                 
709  Deutscher Bundestag, Drucksache 15/5668, 2005, S. 10. 
710  Deutscher Bundestag, Drucksache 13/9340 ˗ Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Rechtsgrundlagen für die Vergabe öffentlicher Aufträge, vom 03.12.1997, S. 12. 
711  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. d). 
712  Vgl. § 4 lit. A. 
713  Deutscher Bundestag ˗ 5. Wahlperiode, Stenographische Berichte ˗ 243. Sitzung ˗ Band 70, 
vom 26.06.1969, S. 13508. 
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lassen darf, nun etwa auf diese Fragen der Sparsamkeit bei der Inanspruchnahme der Steuergel-
der für staatliche Zwecke nicht mehr die gebührende Rücksicht zu nehmen. Vielmehr ist es not-
notwendig, immer wieder daran zu erinnern, daß nur bei schärfster Kalkulation zunächst einmal 
die Bedarfsdeckung der unabweisbaren Staatsaufgaben Aufgabe der Haushaltsgestaltung sein 
muss.“ Insofern besteht zwischen dem heutigen objektiven Inhalt der verfassungsrechtlich nor-
mierten Wirtschaftlichkeit in Art. 114 GG und dem subjektiven Willen des historischen 
Verfassungsgebers in den 1960er Jahren eine Konkordanz. Daher ist die Ausrichtung des Groß-
betriebes Staatsorganisation beispielsweise anhand des New Public Managements bzw. des 
neuen Steuerungs-modells lediglich als eine Aktualisierung der verfassungsrechtlichen Vorgabe 
des Reformgesetzgebers in den 1960er Jahren zu qualifizieren. 
 
Hinsichtlich der Dynamik der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG bzw. zur Konkretisierung 
durch die Wirtschaftswissenschaft ist zu bemerken, dass es nicht der alleinigen Aufgabe und dem 
alleinigen Leistungsvermögen der Rechtswissenschaft entspricht, den Begriff der Wirtschaftlich-
keit bzw. die Prinzipien eines modernen Großbetriebes für den Staat weiterzuentwickeln. Ihre 
Aufgabe ist darin zu erblicken, dass sie akzeptiert, dass der Verfassungsgeber/Gesetzgeber eine 
Weiterentwicklung der Wirtschaftlichkeit durch die Wirtschaftswissenschaften begrüßt, die 
Rechtswissenschaft aber darauf zu achten hat, ob mit der Dynamik der normierten Wirtschaft-
lichkeit die Kontrolle des parlamentarischen Gesetzgebers über den Inhalt des Art. 114 GG 
gewährleistet ist.714 Der Reformgesetzgeber hat sich in den 1960er Jahren die Option offengehal-
ten, seine ureigene Rechtssetzungsbefugnis zu realisieren.715 Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 
GG stellt dabei einen rechtlichen Handlungsrahmen dar,716 wonach es letztlich den Adressaten des 
Art. 114 GG obliegt,717 dafür Sorge zu tragen, mit Hilfe der begrifflichen Dynamik bzw. Norm-
konkretisierung durch die Wirtschaftswissenschaft eine bestmögliche Realisierung der nor-
mierten Wirtschaftlichkeit vorzunehmen.718 
 
Auf die Einhaltung dieses Handlungsrahmens bzw. der rechtlichen Vorgabe der Wirtschaftlich-
keit vertraut der parlamentarische Gesetzgeber offensichtlich. Aufgrund seiner Rechtsetzungs- 
befugnis hat er die Möglichkeit gehabt, bei den Folgeausgaben der normierten Wirtschaftlichkeit 
entsprechende Änderungen vorzunehmen. Folgeausgabe der normierten Wirtschaftlichkeit ist      
beispielsweise  § 97 V GWB gewesen. Es konnte dargelegt werden, dass die einfach-gesetzlich 
normierte Wirtschaftlichkeit des § 97 V GWB auf dem Haushaltsrecht beruht und dass der par-
                                                 
714  Vgl. Manfred Gubelt, Art. 30 ˗ Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern, Grund-
gesetz˗Kommentar ˗ Band 2, 2001, Rn. 21. 
715  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. c). 
716  Vgl. BVerwGE 92, 185 (196); 106, 115 (121). 
717  Vgl. Hermann Hill, Normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften, in: Neue Zeitschrift für 
das Verwaltungsrecht (NVwZ), 1989, S. 403. 
718  Vgl. BVerfGE 49, 89 (138); VGH Kassel, 6 UE 497/06 ˗ Dynamische Verweisung auf aner-
kannte Regeln der Technik (hier: im KWKG) ˗ Urteil vom 28. November 2007 in: Zeitschrift 
für Umweltrecht (ZUR), 2008, S. 266; Walter Krebs, Kontrolle in staatlichen Entscheidungs-
prozessen, in: Münsterer Beiträge zum Öffentlichen Recht ˗ Band 3, 1984, S. 72. 
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lamentarische Gesetzgeber an der gestalterischen Gesamtentscheidung der normierten Wirt-
schaftlichkeit ausdrücklich festgehalten hat.719 
 
Mit dieser Feststellung hat die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Terminus 
Wirtschaftlichkeit ihren Abschluss gefunden. Es wird nunmehr dazu übergegangen, den rechts-
wissenschaftlichen Erkenntnisfortschritt in § 5 zu formulieren. 
 
§ 5 Rechtswissenschaftlicher Erkenntnisfortschritt 
Es ist noch einmal wichtig, an den Ausgangspunkt dieser Untersuchung zu erinnern: Zur Präzi-
sierung der Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten im Dienstleistungsbereich bedient sich die 
Wirtschaftswissenschaft unter anderem auch der Perspektive eines Systems bzw. Subsystems. 
Zur Wirtschaftlichkeit eines Subsystems (PPP-Projekt) weist die Kooperationsforschung unter 
anderem darauf hin, dass die Wirtschaftlichkeit aufgrund der Ressourcenbündelung der Partner 
eines PPP-Projektes darin besteht, aus 1 + 1 das ominöse 3 zu machen. Mithin ist die Wirtschaft-
lichkeit eines PPP-Projektes als Subsystem mit der Wirtschaftlichkeit eines Systems grundsätz-
lich vergleichbar.  
 
Anhand von Forschungsergebnissen der Wirtschaftswissenschaft wurde der Nachweis erbracht, 
dass das Wirtschaftlichkeitsprinzip in seiner mathematischen Form einen Anspruch auf Objekti-
vität und Absolutheit enthält, welcher in der Perspektive eines Systems nicht realisiert werden 
kann. Weiterhin ist eine Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) ausschließlich in der Lage,    
monetär erfassbare Größen wiederzugeben. Die bei einem PPP-Projekt aufkommenden Wech-
selwirkungen können als qualitative Komponente der Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten 
monetär nicht erfasst werden. Demzufolge ist eine Fokussierung auf dieses Instrument zur Ana-
lyse der Wirtschaftlichkeit von PPP-Projekten im Dienstleistungsbereich als unsachgemäß zu 
diagnostizieren. 
 
In der Rechtswissenschaft wird bei der Auslegung der Wirtschaftlichkeit die Perspektive eines 
Systems/ Subsystems bisher nicht berücksichtigt. Darüber hinaus setzt die Rechtswissenschaft 
bei ihrer Auslegung ausnahmslos die normierte Wirtschaftlichkeit mit dem Wirtschaftlichkeits-
prinzip gleich. Eine solche Auslegung führt zu dem nicht nachvollziehbaren Ergebnis, dass die 
Wirtschaftlichkeit eines Systems/ Subsystems von der normierten Wirtschaftlichkeit nicht erfasst 
werden würde. Der Gesetzgeber hat aber in den vergangenen Jahrzehnten eine begriffliche Ände-
rung der normierten Wirtschaftlichkeit nicht für erforderlich gehalten. Stattdessen ist zu konsta-
tieren, dass PPP-Projekte zumindest in der Produktionswirtschaft intendiert realisiert wurden. 
Aus dieser Überlegung ergibt sich bereits, dass die bisherige Auslegungspraxis zur normierten 
Wirtschaftlichkeit nicht sachgemäß erfolgen kann. 
 
Bei der Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit vertritt die Rechtswissenschaft bisher die 
Ansicht, dass mit der Finanz- und Haushaltsreform in den 1960er Jahren der verrechtlichte wirt-
schaftswissenschaftliche Begriff der Wirtschaftlichkeit einen gewissen Bedeutungsinhalt hatte 
und dieser Bedeutungsinhalt zu einem eigenständigen rechtswissenschaftlichen Begriffsinhalt der 
normierten Wirtschaftlichkeit geführt hat. Aus dieser Argumentation ergibt sich, dass die nor-
                                                 
719  Vgl. § 4 lit. A, Punkt II, Punkt Nr. 2, Unterpunkt 2.4, lit. d). 
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mierte Wirtschaftlichkeit als statischer Begriff zu interpretieren wäre und der wirtschaftswissen-
schaftliche Begriff der Wirtschaftlichkeit mit dem rechtswissenschaftlichen Begriff der Wirt-
schaftlichkeit nicht unbedingt identisch ist. Dementsprechend würde beispielsweise die Wirt-
schaftlichkeit aus der Perspektive eines Systems eine Regelungslücke bei der Auslegung der 
normierten Wirtschaftlichkeit darstellen. 
 
Eine Analyse dieser juristischen Argumentationslinie zeigt allerdings, dass bereits vor der Finanz- 
und Haushaltsreform in den 1960er Jahren beispielsweise das Optimalprinzip oder die Wirtschaft-
lichkeit aus der Perspektive eines Systems in der Wirtschaftswissenschaft diskutiert wurde. 
Logische Konsequenz ist, dass dem Verfassungs-/ Gesetzgeber die Wirtschaftlichkeit aus der 
Perspektive eines Systems bekannt und von ihm auch normiert wurde. In der Folge ist bereits bei 
dieser Argumentationslinie eine Regelungslücke des Gesetzgebers zu verneinen. 
Indes ist dieses Ergebnis nach wie vor als unsachgemäße Auslegung der normierten Wirtschaft-
lichkeit zu qualifizieren. In der Wirtschaftswissenschaft wurde der Begriff der Wirtschaftlichkeit 
schon immer als dynamischer Begriff interpretiert. Auch gehörte es zum Wesen des Begriffs 
Wirtschaftlichkeit, dass die Wirtschaftlichkeit als eine Medaille zu verstehen ist, welche zwei 
gleichsam evidente Seiten enthält. Eine Auslegung der normierten Wirtschaftlichkeit gibt somit 
den Willen des Verfassungs-/ Gesetzgebers nur dann sachgemäß wieder, wenn die genannten As-
pekte bei der Auslegung berücksichtigt werden. 
 
In den langen Prozess der Auslegung wurden daher tatsächlich und bewusst so viele Redundan-
zen wie möglich eingebaut. Nur so war es möglich, alle Aspekte der Wirtschaftlichkeit aufeinan-
der zu beziehen, miteinander zu entwickeln und gegeneinander zu überprüfen. Bei der verfas-
sungsrechtlichen Fixierung der Wirtschaftlichkeit in Art. 114 II 1 GG hat der parlamentarische 
Gesetzgeber die Zielvorgabe geäußert, dass „… die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des öf-
fentlichen Haushaltsrechts, die überwiegend der Weimarer Zeit entstammen, dem inzwischen 
eingetretenen Wandel der politischen, wirtschaftlichen und technischen Verhältnisse anzupassen 
und im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwickeln …“ sind. Diese parlamentarische 
Vorgabe wurde in diesem Forschungsansatz beachtet und konsequent eingehalten.  
 
Einleitend wurden „die bisher geltenden Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts“ der 
Weimarer Zeit ermittelt. In diesem Rahmen fand eine wörtliche und systematisch-logische Aus-
einandersetzung mit der RHO und den RWB statt. Bei der Ermittlung der „bisher geltenden 
Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts der Weimarer Zeit“ gelangte diese Unter-
suchung zu dem Ergebnis, dass der RHO-Gesetzgeber aufgrund der sozio-ökonomischen Rah-
menbedingungen die (absolute und relative) Sparsamkeit als besonderen Rechtsgrundsatz der 
RHO und seinen Nebenbestimmungen gewählt hat.720 Nachdem die Sparsamkeit als „bisher gel-
tende(r) Rechtsgrundsatz des öffentlichen Haushaltsrechts (…) der Weimarer Zeit“ festgestellt 
wurde, galt es für den weiteren Forschungsverlauf, den Inhalt der RHO-Wirtschaftlichkeit mittel-
                                                 
720  Vgl. § 4 - Erste Forschungshypothese. 
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bar über den RHO-Grundsatz der (relativen) Sparsamkeit durch eine wörtliche und systematisch-
logische Auslegung zu bestimmen. 
 
Die Feststellung der Sparsamkeit als besonderem Rechtsgrundsatz der RHO sowie die wörtliche 
Auslegung der §§ 17, 26 und 96 I Nr. 4 RHO zeigten zunächst, dass der Rechtsgrundsatz der 
Sparsamkeit sich auf die Ausgabenseite konzentrierte. Allerdings verdeutlicht die systematisch-
logische Auslegung der §§ 26 RHO i. V. m. § 16 RWB, § 20 RWB sowie § 24, § 28, § 30, §§ 34, 
24 RHO i. V. m. § 6 Abs. 13 RWB, § 45 i. V. m. § 14, § 47 V, § 51, § 65, § 96 I Nr. 3 und § 100 
I RHO auch, dass sich der RHO-Gesetzgeber nicht ausschließlich an dieser Seite orientiert hat. 
Leitbild des besonderen Rechtsgrundsatzes der Sparsamkeit war gemäß §§ 25, 29 I RHO auch, 
dass die öffentlichen Einnahmen zumindest die öffentlichen Ausgaben decken sollen. Für die 
Einnahmenseite hat der RHO-Gesetzgeber daher ein Vertrags-, Forderungs-, Kosten- Vermö-
gens- und Zahlungsmanagement in der RHO initiiert sowie die parlamentarische Vorgabe geäu-
ßert, dass die Arbeits- und Ablauforganisation des Staates soweit wie möglich zu verbessern ist. 
 
Diese Auslegung verdeutlichte, dass der RHO-Gesetzgeber den besonderen Rechtsgrundsatz der 
(absoluten und relativen) Sparsamkeit ganz anders verstanden hat, als es heute üblich ist. In die-
sem Sinne hat der RHO-Gesetzgeber den besonderen Haushaltsgrundsatz der (relativen) 
Sparsamkeit als eine Entscheidung qualifiziert. Entsprechend dem damaligen Stand in der Wirt-
schaftswissenschaft wurde die Entscheidung, relativ zu sparen, mit der Wirtschaftlichkeit aus der 
entscheidungsorientierten Perspektive sprachlich kombiniert. Der Wirtschaftlichkeit kam somit in 
der RHO die Funktion zu, das Ob und/oder das Wie der einzelnen Facetten des Rechtsgrundsatz-
es der (relativen) Sparsamkeit aus den jeweils möglichen Perspektiven in der jeweils durchführ-
baren Relation sprachlich zu konkretisieren.721 
 
In diesem Kontext wurde mit den zentralen Vorschriften die Vorgabe geäußert, dass bei der Be-
schaffung von Sachgütern zunächst zurückhaltend (§ 17 i. V. m. § 26 RHO sowie § 96 I Nr. 4 
RHO) sodann besonnen (§ 17 RHO i. V. m. § 26 RHO sowie § 96 I Nr. 4 RHO i. V. m. § 96 I Nr. 
3 RHO) zu verfahren ist und der größte Nutzen mit den geringsten Kosten zu erreichen ist (§ 26 
RHO sowie § 96 I Nr. 3 RHO). Dieses gebietet, die Wirtschaftlichkeit innerhalb der tatsächlichen 
Möglichkeiten eine bestmögliche Verwirklichung einer Nutzenerweiterung (N) und Kosten-
senkung (K) anzustreben. Damit sollte der besondere Rechtsgrundsatz der (absoluten) 
Sparsamkeit der (relativen) Sparsamkeit in Kombination mit der normierten Wirtschaftlichkeit in 
der RHO vordergründig berücksichtigt werden bzw. war vorgeschaltet und es sollte keine falsche 
Sparsamkeit geben.722  
 
Der besondere Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit fand in § 17  RHO i. V. m. § 26 RHO sowie § 96 
RHO seinen haushaltsrechtlichen Schwerpunkt. § 17 i. V. m. § 26 RHO wäre nach heutigem Ver-
ständnis für die Exekutive als Generalklausel zu interpretieren.723 
  
                                                 
721  Vgl. § 4 - Zweite Forschungshypothese. 
722  Vgl. § 4 - Dritte Forschungshypothese. 
723  Vgl. § 4 - Vierte Forschungshypothese. 
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Weiterhin hat der RHO-Gesetzgeber zwischen § 17 i. V. m. § 26  RHO sowie § 96  RHO eine 
spiegelbildliche Abstimmung der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation mit der Prüfungstätig-
keit des Rechnungshofes in seinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen vorgenommen.724 
 
Für den weiteren Verlauf der rechtswissenschaftlichen Untersuchung wurde der parlamen-
tarischen Vorgabe gefolgt, dass der besondere Rechtsgrundsatz der Sparsamkeit in der Kombina-
tion mit der Wirtschaftlichkeit aus der RHO „… anzupassen und im Sinne neuzeitlicher 
Anforderungen weiterzuentwickeln…“ ist.  
 
Zur Rekonstruierung des Transformationsprozesses wurden § 17 i. V. m. § 26 RHO und § 96 
RHO als zentrale Normen des Haushaltsrechts der Weimarer Zeit und das Transformations-
ergebnis als wesentliche Orientierungspunkte der verfassungsrechtlichen Transformation heran-
gezogen. Der RHO-Gesetzgeber sah entsprechend den damaligen Verhältnissen die Vermeidung 
bzw. Begrenzung von Aufgaben/ Ausgaben als probates finanzpolitisches Mittel an.  
 
Im Hinblick auf „… den inzwischen eingetretenen Wandel der wirtschaftlichen Verhältnisse …“ 
wurde die Finanz- und Haushaltsreform in den 1960er Jahren von dem Leitbild getragen, dass die 
Finanzpolitik mit den Zielen der Wirtschafts- und Sozialpolitik in Einklang gebracht werden 
könnte. Um Konjunktur- und Strukturschwankungen in der Wirtschaft begegnen zu können, soll-
te mit einer gezielten Ausgabe von Finanzmitteln in den Konjunkturkreislauf eingegriffen 
werden. Ein etwaiger negativer Saldo zwischen öffentlichen Einnahmen und Ausgaben sollte da-
bei bewusst in Kauf genommen werden. In den 1960er Jahren war folglich eine anstandslose 
Übernahme des bisher entwickelten Rechtszustandes der Weimarer Zeit verfehlt. Dementspre-
chend war der vorgeschaltete besondere Rechtsgrundsatz der (absoluten) Sparsamkeit in der 
RHO nicht für diese Finanz- und Haushaltsreform geeignet.725 
 
Die weitere Vorgabe des parlamentarischen Gesetzgebers lautete, dass der besondere Rechts-
grundsatz der Sparsamkeit sowie die normierte Wirtschaftlichkeit der RHO „… anzupassen und 
im Sinne neuzeitlicher Anforderungen weiterzuentwickeln …“ sind. Als Ergebnis der Anpassung 
und Weiterentwicklung wurde nicht die Sparsamkeit, sondern die Wirtschaftlichkeit als Prü-
fungsmaßstab des Bundesrechnungshofes in Art. 114 II 1 GG wörtlich aufgeführt. Damit hat der 
Verfassungsgeber zur Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation keine ausdrückliche Stellung be-
zogen. Bei der Auslegung des Art. 114 II 1 GG stellte sich daher die Frage, ob der Verfas-
sungsgeber – wider den positiven Erfahrungen des „öffentlichen Haushaltsrechts der Weimarer 
Zeit“ – auf eine Abstimmung der Prüfungstätigkeit des BRH zur Wirtschaftlichkeit der Staatsge-
walten auf der Verfassungsebene verzichten wollte. 
 
Der Reformgesetzgeber betonte in den damaligen Sitzungsprotokollen des Deutschen Bundes-
tages sowie den entsprechenden Gesetzesentwürfen, dass durch die Finanz- und Haushaltsreform 
den Prinzipien des modernen Managements in den Behörden Rechnung getragen und die mo-
                                                 
724  Vgl. § 4 - Fünfte Forschungshypothese. 
725  Vgl. § 4 - Sechste Forschungshypothese. 
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dernsten Mittel in der öffentlichen Verwaltung auch wirklich eingesetzt werden sollen. Auch war 
es für den Verfassungsgeber nicht einzusehen, warum für die öffentliche Verwaltung nicht auch 
die Prinzipien gelten sollen, welche für jeden modernen Großbetrieb maßgeblich sind. Dabei soll-
te die Finanzverfassung so gestaltet werden, dass sie auch den Anforderungen von morgen 
gerecht werden sollte. Zudem sollte eine möglichst übersichtliche Gestaltung der Haushalts-
bestimmungen dazu führen, dass es für einen durchschnittlich interessierten Staatsbürger leicht 
möglich ist, die Grundlinien der Haushaltsgestaltung in einer prägnanten Weise zu erfassen. 
Schließlich bestand eines der Ziele der Finanz- und Haushaltsreform darin, dass der wirtschaft-
liche Einsatz der öffentlichen Mittel mit einem Höchstmaß an Wirksamkeit gewährleistet sein 
sollte.  
 
In der Gesamtschau stellte die Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation eine herausragende Be-
deutung für den Verfassungsgeber während der Reformen dar, so dass erhebliche Zweifel aufka-
men, ob der Reformgesetzgeber auf der Verfassungsebene eine Abstimmung der Prüfungstätig-
keit des BRH zur Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation auf der Verfassungsebene aufgeben 
wollte. 
 
Zur Verdeutlichung des Transformationsprozesses wurde anfänglich der wirtschaftswissenschaft-
liche Diskussionsstand zum Begriff der Wirtschaftlichkeit sowie die rechtswissenschaftliche 
Auseinandersetzung zur Prüfungstätigkeit des Bundesrechnungshofes während der Finanz- und 
Haushaltsreform skizziert. Die Ausführungen von H. Brede beinhalten letztlich ein Plädoyer, den 
Begriff der Wirtschaftlichkeit in den Wirtschaftswissenschaften möglichst weit auszulegen. Er 
ordnet die Entscheidung eines Wirtschaftssubjektes kein Geld auszugeben als Sparsamkeit ein 
und jede Überlegung zum „Ob“ und „Wie“ einer Geldausgabe als Wirtschaftlichkeit. Eine Ver-
kürzung auf das Wirtschaftlichkeitsprinzip wurde von ihm gerade nicht vorgenommen. Die 
Rekonstruktion des Transformationsprozesses für den Bundesrechnungshof verdeutlichte, dass 
ausschließlich die in § 96 I Nr. 3 RHO normierte Wirtschaftlichkeit in der Lage gewesen wäre, 
den Zeitgeist der 1960er Jahre auf der Verfassungsebene wiederzugeben. Demgegenüber stand 
für die Staatsgewalten die in § 26 RHO normierte Wirtschaftlichkeit mit dem Leitbild der Finanz- 
und Haushaltsreform in Einklang. 
  
Es stellte sich daher die zentrale Frage, aus welcher Vorschrift der damalige Reformgesetzgeber 
die Wirtschaftlichkeit auf die Verfassungsebene rezipiert hat. Als Möglichkeiten standen dem 
Verfassungsgeber das damalige Bundesrechnungshofgesetz (BRHG) als entsprechendes Bundes-
recht sowie die normierte Wirtschaftlichkeit in § 96 RHO oder in § 26 RHO zur Verfügung. 
Diese Auseinandersetzung zeigte, dass für den Verfassungsgeber als „bisher geltende(r) Rechts-
grundsatz des öffentlichen Haushaltsrechts, welcher der Weimarer Zeit entstamm(te), ausschließ-
lich die Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO in Betracht kam. Damit hat der Reformgesetzgeber die 
Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO aus dem besonderen Rechtsgrundsatz der (relativen) Sparsam-
keit isoliert und auf Verfassungsebene „angepasst‟ und „weiterentwickelt‟.726  
 
Die Wirtschaftlichkeit des § 26 RHO war aber ursprünglich für die Staatsgewalten etabliert wor-
den. Der RHO-Gesetzgeber sah dabei den besonderen Charakter dieser Vorschrift darin, dass 
eine Nichtbeachtung der „sparsamen Wirtschaftsführung“ wie die jedes anderen Gesetzes ver-
                                                 
726  Vgl. § 4 - Siebte Forschungshypothese. 
  
Seite 133 
 
 
 
 
 
folgt werden sollte. Wenn der Reformgesetzgeber in den 1960er Jahren die Wirtschaftlichkeit des 
§ 26 RHO auf die Verfassungsebene transformiert hat, dann wollte der Verfassungsgeber mit der 
Prüfungstätigkeit des BRH auch zum Ausdruck bringen, dass die Wirtschaftlichkeit der Staats-
organisation ebenfalls berücksichtigt werden soll.727 Entsprechend der parlamentarischen Zielvor-
gabe konnte während der Finanz- und Haushaltsreform ausschließlich die Rezeption der 
Wirtschaftlichkeit aus § 26 RHO in den Art. 114 II 1 GG gewährleisten, dass eine rechtliche Ab-
stimmung der Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation mit der Prüfungstätigkeit des BRH nicht 
nur auf der einfach-gesetzlichen, sondern auch auf der verfassungsrechtlichen Ebene gelingt. Die 
Fixierung der Prüfungstätigkeit des BRH in Art. 114 II 1 GG ist folglich als äußerst prägnantes 
und reflektiertes Verhalten des Verfassungsgebers zu bewerten. 
 
Zur Kontrolle wurde daher Art. 114 II 1 GG im systematisch-logischen Zusammenhang zu Art. 
114 I GG ausgelegt. Die Rechtswissenschaft bezeichnet Art. 114 I GG als „Kontrollobjekt“ und 
Art. 114 II GG als „Kontrollmaßstab“. Aufgrund des gewählten Wortlautes des Verfassungsge-
bers ist es allerdings sachgerechter, vom kleineren (Prüfungsmaßstab des BRH) auf das größere 
(Wirtschaftlichkeit der Staatsorganisation) zu sprechen. Insofern enthält Art. 114 I GG i. V. m. 
Art. 114 II GG für die Staatsgewalten die Vorgabe, wirtschaftlich zu verfahren und Art. 114 II 
GG den entsprechenden Prüfungsmaßstab für den Bundesrechnungshof. Als Transformations-
ergebnis ist somit zu vermerken, dass der Verfassungsgeber in Art. 114 GG eine verfassungs-
rechtliche Wirtschaftlichkeit verankert hat.728 Die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG sichert als 
abstrakter Wertmaßstab konstruktiv, stabil und dauerhaft sowohl die treuhänderische Verwen-
dung von öffentlichen Mitteln als auch die Intensität der Zielverwirklichung durch den 
Gesetzgeber bzw. die Exekutive.  
 
In rechtssystematischer Hinsicht hat dies zur Folge, dass die Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG 
als verfassungsrechtliches Gebot zu interpretieren ist.729 Die verfassungsrechtliche Wirtschaftlich-
keit erhält ihren Bedeutungsinhalt zunächst allein aus der Verfassung.730 Eine präzise Regelung 
der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit hätte für den Reformgesetzgeber den Rahmen ver-
fassungsrechtlicher Regelbarkeit gesprengt. Diese Forderung nach Allgemeingültigkeit, Grund-
sätzlichkeit und Beständigkeit bedingt einen hohen Abstraktionsgrad der grundgesetzlichen For-
mulierungen. Daher ist die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit als unbestimmter Rechts-
begriff zu qualifizieren.731 
 
Die erste Seite der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeitsmedaille ist durch eine gemein-
wohlorientierte Zielausrichtung geprägt. In einer Demokratie verwirklicht der parlamentarische 
Gesetzgeber letztlich die gemeinwohlorientierte Zielvorgabe. Hierbei kann er jede Perspektive 
der Wirtschaftlichkeit einnehmen, solange er die gemeinwohlorientierte Zielvorgabe wahrt. In-
                                                 
727  Vgl. § 4 - Achte Forschungshypothese. 
728  Vgl. § 4 - Neunte Forschungshypothese. 
729  Vgl. § 4 - Zehnte Forschungshypothese. 
730  Vgl. § 4 - Elfte Forschungshypothese.  
731  Vgl. § 4 - Zwölfte Forschungshypothese. 
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folgedessen ist die Vorderseite der Medaille Wirtschaftlichkeit offen zu interpretieren.732 Daraus 
resultiert, dass der Reformgesetzgeber mit der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG möglichst viele 
Tatbestände erfassen wollte. Infolgedessen ist die verfassungsrechtliche Wirtschaftlichkeit für die 
Staatsgewalten als Generalklausel zu bewerten (vgl. Art. 114 I GG i. V. m. Art. 114 II GG).733  
 
Die normierte Wirtschaftlichkeit erfährt durch ein entsprechendes Werturteil der demokratisch 
legitimierten Entscheidungsträger ihre ersten Konturen. Entsprechend der Vorgabe des Verfas-
sungsgebers sollen die Entscheidungsträger ihr Werturteil nach den tatsächlichen Möglichkeiten 
bestmöglich für das Gemeinwohl realisieren. Hierfür müssen den Entscheidungsträgern in einem 
bestimmten Augenblick die realisierbaren und allein in Frage kommenden Möglichkeiten be-
kannt sein. Erst dann haben sie die Handhabe, den Erfolg der verschiedenen Möglichkeiten zu 
vergleichen. Die normierte Wirtschaftlichkeit kann daher nur eine Auswahl von bekannten Mög-
lichkeiten darstellen. 
  
Als relative Wirtschaftlichkeit erfährt der Begriff Wirtschaftlichkeit durch die umgangssprachli-
che Verwendung des Begriffs Wirtschaftlichkeit, durch die Grundrelation der Wirtschaftlichkeit, 
durch die Opportunitätskosten, partiell durch das Wirtschaftlichkeitsprinzip sowie dem Erkennt-
nisfortschritt der Wirtschaftswissenschaften eine Präzisierung. Diese Aufzählung verdeutlicht, 
dass es keine einzig-richtige Wirtschaftlichkeit gibt, sondern die normierte Wirtschaftlichkeit 
verschiedene Erfassungsmöglichkeiten enthält.734 In diesem Sinne stellt das Wirtschaftlichkeits-
prinzip theoretisch die intensivste Relation des Grenznutzens dar. Es ist daher in einem gewissen 
Sinne nachvollziehbar, wenn die bisherige Auslegungspraxis zugunsten des Gesetzgebers die 
normierte Wirtschaftlichkeit mit dem Wirtschaftlichkeitsprinzip gleichsetzen möchte.  
 
Der Verfassungsgeber hätte während der Finanz- und Haushaltsreform bzw. mit § 97 V GWB das 
Wirtschaftlichkeitsprinzip normieren können. Stattdessen hat er am Begriff der Wirtschaftlichkeit 
festgehalten. Dem Verfassungsgeber war somit bewusst, dass die Realisierung einer absoluten 
Wirtschaftlichkeit in den seltensten Fällen von den Entscheidungsträgern verwirklicht werden 
kann. Demzufolge ist die normierte Wirtschaftlichkeit als Nutzenerweiterung (N) und Kosten-
senkung (K) zu interpretieren, welche nach besten Kräften zu realisieren ist. Indes ist die 
Wirtschaftswissenschaft nicht bei dem Wirtschaftlichkeitsprinzip stehengeblieben. Zur Bestim-
mung der maximal wahrscheinlichen Wirtschaftlichkeit wäre beispielsweise denkbar, dass 
Instrumente der Wahrscheinlichkeitsrechnung (z. B. Likelihood-Methode) angewendet wird. 
 
Die Gleichsetzung der normierten Wirtschaftlichkeit mit dem Wirtschaftlichkeitsprinzip führt 
folglich zu einer erheblichen Verkürzung des Bedeutungsinhalts der normierten Wirtschaft-
lichkeit. Eine solche Auslegungspraxis steht im klaren Widerspruch zur Intention des 
Verfassungsgebers/ Gesetzgebers. Zudem wurden die Begriffe Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit während der Reformen in den 1960er Jahren in der Wirtschaftswissenschaft als dynamische 
Begriffe interpretiert. Rechtsdogmatisch enthält die Verrechtlichung der Wirtschaftlichkeit in Art. 
114 GG folglich die Übernahme eines dynamischen Begriffs. Daraus resultiert, dass die Rege-
lungsintensität der Wirtschaftlichkeit des Art. 114 GG nicht statisch auszulegen ist, sondern sich 
                                                 
732  Vgl. § 4 - Dreizehnte Forschungshypothese. 
733  Vgl. § 4 - Vierzehnte Forschungshypothese. 
734  Vgl. § 4 - Fünfzehnte Forschungshypothese. 
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mit einem verbesserten Erkenntnisstand der Wirtschaftswissenschaften verändert und dass sie be-
reichsspezifisch variieren kann.735 
 
Die Vorgaben der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeitsmedaille können auf der Kehrseite 
nur realisiert werden, wenn die gemeinwohlorientierte Zielausrichtung des Staates in einer Wirt-
schaftlichkeitskontrolle operationabel ist. Die gemeinwohlorientierte Gesamtwirtschaftlichkeit 
bzw. die Erfassung der gesamtwirtschaftlichen Wechselwirkungen ist eine Aufgabe, welche hin-
sichtlich der Kehrseite der Wirtschaftlichkeitsmedaille bzw. der Prüfung durch den BRH zurzeit 
nicht operationabel ist. Zudem enthält die Vorgabe der Wirtschaftlichkeit, dass in der jeweils 
möglichen Perspektive in der jeweils durchführbaren Relation die realisierte Wirtschaftlichkeit zu 
konkretisieren ist. Insofern kann die Kehrseite der Medaille Wirtschaftlichkeit nicht ausschließ-
lich eine Dimension der Wirtschaftlichkeit berücksichtigen. Anhand der tatsächlichen Möglich-
keiten sind daher möglichst viele Dimensionen der Wirtschaftlichkeit zu verwenden. Durch diese 
Vorgabe ist sichergestellt, dass das Handeln der Staatsgewalten messbar und im gewissen Aus-
maße für den Bürger voraussehbar und berechenbar ist sowie, dass eine Kontrolle durch den 
Bundesrechnungshof ermöglicht wird.736 
 
In der Literatur wird hinsichtlich der Feststellung/ Prüfung der Wirtschaftlichkeit von PPP-
Projekten kritisiert, dass diese nicht immer durch eine Kosten- und Leistungsrelation (KLR) un-
termauert wurde. Wie bei der Vorderseite der Medaille Wirtschaftlichkeit möchte die Rechts-
wissenschaft auch für die Rückseite der Medaille Wirtschaftlichkeit die scheinbar intensivste 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung angewendet wissen.737 Zu der zweiten evidenten Seite der Wirt-
schaftlichkeitsmedaille hat der Gesetzgeber allerdings in § 7 II BHO vorgegeben, dass ange-
messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vorzunehmen sind. Die Angemessenheit enthält, dass 
die Wirtschaftlichkeit soweit wie möglich festzustellen ist. 
  
Während der Finanz- und Haushaltsreform wurde die Wirtschaftlichkeit neben dem Grundgesetz 
in den einfach-gesetzlichen Vorschriften abstimmungsgleich normiert. Zwischen der einfach-ge-
setzlich normierten Wirtschaftlichkeit und der verfassungsrechtlichen Wirtschaftlichkeit bestehen 
keine Divergenzen.738 In dieser Linie bestätigt die Analyse des Transformationsprozesses, dass die 
Sparsamkeit in § 17 RHO i. V. m. § 26 sowie § 96 I Nr. 4 RHO vom Verfassungsgeber bewusst 
außer Acht gelassen wurde.739 Es wäre bei der Finanz- und Haushaltsreform aber ebenso verfehlt 
gewesen, Rechtsgrundsätze des öffentlichen Haushaltsrechts aufzugeben, welche sich als gut und 
erfolgreich bewährt haben. Die Interpretation des besonderen RHO-Rechtsgrundsatzes der Spar-
                                                 
735  Vgl. § 4 - Sechzehnte Forschungshypothese. 
736  Vgl. § 4 - Siebzehnte Forschungshypothese. 
737  Die gegenwärtige energiepolitische Diskussion verdeutlicht beispielsweise die Möglichkeit, 
dass eine KLR zunehmend durch eine Energie˗Rechnung modifiziert, ergänzt oder ersetzt wer-
den könnte.  
738  Vgl. § 4 - Achtzehnte Forschungshypothese. 
739  Vgl. § 4 - Neunzehnte Forschungshypothese. 
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samkeit, dass zunächst keine Ausgaben zu tätigen sind, wurde vom Reformgesetzgeber als altbe-
währte haushaltsrechtliche Reserve eingeordnet. 
 
Abweichend von Art. 114 II 1 GG normierte daher der Verfassungsgeber in § 90 Nr. 3 BHO zu-
sätzlich die (absolute) Sparsamkeit. Ferner wurden in § 6 I HGrG und § 7 I BHO nicht mehr das 
Ziel Wirtschaftlichkeit, sondern die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit (für die relative Sparsam-
keit) und (absolute) Sparsamkeit aufgeführt. Im Gesetzgebungsverfahren erfuhren die gleich 
lautenden Vorschriften des § 6 I HGrG und § 7 I BHO eine redaktionelle Änderung. Mit dieser 
Änderung hat der Reformgesetzgeber nochmals die haushaltsrechtliche Verbundenheit der beiden 
Grundsätze bzw. ihre sprachliche Kombination betont. Da aber die Wirtschaftlichkeit auf der 
Verfassungsebene angesiedelt und die (absolute) Sparsamkeit auf einer einfach-gesetzlichen 
Ebene eingeordnet wurde, ergibt sich aus dieser Vorgehensweise, dass der Reformgesetzgeber – 
abweichend vom RHO-Gesetzgeber – den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit dem Grundsatz der 
(absoluten) Sparsamkeit vorgeschaltet hat.740  
 
Diese Auslegung findet sodann ihre grammatikalische Bestätigung, indem der Reformgesetz-
geber zuerst die Wirtschaftlichkeit und dann die (absolute) Sparsamkeit in seinen einfach-
gesetzlichen Gesetzestexten nennt.741 In Anlehnung an die Sparsamkeit der RHO ergibt sich für 
die sprachliche Verbundenheit der beiden Haushaltsgrundsätze in § 6 I HGrG und § 7 I BHO so-
dann, dass die Entscheidungsträger sich bei Aufgaben/ Ausgaben zunächst zurückhaltend 
verhalten sollen. Für Aufgaben/ Ausgaben, die notwendigerweise vorgenommen werden müssen, 
bedarf es folglich der Setzung eines Schwerpunktes sowie eine entsprechende umsichtige Gestal-
tung der Aufgaben- und Ablauforganisation. Dies hat nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
bzw. der relativen Sparsamkeit zu erfolgen. Damit hat der Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht, 
dass er keine falsche Sparsamkeit haben möchte.742 
 
Aus dem rechtswissenschaftlichen Forschungsergebnis ergibt sich somit, dass zwischen dem 
wirtschafts- und dem rechtswissenschaftlichen Terminus Wirtschaftlichkeit lediglich der Unter-
schied besteht, dass die rechtswissenschaftliche Vorderseite der Medaille Wirtschaftlichkeit     
am Gemeinwohl auszurichten ist. Aufgrund der bewusst weiten Vorgabe des Verfassungs- bzw. 
Gesetzgebers, dass die Wirtschaftlichkeit als bestmögliche Nutzenerweiterung (N) und Kosten-
senkung (K) zu verstehen ist, besteht zwischen den beiden Disziplinen grundsätzlich eine 
inhaltliche Übereinstimmung, solange der Verfassungs- bzw. Gesetzgeber nicht etwas anderes 
verlauten lässt.  
 
§ 6 Gestaltungsempfehlung 
In der Rechtswissenschaft erscheint eine forschungsmethodische Auseinandersetzung mit einem 
„Kanon der interdisziplinären Auslegung“ geboten. Die Auseinandersetzung mit der in Art. 114 
GG verankerten Wirtschaftlichkeit hat gezeigt, dass die normierte Wirtschaftlichkeit auf der 
Fachsprache der Wirtschaftswissenschaften beruht und aufgrund ihrer Dynamik nicht ausschließ-
lich nach rechtswissenschaftlichen Kriterien zu beurteilen ist. Nach dem Willen des Verfassungs-
                                                 
740  Vgl. § 4 - Zwanzigste Forschungshypothese. 
741  Vgl. § 4 - Einundzwanzigste Forschungshypothese. 
742  Vgl. § 4 - Zweiundzwanzigste Forschungshypothese. 
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gebers/Gesetzgebers kommt den Wirtschaftswissenschaften die Funktion zu, die normierte Wirt-
schaftlichkeit mit ihren Erkenntnissen stetig zu verbessern. Damit liegt eine handfeste Begrün-
dung des Verfassungsgebers/Gesetzgebers vor, weshalb beispielsweise die normierte Wirtschaft-
lichkeit von PPP-Projekten im Dienstleistungsbereich innerhalb der Staatsaufgabe der Inneren 
Sicherheit mit dem übereinzustimmen hat, was in der Wirtschaftswissenschaft als Wirtschaft-
lichkeit von PPP-Projekten verstanden wird.  
 
Der Wille des Verfassungsgebers/Gesetzgebers kann freilich nicht dahingehend ausgelegt wer-
den, dass ausschließlich die Wirtschaftswissenschaft den Begriff der normierten Wirtschaft-
lichkeit zu verbessern hätte. Anders gefragt: Was ist, wenn beispielsweise die Genetik oder die 
Kybernetik im Rahmen ihrer Forschung ˗ quasi als ein Nebenprodukt ˗ die Wirtschaftlichkeit von 
Wechselwirkungen genau benennen und/oder analysieren kann? Ein Monopol der Wirtschafts-
wissenschaften bei der Entwicklung der normierten Wirtschaftlichkeit wäre in diesen Fällen für 
den Verfassungsgeber/Gesetzgeber unwirtschaftlich und entspräche folglich nicht seinem Willen.  
 
Der vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass die normierte Wirtschaftlichkeit zentral von dem Willen 
des Verfassungsgebers/Gesetzgebers getragen wird, dass er für zukünftige Anforderungen ge-
wappnet sein möchte. Dies ist nur durch eine entsprechende Anpassungsfähigkeit gewährleistet. 
Hierbei hat der Verfassungsgeber/Gesetzgeber nicht isoliert auf die Ziele der Wirtschaftspolitik 
abgestellt, sondern auf einen Einklang der Ziele von der Wirtschaftspolitik und Finanzpolitik und 
Sozialpolitik. Die damit einhergehende notwendige Abstimmung verschiedener wissenschaftli-
cher Disziplinen spiegelt den Geist einer Kooperation wieder. Im Ergebnis des Diskurses 
verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen sollen für den Verfassungsgeber/Gesetzgeber neue 
politische Gestaltungsspielräume eröffnet werden, mit denen er den Anforderungen der Zukunft 
begegnen kann. 
 
Dynamische Begriffe werfen somit für die Rechtswissenschaft die Notwendigkeit auf, dass eine 
Brücke zwischen der Rechtswissenschaft und der betroffenen wissenschaftlichen Disziplin er-
stellt werden muss. Wenn eine andere wissenschaftliche Disziplin im Rahmen ihrer Möglichkeit 
die normierte Wirtschaftlichkeit verbessern kann, dann entspricht es gerade dem Wesen der Dy-
namik der normierten Wirtschaftlichkeit, dass diese Erkenntnis von der normierten Wirtschaft-
lichkeit inkorporiert und von der Rechtswissenschaft bewertet wird.  
 
Ist die Wirtschaftswissenschaft in diesem Sinne in der Lage, im Einklang mit dem Gesetzgeber 
die Wirtschaftlichkeit zu konkretisieren oder einen eindeutigen Wirtschaftlichkeitsnachweis zu 
erbringen, dann führt die dynamische Interpretation der normierten Wirtschaftlichkeit zu einer 
Übernahme der zetetischen Erkenntnisse der Wirtschaftswissenschaft durch die Rechtswissen-
schaft. Kann demgegenüber die Wirtschaftswissenschaft lediglich eine Prognose über die 
Wirtschaftlichkeit erbringen, dann führt die dynamische Interpretation dazu, dass die Integration 
nur dann im Einklang mit dem Willen des Verfassungsgebers/ Gesetzgeber steht, wenn die Wirt-
schaftswissenschaft für die Rechtswissenschaft eine überzeugende Begründung für ihre Prognose 
liefern kann.  
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Da die Jurisprudenz dem Willen des Gesetzgebers und im weiteren Verlauf der Praxis verpflich-
tet ist, steht die Rechtswissenschaft folglich bei dem  „Kanon der interdisziplinären Auslegung“ 
vor der schwierigen Aufgabe, die Materie einer anderen wissenschaftlichen Disziplin aufzuneh-
men und im Anschluss gegebenenfalls die Unzulänglichkeit/Praxisuntauglichkeit dieser 
zetetischen Erkenntnisse  einer anderen wissenschaftlichen Disziplin zu bewerten/ benennen. 
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